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132. Sitzung 

Bonn, den 18. April 1985 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich folgen-
des mitteilen: Am 3. April hat der Abgeordnete 
Hanz (Dahlen) seinen 60. Geburtstag gefeiert, am 
11. April hat der Abgeordnete Franke (Hannover) 
seinen 72. Geburtstag gefeiert, und heute, am 
18. April, feiert der Abgeordnete Schmidt (Watten-
scheid) seinen 60. Geburtstag. Ich darf den Kollegen 
namens des Hauses meine besten Glückwünsche 
übermitteln. 

(Beifall) 

Am 17. April 1985 haben die Herren Lange und 
Auhagen die Mitgliedschaft im Deutschen Bundes-
tag erworben. Ich begrüße die neuen Kollegen und 
wünsche gute Zusammenarbeit. 

(Beifall) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
der Entwurf eines Hinterbliebenenrenten- und 
Erziehungszeiten-Gesetzes auf der Drucksache 
10/2677 nachträglich auch dem Rechtsausschuß zur 
Mitberatung überwiesen werden. Sind Sie damit 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; dann ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, auf der Ehrentribüne 
hat eine Delegation des Obersten Sowjets der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken unter dem 
Vorsitz des Sekretärs des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion, Herrn 
Michail Wassiljewitsch Simjanin, Platz genommen. 
Herr Vorsitzender, verehrte Delegation, ich habe 
die Ehre, Sie im Deutschen Bundestag herzlich will-
kommen zu heißen. 

(Beifall) 

Mit Ihrem Besuch in der Bundesrepublik 
Deutschland erfahren die parlamentarischen Bezie-
hungen unserer Länder ihre langerwartete Wieder-
belebung. Ich begrüße dies nachdrücklich und 
werte es — ebenso wie Ihre Einladung zu einem 
Besuch in der Sowjetunion, die ich gerne angenom-
men habe — als ein gutes Zeichen nicht nur für die 
parlamentarischen Beziehungen zwischen unseren 
Ländern, sondern auch für die Entwicklung der 
deutsch-sowjetischen Beziehungen insgesamt. 

Mit besonderer Dankbarkeit habe ich vermerkt, 
daß auch ein Mitglied Ihrer Delegation heute mor-
gen an der Trauerfeier für unseren verstorbenen 
ehemaligen Kollegen Dr. Werner Mertes teilnimmt, 
der sich als langjähriger Vorsitzender der deutsch-
sowjetischen Parlamentariergruppe um die Ver-
ständigung zwischen unseren Parlamenten und 
Völkern verdient gemacht hat. 

Ich wünsche Ihrer Delegation im Namen des gan-
zen Hauses noch einen angenehmen Aufenthalt in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall) 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung 
Strategische Verteidigungsinitiative der Ver-
einigten Staaten von Amerika 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung sind für die Beratung drei 
Stunden vorgesehen. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Ich erteile das Wort dem Herrn Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Strategi-
sche Verteidigungsinitiative — SDI — von Präsi-
dent Reagan wird das beherrschende sicherheitspo-
litische Problem der vor uns liegenden Jahre sein 
und wird ganz maßgeblich das Ost-West-Verhältnis, 
aber auch in einer besonderen Weise das Verhältnis 
der Vereinigten Staaten von Amerika zu Europa 
beeinflussen. 

In seiner Rede vom 23. März 1983 hat der ameri-
kanische Präsident dazu aufgerufen, zu erforschen, 
ob es mit Hilfe moderner Technologien möglich 
sein könnte, von nuklearen Offensivwaffen unab-
hängiger zu werden, ohne die Sicherheit zu gefähr-
den. In einer weit in die Zukunft gerichteten Vision 
hat er der jetzt gültigen Strategie der Abschrek-
kung durch gegenseitige Zerstörungsfähigkeit mit 
Nuklearwaffen das Modell der gesicherten Verteidi-
gungsfähigkeit mit nichtnuklearen Waffen entge-
gengestellt. 
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Bundeskanzler Dr. Kohl 
Jeder, meine Damen und Herren, der ernsthaft 

eine umfassende Verringerung der Nuklearwaffen-
potentiale in der Welt will, und jeder, der Vorbe-
halte gegen die nukleare Abschreckungsstrategie 
hat, die für uns heute und in absehbarer Zeit noch 
unverzichtbar ist, sollte über alle angebotenen al-
ternativen Möglichkeiten der Friedenssicherung 
und der Kriegsverhinderung aufs sorgfältigste 
nachdenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Jede Möglichkeit, sich vom düsteren Drohbild ei-
nes nuklearen Holocaust als letztem Mittel der 
Kriegsverhinderung zu entfernen, verdient gewis-
senhafte Prüfung. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Die sowje

-

tische Delegation geht gerade!) 

Heute kann noch niemand mit Sicherheit beurtei-
len, ob sich die Strategische Verteidigungsinitiative 
des amerikanischen Präsidenten als Weg zur drasti-
schen Verringerung und letztendlichen Verban-
nung der Nuklearwaffen erweisen wird. Sollte sich, 
meine Damen und Herren, dieser Weg jedoch als 
gangbar herausstellen, so wäre Ronald Reagan ein 
historisches Verdienst zuzuschreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Dr. Müller [Bremen] [GRÜ

-

NE]) 

Wir sollten uns alle trotz aller tagespolitischer 
Auseinandersetzungen und verständlicher, zum 
Wesen der Demokratie gehörender Auffassungsun-
terschiede die Fähigkeit erhalten, uns mit politi-
schen Visionen ernsthaft und weitsichtig auseinan-
derzusetzen, wenn uns diese Visionen den lebens-
wichtigen Zielen unserer Politik näherbringen kön-
nen. 

Meine Damen und Herren, es zeugt nicht gerade 
von großer Weitsicht, sondern es zeugt für mich 
auch von fehlendem Verantwortungsbewußtsein 
der Opposition, wenn die Sozialdemokratische Par-
tei die amerikanische Initiative ganz pauschal ab-
lehnt, bevor überhaupt die notwendigen Grundla-
gen für eine Entscheidung vorliegen und bevor die 
amerikanische Regierung ihre eigenen Überlegun-
gen zum Forschungsprogramm abgeschlossen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dagegen war es für mich, für die Bundesregie-
rung und für das Bündnis nicht überraschend, daß 
die Sowjetunion die amerikanische Verteidigungs-
initiative von Anbeginn angegriffen und verteufelt 
hat. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie sind ja ein rich

-

tiger Generalist!) 

In welchem Ausmaß diese sowjetischen Angriffe 
der Glaubwürdigkeit und der moralischen Rechtfer-
tigung entbehren, zeigt sich in der Tatsache, daß die 
Sowjetunion selbst bereits seit über einem Jahr-
zehnt 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

mit erheblichem Aufwand vergleichbare Forschun-
gen betreibt, die zur Entwicklung eines weiträumi

-

gen Raketenabwehrsystems führen können. Das 

zeigt sich auch in der Tatsache, daß sie als einzige 
der beiden Großmächte ein funktionsfähiges Rake-
tenabwehrsystem um ihre Hauptstadt Moskau auf-
gebaut hat und es laufend modernisiert. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das ist ja gestat

-

tet!) 

Darüber hinaus verfügt die Sowjetunion als einzi-
ges Land der Welt über einsetzbare Antisatelliten-
waffen, d. h. sogenannte Killersatelliten. Wir wissen 
— ich rufe das noch einmal in Erinnerung —, daß 
die Sowjetunion im Sommer 1983 im Raum über 
München eine Erprobung solcher Systeme durchge-
führt hat. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Mit dem Aufbau einer Großradaranlage bei 
Krasnojarsk stellt sie — möglicherweise unter Ver-
letzung des ABM-Vertrags — ihren Willen unter 
Beweis, sich die Option einer strategischen Vertei-
digung offenzuhalten. Die Fortsetzung einseitiger 
sowjetischer militärischer Weltraumrüstung hätte 
nicht nur die Aushöhlung des ABM-Vertrags, son-
dern auch die Entstehung gefährlicher Instabilitä-
ten zur Folge. 

Meine Damen und Herren, auch das gehört in 
diese Debatte: Die sowjetische Führung selbst hat 
solche Forschungen und Entwicklungen nie bestrit-
ten. Dennoch habe ich hierzulande zu dieser Art 
von Forschung kaum kritische Worte von seiten der 
Opponenten gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist schon sehr bemerkenswert — das entspricht 
sicherlich nicht nur meinen Beobachtungen in den 
letzten Wochen —, daß diejenigen, die sich heute zu 
Wort melden, im wesentlichen die gleichen Kräfte 
sind, die 1983 gegen die Durchführung des Doppel-
beschlusses Sturm gelaufen sind, und daß sie sich 
heute wieder in einer überzeugenden Weise in 
vollem Einklang mit der sowjetischen Propaganda 
befinden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Es handelt sich bei der amerikanischen Strategi-
schen Verteidigungsinitiative um ein längerfristig 
angelegtes Forschungsprogramm, das weit in die 
90er Jahre hineinreichen wird. Mögliche Entschei-
dungen über Entwicklung und Stationierung wer-
den auch von amerikanischer Seite — ich unter-
streiche das noch einmal — nicht vor Beginn des 
nächsten Jahrzehnts erwartet. 

Forschung im Bereich der Weltraumsysteme ist 
mit dem ABM-Vertrag vereinbar. Eine automati-
sche Folge von Forschung, Entwicklung und Statio-
nierung bei den strategischen Defensivsystemen 
wird und darf es nicht geben. Alle über das For-
schungsprogramm hinausgehenden Entscheidun-
gen werden erst auf der Grundlage gesicherter For 
schungsergebnisse getroffen werden können. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Illusion!) 

Meine Damen und Herren, für mich steht die Ent-
schlossenheit und der moralische Anspruch des 
amerikanischen Präsidenten in dieser Frage außer 
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jedem Zweifel. Das amerikanische Forschungspro-
gramm ist daher aus unserer Sicht gerechtfertigt, 
politisch notwendig und liegt im Sicherheitsinter-
esse des Westens insgesamt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Folglich unterstützen wir in der Bundesregierung 
im Grundsatz das amerikanische Programm zur 
strategischen Verteidigung. 

Am 9. Februar 1985 habe ich auf der Wehrkunde

-

Tagung in München erstmals die wesentlichen Ele-
mente unserer Position zu dem amerikanischen 
Projekt entwickelt. Ich habe damals bereits unmiß-
verständlich deutlich gemacht, daß das entschei-
dende Kriterium unserer Bewertung der amerika-
nischen Verteidigungsinitiative die Frage ist: Kann 
diese Initiative den Frieden in Freiheit für uns si-
cherer machen? Ungeachtet aller — teilweise sehr 
komplizierten — Einzelfragen politischer, strategi-
scher, technologischer Natur wird die Antwort dar-
auf auch in Zukunft unser Urteil und unser Han-
deln bestimmen. 

Der Bundessicherheitsrat hat in seinem Beschluß 
vom 27. März dieses Jahres diesen zentralen Punkt 
besonders verdeutlicht, indem er die Strategische 
Verteidigungsinitiative der USA in den Gesamtzu-
sammenhang des West-Ost-Verhältnisses ein-
schließlich des Rüstungskontrolldialogs stellt. 

Unser Ziel, Frieden zu schaffen mit immer weni-
ger Waffen und mehr Stabilität in den Beziehungen 
zwischen Ost und West herzustellen, gilt selbstver-
ständlich unverändert fort. Es ist Richtschnur unse-
rer Politik, auch gegenüber dem Projekt der ameri-
kanischen Strategischen Verteidigungsinitiative. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
und der westeuropäischen Verbündeten sind durch 
die amerikanische Strategische Verteidigungsin-
itiative in mehrfacher uns sehr komplexer Hinsicht 
betroffen. 

Am stärksten müssen uns die möglichen poli-
tisch-strategischen Wirkungen berühren. Sie haben 
direkte Folgen für unser vitalstes politisches Inter-
esse, unsere äußere Sicherheit. Wir müssen von An-
fang an eine Reihe strategischer Forderungen erhe-
ben, die sich nicht zuletzt aus unserer geostrategi-
schen Lage ergeben. Ich habe in meiner Münchener 
Rede sehr eingehend auf diesen Punkt hingewie-
sen. Die Sicherheit Europas darf nicht von der Si-
cherheit der USA abgekoppelt werden. Es darf 
keine Zonen unterschiedlicher Sicherheit im 
NATO-Bereich geben. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Alles Sprüche!) 

Die NATO-Strategie der flexiblen Antwort muß un-
verändert gültig bleiben, solange keine für die 
Kriegsverhinderung erfolgversprechendere Alter-
native gefunden ist. Instabilitäten in einer mögli-
chen Phase des Übergangs von der reinen Ab-
schreckungsstrategie zu einer neuen Form strategi-
scher Stabilität, die sich stärker auf Defensivsy-
steme stützt, müssen vermieden werden. Disparitä-
ten müssen abgebaut und die Entstehung neuer Be

-

drohungsfelder unterhalb der nuklearen Ebene ver-
mieden werden. 

Ich kann mit Befriedigung feststellen, daß sich 
unsere amerikanischen Verbündeten in zunehmen-
dem Maße dieser vitalen deutschen und europäi-
schen strategischen Forderungen bewußt sind und 
ihnen Rechnung tragen. 

Für uns, meine Damen und Herren, ist der Zu-
sammenhang zwischen politisch-strategischen und 
rüstungskontrollpolitischen Gesichtspunkten bei 
der Beurteilung der Strategischen Verteidigungs-
initiative von ganz besonderer Bedeutung. Kurz- 
und mittelfristig hat die Beachtung des ABM-Ver-
trages Vorrang. Es ist nach Auffassung der Bundes-
regierung unerläßlich, daß vor Entscheidungen, die 
über die Forschung hinausgehen, kooperative Lö-
sungen gesucht werden, die gewährleisten, daß die 
strategische Stabilität erhalten und nach Möglich-
keit verbessert wird, die nuklearen Offensivpoten-
tiale drastisch reduziert werden und das Verhältnis 
von Offensiv- zu Defensivsystemen einvernehmlich 
definiert wird, um ein Höchstmaß an Stabilität auf 
kleinstmöglichem Rüstungsniveau zu gewährlei-
sten. 

Meine Damen und Herren, wir sind der Überzeu-
gung, daß die Strategische Verteidigungsinitiative 
der USA dem Rüstungskontrolldialog bereits heute 
einen wichtigen Impuls gegeben hat. Sie hat ganz 
eindeutig auch die Aufnahme der Genfer Gesprä-
che gefördert. Sie kann auch weiterhin die Entwick-
lung der Verhandlungen günstig beeinflussen. 

Es liegt in unserem Interesse, daß die Groß-
mächte in Genf über strategische Verteidigungssy-
steme im Zusammenhang mit den offensiven Nu-
klearwaffen verhandeln, ohne dabei durch einseitige 
oder gar sachfremde Junktims erfolgversprechende 
Lösungsansätze zu blockieren oder zu behindern. 

Bei der notwendigen Konkretisierung des Ver-
hältnisses zwischen Offensiv- und Defensivwaffen, 
das größte Stabilität auf geringstem Rüstungsni-
veau gewährleistet, müssen ohne jeden Vorbehalt 
alle Lösungsmöglichkeiten untersucht werden. 

Ich habe in meiner Rede vor einigen Wochen vor 
dem CDU-Parteitag in Essen auf diesen Zusammen-
hang bereits eindeutig hingewiesen, als ich ausführ-
te, daß eine drastische Verringerung von nuklearen 
Offensivwaffen Notwendigkeit und Umfang erfor-
derlicher Defensivsysteme im Weltraum beeinflus-
sen könnte. 

Ich appelliere in diesem Zusammenhang an die 
Sowjetunion, die Genfer Verhandlungen in diesem 
Sinne in konstruktiver Weise zu nutzen und die 
amerikanische Strategische Verteidigungsinitiative 
nicht zum Vorwand für mangelnde Flexibilität bei 
der Reduzierung der nuklearen Offensivwaffen zu 
nehmen. 

Die Strategische Verteidigungsinitiative der USA 
bietet für das Nordatlantische Bündnis unzweifel-
haft Chance und Risiko zugleich. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Was heißt 
denn das?) 
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Durch Geschlossenheit und Solidarität der Verbün-
deten muß der Sowjetunion von Anfang an jede 
Möglichkeit genommen werden, SDI zu benutzen, 
um die Allianz zu spalten und in der westlichen 
Öffentlichkeit Mißtrauen zu säen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Vereinigten Staaten haben damit begonnen, 
ihre Verbündeten über dieses neue Projekt zu kon-
sultieren. Wir begrüßen das Angebot zu fortlaufen-
den Konsultationen, bilateral und in der Allianz. 
Wir werden diese Chance intensiv nutzen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Modell Wörner!) 

Diese Konsultationen sind für uns unverzichtbar. 
Sie sind besonders notwendig, weil die mögliche 
langfristige Anpassung der geltenden Verteidi-
gungsstrategie des Bündnisses an neue Gegeben-
heiten einen kontinuierlichen Dialog gerade auf 
diesem Gebiet zwingend erfordert. In der solidari-
schen Auseinandersetzung der Bündnispartner mit 
dem amerikanischen Vorschlag liegt auch gleichzei-
tig eine Chance, die Geschlossenheit der Allianz zu 
stärken und den transatlantischen Dialog zu för-
dern. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Und was mit Nor

-

wegen und Dänemark?) 

Die Bundesregierung wird sich mit Nachdruck 
dafür einsetzen, mit ihren engsten europäischen 
Verbündeten eine gemeinsame Haltung zur Strate-
gischen Verteidigungsinitiative der USA zu ent-
wickeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dafür spricht auch, daß wir gemeinsam mit euro-
päischen Partnern unsere spezifisch europäischen 
Interessen gegenüber den USA mit viel größerem 
Gewicht zur Geltung bringen können. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen und 
Herren, begrüßt die Bundesregierung den französi-
schen Vorschlag, den Außenminister Dumas in ei-
nem Schreiben Anfang dieser Woche an Bundesmi-
nister Genscher übermittelt hat, umgehend eine 
engere europäische Zusammenarbeit im Bereich 
der Zukunftstechnologien einzuleiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und des 
Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Ich teile die Einschätzung der französischen Regie-
rung, daß die Antwort Europas auf die amerikani-
sche Initiative zur strategischen Verteidigung nicht 
in einer Politik der Resignation und nicht in unko-
ordinierter Ablehnung bestehen kann. 

Ich bin auch sehr erfreut darüber, daß wir uns in 
der grundsätzlichen Einschätzung der amerikani-
schen Verteidigungsinitiative einig sind mit dem 
italienischen Ministerpräsidenten Craxi, ebenfalls 
mit der britischen Kollegin, Frau Thatcher, 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das war 
vorauszusehen!) 

und anderen europäischen Partnern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir stehen der amerikanischen Anregung, ge-
meinsam Möglichkeiten einer Beteiligung an dem 

Forschungsprojekt zu prüfen, aufgeschlossen ge-
genüber. Eine Beteiligung europäischer Länder 
böte die historische Gelegenheit für Europa, seine 
politischen, strategischen und technologischen In-
teressen im geschlossenen Verband zur Geltung zu 
bringen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was soll denn das 
heißen?) 

— Das soll das heißen, was eigentlich einmal das 
Ziel Ihrer Politik war: europäische politische Inte-
gration. Aber Sie sind auch auf diesem Wege ins 
Abseits geraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auf diese Weise, meine Damen und Herren, 
könnte die Strategische Verteidigungsinitiative der 
Vereinigten Staaten für das NATO-Bündnis und für 
Europa tatsächlich eine reelle Chance bedeuten und 
zur Stärkung und Integration beider wesentlich bei-
tragen. 

Angesichts der finanziellen Größenordnung von 
rund 80 Milliarden DM, mit der die amerikanische 
Regierung ihr Forschungsprogramm aufgelegt hat, 
ist schon heute für jedermann klar ersichtlich, daß 
es wichtige und weitreichende Ergebnisse hervor-
bringen wird, die in ihrer Bedeutung, auch in ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutung, weit über den Anwen-
dungsbereich der strategischen Verteidigung hin-
ausgehen werden. Das Wort vom technologischen 
Innovationsschub auf breiter Basis ist in diesem 
Zusammenhang ganz gewiß keine Übertreibung. 
Wir werden, meine Damen und Herren, und wir 
müssen daran interessiert sein, Forschungsergeb-
nisse, die umwälzende Auswirkungen in der zivilen 
Anwendung haben werden, auch für unsere Wirt-
schaft nutzbar zu machen. 

Ich füge hinzu: Dieses wirtschaftlich-technologi-
sche Interesse allein wird unsere Entscheidung 
über eine eventuelle Teilnahme am Forschungs-
programm jedoch nicht bestimmen. Aber wir müs-
sen dafür Sorge tragen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland und Westeuropa technologisch nicht 
abgehängt und damit zweitklassig werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die gemeinsame Sicherheit zwischen USA und Eu-
ropa, wie sie in den Bündnisverpflichtungen zum 
Ausdruck kommt, bedingt auch einen vergleichba-
ren Stand in der wirtschaftlichen und technologi-
schen Entwicklung der USA und Europas. 

Unser Wirtschaftssystem der freien und sozialen 
Marktwirtschaft ermöglicht und begünstigt eine 
Unternehmenskooperation auch über nationale 
Grenzen hinweg. Deutsche und europäische Unter-
nehmungen und Forschungseinrichtungen sind auf 
wichtigen Gebieten führend. 

Vor diesem Hintergrund ist es um so notwendi-
ger, daß wir die Kriterien und Bedingungen even-
tueller Forschungszusammenarbeit mit der ameri-
kanischen Seite erörtern, um so den Rahmen für 
eine mögliche Kooperation auszuloten. Wir werden 
dabei insbesondere Wert darauf legen, daß eine 
mögliche zukünftige Zusammenarbeit faire Part- 
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nerschaft und freien Austausch der Erkenntnisse 
gewährleistet, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

keine technologische Einbahnstraße bleibt, uns, so-
weit dies möglich ist, ein in sich abgeschlossenes 
Forschungsgebiet sichert und uns damit auch Ein-
fluß auf das Gesamtprojekt erlaubt. 

Technologische Mitwirkung an dem amerikani-
schen Forschungsprojekt würde es der Bundesre-
publik Deutschland und unseren europäischen Ver-
bündeten erleichtern, auch in den wichtigen Fragen 
einer eventuellen Fortentwicklung der Bündnis-
strategie Einfluß und Gewicht zu behalten, ja zu 
vermehren. 

Die Bundesregierung wird über eine Teilnahme 
am US-Forschungsprojekt in absehbarer Zeit zu 
entscheiden haben. Sie wird sich bei dieser Ent-
scheidung von niemandem unter Zeitdruck setzen 
lassen, sondern sich alle erforderlichen Entschei-
dungsgrundlagen verschaffen. 

Hierzu sind gegenwärtig im wesentlichen drei 
Schritte vorgesehen: 

Die Bundesregierung wird das Interesse und die 
Möglichkeiten einer Forschungsbeteiligung mit der 
deutschen Wirtschaft erörtern und dabei insbeson-
dere auch kooperative europäische Ansätze der Zu-
sammenarbeit, auch der Unternehmungen, prüfen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Sie wird mit interessierten europäischen Verbün-
deten — das sind vor allem Frankreich, Großbritan-
nien und Italien, aber auch andere interessierte eu-
ropäische Partner — in Konsultationen über eine 
gemeinsame Stellungnahme und — gegebenenfalls 
— Beteiligung eintreten. 

Sie wird eine Expertengruppe in die USA entsen-
den, um die Bedingungen und die Bereiche einer 
Forschungsbeteiligung vor Ort zu erkunden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Selbstverständlich werde ich dieses Thema in ei-
nigen Tagen aus Anlaß des Besuches von Präsident 
Reagan bei uns in der Bundesrepublik Deutschland 
mit ihm ebenfalls erörtern. 

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: 
Das mit der Strategischen Verteidigungsinitiative 
in Gang gesetzte Forschungsprogramm der Verei-
nigten Staaten ist gerechtfertigt und liegt im ge-
samtwestlichen Interesse. 

Die Strategische Verteidigungsinitiative der USA 
stellt eine Chance dar, die heute unverzichtbare Ab-
schreckung durch Androhung der gegenseitigen 
Vernichtung längerfristig durch eine stärker auf de-
fensive Elemente abgestützte Strategie fortzuent-
wickeln, die eine weitgehende Abrüstung der Nu-
klearwaffen zuließe. Ob sich diese Hoffnung erfül-
len kann, weiß heute niemand. Ein Nein aber zu die-
sem Projekt zu diesem Zeitpunkt — das sage ich 
nicht zuletzt zu Ihnen, meine Damen und Herren 
von der SPD — würde der Verantwortung, die wir  

auch für die Zukunft unseres Landes zu tragen ha-
ben, nicht gerecht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die strategische Stabilität zwischen Ost und West 
und die Einheit des Bündnisses in politischer und 
strategischer Hinsicht müssen gewährleistet sein. 
Die NATO-Strategie der flexiblen Reaktion bleibt 
unverändert gültig, solange es keine dem Ziel der 
Kriegsverhinderung besser dienende Alternative 
gibt. 

Die rüstungskontrollpolitische Funktion der 
Strategischen Verteidigungsinitiative ist für uns 
von zentraler Bedeutung. Wir werden dieses Ver-
ständnis gegenüber unseren amerikanischen Ver-
bündeten beharrlich vertreten. Eine drastische Ver-
ringerung der nuklearen Offensivsysteme auf bei-
den Seiten bleibt unser vorrangiges Ziel. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In der bündnispolitischen Bewertung der ameri-
kanischen Initiative zeigt sich die Aufgabe, Risiken 
abzuwehren und die gegebenen Chancen durch Ge-
schlossenheit der Allianz und durch verstärkte Ein-
flußnahme der europäischen Verbündeten zielstre-
big zu nutzen. 

Wer heute nein sagt, wird das Risiko für das 
Bündnis nicht abwenden und die gegebenen Chan-
cen nicht nutzen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden der amerikanischen Anregung folgen 
und Möglichkeiten einer Zusammenarbeit beim 
Forschungsprogramm untersuchen. 

(Mann [GRÜNE]: Genau umgekehrt!) 

Wir werden dabei eng mit unserer Wirtschaft und 
eng mit unseren europäischen Freunden zusam-
menwirken. 

Ich bedauere, daß sich die Sozialdemokratische 
Partei noch vor dieser Prüfung in ihrer Ablehnung 
festgelegt hat. Ich frage Sie, wie Sie eine solche Hal-
tung mit den Interessen einer der führenden Indu-
strienationen der Welt in Übereinstimmung brin-
gen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unsere Überlegungen zur Strategischen Verteidi-
gungsinitiative fügen sich in das Gesamtkonzept 
unserer Friedenspolitik ein. 

(Zurufe und Lachen bei Abgeordneten der 
GRÜNEN — Gegenruf des Abg. Berger 
[CDU/CSU]: Wir sind doch nicht im Kin

-

dergarten!) 

Wir sind unverändert an einer Verbesserung des 
West-Ost-Verhältnisses interessiert und verspre-
chen uns von den Rüstungskontrollverhandlungen 
in Genf einen spürbaren Impuls für einen allgemei-
nen West-Ost-Dialog. 

Es darf nach meinem Dafürhalten nicht gesche-
hen, daß das West-Ost-Verhältnis auf verteidigungs-
und rüstungskontrollpolitische Fragen oder gar 
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auf eine Einzelfrage wie das Für und Wider der 
Strategischen Verteidigung verengt wird. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist keine Einbahn

-

straße!) 

Nur eine Verbesserung des Verhältnisses zwi-
schen der Sowjetunion und den Vereinigten Staa-
ten sowie zwischen den Staaten der NATO und des 
Warschauer Pakts auf einer breiten Grundlage 
kann auch zu wirksamen Fortschritten in der Abrü-
stung und Rüstungskontrolle führen. Die Bundesre-
gierung wird unbeirrt ihre Politik der Verständi-
gung und des Ausgleichs bei gleichzeitiger voller 
Wahrung der Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland fortsetzen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich eröffne die Ausspra-
che. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Ehm-
ke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Meine Fraktion hat diese erste 
Aussprache über die Strategische Verteidigungs-
initiative Präsident Reagans beantragt. Ich bin si-
cher: Es wird nicht die letzte sein. 

Dieses Weltraumrüstungsprogramm und die in 
ihm zum Ausdruck kommende Änderung des ame-
rikanischen strategischen Denkens berührt die Po-
sition Europas zentral. Westeuropa muß die mögli-
chen Folgen dieser Initiative eingehend diskutie-
ren, um dann gemeinsam Stellung zu beziehen. 
Wenn Europa sich in dieser für den Frieden, für das 
westliche Bündnis und für die Ost-West-Beziehun-
gen zentralen Frage auseinanderdividiert oder aus-
einanderdividieren läßt, brauchen wir in Zukunft 
von der Selbstbehauptung Europas nicht mehr zu 
sprechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn jenseits aller institutionellen und politischen 
Verbesserungen, die wir für die EG anstreben, wird 
die Selbstaufgabe oder aber Selbstbehauptung 
Westeuropas davon abhängen, ob es in der Lage ist, 
seine Interessen in diesen zentralen Fragen ge-
meinsam zu artikulieren und zur Geltung zu brin-
gen. 

Da wir auf eine grundsätzliche Aussprache Wert 
legen, stellen wir für die heutige Debatte noch kei-
nen Antrag. Unsere Grundposition ist auch so deut-
lich genug. 

(Zuruf des Abg. Wimmer [Neuss] [CDU/ 
CSU]) 

Die Regierungserklärung des Herrn Bundeskanz-
lers war durch Unsicherheit in der Sache gekenn-
zeichnet. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU und der FDP — Hauser [Kre

-

feld] [CDU/CSU]: Da lachen ja die Hüh

-
ner!) 

Herr Kollege Kohl, da ich den Ton der Erklärung 
gehört habe, nehme ich an, es wird auch in diesem 

Fall so zugehen wie bisher immer im Verhältnis 
zwischen Präsident Reagan und Ihnen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sie sind total ver

-

wirrt!) 

Am Ende wird es heißen: Halb zog er ihn, halb sank 
er hin. 

(Beifall bei der SPD — Berger [CDU/CSU]: 
Sie sind schon gesunken! Tief gesunken!) 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben versucht, diese 
sachlichen Unsicherheiten durch parteipolitische 
Polemik gegen die Sozialdemokraten zu verdecken. 
Herr Bundeskanzler, ich muß Ihnen sagen: Das ist 
erstens eines Bundeskanzlers unwürdig, 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU und der FDP — Zurufe von der 

CDU/CSU) 

und es wird zweitens der vitalen Bedeutung dieser 
Fragen für unser Volk nicht gerecht. Ich werde Ih-
nen daher auf diesem polemischen Wege nicht fol-
gen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Das 

fällt Ihnen aber schwer!) 

Wir haben im März 1983 die Feststellung von Prä-
sident Reagan, die Strategie der Abschreckung 
durch gesicherte gegenseitige Vernichtung sei un-
moralisch, nicht nur mit Zustimmung, sondern 
auch mit Sympathie gelesen; denn wir haben nicht 
nur immer wieder auf die Gefahren des nuklearen 
Wettrüstens hingewiesen, wir haben uns auch ge-
fragt, wie es eigentlich in einem Manne aussehen 
muß, der, wenn ihm eines Tages gemeldet würde, 
gegnerische Raketen seien auf sein Land im An-
flug, nichts zu deren Abwehr tun, sondern nur einen 
vernichtenden Vergeltungsschlag auslösen könnte. 

Wir haben nach dem Studium jener ersten Rede 
Präsident Reagans nicht gemeint, der Präsident sei 
dabei, der europäischen Friedensbewegung beizu-
treten mit der Bezeichnung der jetzt geltenden stra-
tegischen Doktrin als unmoralisch. Aber wir haben 
in seiner Äußerung, eine Strategie der garantierten 
gegenseitigen Vernichtung müsse durch eine ge-
genseitig garantierte Sicherheit ersetzt werden, in 
der Tat eine Annährung an die Forderung der So-
zialdemokraten gesehen, im Interesse des Friedens 
das heutige Gleichgewicht des nuklearen Schrek-
kens durch eine Sicherheitspartnerschaft zwischen 
Ost und West, eine Partnerschaft des Überlebens zu 
ersetzen. 

Das zentrale Problem aber, Herr Bundeskanzler, 
dem Sie ausgewichen sind, ist, daß die Herstellung 
einer Sicherheitspartnerschaft, einer beiderseitig 
garantierten Sicherheit ein politisches Problem und 
kein technisches oder technologisches Problem ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Militärs können über ein 3-C-Programm reden: 
Communication, Command und Control. Was wir 
Politiker brauchen — statt den Militärs nachzulau- 
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fen —, ist ein 3-V-Programm: Vertrauensbildung, 
Verträge und Verifikation. 

(Beifall bei der SPD) 

Der amerikanische Präsident hat nicht einen po-
litischen, sondern einen militärisch-technologi-
schen Vorschlag gemacht, wobei übrigens das Ver-
hältnis dieses Vorschlags zu den Verhandlungen in 
Genf nach wie vor in der amerikanischen Admini-
stration völlig unklar ist. 

So kann es denn wenig verwundern, Herr Bun-
deskanzler — darüber haben wir von Ihnen nicht 
ein Wort gehört —, daß von der ursprünglichen Phi-
losophie — Ersetzung einer Strategie der gesicher-
ten gegenseitigen Vernichtung durch beiderseitig 
garantierte Sicherheit — in den letzten zwei Jahren 
nichts mehr übriggeblieben ist. Heute versichert die 
amerikanische Regierung, es gehe nicht darum, die 
alte Strategie der Abschreckung abzulösen, es gehe 
vielmehr darum, sie wirksamer zu machen. Einem 
potentiellen Angreifer soll eine militärische Option 
gegen die Vereinigten Staaten genommen werden, 
indem seine offensiven Nuklearwaffen durch nicht-
nukleare Defensivwaffen neutralisiert werden. 

Diese strategische Überlegung stellt uns zu-
nächst vor ein Paradox; denn, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, die Sie auch in dieser 
Frage dem Bundeskanzler offenbar folgen und nur 
lachen können: Wenn es tatsächlich gelänge, offen-
sive durch defensive Waffen zu ersetzen, brauchte 
man am Ende auch die defensiven Waffen nicht. 
Darum müssen wir uns fragen: Wäre es dann nicht 
sehr viel logischer und überdies schneller und billi-
ger, wenn man die offensiven Overkill-Kapazitäten 
beider Seiten direkt reduzieren würde? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Im übrigen ist es nun so — auch dazu haben wir 
kein Wort vom Bundeskanzler gehört —, daß auch 
die entschiedensten Befürworter dieses Programms 
heute nicht behaupten, man könnte mit diesen 
neuen Technologien ein auch nur annähernd per-
fekt wirksames Abwehrsystem schaffen. Die Mehr-
zahl der amerikanischen Wissenschaftler hält das 
ganze Programm technologisch nicht für möglich, 
von den finanziellen und politischen Problemen 
noch ganz abgesehen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das muß geprüft 
werden!) 

Schon heute ist aber klar, Herr Kollege Dregger — 
und darüber muß gesprochen werden —, daß dieses 
Programm nicht dazu führen wird, daß offensive 
durch defensive Weltraumwaffen ersetzt werden. 
Vielmehr werden offensive mit defensiven Waffen 
gemischt. Das ist der Ausgangspunkt, über den 
heute diskutiert werden muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Genau das aber, diese Mischung von offensiven und 
defensiven Systemen, wollte der sogenannte ABM

-Vertrag vermeiden, der gerade die Aufstellung de-
fensiver Systeme ausgeschlossen hat, weil man zu 
Recht davon eine Destabilisierung des heute beste

-

henden ungefähren Gleichgewichts in Offensivwaf-
fen befürchten muß. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben Merkwürdiges 
darüber gesagt, daß die Sozialdemokratie angeblich 
nichts zur sowjetischen Forschung gesagt hätte. Sie 
sind auch da wieder einmal schlecht unterrichtet. 
Gerade weil die Sowjetunion seit Jahren auf diesem 
Gebiet forscht, sind wir der Meinung: Die Sowjet-
union wird nicht warten, bis das Ergebnis des ame-
rikanischen Programms vorliegt. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Sie drehen 
es auf den Kopf!) 

Sie hat ja bereits angekündigt, sie werde zunächst 
ihre Offensivkapazität stärken und dann eigene De-
fensivkapazitäten aufbauen. Herr Bundeskanzler, 
wir haben von Ihnen auch dazu kein Wort gehört: 
Ob die Sowjets für ihre Defensivsysteme dann nu-
kleare Waffen gegen die neuen amerikanischen De-
fensivsysteme wie gegen die amerikanischen Rake-
ten einsetzen, das entscheidet nicht die westliche 
Allianz, sondern allein die Sowjetunion. Reden Sie 
hier also nicht so leichtfertig über eine Denukleari-
sierung des Weltraums! Das Gegenteil kann der 
Fall sein; das liegt nicht allein in unserer Entschei-
dung. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir aber, Herr Bundeskanzler, wollen keine ame-
rikanische Weltraumrüstung und erst recht keine 
sowjetische. Bereits jetzt aber — zu diesem wichti-
gen Thema war kein Wort vom deutschen Bundes-
kanzler zu hören — droht ein Wettrüsten in offensi-
ven und defensiven Weltraumwaffen, wobei übri-
gens auch die Defensivwaffen unbestrittenermaßen 
offensiv eingesetzt werden können. Es besteht die 
Gefahr, Herr Bundeskanzler, die Sie nicht durch 
Verschweigen ausschließen können, daß die Milita-
risierung des Weltraums nicht verhindert, sondern 
durch dieses Programm im Gegenteil forciert wird. 

Da die Einführung neuartiger Waffen zugleich 
die Rüstungskontrollverhandlungen erschwert, be-
steht auch jetzt schon die Gefahr, daß die Genfer 
Verhandlungen nicht zu einer Beendigung des 
Wettrüstens führen werden, die im Interesse des 
Überlebens der Menschheit erforderlich ist, son-
dern daß am Ende die Genfer Verhandlungen viel-
leicht überhaupt nur als Rechtfertigung gedient ha-
ben werden, jeder Seite zu ermöglichen, zur Stär-
kung ihrer eigenen Verhandlungsposition immer 
neue Offensivwaffen zu bauen, wie jetzt z. B. die 
amerikanische Seite die MX-Rakete. Das einzige, 
was bisher aus diesem Ansatz herausgekommen ist, 
ist die Berufung: Wir müssen weitere offensive Sy-
steme bauen, um in den Verhandlungen stark zu 
sein. 

(Unruhe) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Ehm-
ke, gestatten Sie, daß ich Sie kurz unterbreche. Ich 
bitte, die Gespräche — auch auf der Regierungs-
bank — einzustellen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 
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Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Bundeskanzler, ich 
weiß nicht, ob Sie es selbst noch glauben, wenn Sie 
Ihren Spruch „Frieden schaffen mit immer weniger 
Waffen" wiederholen und dann auch noch an die 
Raketendebatte erinnern. Das Ergebnis der Ver-
handlungen um die Raketen — daran sollten wir 
bei den jetzigen Genfer Verhandlungen denken — 
war  nicht etwa, daß wir weniger, sondern daß wir 
mehr Waffen hatten und nicht mehr, sondern weni-
ger Sicherheit. Richten Sie sich doch bitte mal, Herr 
Bundeskanzler, an der Realität und nicht an den 
Werbesprüchen der CDU aus! 

(Beifall bei der SPD — Wimmer [Neuss] 
[CDU/CSU]: 420 SS-20!) 

— Herr Kollege Wimmer, Sie haben völlig recht. 
Natürlich haben die Sowjets weiter zusätzliche Ra-
keten hingestellt, und beide Seiten werden das wei-
ter tun. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Wir nicht!) 

Ich wundere mich nur über Ihre Begeisterung, mit 
der Sie das offenbar hinnehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die sowjetische Forschung, die seit Jahren wie 
auch die amerikanische betrieben wird, läßt es als 
ungerechtfertigt erscheinen — bei jeder Gelegen-
heit haben wir das gesagt —, daß nun die Sowjets 
verlangen, die Amerikaner sollten mit ihrer Welt-
raum-Forschung aufhören. Der ABM-Vertrag hat 
das genau unterschieden: Weil Forschung nicht 
verifizierbar und nicht kontrollierbar ist, unter-
scheidet der Vertrag zwischen Forschung einerseits 
und Testen, Entwicklung, Aufstellen auf der ande-
ren Seite. Ich bin der Meinung, worauf wir drängen 
müssen, Herr Bundeskanzler, ist die Beantwortung 
der Frage, was die Vereinigten Staaten eigentlich 
machen werden, wenn sie mit ihrem SDI-Pro-
gramm, das nicht fünf Jahre braucht, um in den 
ersten Projekten in Entwicklung überzugehen, die 
Grenzen des ABM-Vertrages erreichen. 

(Berger [CDU/CSU]: Im Unterschied zu 
den Russen verhandeln sie!) 

Werden die Amerikaner dann, wie einige sagen — 
darunter Paul Nitze —, versuchen, eine kooperative 
Lösung mit der Sowjetunion zu finden, oder werden 
sie wie der Präsident und Herr Weinberger gesagt 
haben, auch dann das SDI-Programm nicht zu ei-
nem Verhandlungsgegenstand machen? Herr Bun-
deskanzler, Sie haben — nicht heute, aber bei frü-
herer Gelegenheit — unter Hinweis auf die Erklä-
rung, die die beiden Außenminister am 8. Januar zu 
Genf abgegeben haben, daß es nämlich das Ziel der 
Genfer Verhandlungen sei, ein Wettrüsten im Welt-
raum zu verhindern, der Hoffnung Ausdruck gege-
ben, daß die Verhandlungen in Genf die Aufstellung 
eines Weltraumabwehrsystems überflüssig machen 
werden. Wir stimmen Ihnen darin zu, Herr Bundes-
kanzler. Sie müssen sich allerdings darüber klar 
sein, daß dies keineswegs die Position der amerika-
nischen Regierung ist. Darüber hätten Sie hier 
heute auch ein Wort sagen sollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Strategische Verteidigungsinitiative Präsi-
dent Reagans birgt also die Gefahr in sich, den Weg 
zu einer politischen Verhandlungslösung zu ver-
bauen und eine neue Runde des Wettrüstens zu 
eröffnen. Das würde für Westeuropa einmal mehr 
nicht mehr, sondern weniger Sicherheit bedeuten. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, darüber hinaus — das Den-
ken braucht man nicht aufzuschieben, bis die Ame-
rikaner geforscht haben — stellen sich für Westeu-
ropa folgende Probleme: Selbst wenn entgegen der 
überwiegenden Meinung der Wissenschaftler stra-
tegische Verteidigungssysteme in relevantem Maße 
beiderseitig wirksam sein könnten, würde das den 
Schutz Europas voraussichtlich nicht verbessern. 
Die mobile Stationierung und die weit kürzeren 
Flugzeiten von Kurzstrecken- und Mittelstrecken-
raketen — das ist doch unbestritten — schließen 
das mehrfach gestufte Abwehrsystem, wie es die 
Amerikaner für ihren Schutz vorsehen, in Europa 
aus. Das kann hier gar nicht funktionieren. Das ist 
unbestritten, Herr Kollege Wimmer. Die Frage von 
anderen taktischen Abwehrsystemen gegen Kurz- 
und Mittelstreckenraketen — wie etwa eine weiter-
entwickelte „Patriot" — hat mit dem SDI-System 
direkt nichts zu tun. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Aber indirekt!) 

Aber nicht nur das. Die Sicherheit Westeuropas 
würde, wenn wir von der geltenden NATO-Strategie 
ausgehen, voraussichtlich sogar geschmälert wer-
den. Herr Bundeskanzler, darüber müßten Sie ein 
Wort sagen, statt sich hier mit allgemeinen Sprü-
chen zu bescheiden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sprüche machen 
Sie!) 

Solche Abwehrsysteme würden ja, je wirksamer sie 
wären — meine Damen und Herren, es lohnt sich 
wirklich, darüber nachzudenken; es wird unser 
Schicksal und das Schicksal Europas auf Jahr-
zehnte bestimmen, wie wir uns hier entscheiden —, 
die oberste Ebene der „Eskalationsleiter" auf bei-
den Seiten neutralisieren und damit die Gefahr er-
höhen, daß Europa zu einer Zone minderer Sicher-
heit wird und die Gefahr eines auf Europa be-
schränkten Krieges wächst. Das ist etwas, worüber 
ich nicht lachen würde, sondern worüber ich einmal 
diskutieren würde, ohne mich von amerikanischen 
Vorgaben abhängig zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Einen letzten Punkt hat schließlich der SACEUR-
General Rogers in die Debatte gebracht, der öffent-
lich gesagt hat: Wenn die Mittel, die wir für die kon-
ventionelle Verteidigung Westeuropas brauchen, 
ins SDI-Programm gingen, würde man sich einer 
Situation nähern, in der er seiner Regierung sagen 
müßte, daß sie ihre den Westeuropäern gegebenen 
Schutzgarantien nicht mehr erfüllen könne. 

(Horn [SPD]: Sehr richtig!) 

Gegen alle diese Bedenken — von denen in der 
Regierungserklärung des Herrn Kanzlers nicht mit 
einem Wort die Rede war, er hat sich auf der Ober- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. April 1985 	9723 

Dr. Ehmke (Bonn) 
fläche von Werbesprüchen bewegt: das muß ich lei-
der sagen, Herr Bundeskanzler —, 

(Beifall bei der SPD — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Wie immer!) 

wird nun eingewandt, wir sollten uns doch nicht so 
viel Gedanken machen. Zu diesen Fragen kämen 
wir noch. Jetzt handle es sich ja nur um ein fünfjäh-
riges Forschungsprogramm. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, da muß ich 
zunächst einmal sagen: Diese Werbesprüche stehen 
in direktem Gegensatz zu den klaren Aussagen Prä-
sident Reagans, der sogar von einem neuen Zeital-
ter gesprochen hat, 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Ist es auch!) 

und den ebenso klaren Aussagen des Pentagons, 
das von einer grundsätzlichen Änderung der ameri-
kanischen Strategie spricht. 

Im übrigen geht es in Washington auch gar nicht 
— das wissen Sie, Herr Bundeskanzler — um ein 
fünfjähriges Forschungsprogramm mit einem Auf-
wand von etwa 26 Milliarden Dollar, sondern es 
geht um ein Zehnjahresprogramm, das Testen und 
die Entwicklung solcher Waffen umfaßt und einen 
Kostenansatz von insgesamt etwa 70 Milliarden 
Dollar hat. Dieser Feststellung ist auch auf der 
13. deutsch-amerikanischen Konferenz in Dallas 
nicht widersprochen worden. Aber der Bundesre-
gierung ist vielleicht entgangen, was dort passiert 
ist, weil sie in Dallas damit beschäftigt war, daß die 
Herren Vertreter der Regierung von Herrn Wörner 
bis zu Herrn Möllemann völlig unterschiedliche 
Meinungen vertraten. Es war eindrucksvoll, Herr 
Bundeskanzler, die deutsche Regierung in so voller 
Bandbreite der Meinungen im Ausland auftreten zu 
sehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Einige amerikanische Freunde haben sich zwar 
darauf beschränkt, über diese erste Phase von etwa 
fünf Jahren zu reden, aber andere Amerikaner sind 
uns die Wahrheit und Klarheit nicht schuldig ge-
blieben. Der frühere Under Secretary of State, 
Lawrence Eagleburger, hat z. B. mit Nachdruck er-
klärt, daß sich die Westeuropäer nicht nur über ihre 
Mitwirkung an der Forschung, sondern auch über 
ihre politische Mitverantwortung an Entwicklung 
und Stationierung klar werden müssen. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Der neue Vorsitzende des Senatsausschusses für 
auswärtige Angelegenheiten, Senator Lugar, hat so-
gar erklärt, die Westeuropäer dürften nicht glauben, 
an den Früchten eines Technologieprogramms teil-
zuhaben, ohne auch politische Mitverantwortung 
für das Gesamtprogramm zu übernehmen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Die amerikanische Position ist also klar. Wimmeln 
Sie das hier nicht ab mit dem Motto: Wir werden 
jetzt erst einmal fünf Jahre forschen, und dann 
kommen wir zu den eigentlichen Fragen. — Vor den 

eigentlichen Fragen stehen wir bereits jetzt in die-
sem Jahr. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Es gibt für die Bundesrepublik und für Westeuro-
pa, verehrte Kollegen, eine Reihe gewichtiger Grün-
de, die uns dazu bewegen sollten, das amerikani-
sche Angebot, forschungsmäßig am SDI-Programm 
teilzunehmen, nicht anzunehmen. Herr Bundes-
kanzler, das hat mit Nein-Sagen nichts zu tun. Sie 
können es sich natürlich zur Politik machen, zu 
jedem Wunsch der Amerikaner ja zu sagen. So sieht 
das bei Ihnen aus. Ich halte das nur nicht für deut-
sche Politik. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
GRÜNEN — Graf Huyn [CDU/CSU]: Zu 

einfach!) 

Wir beschränken uns auch nicht aufs Nein-Sagen, 
sondern wir sind der Meinung, die Europäer sollen 
einen Gegenvorschlag machen, und das will ich 
jetzt begründen. Wir sollten uns nicht mit politi-
scher Mitverantwortung für das in seinen grund-
sätzlichen Aspekten durchaus fragwürdige Welt-
raumrüstungsprogramm behaften lassen. Ich frage 
mich, Herr Bundeskanzler, wann eigentlich einmal 
Ihr Selbstgefühl und das der Westeuropäer berührt 
ist, da doch der amerikanische Präsident sein Pro-
gramm verkündet hat, ohne auch nur ein Wort mit 
den westlichen Verbündeten darüber zu sprechen, 
und es dann zwei Jahre weiterentwickelt hat, ohne 
in diesen zwei Jahren eine Minute mit uns zu kon-
sultieren. Ich möchte das einmal festhalten. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sie kennen doch 
unsere Gespräche gar nicht! — Wimmer 
[Neuss] [CDU/CSU]: Was sagen Sie denn in 

Ihren Gesprächen mit der KPdSU?) 

Sie lassen sich so behandeln und sagen dann hier 
begeistert halb j a, halb nein, weil Sie es noch nicht 
ganz genau wissen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Nein über

-

haupt nicht!) 

— Wissen Sie, Herr Wimmer, ich weiß ja, wenn Sie 
in der Sache am Ende sind, dann greifen Sie auf die 
alten Diffamierungsformeln der deutschen Rechten 
zurück, die jede Kritik in die Nähe der Kommuni-
sten zu rücken sucht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn Sie nichts anderes zu bieten haben, dann las-
sen Sie das Regierungsgeschäft sein! Sie können 
nicht mit billigem Antikommunismus, den Sie der 
NPD überlassen sollten, Schicksalsfragen unserer 
Nation entscheiden. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN — Graf Huyn [CDU/CSU]: Das 
sagt ein Verbindungsmann zur Kommuni

-

stischen Partei Italiens!) 

Wenn wir aber die Gefahren dieses Programms 
sehen — es wäre gut, Sie würden sie auch sehen, 
Sie werden ja auch Verantwortung dafür tragen, 
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statt hier mit lockeren Reden über solche Probleme 
hinwegzugehen — — 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Sie sind der 
lockere Redner! Sie sind doch der Mann 

mit der Maschinenpistole!) 

— Dann vergleichen Sie einmal die beiden Reden 
daraufhin, wo Werbesprüche drin sind und wo 
Sachargumente drin sind. Ich überlaß es gerne den 
Menschen draußen, das zu beurteilen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn das so ist, dann dürfen wir uns auch nicht 
durch den Köder der Forschung in dieses Pro-
gramm hineinziehen lassen. 

Und, Herr Bundeskanzler und vor allen Dingen 
Herr Bundesaußenminister, Sie machen sich ja hof-
fentlich nichts vor: Wenn wir hier ja sagen — und 
das ist doch auch der Sinn der amerikanischen 
Übung —, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Wir lassen uns 
vor allen Dingen von Ihnen nichts vorma

-

chen!) 

dann wird niemand in der Welt unterscheiden — 
nicht der amerikanische Kongreß, nicht die neutra-
len Staaten, nicht der Ostblock —, ob wir ja zu dem 
kleinen Forschungsteil des Programms gesagt ha-
ben oder zu dem nächsten Teil, der Entwicklung, 
oder aber zu dem ganzen Programm. Wer jetzt ja 
sagt zu diesem Programm oder zur Teilnahme an 
ihm, der sagt in den Augen der Welt ja zu diesem 
amerikanischen Weltraumrüstungsprogramm und 
damit zu einer Militarisierung des Weltraums. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Der ist doch längst militarisiert!) 

— Meine Herren, ich bin gespannt auf Ihre Gegen-
argumente. Ich hoffe, es kommen dann nicht auch 
nur Werbesprüche. 

(Berger [CDU/CSU]: Gegenargumente set

-

zen Argumente voraus! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Einer der Sprüche des Kanzlers lautete: Der 
ABM-Vertrag muß natürlich durchgehalten werden. 
Ich teile seine Meinung. Nur, Herr Bundeskanzler, 
da fängt das Problem ja gerade an. Da das SDI-Pro-
gramm nicht nur Forschung, sondern auch Testen 
und Entwicklung umfaßt, wirft es natürlich sofort 
die Frage nach dem Verhältnis zum ABM-Vertrag 
auf. Die Forschungen werden — manche ganz 
schnell, manche in größeren Zeitabständen — an 
den Punkt kommen, wo sie in Entwicklung überge-
hen. Bereits heute, Herr Bundeskanzler, gibt es ja 
Vorwürfe zwischen den Großmächten, daß der 
ABM-Vertrag verletzt worden sei. Herr Bundes-
kanzler, Sie haben sich einige dieser Vorwürfe ge-
gen die Sowjetunion zu eigen gemacht. Ich würde 
da erstens zur Vorsicht mahnen, wenn ich höre, was 
jetzt wegen Krasnojarsk zwischen Amerikanern 
und Russen besprochen wird. Wir sollten uns hier 
nicht eine Sache, die die Amerikaner selbst noch 
gar nicht fest behaupten, werbemäßig zu eigen ma-
chen. Das würde nachher nur mit Rückziehern be-
zahlt. Zweitens halte ich es nicht für eine kluge  

deutsche Politik, uns in diese Auseinandersetzung 
um die Auslegung des ABM-Vertrages hineinziehen 
zu lassen. Da halte ich es mit dem britischen Au-
ßenminister Howe, auch einem Konservativen, der 
gesagt hat: Europa darf sich auf keinen Fall an 
einer Aushöhlung des ABM-Vertrages beteiligen. 

(Beifall bei der SPD — Graf Huyn [CDU/ 
CSU]: Der war gut in Ost-Berlin, in War

-

schau und in Prag!) 

Und, Herr Bundeskanzler, Herr Außenminister, die 
Meinung, die wir von einigen amerikanischen Kol-
legen in Dallas und Washington ganz unverblümt 
gehört haben: Falls eine Fortentwicklung des Ver-
trages zusammen mit den Sowjets nicht möglich 
sei, müsse Amerika den ABM-Vertrag eben kündi-
gen, die kann doch nicht die Position der_ Westeuro-
päer sein. Denn eine Kündigung des ABM-Ver-
trages durch Amerika würde, vermutlich für lange 
Zeit, das Ende jeder Rüstungskontrollverhandlung 
bedeuten. 

Soweit es nun aber wirklich um Forschung geht 
— man versucht ja, uns das Projekt über die For-
schungsseite schmackhaft zu machen —, muß ich 
sagen: Es besteht für die Westeuropäer keinerlei 
Anlaß, unsere Grundlagenforschung dadurch zu mi-
litarisieren, die Freiheit der Wissenschaft dadurch 
zu beschränken, daß wir einen erheblichen Teil un-
serer Forschung ohne Not in den Rahmen eines 
militärischen Programms einbringen. Ich fordere 
die deutschen Wissenschaftsorganisationen und die 
deutsche Industrie auf, zu dieser Gefahr endlich 
auch öffentlich Stellung zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich mache den Amerikanern gar keinen Vorwurf, 
daß sie hier ihre Interessen vertreten. Was mich 
stört, ist, daß sie vom Geschäft sprechen und wir 
von den Werten. Das kann keinen guten Dialog ge-
ben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Denn das amerikanische Angebot, verehrte Kolle-
gen — da hören Sie mal ein bißchen in die deutsche 
Industrie hinein —, entspringt j a nicht etwa der Ab-
sicht, unsere Wettbewerbsfähigkeit im Bereich mo-
derner Technologie zu steigern. In den letzten zwei 
Jahren haben wir von den Amerikanern in bezug 
auf Technologietransfer eher das Gegenteil erlebt. 

(Weiß [CDU/CSU]: Billigware!) 

Herr Bundeskanzler, ein weiterer Spruch heute 
war: Es darf keine technologische Einbahnstraße 
geben. Also, ich muß sagen: Natürlich war es auch 
der Dilettantismus von Herrn Wörner, der in den 
letzten Tagen diese Einbahnstraße beim Lufterken-
nungssystem so eindrucksvoll gemacht hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber es ist schon grotesk, sich von den Amerika-
nern in einem solchen Fall — ein besseres deut-
sches System, und trotzdem geben wir den Ameri-
kanern nach: die Einbahnstraße wird noch einseiti-
ger — am Anfang der Woche über den Tisch ziehen 
zu lassen, um dann hier am Donnertsg aus dem 
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Kanzlermunde zu hören, daß natürlich eine Ein-
bahnstraße überhaupt nicht in Frage komme. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]:  Sie waren 
doch in Ihrer Regierungszeit unfähig, et

-

was zu machen!) 

Sie sind doch von der Einbahnstraße in den letzten 
zwei Jahren gar nicht mehr heruntergekommen! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen noch einmal: Ich kritisiere die 
Amerikaner nicht, denn die vertreten ihre verständ-
lichen Interessen. Es ist das verständliche Interesse 
unserer amerikanischen Freunde, unser Wissen 
und unsere Fähigkeiten — die deutschen und die 
westeuropäischen — in ihr Programm einzubrin-
gen, in diesem Programm einzubinden und dafür in 
Europa möglichst auch noch Finanzmittel lockerzu-
machen. Das ist von der amerikanischen Seite her 
völlig in Ordnung. 

Aber, meine Herren, es kann doch kein Zweifel 
daran bestehen, daß dieses Programm Geheimhal-
tungsvorschriften unterliegen wird, und zwar ame-
rikanischen Geheimhaltungsvorschriften, militäri-
schen Geheimhaltungsvorschriften. Die Amerika-
ner haben auch nicht den geringsten Zweifel daran 
gelassen, daß sie die Kontrolle über das Gesamtpro-
gramm behalten wollen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Bedenkt man nun, Herr Bundeskanzler und Herr 
Wirtschaftsminister, welche Erfahrungen die West-
europäer in den letzten Jahren mit Behinderungen 
des Technologietransfers gemacht haben — Stich-
wort: COCOM —, und bedenkt man weiter, daß mili-
tärische Aufträge an amerikanische Unternehmen 
und Institute inzwischen in Amerika sogar zu einer 
Beschränkung des freien wissenschaftlichen Mei-
nungsaustauschs führen — ich werde darüber dem-
nächst eine Ausarbeitung vorlegen —, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

so kann man doch nur — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ja, ich weiß, Sie nehmen die Gefahren nicht 
ernst, die durch diese Sache in der Sicherheitspoli-
tik für unser Volk drohen, und mit Grinsen und mit 
Handbewegungen wischen Sie die Gefahren weg, 
die durch einen falschen Schritt auf diesem Gebiet 
der deutschen Industrie und der deutschen Wissen-
schaft drohen. 

(Beifall bei der SPD — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Lässige Handbewegungen und Lächeln an Stelle 
von Erörterungen in der Sache, das halten Sie of-
fenbar für eine Politik aus christlich-demokrati-
scher Verantwortung! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage noch einmal: Wir müssen konstatieren, 
daß eine Mitwirkung an diesem amerikanisch kon-
trollierten, der Geheimhaltung unterliegenden Pro-
gramm der schlechteste Rahmen, der denkbar 
schlechteste Rahmen für eine Zusammenarbeit der 
europäischen Industrie und der europäischen Wis-

senschaft mit den Amerikanern ist. Sie haben doch 
gesehen — Herr Riesenhuber ist ja gerade zurück-
gekommen —: Selbst im zivilen Bereich ist es nur 
schwer möglich, von den Amerikanern faire Bedin-
gungen zugestanden zu bekommen. Was meinen 
Sie, was dann in einem militärischen Rahmen pas-
sieren würde! 

Im übrigen ist es ein großer Irrtum — Herr Bun-
deskanzler, Sie haben das wieder gesagt, aber es 
wird dadurch nicht richtiger —, zu meinen, die zivi-
len Abfallprodukte militärischer Forschung seien 
von größerer Bedeutung als der direkte Nutzen zivi-
ler Forschung. Das Beispiel Japan widerlegt dieses 
Vorurteil täglich; Sie sollten das endlich einmal zur 
Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber, verehrte Kollegen, das ist noch nicht alles. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kommt's noch 
schlimmer?) 

Wenn wir im SDI-Programm bleiben, besteht auch 
— weil strittig ist, wo das Forschen aufhört, wo das 
Testen beginnt, wo die Entwicklung beginnt — die 
Gefahr, daß wir selbst, die Drittländer, in Konflikt 
mit dem ABM-Vertrag kommen. Der ABM-Vertrag 
verbietet in Art. 9 die Übertragung der Komponen-
ten von ABM-Systemen an Drittländer, und im 
„Agreed Statement G" zum Vertrag wird erklärt, 
daß das auch für Blaupausen und für technische 
Beschreibungen gilt. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Das heißt, in dem Moment, in dem wir aus der For-
schung auch nur etwas in den Bereich kommen, der 
Entwicklung sein könnte, stellt sich sofort die Fra-
ge, ob die Amerikaner dies überhaupt an Drittlän-
der übertragen können. Das ist ein Thema, das wir 
außerhalb des SDI-Bereichs nicht so auf uns zu-
kommen sehen würden. Ich sage noch einmal: Da 
wir sagen, die Großmächte sollen den ABM-Vertrag 
einhalten, muß das j a wohl erst recht für uns selbst 
gelten. 

Angesichts dieser Sachlage muß — Herr Bundes-
kanzler, darin besteht nun offenbar wieder Über-
einstimmung — Westeuropa zunächst seine eige-
nen Interessen in diesen Forschungsbereichen defi-
nieren. Sie haben, dem Außenminister folgend, 
heute in Ihrer Rede die Initiative des französischen 
Außenministers Dumas begrüßt. Ich sehe darin 
eine erfreuliche Änderung der bisherigen Haltung 
der Bundesregierung, die ja bei ihrem Kabinettsbe-
schluß über die Weltraumprojekte ein ähnliches 
französisches Angebot, das einen Aufklärungssatel-
liten sowie einen europäischen Raumtransporter 
„Hermes" umfaßte, weit in die Zukunft geschoben 
hat. 

Wir müssen eine gemeinsame europäische Ge-
genposition entwickeln, aber außerhalb des militä-
rischen Bereichs. Westeuropa muß sie entwickeln. 
Es kann sein, daß die Amerikaner sagen — es gibt 
solche Äußerungen —: Wir haben nicht Westeuropa 
gefragt, sondern wir haben nur die einzelnen west-
europäischen Länder um eine Teilnahme gebeten. 
Jedes westeuropäische Land muß für sich auf der 
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Hut sein, nicht durch einen Alleingang zu einem 
Anhängsel des militärisch-industriellen Komplexes 
der Vereinigten Staaten zu werden, um dieses Wort 
von General Eisenhower aufzugreifen. 

(Beifall bei der SPD) 

Westeuropa muß sich auch gegenüber der tech-
nologischen Herausforderung Amerikas selbst be-
haupten. Das schließt eine Kooperation mit den 
Vereinigten Staaten keineswegs aus. Es sollte aber, 
Herr Bundeskanzler, eine Zusammenarbeit unter 
Bedingungen ausschließen, die Europa ins politi-
sche Zwielicht bringen und/oder im Innenverhält-
nis benachteiligen würden. 

Westeuropa muß darauf bestehen, daß eine für 
beide Seiten sinnvolle Zusammenarbeit im For-
schungsbereich außerhalb des militärischen Rah-
mens entwickelt wird. Das kann durch Erweiterung 
bereits bestehender Programme geschehen. In al-
len diesen Forschungsbereichen gibt es doch längst 
Programme. Das gilt für die eigentliche Weltraum-
forschung — z. B. Automation, Robotik, Lenkungs-
systeme, Werkstoffe — ebenso wie für die nicht der 
eigentlichen Weltraumforschung zugehörigen Be-
reiche: Partikelstrahlen, Laser, überschnelle Schalt-
kreise, Optik, Sensoren usw. Alles das ist doch 
nichts Neues. Auf einigen dieser Gebiete sind wir 
sogar führend, vor den Amerikanern. Lassen wir 
uns doch bloß nicht von den Amerikanern einreden, 
wir seien gewissermaßen die Fußkranken der ge-
samten Technologieentwicklung. Das Bild ist sehr 
viel differenzierter. 

(Beifall bei der SPD) 

Alle diese Forschungsarbeiten können in europäi-
scher oder in europäisch-amerikanischer Zusam-
menarbeit außerhalb eines militärischen Rahmens 
betrieben werden. Es ist selbst im zivilen Bereich 
schwer genug, anständige Bedingungen zu erlan-
gen. Herr Riesenhuber kann davon ein Lied singen. 
Im militärischen Rahmen würde es fast aussichts-
los. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben gesagt, Sie wer-
den jetzt erst mit dem amerikanischen Präsidenten 
sprechen und dann mit den Westeuropäern. Viel-
leicht wäre es umgekehrt richtig. 

(Zuruf des Abg. Berger [CDU/CSU]) 

— Wenn ich das falsch verstanden habe, kann es 
korrigiert werden. Es sind ja alle auf dem Wirt-
schaftsgipfel anwesend. Es wäre sehr gut, wenn Sie 
zunächst eine Westeuropäische Position abstim-
men und dann diese Position in einem ersten Ge-
spräch mit Präsident Reagan zur Geltung bringen 
würden. Jedenfalls wäre es verheerend, wenn wir 
uns auf dem Weltwirtschaftsgipfel auseinanderope-
rieren ließen. 

Ich bin allerdings auch der Meinung, daß es sehr 
kurzsichtig von den Amerikanern wäre, wenn sie 
dies versuchen würden. Ich gehöre zu denen, die 
verstehen, daß Amerika — nicht zuletzt auch auf 
Grund von innenpolitischen Entwicklungen — sein 
außenpolitisches Interesse nicht mehr allein auf 
Europa konzentrieren kann, sondern es aufteilen 
muß zwischen Westeuropa, Zentralamerika/Kari-

bik und dem Pazifik. Aber gerade wenn das so ist, 
sollte Amerika an einer größeren Selbständigkeit 
Westeuropas als einer der Säulen des westlichen 
Bündnisses interessiert und nicht der Meinung 
sein, es fahre besser, wenn es uns in diesen Fragen 
aufsplittert. 

Die Westeuropäer, Herr Bundeskanzler, sollten 
sich daran erinnern, daß sie vor Aufstellung der 
Pershing-II-Raketen und Marschflugkörper diese 
Frage nie — ich wiederhole: nie — untereinander 
beraten haben. Es gab den Vorschlag von Giscard, 
dem Präsidenten der französischen Republik, eine 
solche europäische Beratung durchzuführen, und 
zwar zuerst unter den Stationierungsländern, dann 
im Europäischen Rat. Das wurde abgelehnt. So ab-
surd es ist: Europa hat über die Aufstellung der 
Raketen nie beraten, immer nur in der Consulting 
Group mit den Amerikanern zusammen. Diesen 
Fehler sollten wir bei SDI nicht wiederholen. 

(Zuruf des Abg. Graf Huyn [CDU/CSU]) 

Wir müssen eine gemeinsame Position entwik-
keln, die nach meiner Meinung und der Meinung 
meiner politischen Freunde heißen muß: Ableh-
nung einer Mitwirkung am militärischen Pro-
gramm. Aber keine Beschränkung auf dieses Nein, 
sondern Unterbreiten eines positiven Gegenvor-
schlags. Entwicklung eines europäischen For-
schungsprogramms über bestehende Programme 
hinaus und Kooperationsbereitschaft mit den Verei-
nigten Staaten auf genau umschriebenen Gebieten. 
Aber alles im zivilen Bereich. 

Herr Bundeskanzler und Herr Kollege Riesenhu-
ber, derart erweiterte Programme kosten natürlich 
Geld. Aber eine Mitwirkung an dem militärischen 
Programm würde noch weit mehr Geld kosten. Lei-
der haben wir vom Bundeskanzler nichts über diese 
finanzielle Frage gehört, an der ja die Frage der 
Zusammenarbeit erst praktisch wird. Ich stelle fest: 
Im Haushalt des Forschungsministers ist bis jetzt 
noch nicht einmal Geld genug vorhanden, um das 
zivile Columbus-Projekt zu finanzieren — er müßte 
anderes dafür streichen —, von den französischen 
Projekten, die Sie bisher aufgeschoben haben, gar 
nicht zu reden. Im Haushalt des Verteidigungsmini-
sters wird jeder Pfennig für die Stärkung der kon-
ventionellen Streitkräfte gebraucht, von den Erwar-
tungen, die General Rogers insofern an uns stellt, 
noch gar nicht zu reden. Es kommt mir etwas ge-
spenstisch vor, daß dieses Projekt diskutiert wird, 
die Frage jedoch, wer das eigentlich bezahlen soll, 
hier noch nicht einmal in Form einer Spruchweis-
heit angeschnitten wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Damit komme ich zu den Grundfragen von Poli-
tik und Rüstungstechnologie zurück. Herr Bundes-
kanzler, wir Sozialdemokraten, die wir schon so 
lange für eine Sicherheitspartnerschaft eintreten, 
teilen die von Präsident Reagan vor zwei Jahren 
vorgetragene Ansicht, daß ein stabiler Frieden auf 
die Dauer nicht durch ein Gleichgewicht des nu-
klearen Schreckens erreicht werden kann. Wir ha-
ben ja jahrelang versucht, Sie davon zu überzeugen, 
allerdings vergeblich. Ich würde mich freuen, wenn 
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es jetzt dem amerikanischen Präsidenten gelänge, 
Sie davon zu überzeugen, daß die SPD in dieser 
Sache schon seit Jahren recht hat. 

(Zustimmung bei der SPD — Lachen bei 
der CDU/CSU) 

Wir teilen auch den Wunsch des amerikanischen 
Präsidenten nach mehr politischer Stabilität in der 
Welt, nach einer Welt voller Hoffnung, statt voller 
Furcht. Wir sind aber davon überzeugt — das sagen 
wir auch unseren amerikanischen Freunden —, daß 
wir unsere Hoffnungen nicht auf Militärtechnolo-
gien und Rüstungsprogramme setzen dürfen, son-
dern politische Lösungen suchen müssen. Dieser 
politischen Friedensaufgabe müssen Rüstungen 
und Technologien untergeordnet werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Insofern, Herr Bundeskanzler — ich zitiere diese 
Ihre Äußerung noch einmal; wir nehmen Sie beim 
Wort —, stimmen wir Ihnen darin zu, daß die Ver-
handlungen in Genf so geführt werden müssen, daß 
ein Verhandlungserfolg die Weltraumrüstung über-
flüssig macht. Herr Bundeskanzler, das werden wir 
allerdings nicht dadurch erreichen, daß wir in den 
Chor derer einfallen, die uns ständig versichern, die 
Verhandlungen seien ungeheuer kompliziert und 
würden daher viele Jahre dauern. Herr Bundes-
kanzler, so viel Zeit haben wir nicht. 

Als erstes brauchen wir vielmehr eine eindeutige 
Bestätigung der amerikanischen Administration 
wie der sowjetischen Führung, daß zwar nicht die 
Forschung im ABM-Bereich, wohl aber die Entwick-
lung, das Testen und die Stationierung von strategi-
schen Weltraumsystemen Gegenstand der Ver-
handlungen in Genf sind mit dem Ziel, durch eine 
kooperative Lösung „ein Wettrüsten im Weltraum 
zu verhindern", wie es die Außenminister Shultz 
und Gromyko am 8. Januar in Genf nicht nur sich 
gegenseitig, sondern auch der Welt versprochen ha-
ben. 

Lassen Sie mich eines an die Adresse der ameri-
kanischen Verhandler hinzufügen: Eingedenk unse-
rer Erfahrungen mit den INF-Verhandlungen, bei 
denen die Reagan-Administration in bezug auf das 
Ziel der Verhandlungen tief in sich gespalten war 
— die, ich kann nur sagen, bedrückenden Einzelhei-
ten kann man in dem Buch von Talbot „Raketen-
schach" nachlesen —, geben wir der Hoffnung Aus-
druck, daß die amerikanische Administration bei 
den neuen Genfer Verhandlungen mit einer 
Stimme sprechen wird, und zwar in dem Sinne, daß 
tatsächlich eine kooperative Verhinderung von 
Weltraumrüstung das Ziel der Verhandlungen ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, als zweites brauchen wir in 
Genf — auch das kam in Ihrer Regierungserklä-
rung nicht vor, hinsichtlich des Verhältnisses zu 
den Verhandlungen war Fehlanzeige zu vermelden 
— ein baldiges Interims-Abkommen, das drei Ele-
mente umfassen muß. 

Erstens: Ein Verbot jeglichen Testens von Welt-
raumwaffen unter Einschluß von Anti-Satelliten-
Waffen. Ein solches Verbot ist Voraussetzung dafür, 

daß überhaupt eine Chance besteht, eines Tages 
über die Nicht-Entwicklung und Nicht-Dislozierung 
von Weltraumwaffen eine substantielle Einigung zu 
erzielen. 

Zweitens brauchen wir — eine Erklärung der bei-
den Großmächte, daß das bisher de facto eingehal-
tene SALT-II-Abkommen, dessen Laufzeit, wenn es 
in Kraft getreten wäre, Ende dieses Jahres auslau-
fen würde, auch über diesen Zeitpunkt hinaus von 
beiden Großmächten weiter beachtet werden wird. 
Gelänge es, eine solche Vereinbarung mit einer 
Herabsetzung der im Abkommen vorgesehenen 
Höchstgrenzen für Offensivwaffen zu verbinden, so 
wäre das ein wichtiger Impetus für einen Erfolg in 
der Sache an diesem Verhandlungstisch in Genf. 

Drittens brauchen wir — hier kann ich nur noch 
einmal die oberflächliche und polemische Zurück-
weisung des sicher nicht ausreichenden Vorschlags 
des sowjetischen Generalsekretärs bedauern — ein 
Abkommen über einen befristeten Stopp der Statio-
nierung eurostrategischer Raketen, allerdings ver-
bunden mit einer Einigung über die Grundlinien 
eines substantiellen Abbaus dieser Waffen. Daß da 
die sowjetische Seite drastisch reduzieren muß, war 
und ist nach wie vor unsere Meinung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Insoweit kann an die Vorschläge aus den INF-Ver-
handlungen angeknüpft werden. 

Schon in einem solchen Zwischenabkommen 
muß also der Zusammenhang der drei Verhand-
lungsbereiche Strategische Verteidigung, Interkon-
tinentalraketen und eurostrategische Raketen ge-
wahrt werden. Ich stimme dem Bundeskanzler 
darin zu: Wir dürfen nicht zulassen, daß der Ver-
bund der drei Themen durch ein Starren nur auf 
das SDI-Programm aufgelöst wird. Uns liegt das 
eurostrategische Thema noch näher. 

Ein solches Interims-Abkommen, meine Damen 
und Herren, könnte zugleich eine zusätzliche politi-
sche Legitimierung für ein Gipfeltreffen zwischen 
Präsident Reagan und Generalsekretär Gorbat-
schow sein, das in den Bereich des Möglichen zu 
rücken scheint. Ich wage nicht zu hoffen, daß die 
Bundesregierung auf diesem Gebiet ausnahms-
weise einmal die Initiative ergreift. Von der Aufga-
be, treibende Kraft in der Entspannungspolitik zu 
sein, scheint sie sich verabschiedet zu haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sollte sich aber Präsident Reagan zu einem solchen 
Angebot entschließen, werden wir deutschen Sozial-
demokraten die ersten sein, ihn dafür zu preisen. 
Sollte ein solches Abkommen in Genf erreichbar 
sein, würde es für die politische Stabilität in der 
Welt sehr viel bedeuten, im Gegensatz zum SDI

-

Programm mit seinen technologischen, finanziellen, 
strategischen und politischen Ungewißheiten und 
Risiken. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Dregger. 
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Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst eine Vorbemerkung 
zu der Diskussion über das Freund-Feind-Erken-
nungssystem. In unseren Medien und auch in der 
Rede des Abgeordneten Ehmke wurde es berührt. 
Zunächst, Herr Kollege Ehmke, geht es hier nicht 
um die Frage Zweibahnstraße oder Einbahnstraße 
im Technologietransfer, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Natürlich geht es 
darum!) 

die für SDI von großer Bedeutung ist. 

(Zuruf von der SPD: Er hat keine Ah

-

nung!) 

Hier geht es vielmehr um die Frage, ob ein be-
stimmtes deutsches System, das wir für besser hal-
ten, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das auch besser 
ist!) 

das auch einige Amerikaner für besser halten, oder 
ein amerikanisches System 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das ausgereizt 
ist!) 

innerhalb der Allianz verwirklicht wird. 

Meine Damen und Herren, in einer Allianz kann 
sich keiner allein gegen alle anderen durchsetzen, 
auch wir nicht. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Man kann nur von 
etwas reden, von dem man etwas versteht! 
— Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wann haben 
Sie das letztemal ein deutsches System 

durchgesetzt?) 

Im übrigen handelt es sich hier um einen alten Hut, 
der schon zehn Jahre alt ist und der schon von den 
Vorgängern von Manfred Wörner hätte abgelegt 
werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Klejd

-

zinski [SPD]: Das ist doch unglaublich!) 

Es ist Manfred Wörner zu danken, daß er einen 
letzten Versuch gemacht hat, unser deutsches Sy-
stem durchzusetzen. Die Erfolgschancen waren von 
vornherein gering, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie verspielen die 
Fähigkeiten der deutschen Bundeswehr!) 

weil die Übernahme des deutschen Systems zu un-
geheuren Kosten geführt hätte, insbesondere bei 
unseren amerikanischen Verbündeten. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Kommen Sie 
einmal zur Sache!) 

Meine Damen und Herren, die Vorwürfe an die 
Adresse des Verteidigungsministers 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sind berechtigt und 
richtig!) 

sind in der Sache unbegründet. Ich weise sie zu-
rück. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Schwaches Argu

-

ment!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Dreg-
ger, gestatten Sie, daß ich Sie unterbreche. — Ich 
bitte die Damen und Herren Abgeordneten, die ste-
hen, entweder Platz zu nehmen oder den Saal zu 
verlassen. 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Ich weise, meine Damen 
und Herren, vor allem aber die unsachlichen, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Thema!) 

die in der Form unwürdigen — das gilt insbeson-
dere für den ersten Teil der Rede des Kollegen 
Ehmke — und die die Tatsachen zum nicht gerin-
gen Teil verfälschenden Angriffe gegen die Frie-
denspolitik der Bundesregierung, gegen die Frie-
denspolitik der Allianz und gegen die Weltraum-
initiative des amerikanischen Präsidenten zurück, 
und zwar mit Nachdruck. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Jungmann [SPD]: Kommen Sie mal zur 

Sache!) 

Die Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
war kristallklar, 

(Lachen bei der SPD) 

sie war differenziert, 

(Widerspruch bei der SPD) 

sie hat keine Entscheidung vorweggenommen, 

(Zuruf von der SPD: Aussitzen!) 

die nach dem Stand der Entwicklung heute noch 
nicht getroffen werden kann. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Sehr gut!) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt 
diese Regierungserklärung in all ihren Passagen. 
Wir machen sie uns zu eigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Herr Präsident, diejenigen, die heute gegen SDI 
protestieren, sind dieselben, die vorher gegen das 
Konzept der atomaren Abschreckung protestiert 
haben. Was wollen die Ostermarschierer, die GRÜ-
NEN und ihr roter Anhang, zu dem auch Sozialde-
mokraten gehören, eigentlich? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Wir wollen nur Frie

-

den! — Gegenruf des Abg. Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Wir wollen auch 

noch Freiheit!) 

Wer beides ablehnt, die atomare Abschreckung und 
die Suche nach einer Alternative, nach einem rei-
nen Abwehrsystem, wählt die Unterwerfung. Und 
die wollen wir nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Ihr unterwerft euch 

Reagan, jeden Tag!) 

Wir wollen Frieden und Sicherheit für beide Seiten, 
auch für uns, auch für Deutschland und Europa. 

(Jungmann [SPD]: Kommen Sie mal zur 
Sache!) 
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Meine Damen und Herren, Kriegsverhinderung, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Schaffen Sie 
nie!) 

Friedenssicherung, Freiheitssicherung sind unsere 
Aufgabe. Die Europäer haben nicht nur den Atom-
krieg zu fürchten, nicht nur den Raketenkrieg. Wir 
haben hier inmitten Europas jeden Krieg zu fürch-
ten. 

(Berger [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Auf Dresden ist keine Atombombe gefallen. Diese 
herrliche Stadt großer alter Kultur ist durch her-
kömmliche Fliegerbomben vernichtet worden. Ihr 
Untergang war genauso schauerlich wie der Unter-
gang von Hiroshima. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

„Lieber rot als tot"? André Glucksmann, brillanter 
Kopf Frankreichs, Sohn deutscher Juden, richtet an 
die deutsche Friedensbewegung die Frage: „Was 
heißt das: Lieber rot als tot? Lieber Auschwitz als 
Hiroshima? 

(Jungmann [SPD]: Unverschämt!) 

War Hiroshima schlimmer als Auschwitz?" 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ich zitiere André Glucksmann, den Sie lesen soll-
ten. Es ist sehr wichtig für Sie, daß Sie Ihr Wissen 
verbreitern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir müssen Au-
schwitz verhindern, Hiroshima verhindern und 
Dresden verhindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Und SDI verhin-

dern!) 

Die atomare Abschreckung gegen einen wie auch 
immer gearteten kriegerischen Angriff auf die Bun-
desrepublik Deutschland und Westeuropa ist zur 
Zeit unverzichtbar. Die atomare Abschreckung ist 
zur Zeit unverzichtbar, da es dafür keine Alterna-
tive gibt. Solange das so ist, ist die atomare Ab-
schreckung nicht nur politisch geboten, sondern 
auch moralisch gerechtfertigt, weil es nichts Morali-
scheres gibt, als den Frieden zu erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Aber es ist gewiß nicht weniger gerechtfertigt, nach 
einer Alternative zur atomaren Abschreckung zu 
suchen. 

Wie ist es jetzt? Die Strategie der atomaren Ab-
schreckung verzichtet auf jede Abwehr von An-
griffsraketen. Sie macht die Bevölkerung zur 
schutzlosen Geisel. Sie verläßt sich allein auf die 
Drohung mit dem Vergeltungsschlag nach der Ma-
xime: Wer zuerst schießt, stirbt als zweiter. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Thema!) 

Wenn es gelänge, die Friedenssicherung nicht — 
wie zur Zeit — auf die Fähigkeit zur gegenseitigen 
Vernichtung zu gründen, sondern auf die beidersei-
tige Fähigkeit, sich vor Vernichtung zu schützen, 

dann wäre das doch ein großartiger Fortschritt für 
die ganze Menschheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren der SPD, warum leh-
nen Sie das ab? 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was lehnen wir 
denn ab?) 

Sie finden dabei allein Unterstützung in Moskau, 

(Zuruf von der SPD: Quatsch!) 

nicht bei Ihren Wählern. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der SPD: Quatsch!) 

Wenn Sie eine Umfrage veranstalten mit der Frage 
„Was zieht ihr vor: atomare Angriffsraketen, die 
sich gegen Menschen richten, oder Abwehrraketen, 
die die Angriffsraketen auffangen?", dann wird sich 
auch die Masse Ihrer Anhänger für die Suche des 
amerikanischen Präsidenten nach einem Abwehr-
system entscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Ehmke, erkennen Sie das nicht? 
Sind Sie schon so befangen, daß Sie sich nur noch 
an den Wünschen Moskaus orientieren? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Das hat die SPD doch schon 
vors den Nazis gehört, phantastisch! — Zu

-

rufe von der SPD: Pfui! — Weitere Zurufe 
von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Sie sind völlig isoliert, 
schon heute. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Weder die französischen Sozialisten noch die italie-
nischen Sozialisten, noch die konservativen Regie-
rungen sind bereit, Ihre Position zu übernehmen. 
Sie können sich nur noch an Moskau und den GRÜ-
NEN wärmen. Sie sollten sich daran nicht erkäl-
ten! 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU — Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das 
wird sogar bei der CDU/CSU als Witz emp

-

funden! Wir sind hier doch nicht im Kaba

-

rett, Herr Dregger! — Weitere Zurufe von 
den GRÜNEN und der SPD) 

— Das regt Sie auf. Aber Sie sollten lieber nachden-
ken; das ist dringend notwendig. Sie denken zuwe-
nig. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das vermisse ich 
bei Ihnen, Herr Dregger! — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Man merkt, daß 

Sie aus der Kirche kommen!) 

Meine Damen und Herren, ein Abwehrsystem ge-
gen Angriffsraketen zu erforschen ist aber nicht 
nur moralisch gerechtfertigt, es ist auch politisch 
geboten. Es ist ihnen, auch den Damen und Herren 
der Opposition, in diesem Hause doch kürzlich 
nachgewiesen worden, daß die Sowjetunion ver-
gleichbare Forschungen von Waffentechnologien 
zur Entwicklung eines umfassenden Raketenab- 
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wehrsystems, boden- wie weltraumgestützt, seit 
mehr als einem Jahrzehnt betreibt. Der Bundes-
kanzler hat in seiner Regierungserklärung auf die 
Tatsache hingewiesen, daß die Sowjetunion als ein-
ziges Land der Erde seit mehr als zehn Jahren über 
einsatzfähige Killersatelliten verfügt. Er hat ferner 
auf die Großradaranlage bei Krasnojarsk hingewie-
sen, die schon allein wegen der Wahl ihres 
Standorts gegen den ABM-Vertrag verstößt, meine 
Damen und Herren. Ich frage Sie: Warum protestie-
ren Sie eigentlich immer nur gegen unseren Ver-
bündeten, der uns schützt, und nicht gegen Ver-
tragsverletzungen der Sowjetunion, die uns be-
droht? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Stellen wir uns einmal vor, der Westen würde 
darauf verzichten, nach einem Raketenabwehrsy-
stem zu suchen, die Sowjetunion aber, die noch nie 
auf etwas verzichtet hat, was ihre militärische 
Stärke erhöhen könnte, würde ein solches Raketen-
abwehrsystem allein erforschen und entwickeln. 
Die Sowjetunion hat uns noch nie vorher mitgeteilt, 
welche militärischen Systeme sie erforscht und ent-
wickelt. Erinnern Sie sich doch an die SS-20. Von 
der erfuhren wir nicht, als die Forschungen in der 
Sowjetunion begannen, sondern erst, als sie aufge-
stellt wurden. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: So war 
es!) 

Stellen Sie sich einmal vor, die Sowjetunion 
würde uns genauso wie damals mit den SS-20 mit 
einem funktionierenden Raketenabwehrsystem 
überraschen. Was würde das für uns bedeuten? Zu 
der ungeheuren Überlegenheit der Sowjetunion an 
konventionellen Systemen, Panzern und Flugzeu-
gen, zu der ungeheuren Überlegenheit der Sowjet-
union an Angriffs-U-Booten, die im Konfliktfall die 
Verbindung zwischen den USA und Europa unter-
brechen sollen, zu der ungeheuren Überlegenheit 
der Sowjetunion an Mittelstreckenangriffsraketen 
in Europa, zu ihrem zumindest vorhandenen 
Gleichgewicht an Interkontinentalraketen käme 
dann noch ein hohes Maß von Unverwundbarkeit 
für die Sowjetunion hinzu. 

Welche Folgen hätte das? Das müßte nicht zum 
Krieg führen. Aber es würde sicher zur militäri-
schen Erpressung führen. Und die, die zuerst betrof-
fen wären, wären die Europäer, insbesondere wir, 
die Deutschen, die an der Grenze von Ost und West 
zu leben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren der SPD, ich verfolge 
Ihr Abrücken von der Sicherheitspolitik Ihres frü-
heren Bundeskanzlers Helmut Schmidt mit großer 
Sorge. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Der 
kommt ja gar nicht mehr!) 

Ich bin bestürzt, daß Helmut Schmidt heute nur 
noch Vertreter einer Randgruppe in der SPD ist, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

daß er im Parteiblatt seiner eigenen Partei gera-
dezu höhnisch kommentiert wird. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Graf Huyn [CDU/CSU]) 

Ich sage Ihnen, diese Diskussion werden Sie nicht 
durchhalten, weder im nationalen noch im interna-
tionalen Rahmen. Ihre Wähler werden Ihnen da-
vonlaufen, wenn Sie gegen ein System angehen, das 
defensiv, das nichtatomar, das nicht gegen Men-
schen, sondern gegen Sachen, gegen anfliegende 
Angriffsraketen, gerichtet ist. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wo haben Sie 
den Quatsch her?) 

Die werden Ihnen davonlaufen. Und keine europäi-
sche Regierung wird Ihnen folgen. Sie sind isoliert, 
Herr Ehmke. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Iso

-

lations-Ehmke! — Dr. Ehmke [Bonn] 
[SPD]: Weltmeister im Übertreiben!) 

Meine Damen und Herren der SPD, noch ist Zeit 
zur Umkehr. Ich frage Sie deshalb: Gibt es Werte, 
die für uns alle unverzichtbar sind? Glauben wir 
gemeinsam an das Recht des Menschen, frei zu 
sein? Und glauben wir an das Recht der Völker, 
über sich selbst zu bestimmen? 

Wenn wir diese Fragen gemeinsam bejahen — 
wovon  ich ausgehe —, knüpft sich doch daran die 
zweite Frage: Wer bedroht eigentlich die Menschen-
und Freiheitsrechte in Europa: die USA oder die 
Sowjetunion? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Daran knüpft sich die nächste Frage: Wer schützt 
denn die Grund- und Freiheitsrechte mit uns ge-
meinsam im Bündnis: die USA oder die Sowjet-
union? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Fragen beantworten sich doch selbst. 

Wenn es etwas gibt, wozu es in der gegenwärti-
gen Lage in Europa keine Alternative gibt — diese 
Formel wird viel zu häufig gebraucht, aber hier ist 
sie in der Tat gerechtfertigt —, dann ist es das 
deutsch-amerikanische Bündnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Und genau das 

wird kaputtgemacht!) 

Wir bejahen dieses Bündnis nicht im Interesse der 
USA, sondern im Interesse Deutschlands und der 
Demokratie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir lehnen es entschieden ab, so zu tun, als ob die 
USA und die Sowjetunion für uns austauschbare 
Größen wären. Diktatur und Demokratie sind nicht 
austauschbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die USA sind wie wir eine Demokratie. Die So-
wjetunion ist ein totalitärer Staat, eine Diktatur, 
der die Menschenrechte nicht dasselbe wie uns be- 
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deuten; weder nach innen gegenüber den eigenen 
Bürgern — denken Sie an den Archipel GULag — 
noch nach außen — denken Sie an das Schicksal 
Afghanistans —. Wir werden es nicht mehr zulas-
sen, daß die Sowjetunion in der öffentlichen Mei-
nung unserer Republik verharmlost und die USA 
zunehmend kriminalisiert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Wollen Sie Pressezensur 

ausüben?) 

Ich fordere unsere freien Medien auf, die Wahrheit 
zu verbreiten und sich für die Erhaltung der Frei-
heit im freien Teil Deutschlands und Europas ver-
antwortlich zu fühlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Oostergetelo [SPD]: Jawohl, Herr Oberst! 
— Dr. Schierholz [GRÜNE]: Müder Beifall 

bei der CDU/CSU!) 

Ich wiederhole: Die Amerikaner suchen nach ei-
ner Alternative zur atomaren Abschreckung. Ob 
diese Alternative gefunden wird — der Bundes-
kanzler hat es eben betont —, kann heute noch nie-
mand sagen. Das wird sich vielleicht nach fünf, viel-
leicht auch erst nach zehn Jahren angestrengter 
Forschungsarbeit herausstellen. Wird diese Alter-
native gefunden — was offen ist —, dann wird kein 
amerikanischer Präsident darauf verzichten, sie zu 
verwirklichen. Davon müssen wir ausgehen. 

Die Amerikaner werden damit einen technischen 
Schub einleiten, der nur mit dem Schub vergleich-
bar ist, der sich damals ereignete, als die NASA das 
Mondflugprogramm entwickelte. 

(Conradi (SPD]: Gleich kommt die Teflon-
pfanne!) 

Davon werden Entwicklungen ausgehen, die die zi-
vile Güterproduktion, die die Märkte der Zukunft 
revolutionieren werden. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Lauter Illusio-
nen!) 

Wir können nicht daran interessiert sein, daß wir 
nicht nur militärisch, sondern auch technisch voll 
von den USA abhängig werden. 

(Duve [SPD]: Wir müssen uns unabhängig 
machen!) 

Wir wollen gleichwertige Industrienationen bleiben. 
Ich habe gestern Herrn Simjanin erklärt, es könne 
auch nicht im Interesse der Sowjetunion liegen, daß 
eine solch einseitige Entwicklung stattfinde. 

(Duve [SPD]: Die können sich ja auch be-
teiligen!) 

Die Amerikaner haben ihre Verbündeten eingela-
den, sich an diesen Forschungsarbeiten zu beteili-
gen. Wollen wir uns davon selbst ausgrenzen? Ich 
sage aus zwei Gründen nein. Einmal: Die besonde-
ren Interessen Europas, die sich aus seiner geogra-
phischen Nähe zur Sowjetunion ergeben, erzwingen 
unsere Teilnahme, damit diese besonderen europäi-
schen, deutschen Interessen schon während der 
Forschung berücksichtigt werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 

Wir als Deutsche müssen vor allem Wert darauf 
legen, daß es Abwehrsysteme — weltraum- oder 
landgestützte — vor allem gegen Mittelstrecken- 
und Kurzstreckenraketen gibt. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das ist ja gar nicht 
vorgesehen!) 

Wenn wir diese Entwicklung beeinflussen wollen, 
müssen wir uns an der Forschung beteiligen. 

(Conradi [SPD]: Er hat keine Ahnung!) 

Diese Interessen teilen wir mit den anderen euro-
päischen Industrienationen. Ich bin sehr glücklich, 
Herr Bundeskanzler und Herr Bundesaußenmini-
ster, daß der französische Außenminister Dumas in 
einem Brief an Sie angeregt hat, die europäischen 
Nationen mögen sich nicht so verhalten wie die 
SPD — das hat er nicht ausdrücklich gesagt, aber 
das ergibt sich aus den abweichenden Haltungen — , 

sie mögen nicht in Resignation verfallen, sondern 
diese europäischen Interessen gemeinsam in ein 
Forschungsprogramm einbringen, das als Ideallö-
sung ein transatlantisches Programm wäre. Ich will 
mir diese Formel aber noch nicht zu eigen ma-
chen, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Die „Zweibahn

-

straße"?) 

weil es neben den technischen und Forschungs-
problemen natürlich auch finanzielle Probleme gibt. 
Wenn man überlegt, daß die USA jetzt schon 80 Mil-
liarden DM in diese Forschung investieren, muß 
man sagen, daß eine Beteiligung der Europäer 
selbst mit 10 % eine erhebliche Inanspruchnahme 
wäre. 

Es darf jedenfalls nicht passieren, daß sich nur 
einzelne Firmen aus Europa in Amerika beteiligen 
und daß es einen einseitigen Technologietransfer 
gibt. Da hat Herr Ehmke völlig recht: Wir stoßen da 
auf merkantile Interessen in den USA. Deswegen 
ist es gut, daß die Bundesregierung diese Frage 
nicht den Firmen überläßt, sondern sich ihrerseits 
in Gesprächen einschaltet. 

Meine Damen und Herren, ob und inwieweit wir 
Europäer, insbesondere wir Deutschen, uns an der 
militärischen Nutzung beteiligen, das kann erst ent-
schieden werden, wenn die Forschungsergebnisse 
vorliegen. Solange nicht klar ist, ob und wie es geht, 
solange können wir nicht entscheiden, ob und wie 
wir uns beteiligen. 

Nicht alles ist vorweg zu klären. Die Nachkriegs-
jahrzehnte haben gezeigt, daß der revolutionäre 
Fortschritt in Wissenschaft und Forschung Ent-
wicklungen ermöglicht, die alle Prognosen über den 
Haufen werfen. Was technisch möglich ist, werden 
die Forschungen zeigen, was politisch möglich ist, 
wird sich in Genf zeigen. Der Bundeskanzler hat 
mit Recht die Notwendigkeit hervorgehoben, daß 
die etwaige Umstellung von einem System von An-
griffsraketen, wie wir es jetzt haben, auf Abwehrra-
keten zwischen den Weltmächten abgesprochen 
wird, und wir sind unseren amerikanischen Freun- 
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den dankbar, daß sie sich dazu bereit erklärt ha-
ben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wären nicht gar keine 
Raketen besser?) 

Alle Gefahren der Instabilität müssen vermieden 
werden, und deswegen muß das in Absprache zwi-
schen den Weltmächten geschehen. 

Meine Damen und Herren, SDI ist nur eine Vi-
sion, keine Realität, und niemand weiß, ob sie zur 
Realität wird. Realität sind die Offensivraketen. Die 
Weltmächte haben daher allen Anlaß, ihre Gesprä-
che in Genf nicht auf SDI zu beschränken oder zu 
konzentrieren. Sie haben allen Anlaß, gemeinsam 
danach zu streben, die Zahl der Mittelstreckenrake-
ten, die Zahl der Langstreckenraketen, die Zahl der 
Sprengköpfe auf der Grundlage des Gleichgewichts 
drastisch zu vermindern. 

In dieser Überzeugung und mit dieser Zielset-
zung, Frieden und Sicherheit für alle, auch für uns 
Deutsche und Europäer, unterstützt die CDU/CSU

-

Bundestagsfraktion die Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers und im Rahmen dieser Regie-
rungserklärung auch die Weltrauminitiative des 
amerikanischen Präsidenten, für die wir insoweit 
die politische Mitverantwortung übernehmen, Herr 
Kollege Ehmke, mit dem amerikanischen Präsiden-
ten, mit dem wir uns in der Wertegemeinschaft der 
freien Völker verbunden fühlen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Dr. Schierholz [GRÜNE]: Drei 
Klassen schlechter als der Bundeskanz

-

ler!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lange. 

Lange (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der auf dieser Seite des Hauses sicher-
lich allseits geschätzte Franz Josef Strauß hat ge-
stern in der „Süddeutschen Zeitung" im Blick auf 
die heutige Diskussion hier im Parlament verlauten 
lassen, man möge doch, anstatt über ungelegte Eier 
zu gackern, lieber Nägel mit Köpfen machen. Der 
Bundeskanzler habe das Wort, hat er gesagt. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Das hat er ja ge

-

habt!) 

Der Herr Bundeskanzler hat in der Tat das Wort 
gehabt, aber es ist ihm offensichtlich auch das Gak

-

kern schwergefallen. 

Nägel mit Köpfen haben andere gemacht, näm-
lich Norwegen, gestern, am gleichen Tag, an dem 
sich Herr Strauß in der „Süddeutschen Zeitung" ge-
äußert hat. Norwegen hat nämlich als erstes euro-
päisches NATO-Land ein klares Nein gesagt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Offensichtlich geht der Trend in die Richtung, daß 
die Bundesrepublik Deutschland mit einem Ja zu 
SDI einen Weg geht, der nur verhängnisvoll sein 
kann. 

Der Herr Bundeskanzler hat vorhin über die Hal-
tung der Bundesregierung gegenüber den amerika-

nischen Plänen zur Weltraumrüstung Bericht er-
stattet und dabei in einer Mischung von Unsicher-
heit, Illusionsaufbau und Leerformeln deutlich ge-
macht, daß er sich — wie schon auf der Wehrkunde-
tagung in München — grundsätzlich dafür ausge-
sprochen hat, diesen Weg mitzugehen. Es geht der 
Bundesregierung also offenbar nur noch um das 
Wie und nicht mehr um das Ob einer Mitwirkung. 
Wenn dem nicht so wäre, hätte der Bundeskanzler 
zumindest einige Gefahren- und Problembereiche 
auf den Tisch legen müssen, die in der SDI für 
Europa im allgemeinen und für die Bundesrepublik 
im besonderen liegen könnten. 

Aber nicht einmal dieses ist geschehen. Statt des-
sen spricht er von verdienter gewissenhafter Prü-
fung dieses Projekts, von einer aufgeschlossenen 
Haltung, die wir ihm gegenüber an den Tag legen 
sollten, daß noch niemand beurteilen könne, wie die 
ganze Entwicklung weitergehe, daß, wenn es klap-
pen würde, Reagan ein historischer Verdienst zuge-
messen werden könnte, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Recht hat er!) 

daß die SPD diese Sache pauschal ablehnen würde 
und daß man die ganze Sache doch nicht verteufeln 
solle. 

Herr Bundeskanzler, ich meine, wenn in einer 
solch wichtigen Frage Ihre innere Entscheidung 
schon gefallen ist, können Sie das doch klar und 
offen sagen und brauchen nicht auf Zeit zu spie-
len. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Ihre ist doch 

auch schon gefallen!) 

Dann können wir uns hier z. B. in diesem Hause 
konkreter mit einem Projekt auseinandersetzen, 
das für die Zukunft der Bundesrepublik und Euro-
pas richtungweisend ist, allerdings in eine Rich-
tung, die für uns verhängnisvoll sein wird. So aber 
werden Illusionen und Hoffnungen gehegt und sub-
stantielle Fragen einfach aus der Diskussion drau-
ßengelassen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So ist es!) 

Zur Frage der Verteufelung oder gar der Morali-
tät, von der Herr Dregger gesprochen hat, muß ich 
folgendes sagen: Wenn hier heute der künftige Ver-
teidigungsminister gesprochen hat, haben Sie da-
mit bewiesen, daß Sie das geistige und weltan-
schauliche Rüstzeug mitbringen, um die Politik zu 
militarisieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Quatsch! — Dr. 
Dregger [CDU/CSU]: Doppelter Quatsch!) 

Um bei der Moral zu bleiben: Gibt Ihnen denn die 
Moral eines Edward Teller, des Vaters der Wasser-
stoffbombe — wie man sagt — und eines der Haupt-
initiatoren des Raketenabwehrprogramms, etwa 
nicht zu denken? Angesprochen ist die Frage, wie es 
denn einer westlichen Öffentlichkeit zu vermitteln 
sei, anfliegende gegnerische Sprengköpfe durch 
eine atomare Explosion kleinen Ausmaßes in Erd- 
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nähe auszuschalten, sagt Teller — ich darf ihn zitie-
ren — : 

Was bedeutet ein minimaler und im übrigen 
unschädlicher Abfall im Vergleich zu dem viel-
hundertfachen, der die Folge eines Angriffs 
sein müßte? 

Er gibt zu, daß es enorm schwierig werden würde — 
ich zitiere ihn erneut — „der öffentlichen Meinung 
in Amerika, Europa und Japan die Anwendung von 
Atomsprengkraft zu Verteidigungszwecken beizu-
bringen". 

Nun mögen Sie sagen, Teller sei kein politisch 
Verantwortlicher; aber er ist einer von jenen ent-
scheidenden Leuten, die SDI entwickelt und auf 
Grund deren Beratung Präsident Reagan am 
23. März 1983 in seiner berühmten Star-War-Rede 
den Zug in Richtung Weltraumrüstung hat abfah-
ren lassen. 

Wenn Sie, Herr Bundeskanzler, kraft Amtes oder 
wegen einer inneren Nichtbeteiligung teuflisches 
Denken nicht teuflisch nennen mögen, dann bitte 
ich Sie, doch jene, die den Irrsinn beim Namen nen-
nen, nicht abzuwerten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vielleicht " ist es aber auch so, daß Sie tatsächlich an 
die Illusion einer Höherwertigkeit der Moral von 
SDI glauben, weil sie den Anschein erweckt, man 
könne auf diese Weise eine nuklearfreie Welt schaf-
fen, weil die Blocksysteme in der Lage wären, sich 
einen perfekten Schutzschirm zuzueignen. 

Herr Bundeskanzler, ob eine Rüstungsmaß-
nahme teuflisch ist oder nicht, moralisch gerecht-
fertigt ist oder nicht — darüber sollten alle im Haus 
sich eigentlich einig sein —, entscheidet sich einzig 
und allein an einem Kriterium: Machen wir damit 
einen Krieg wahrscheinlicher oder nicht, schaffen 
wir mehr Bedrohung und Instabilität oder nicht? 
Über diese Fragen gilt es sich zu unterhalten und 
nicht über gemessen an der Problematik Sekundä-
res wie technologischen Transfer, spin-offs und das 
irreführende Beharren darauf, es gehe ja nur um 
ein befristetes Forschungsprojekt. 

Im übrigen möchte ich in diesem Zusammenhang 
einmal die Frage stellen, ob man denn auf seiten 
der Regierungsparteien von Technologiefolgeab-
schätzung überhaupt noch nichts gehört hat. Wir 
wissen sehr wohl: Die USA haben die Forschung in 
Gang gesetzt, sie werden entwickeln und werden im 
Weltraum stationieren — unbeirrt und gemäß ihrer 
kaum verhohlenen Interessenlage. 

Wir erleben in Gestalt von SDI den stetig fort-
schreitenden Abschied von der Strategie der flexi-
ble response. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So ist es!) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang einen der 
wohl interessantesten Denker und Strategen der 
US-Administration zitieren, nämlich Fred Charles 
Ikle, von 1973 bis 1976 unter Nixon und Ford Direk-
tor des Rüstungskontroll- und Abrüstungsamtes, 
heute Staatssekretär unter Präsident Reagan. Ikle 
rückt mit seiner Kritik an der gültigen NATO-Stra

-

tegie sogar in die Nähe der Argumentation der Frie-
densbewegung hier in Europa, wenn er meint, daß 
es peinlich würde, „die Konzepte für den Gebrauch 
nuklearer Waffen, falls die Abschreckung ihre Wir-
kung verfehlen sollte, auszusprechen ... Da stoßen 
wir auf das alte Problem, das die Theorie der Ab-
schreckung so verteufelt: die Glaubwürdigkeit der 
Androhung eines irrationalen Aktes." Er folgert 
daraus, daß eine Nuklearstrategie für das 21. Jahr-
hundert entwickelt werden müsse, denn zur Ent-
wicklung von Weltraumwaffen benötige man zehn 
Jahre. Seien sie aber einmal aufgestellt, so be-
stimmten sie auch die Lage und die Strategie für 
ein Vierteljahrhundert. 

Ich habe, was Sie nicht verwundern dürfte, über-
haupt nichts dagegen, daß die angeblich so be-
währte flexible response, die unsere eigene Ver-
nichtung ja immer strategisch einkalkuliert hatte, 
so schnell wie möglich verabschiedet wird. Kommt 
an ihre Stelle aber eine Alternative, die Krisenin-
stabilität und Bedrohungssituationen schürt, so 
kann unsere Antwort hier nur ein klares Nein 
sein. 

Damit, meine Damen und Herren, komme ich 
zum Kern unserer Kritik an SDI. SDI ist keine 
Defensivmaßnahme, sie ist auch nicht primär als 
Antwort auf Weltraumaktivitäten der UdSSR ge-
dacht. Nein, SDI steht in einem ganz anderen Zu-
sammenhang, den ich — im Bewußtsein, daß auch 
die Planungen und Aktivitäten der Sowjetunion in 
eine ähnliche Richtung gehen — so umschreiben 
möchte: Die USA als Blockvormacht des Westens 
sind derzeit dabei, sich bis zum Ende der 90er Jahre 
die Fähigkeit zur nuklearen Kriegführung zuzueig-
nen. Dies geschieht dadurch, daß parallel zu immer 
mehr Offensivsystemen auf der Erde nunmehr der 
Weltraum die Möglichkeit eröffnet, dem anderen 
die Vergeltungs- oder Zweitschlagsfähigkeit wegzu-
nehmen. Diese Entwicklung entspricht genuin dem 
Stand der technologischen Entwicklung, der ökono-
mischen Interessenlage und dem ideologischen 
Denkansatz der derzeitigen US-Administration. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Lesen Sie bitte die Trendanalyse von Air/Land-
Battle 2000, einem Zukunftskonzept, das, wenn es 
nach den USA ginge, jetzt schon offizielle NATO

-

Strategie wäre. Dort steht klar geschrieben, mit 
welcher Offensivstrategie man gedenkt, die welt-
weiten Interessengebiete der NATO zu erhalten be-
ziehungsweise auszudehnen. Im Klartext: Wir erle-
ben eine gigantische Militarisierung der Politik. Mit 
der Fähigkeit zum nuklearen Erstschlag soll der 
andere zum politischen Wohlverhalten gezwungen 
werden. Im Lichte dieser strategischen Verände-
rungen ist SDI zu sehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Graf Huyn 
[CDU/CSU]: Da kann nur klatschen, wer 

wirklich nichts davon versteht!) 

Ein weiterer Punkt sind die verheerenden Kon-
sequenzen für die Rüstungskontrollpolitik. Aus un-
serer Sicht hat Genf ausschließlich Legitimations-
und Befriedungsfunktion. Für die Strategie der ent-
waffnenden Erstschlagsfähigkeit benötigen die 
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Vereinigten Staaten die Raketenabwehr, und des-
halb wird SDI am Verhandlungstisch nicht zur Dis-
position gestellt werden. Nicht nur, daß dann das 
Wettrüsten im All begönne, sondern die Sowjet-
union wird durch eine Erhöhung ihrer Raketenzahl 
versuchen, das amerikanische Raketenabwehrsy-
stem zu „übersättigen". Damit fallen die in SALT I 
vereinbarten Höchstgrenzen für Trägersysteme 
ebenso wie die für die Sprengkopfzahl pro Rakete 
in SALT II. Weil SDI ohne Bruch des ABM-Ver-
trages nicht möglich ist, werden die Vereinigten 
Staaten auf der dritten Überprüfungskonferenz des 
ABM-Vertrages 1987 mit Hinweis auf nachzügliche 
sowjetische Entwicklungen den Vertrag modifizie-
ren wollen, wenn nicht gar aussteigen. Über diese 
Konsequenzen sollte sich jeder hier im Saal im kla-
ren sein. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Allerdings! Der 
Bundeskanzler ist es nicht!) 

Meine Damen und Herren, Technologie kann nie-
mals Politik ersetzen. Wer für SDI ist und sie för-
dert, erliegt dem Wahn, Frieden ließe sich technisch 
herbeizaubern und man müsse sich erst gar nicht 
auf das unbequeme Geschäft einlassen, ihn poli-
tisch zu entwickeln. Technologie kann, darf nur 
Hilfsmittel sein, nicht weniger, aber eben auch 
nicht mehr. Gerade in dieser Zeit der von den USA 
betriebenen Konfrontationspolitik muß die Bundes-
republik einen Beitrag leisten, der nicht weitere 
Aufrüstung im Weltraum, sondern Abrüstung und 
Rüstungskontrolle auf der Erde ermöglicht. Zur Ab-
rüstung könnten wir, wenn wir es einmal fertig 
brächten, nicht NATO-orientiert zu verharren, 
ebenso beitragen wie zur Rüstungskontrolle. 

In diesem Kontext machen wir uns den konstruk-
tiven Vorschlag des schwedischen Forschungsinsti -
tuts SIPRI zu eigen und halten gleichzeitig an der 
Position fest, daß friedenspolitische Alternativen 
von unten, aus der Friedensbewegung wachsen 
müssen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die einzig wünschenswerte militärische Nutzung 
des Weltraums — so SIPRI — besteht in der Schaf-
fung einer internationalen Satellitenorganisation 
zur Registrierung, Überprüfung und Veröffentli-
chung von Aktivitäten im Bereich von Rüstung und 
Abrüstung. Dadurch könnte das Daten- und Infor-
mationsmonopol der Supermächte und der Miß-
brauch von Daten und Informationen zur Rechtfer-
tigung von Aufrüstung gebrochen werden. Dieser 
Vorschlag ist bereits 1978 in Frankreich gemacht 
worden, jedoch am Einspruch vor allem der Super-
mächte aus politischen, ökologischen und technolo-
gischen Gründen bislang nicht durchsetzbar gewe-
sen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Deshalb schlagen wir vor: Wenn Abrüstung uns al-
len am Herzen liegt, ist es unbedingt erforderlich, 
daß die Diskussion über die Errichtung einer inter-
nationalen Behörde zur Satellitenüberwachung am 
Leben erhalten wird. 

Meine Damen und Herren, wir fordern die Bun-
desregierung wie auch die SPD-Opposition auf, 
über die Parteiengegensätze hinweg sofort entspre-
chend dem Vorbild Australiens und seit gestern 
Norwegens, die ebenfalls der amerikanischen SDI-
Einladung ausgesetzt waren, ein klares Nein zu die-
sem Programm auszusprechen. Wir fordern sie wei-
ter auf, unverzüglich auf allen politischen Ebenen 
im Sinne des SIPRI-Vorschlags einer blocküber-
greifenden Satellitenüberwachung aktiv zu werden. 
Auch die Naturwissenschaftler, die Friedensfor-
schung und vor allem die Friedensbewegungen in 
Ost- und Westeuropa sind aufgefordert, die Konkre-
tisierung dieses Vorschlags im Rahmen der Suche 
nach friedens- und abrüstungspolitischen Alternati-
ven voranzutreiben. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben zum Ende Ihrer 
Ausführungen gesagt: Wer heute nein sagt, wird das 
Risiko für das Bündnis nicht abwenden und die 
gegebenen Chancen nicht nutzen können. Wir sa-
gen dagegen: Wer heute ja sagt, wird das Risiko für 
das Bündnis drastisch steigern und die gegebenen 
Chancen für echte Abrüstung nicht nutzen können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Haben Sie, Herr Bundeskanzler, in einer solch ent-
scheidenden Frage wie der der SDI die Kraft und 
endlich auch einmal den Mut, im Bündnis nein zu 
sagen! Wir jedenfalls haben die Hoffnung darauf 
nicht aufgegeben. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Doch!) 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das war schon sehr mager!) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine 
Herren! Die Forschungen der Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Sowjetunion für weltraum-  
oder bodengestützte neue Defensivsysteme werfen 
Zukunftsfragen von grundlegender Bedeutung auf. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Allerdings!) 

Die politischen und strategischen Fragen, um die es 
bei SDI und bei entsprechenden Anstrengungen 
der Sowjetunion geht, müssen in ihrem Zusammen-
hang betrachtet und in den Rahmen der West-Ost-
Beziehungen und unserer Sicherheits- und Rü-
stungskontrollpolitik gestellt werden. Davon geht 
die Bundesregierung bei ihrer grundlegenden Stel-
lungnahme aus, die der Bundessicherheitsrat am 
27. März 1985 verabschiedet hat. 

Die Aufnahme der amerikanisch-sowjetischen 
Verhandlungen in Genf am 12. März dieses Jahres 
schafft für das West-Ost-Verhältnis neue Möglich-
keiten. Diese Verhandlungen eröffnen die Aussicht 
auf Verbesserung der Beziehungen zwischen den 
USA und der Sowjetunion, so daß sich auch in Eu-
ropa stabilere und dauerhaftere Beziehungen von 
großer Breite entwickeln können. 
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Mit den Verhandlungen über die strategischen 

Waffen, über die Mittelstreckenwaffen und die 
Weltraumsysteme werden wesentliche Bereiche des 
Kräfteverhältnisses der Großmächte. der Sicher-
heitslage in Europa und künftiger übergreifender 
Entwicklungen miteinander verbunden. Das alles 
betrifft uns Europäer unmittelbar. Die Weltraum-
fragen, die Untersuchungen, ob neue technologische 
Entwicklungen defensiv genutzt werden können, 
bringen eine neue Dimension in das West-Ost-Ver-
hältnis, in die Sicherheitspolitik und in die Abrü-
stungspolitik. 

Viele Fragen, die hierdurch aufgeworfen werden, 
sind heute noch nicht zu beantworten. Wir sollten 
uns deshalb vor vereinfachten und voreiligen Urtei-
len hüten. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Wir würden aber unsere Pflicht versäumen, wenn 
Europa sich selbst ein Verbot auferlegte, über neue 
Wege zu mehr strategischer Stabilität und zu besse-
rer Kriegsverhinderung nachzudenken. Die Wir-
kung eines solchen Denkverbots müßte uns ins si-
cherheitspolitische Abseits führen. Wir müssen mit 
unseren Verbündeten Gedanken darüber entwik-
keln, ob und wie neue technologische Entwicklun-
gen zu größerer Sicherheit auch für uns beitragen 
können. 

(Vorsitz : Vizepräsident Stücklen) 

Die auf Kriegsverhinderung gerichtete Strategie 
des Bündnisses darf dabei auf keinen Fall in Frage 
gestellt werden. Solange es keine bessere Möglich-
keit zur Kriegsverhinderung gibt als die Strategie 
der flexiblen Reaktion, so lange muß diese Strate-
gie unverändert Gültigkeit behalten. Auch wenn 
man diese Strategie nicht als letzte Antwort auf die 
Frage nach dauerhafter Friedenssicherung betrach-
tet, hat sie sich jedenfalls als Instrument der 
Kriegsverhinderung bewährt. Meine Damen und 
Herren, eine Strategie, die Krieg verhindert, ist we-
der überholt noch unmoralisch. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Vereinbarung der USA und der Sowjetunion 
vom 8. Januar 1985, mit der die Aufnahme der Gen-
fer Verhandlungen beschlossen wurde, ist ein Do-
kument von herausragender politischer Bedeu-
tung. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und läßt wenig 
Hoffnung!) 

Ein baldiges Treffen zwischen Präsident Reagan 
und Generalsekretär Gorbatschow 

(Zuruf von den GRÜNEN: Bringt auch 
nichts!) 

könnte zur Konkretisierung der vereinbarten Ziel-
setzung ebenso wie zur Förderung der politischen 
Beziehungen zwischen den USA und der Sowjet-
union beitragen. — Herr Kollege von den GRÜNEN 
— ich kenne Ihren Namen noch nicht —, wenn Sie 
zu einem Treffen Reagan/Gorbatschow sagen „Das 
hilft auch nicht", setzen wir dagegen die Erklärung: 
Wer nicht schießen will, muß verhandeln. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich denke, daß das das entscheidende Argument 
ist. 

Es besteht ein weitreichendes Einvernehmen 
nicht nur über das Thema, sondern auch über Sub-
stanz und Ziele der Verhandlungen: erstens die Be-
grenzung und Reduzierung der Atomwaffen, und 
zwar der strategischen und der Mittelstreckenwaf-
fen. Wie lange haben wir darauf gewartet, daß es zu 
Verhandlungen über die Reduzierung der Mittel-
streckenwaffen kommt! Jetzt sind sie in Gang ge-
kommen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Gibt es deshalb eine 
Rakete weniger?) 

Zweitens: die Verhinderung eines Wettrüstens im 
Weltraum und seine Beendigung auf der Erde; drit-
tens: die Stärkung der strategischen Stabilität. 

Alle drei Verhandlungsziele entsprechen unseren 
eigenen deutschen und europäischen Sicherheitsin-
teressen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es wäre ein wichtiges Ergebnis der heutigen Debat-
te, wenn alle Fraktionen des Deutschen Bundesta-
ges ohne Einschränkung ja zu diesen Zielen der 
Genfer Verhandlungen sagen würden. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP 
und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, strategische Stabilität 
ist der Schlüsselbegriff der amerikanisch-sowjeti-
schen Vereinbarung vom 8. Januar. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Was ist das?) 

Dieses Ziel macht die Verhandlungen nicht nur zu 
neuen, sondern auch zu neuartigen Verhandlungen. 
Es wird nicht nur über bestimmte Waffensysteme 
verhandelt, sondern auch — und hier liegt die große 
Chance in Genf — über ein Konzept dauerhafter 
Friedenssicherung. Das entspricht der Einsicht, daß 
verläßliche Sicherheit im Zeitalter der Nuklearwaf-
fen nicht nur auf autonomen Entscheidungen der 
einen oder der anderen Seite beruhen kann, son-
dern daß auch sicherheitspolitische Kooperation 
notwendig ist. 

Das ist ein realistisches Konzept. Es ordnet sich 
in die Harmel-Konzeption des Bündnisses ein, die 
Abschreckung und Verteidigungsfähigkeit mit der 
Bereitschaft zu Dialog und Zusammenarbeit ver-
bindet. Dieses Konzept leugnet nicht die politischen 
Gegensätze zwischen West und Ost, es leugnet nicht 
die unterschiedlichen Wertordnungen, aber es ba-
siert auf dem übereinstimmenden Interesse, daß 
wir gemeinsam das Risiko eines Krieges, und zwar 
eines jeden Krieges, eines atomaren und eines kon-
ventionellen Krieges, so weit wie möglich bannen 
müssen. Das setzt die Bereitschaft voraus, die legiti-
men Sicherheitsinteressen aller Beteiligten zu be-
rücksichtigen. 

Aus der amerikanisch-sowjetischen Vereinba-
rung ergeben sich wichtige Schlußfolgerungen. In 
Genf muß gemeinsam definiert und konkretisiert 
werden, was strategische Stabilität ausmacht. Über 
die Rüstungskontrolle hinaus liegt hier die Chance, 
eine neue Grundlage für das West-Ost-Verhältnis 
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als Ganzes zu finden. Die Europäer müssen dazu 
ihren Beitrag leisten, damit diese Chance genutzt 
wird. 

Diese verstärkte strategische Stabilität soll mit 
weniger Atomwaffen erreicht werden. Prioritäres 
Ziel der Genfer Verhandlungen muß die drastische 
Verminderung vorhandener Nuklearwaffen sein. 
Es geht um weniger interkontinentale und es geht 
um weniger Mittelstreckenwaffen. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, auch über die nuklea-
ren Waffen geringerer Reichweite muß verhandelt 
werden. Auch sie, nicht nur die strategischen und 
nicht nur die Mittelstreckenwaffen, lassen den Völ-
kern keine Überlebenschance. Es dürfen hier keine 
neuen Grauzonen entstehen. Hier sind elementare 
Fragen europäischer Sicherheit aufgeworfen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Deswegen voll- 
ständiger Abzug!) 

Strategische Stabilität verlangt, daß alle Fragen, die 
die in Genf verhandelten Waffensysteme betreffen, 
in ihrem wechselseitigen Verhältnis erwogen und 
gelöst werden, so wie es die Erklärung vom 8. Ja-
nuar 1985 vorsieht. 

Der sachliche Zusammenhang zwischen Offen-
siv- und Defensivwaffen wird ein Kernthema dieser 
Verhandlungen sein. Das kann aber nicht bedeuten, 
daß Teilvereinbarungen über die Begrenzung und 
Reduzierung von Nuklearwaffen aufgeschoben wer-
den dürfen, bis eine umfassende Einigung möglich 
ist. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Strategische Stabilität kann es nur geben, wenn 
auch die Sicherheit der Bündnispartner der Verei-
nigten Staaten einbezogen wird. Die Sicherheit Eu-
ropas ist kein regionales Problem. Das Bündnis ist 
eine politische und strategische Einheit, und das 
muß auch in Zukunft so bleiben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Strategische Stabilität, meine Damen und Her-
ren, setzt auch voraus, daß es ebenfalls zu einem 
Abbau der sowjetischen Überlegenheit im konven-
tionellen Bereich kommt. Kriegsverhinderung be-
deutet Verhinderung eines jeden Krieges, auch ei-
nes konventionellen. Ein Krieg in Europa, auch 
ohne Atomwaffen geführt, wäre heute tausendmal 
schrecklicher, als der Zweite Weltkrieg es gewesen 
ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Schierholz? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Nein, ich möchte meinen Gedankengang fortführen, 
Herr Kollege. 

Strategische Stabilität ist nur auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung möglich. Das bedeutet 
Gleichberechtigung zwischen beiden Großmächten, 
wie sie in der amerikanisch-sowjetischen Erklä-

rung von 1972 vereinbart wurde, zusammen mit den 
Grundsätzen der Mäßigung, des Gewaltverzichts 
und der gegenseitigen Anerkennung der legitimen 
Sicherheitsinteressen. 

Das bedeutet aber auch gleiches Recht auf Si-
cherheit für alle mittleren und kleineren Staaten in 
Europa. Nur der Verzicht auf Überlegenheit auf bei-
den Seiten kann zu Stabilität und dauerhafter Fe-
stigung des Friedens führen. Das ist ein notwendi-
ger Beitrag zur Vertrauensbildung, auf die sich die 
politische Verständigung zwischen West und Ost 
stützen muß. 

Die Lösung der Sicherheitsfragen muß in eine 
breite Strategie der Zusammenarbeit eingebettet 
werden, an der alle teilnehmen müssen, von der nie-
mand ausgeschlossen werden darf. Alle, die Großen 
wie die Mittleren und die Kleinen, müssen sich um 
eine Verbesserung der West-Ost-Beziehungen be-
mühen. Damit können wir die Lösung der in Genf 
anstehenden Probleme erleichtern. Hier liegt die 
besondere Bedeutung des KSZE-Prozesses, der ein 
zentrales Instrument der West-Ost-Beziehungen 
bleiben muß. 

Auch die mittleren und kleineren Staaten, die in 
schwierigen Zeiten geholfen haben, das Netzwerk 
der internationalen Beziehungen aufrechtzuerhal-
ten, müssen hier ihren Beitrag leisten. Das gilt für 
den Ausbau der politischen Beziehungen, das gilt 
für die wirtschaftliche und kulturelle Zusammenar-
beit sowie bei der Lösung der humanitären Fragen. 
Den beiden deutschen Staaten fällt dabei eine be-
sondere Verantwortung zu, zu der sich Bundeskanz-
ler Kohl und Generalsekretär Honecker am 
12. März 1985 in Moskau erneut bekannt haben. 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns in die-
ser schwierigen Diskussion über Weltraumfragen 
und neue Defensivsysteme davor hüten, emotional 
zu diskutieren. Es ist unbestreitbar — auch das 
muß gesagt werden, wenn von der Militarisierung 
des Weltraums gesprochen wird —, daß der Welt-
raum schon heute militärisch genutzt wird. Beob-
achtungssatelliten der einen wie der anderen Seite, 
die beiden Seiten Informationen über das verschaf-
fen, was auf der anderen Seite vorgeht, dienen der 
strategischen Stabilität. Sie sind unentbehrlich für 
die Nachprüfbarkeit von Rüstungskontrollvereinba-
rungen. Ihr Schutz liegt im allseitigen Interesse. 

Es ist auch eine Realitiät, daß beide Großmächte 
Forschungen über neuartige Defensivsysteme 
durchführen. Die amerikanischen Forschungen 
sind nach dem ABM-Vertrag zulässig und ange-
sichts der seit Jahren laufenden sowjetischen An-
strengungen auch gerechtfertigt. Es wird noch 
lange Zeit dauern, bis verläßliche Antworten auf die 
zahlreichen und schwierigen strategischen und 
technologischen Fragen, die das amerikanische 
Programm aufwirft, verfügbar sind. 

Frankreich und die anderen europäischen Staa-
ten sehen das nicht anders als wir. Der britische 
Außenminister hat in seiner bemerkenswerten 
Rede vom 15. März 1985 Fragen aufgeworfen, die 
für uns alle in Europa gleiche Bedeutung haben und 
die besonnener Erörterung und verantwortungsvol- 
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ler Beantwortung bedürfen. Auch die Diskussion in 
den Vereinigten Staaten beweist, daß Möglichkei-
ten und Wirkungen neuer Defensivsysteme heute 
noch nicht eindeutig beurteilt werden können. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Aha!) 

Auch deshalb besteht zum jetzigen Zeitpunkt weder 
die Notwendigkeit noch die Möglichkeit zu einer 
abschließenden Antwort zu neuen Defensivsyste-
men. 

Geboten ist unsere Antwort zu dem technologi-
schen Aspekt. Dabei müssen wir uns vor der Fehl-
einschätzung hüten, daß der technologische Aspekt 
das zentrale Problem sei, daß sich für uns aus SDI 
ergibt. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Dennoch bleibt richtig, daß schon angesichts der 
Höhe der von den USA vorgesehenen Haushalts-
mittel die Forschungsphase von SDI ohne Rück-
sicht auf die Ergebnisse zu einem bedeutenden 
Technologieschub führen wird. Die für SDI relevan-
ten Technologien haben Schlüsselbedeutung für 
alle Zukunftsentwicklungen. 

Die Notwendigkeit einer engen, entschlossenen 
und kraftvollen europäischen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Technologie ist nie dringlicher ge-
wesen als jetzt. Deshalb müssen die Europäer auf 
technologischem Gebiet ihre Kräfte bündeln, insbe-
sondere auch durch eine wirkungsvolle Koordinie-
rung ihrer staatlichen und privaten Forschungspo-
tentiale. 

Wir sind uns mit Frankreich darüber einig, daß 
der deutsch-französischen Zusammenarbeit auch 
dabei eine richtungweisende Aufgabe zukommt. 

(Beifall bei der FDP) 

Die französische Regierung hat uns in diesen Ta-
gen eine gemeinsame Initiative für die Zusammen-
arbeit in den hochtechnologischen Bereichen auf 
europäischer Ebene vorgeschlagen, die allen inter-
essierten Staaten offen sein soll. Wir wollen diese 
große europäische Chance gemeinsam mit Frank-
reich Wirklichkeit werden lassen. Wir wollen ein 
Europa der Technologie, das mehr ist als Subunter-
nehmer oder Lizenznehmer; 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr gut!) 

kurz: Wir wollen ein Europa, das gleichberechtigt 
und gleichwertig mit den Vereinigten Staaten und 
Japan zusammenarbeiten kann. 

Die technologischen Konsequenzen des SDI-Pro-
gramms haben offensichtlich vielen bei uns erst 
zum Bewußtsein gebracht, was längst vorher exi-
stierte, nämlich die technologische Herausforde-
rung, vor der Europa steht, mit oder ohne SDI, 
meine Damen und Herren. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Eine dauerhafte fruchtbare Zusammenarbeit zwi-
schen ungleichen Partnern ist kaum möglich. Die 
Erfahrungen der letzten Jahrzehnte bis in die jüng-
sten Tage hinein haben die Schwierigkeiten eines 

gleichgewichtigen technologischen Austauschs 
über den Atlantik hinweg deutlich gemacht. 

(Horn [SPD]:Herrn Wörner sagen!) 

Meine Damen und Herren, auch die Einladung 
zur Teilnahme an der SDI-Forschung verlangt eine 
Antwort, die wir mit unseren wichtigsten europäi-
schen Verbündeten gemeinsam geben müssen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Hast, Panik oder Resignation sind ebenso unange-
bracht wie unkoordinierte Reaktionen der Europä-
er. Die Europäer müssen ihre Interessen, Bedürf-
nisse und Ziele definieren und dann gemeinsam 
sprechen und handeln. Die Voraussetzungen für 
eine Mitwirkung an dem Forschungsprogramm hat 
der Bundeskanzler heute noch einmal genannt. 

Wir Europäer müssen darauf achten, daß wir 
nicht verlieren, was wir selbst brauchen, oder — um 
es deutlicher auszudrücken —: Es würde europäi-
schen Interessen schaden, wenn europäische For-
scher und Forschungsergebnisse, wenn Kapital und 
Unternehmen von dem amerikanischen Programm 
direkt angezogen würden, ohne daß die Regierun-
gen Technologietransfer und Einwirkungsmöglich-
keiten sichergestellt haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Bedeutung des europäischen Pfeilers im 
Bündnis, die Auswirkungen auf das West-Ost-Ver-
hältnis und auf die Rüstungskontrolle und die tech-
nologische Kooperation der Europäer machen für 
uns engstes Zusammenwirken mit Frankreich und 
anderen europäischen Partnern zu einer politischen 
Notwendigkeit. Ein Alleingang, in welche Richtung 
immer, müßte schwerwiegende Folgen für unsere 
eigenen Interessen haben. Das gilt natürlich auch, 
meine Damen und Herren, für einen Alleingang 
beim Nein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Einladung zur 
Teilnahme am SDI-Programm bezieht sich auf die 
Forschung. Nach dem ABM-Vertrag ist zwischen 
der Erforschung und der Entwicklung neuer Tech-
nologien zu diesem Thema zu unterscheiden. 

(Mann [GRÜNE]: Theorie!) 

— Zur „Theorie" möchte ich Ihnen sagen: NATO

-

Generalsekretär Lord Carrington hat zu Recht be-
tont, daß zwischen SDI-Forschung und -Entwick-
lung eine Brandmauer — wie er es genannt hat — 
errichtet werden müsse. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Was ist das 
denn?) 

In der Tat: Es darf weder eine Automatik geben 
noch fließende Übergänge, die zu Phasen der Insta-
bilität führen könnten. Zu Recht hat die britische 
Regierung darauf hingewiesen, daß weder die tech-
nische Entwicklung noch voreilige Versuche, diese 
technologische Entwicklung vorherzusagen, politi-
sche Entscheidungen ausschließen dürfen. Die Ver-
einigten Staaten haben erklärt, daß sie einen even-
tuellen Übergang zu neuen defensiven Systemen in 
kooperativen Lösungen mit der Sowjetunion durch- 
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zuführen wünschen, wie es dem ABM-Vertrag ent-
spricht. Solange solche Übereinkünfte nicht erzielt 
sind, ist es als ein Stabilitätsbeitrag in der vor uns 
liegenden Phase notwendig, den ABM-Vertrag zu 
bekräftigen und strikt einzuhalten. Ortsinspek-
tionen zur Beseitigung von Zweifeln an der Einhal-
tung des ABM-Vertrags wären ein großer Fort-
schritt. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] 
[SPD]) 

Genauso wichtig ist es, daß wir zur Vermeidung 
von Instabilität die sowjetische Führung davon 
überzeugen, daß es uns mit dem Ziel ernst ist, stra-
tegische Stabilität mit wesentlich weniger Atom-
waffen zu schaffen. 

(Mann [GRÜNE]: Stellen Sie doch nicht 
weitere Instabilität her!) 

— Wenn Sié Abrüstung für einen Beitrag zur Insta-
bilität halten, dann trennen uns Welten. 

(Mann [GRÜNE]: Doch nicht Abrüstung!) 

Wir sind der Meinung, daß Abrüstung bei den Of-
fensivwaffen ein wichtiger Beitrag zur Stabilität 
ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Mann  [GRÜNE]: Lügen Sie sich nicht 

selbst etwas in die Tasche!) 

Meine Damen und Herren, es sind verschiedene 
Möglichkeiten künftiger kooperativer Lösungen 
denkbar, Lösungen, die dem Wechselverhältnis zwi-
schen offensiven und defensiven Waffensystemen 
und den Erfordernissen strategischer Stabilität 
Rechnung tragen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Ist das eine neue 
Wende?) 

Die Feststellung des Bundeskanzlers, daß eine dra-
stische Verringerung von nuklearen Offensivwaffen 
Notwendigkeit und Umfang erforderlicher Defen-
sivsysteme im Weltraum beeinflussen könnte, un-
terstreicht die Wechselbeziehung zwischen Offen-
siv- und Defensivwaffen. Wer diesen Zusammen-
hang bestreiten will, verkennt Inhalt und Bedeu-
tung dessen, was die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion am 8. Januar vereinbart haben. 

Meine Damen und Herren, wenn es richtig ist — 
ich bin davon überzeugt —, daß die Strategische 
Verteidigungsinitiative das Interesse der Sowjet-
union an der Rückkehr zum Verhandlungstisch er-
höht hat, dann ist es auch richtig, daß wir SDI 
rüstungskontrollpolitisch nutzen müssen. Zu Recht 
hat auch die amerikanische Regierung im Zusam-
menhang mit diesem Programm von kooperativer, 
gerechter und nachprüfbarer Rüstungskontrolle ge-
sprochen. Sie hat deshalb einschneidende Reduzie-
rungen der strategischen Waffen vorgeschlagen. 
Wegen der Wechselbeziehung wäre die Bereitschaft 
der Sowjetunion, sich schnell über eine Reduzie-
rung der Nuklearraketen zu verständigen, ein wich-
tiger Beitrag zum Erfolg der Genfer Verhandlungen 
insgesamt. 

Wir erwarten bei den Genfer Verhandlungen die 
ernsthafte Suche nach gemeinsamen Lösungen, Lö-
sungen, die durch umfassende Zusammenarbeit zu 
dauerhafter Friedenssicherung mit weniger Waffen 
führen. Wir wissen, wie schwierig das ist, und wir 
warnen deshalb auch vor überzogenen Erwartun-
gen auf rasche Erfolge. Aber es ist unbestreitbar: 
Wir müssen die Chance nutzen zu wirklicher Abrü-
stung und zu noch wirksamerer Kriegsverhinde-
rung. Wir müssen die Chance nutzen zu umfassen-
der Zusammenarbeit zwischen West und Ost. 
Darum geht es, meine Damen und Herren, und 
nicht um vorschnelle Urteile. Es geht letztlich dar-
um, mit einem neuen, umfassenden Entwurf für die 
kooperative Gestaltung des West-Ost-Verhältnisses 
stabilen und dauerhaften Frieden zu schaffen. 

(Mann [GRÜNE]: Goldene Genscher-Wor

-

te!) 

Das kann man nur durch Verhandlungen. Das kann 
man nicht durch Verweigerung von Verhandlun-
gen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Schierholz [GRÜNE]: Herr Dregger 

klatscht nicht!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Voigt. 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Dregger hat klar 
und eindeutig ja zum SDI-Programm gesagt. Wenn 
Bundesaußenminister Genscher seine eigenen 
Prinzipien für die Genfer Verhandlungen und seine 
Bedenken ernst nimmt, dann muß er nein zur Ein-
führung von SDI-Systemen sagen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Und was hat er ge

-

sagt?) 

Das ist nicht der einzige Widerspruch, der inner-
halb der Regierungskoalition zu diesem Thema in 
den letzten Wochen zu hören war. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Der eine kann 
denken, der andere ist nur stramm!) 

Aber es ist spürbar für jeden, der zuhört, daß Bun-
desaußenminister Genscher mit seinen Bedenken 
näher bei den Sorgen der Opposition ist als beim 
Hurra-Patriotismus von Alfred Dregger. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Ehmke [Bonn] 
[SPD]: Was hat das mit Patriotismus zu 

tun?) 

Allerdings möchte ich Ihnen, Herr Genscher, 
auch sagen, daß Sie sich selber etwas vormachen 
und der deutschen Bevölkerung Sand in die Augen 
streuen, wenn Sie die Illusion verbreiten, als könnte 
heute und in den nächsten Wochen über die Beteili-
gung an einem Forschungsprogramm entschieden 
werden, und als sei die Frage der Entscheidung 
über Entwicklung und Tests völlig davon abzukop-
peln. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Im Sand-Streuen 
hat die Regierung Erfahrung!) 

Diese Brandmauer zwischen beiden 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ist eine Papier
-

mauer!) 
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besteht tatsächlich nicht. Die Geschichte aller Rü-
stungsprogramme lehrt, daß nach dem erfolgrei-
chen Abschluß eines Forschungsprogramms Tests 
und Einführung selten zu verhindern waren. 

(Mann [GRÜNE]: So ist es!) 

Die Position Präsident Reagans, das SDI-Konzept 
nicht wegverhandeln zu lassen, muß im übrigen auf 
Grund seiner bisherigen Äußerungen außer Zweifel 
stehen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Hat die Bundes-
regierung keinmal erwähnt heute!) 

Wenn Helmut Kohl und auch Sie, Herr Genscher, 
deshalb sagen, Sie wollten ein Wettrüsten im Welt-
all verhindern, dann können Sie nicht gleichzeitig 
zum Konzept des amerikanischen Präsidenten ja 
sagen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich habe hier den Eindruck, daß insbesondere der 
Bundeskanzler, wie beim Schlesier-Treffen so auch 
beim SDI-Konzept erst zur Teilnahme ja sagt und 
sich anschließend erkundigt, unter welchem Motto 
er eingeladen wurde. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN — Dr. Klejdzinski [SPD]: 

Man darf ihn nicht überfordern!) 

Präsident Reagan verwendet zur Begründung für 
sein Weltraumrüstungsprogramm, für sein SDI

-

Programm, Begriffe, die der Friedensbewegung ent-
liehen sind. Die Forderung nach einem zwischen 
Ost und West zu vereinbarenden Übergang zu einer 
neuen Militärstrategie des wechselseitigen gesi-
cherten Überlebens an Stelle des bisher geltenden 
Begriffs von der wechselseitigen Zerstörung lehnt 
sich an die Terminologie der Sicherheitspartner-
schaft und an den Begriff der gemeinsamen Sicher-
heit an. Wir aber stellen die Frage: Ist das nur ein 
neues Etikett auf alten Flaschen, oder hat die 
Reagan-Administration hier in völliger Abkehr von 
ihrer bisherigen Politik eine Wende vollzogen, eine 
Wende in bezug auf ihre Ostpolitik und in bezug auf 
ihre Politik gegenüber der Sowjetunion? 

(Biehle [CDU/CSU]: Sie zapfen aus dem 
falschen Faß!) 

Die Erklärung Paul Nitzes, daß er dafür sei, die 
Einführung neuer Waffentechnologien vom Ergeb-
nis von Rüstungskontrollverhandlungen abhängig 
zu machen, bewerte ich positiv. Diese Erklärung 
widerspricht aber nicht nur diametral dem rü-
stungskontrollpolitischen Konzept, mit dem Reagan 
1980 angetreten ist, sondern sie widerspricht auch 
der erklärten Absicht des amerikanischen Präsi-
denten, auf keinen Fall auf die Einführung von SDI

-

Systemen zu verzichten. 

Ich möchte die deklarierten Zielsetzungen der 
SDI-Initiative mit den voraussehbaren abweichen-
den und zum Teil gegenteiligen praktischen Wir-
kungen konfrontieren. Dies ist um so mehr geboten, 
als die moralischen, militär-strategischen und rü-
stungskontrollpolitischen Ziele und Begriffe, mit 
denen Reagan sein SDI-Konzept begründet, prinzi-
piell den Argumenten widersprechen, mit denen für  

die Stationierung neuer amerikanischer Mittel-
streckenwaffen in Europa geworben wurde. 

(Dr. Ehmkc [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Das SDI-Konzept stellt die flexible response, die 
flexible Reaktion, in Frage. Auch wenn Bundesau-
ßenminister und Bundeskanzler sagen, sie solle 
weiter gelten, ist sie mit dem SDI-Konzept nicht zu 
vereinbaren. Man sollte sich hier doch nicht etwas 
vorlügen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Oder sie haben es nicht ka

-

piert!) 

Das SDI-Konzept stellt sowohl die militärische 
Durchführbarkeit als auch die moralische Legitima-
tion eines selektiven Einsatzes von Nuklearwaffen 
in Frage. 

Die SPD ist nun selber für eine Reform der flexi-
blen Reaktion, allerdings in einem ganz anderen 
Sinne, als Präsident Reagan sie vorschlägt. Ich 
frage aber die Bundesregierung, wie sie den Fort-
gang der Stationierung neuer amerikanischer Mit-
telstreckenwaffen legitimieren und begründen will, 
wenn sie gleichzeitig für ein Konzept eintritt, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] und Graf Huyn 
[CDU/CSU]: Das ist doch noch gar nicht da! 
— Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sie wissen gar 

nicht, ob es kommt!) 

daß logisch genau das Gegenteil dessen zum Inhalt 
hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Es bleibt das Ziel der SPD, die Abschreckung 
zwischen Ost und West in einem langfristigen Pro-
zeß durch eine qualitative Änderung des Macht - 
und Systemkonflikts zu überwinden. Das Konzept 
der Sicherheitspartnerschaft kann — im Gegensatz 
zum SDI-Programm — auf dieses Ziel auch tatsäch-
lich hinführen, weil es versucht, die militärische Ab-
schreckung durch sicherheits- und abrüstungspoli-
tische Vereinbarungen schrittweise zu ergänzen 
und schließlich zu ersetzen. 

Die gegenwärtige Abschreckung kann durch Re-
form der Militärstrategie und neue Waffentechnolo-
gien stabilisiert oder destabilisiert, kostspieliger 
oder billiger, vorrangig mit konventionellen oder 
mit nuklearen Waffen reformiert, aber sie kann 
durch eine Reform von Militärstrategien nie über-
wunden werden. Sie kann nur politisch, nicht durch 
die Einführung neuer Waffentechnologien über-
wunden werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist unser zentraler Konflikt mit dem Grundan-
satz des SDI-Konzepts. 

Wer das System der Abschreckung überwinden 
will, braucht den politischen Gegner zwar nicht zu 
lieben — das tun wir auch nicht —, aber er muß 
zumindest versuchen, ihn in seinen Motiven zu ver-
stehen. Wir Sozialdemokraten sind Gegner des 
Marxismus-Leninismus. Aber wer in der Sowjet- 
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union das Reich des Bösen sieht, ist zur Überwin

-

dung der Abschreckung politisch nicht in der Lage. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die Vorstellung, man könne das System wechsel-
seitiger Abschreckung durch die Einführung neuer 
Waffentechnologien überwinden, ist 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Absurd!) 

eine technizistische Illusion. Versöhnung kann 
nicht durch Technik erzwungen, Feindschaft nicht 
durch Technik überwunden werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Mephisto verlieh Faust übermenschliche Fähigkei-
ten, aber er verlor seine Seele, seine Humanitas. 
Nur wenn der Mensch seine eigenen technologi-
schen Fähigkeiten begrenzt, wird er auf Dauer 
überleben können. Die amerikanische „New Fron-
tier"-Ideologie des 18. und 19. Jahrhunderts ist 
keine Lösung für das Problem des Wettrüstens, son-
dern sie führt uns geradezu in zusätzliche Proble-
me, ja, in neue Risiken hinein. 

Wir halten am Ziel der Abschaffung von Nuklear-
waffen fest. Aber wir halten es für einen Irrglauben, 
diesem Ziel durch die Einführung neuer Waffen-
technologien näherzukommen. 

(Beifall bei der SPD und Beifall des Abg. 
Mann [GRÜNE]) 

Ich sage voraus: Die Verwirklichung des SDI-Pro-
gramms wird nicht zur Abschaffung der Nuklear-
waffen, wohl aber zur Einführung qualitativ neuer 
Waffensysteme führen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Zum Waffen

-

mix!) 

Bundeskanzler Kohl hat versprochen, den Frie-
den mit immer weniger Waffen zu wahren. Gehal-
ten hat er sein Versprechen bisher nicht. Aber nur 
wer zynisch oder naiv ist, kann gleichzeitig ja zur 
Entwicklung dieser neuen Waffentechnologien sa-
gen und behaupten, er brächte uns dem Frieden mit 
immer weniger Waffen näher. Sowohl zynische als 
auch naive Politiker schaden dem deutschen Volk. 

(Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Ich achte diejenigen, die ein anderes Konzept als 
ich vertreten. Aber ich verachte diejenigen, deren 
Verhalten in Überlebensfragen unseres Volkes sich 
vorwiegend von taktischen Überlegungen bestim-
men läßt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer tut das? — 
Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Das war eure 

Politik in den letzten Jahren!) 

In Überlebensfragen darf man sich nicht durch

-

mauscheln. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sosehr ich mich in dieser Frage in der Sache von 
der Äußerung des Herrn Dregger unterscheide, 
muß ich sagen: Er hat klar Stellung bezogen. Herr 
Bundesaußenminister, Sie stehen in Ihren Beden-
ken uns näher als Herrn Dregger. Aber sagen Sie es  

auch deutlich und versuchen Sie nicht, sich durch-
zumauscheln. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Klejdzinski 
[SPD]: Das darf er nicht!) 

Die Differenz zwischen Ihnen und uns ist nicht 
die Beurteilung der bisherigen sowjetischen For-
schungsprogramme oder die Kritik an bestimmten 
sowjetischen Argumentationen. Wir haben selber 
immer gesagt, daß die Vereinbarung von Morato-
rien bei der Forschung nicht zu verifizieren ist. Üb-
rigens hat die Sowjetunion so etwas früher selber 
abgelehnt. Deshalb sind wir auch gegen den sowje-
tischen Vorschlag, soweit er ein Forschungsmorato-
rium betrifft. Wir sind es nicht, weil wir nicht der 
Meinung sind, daß Forschung vom Westen einseitig 
gestoppt werden sollte oder verlangsamt werden 
könnte. Aber es läßt sich kein Abkommen darüber 
schließen. Das ist rüstungskontrollpolitisch logisch. 
Aber die USA und die Sowjetunion sollten so bald 
wie möglich in den Genfer Verhandlungen ein Mo-
ratorium für den Test und die Einführung von 
Antisatellitenwaffen vereinbaren. Und sie sollten 
vereinbaren, daß sie auf jeden Fall am ABM-Ver-
trag festhalten — wie in der Logik eigentlich auch 
Herr Genscher gesagt hat. Falls die Sowjetunion 
moralisch gegen Defensivwaffen argumentiert, 
wäre das angesichts ihrer bisherigen Rüstungs-
programme ebenfalls unglaubwürdig. Auch das ist 
etwas, womit wir uns auseinandersetzen. 

Wir haben uns mit dem SDI-Programm bereits 
auseinandergesetzt, als es dieses unter dieser Be-
zeichnung noch nicht gab, nämlich 1979 auf unse-
rem Berliner Parteitag. Wir haben die frühzeitige 
Verhandlung über diese Waffen und deren Ächtung 
gefordert, lange bevor dies von einer der beiden 
nuklearen Weltmächte in die Diskussion gebracht 
worden ist. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Krieg der Ster- 
ne!) 

Wir halten an unserer damals bezogenen Position 
fest. 

Bundeskanzler Kohl, wenn Sie den Begriff der 
vorbeugenden Rüstungskontrolle nicht als Instru-
ment der vorbeugenden Augenwischerei mißbrau-
chen, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Leider tut er 
das!) 

dann müssen Sie sagen, daß Sie daran festhalten, 
daß ein Ziel der Genfer Verhandlungen sein muß, 
auf jeden Fall auf die Einführung von SDI-Sy-
stemen zu verzichten. Wenn das Ihre Analyse der 
westeuropäischen Interessen ist, dann müssen Sie 
zumindest in diesem Punkt dem amerikanischen 
Präsidenten widersprechen. Wenn man sich über-
haupt gegenüber dem amerikanischen Bündnis-
partner im Rahmen des westlichen Bündnisses mit 
seinen Argumenten behaupten kann, dann nehmen 
Sie sich in diesem Fall ein Beispiel an Helmut 
Schmidt 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Dregger 
[CDU/CSU]: Wiederentdeckt!) 
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und sagen Sie frühzeitig, was Sache ist, und sagen 
Sie, was Ihre Wahrnehmung deutscher Interessen 
ist und was Ihre Wahrnehmung europäischer Inter-
essen ist. Aber fahren Sie nicht nach Frankreich 
und sagen Sie nicht den  Franzosen, daß Sie mit 
ihnen übereinstimmen. Sagen Sie nicht zum Außen-
minister Howe, daß Sie mit ihm übereinstimmen. 
Und sagen Sie nicht anschließend Präsident 
Reagan, daß Sie auch mit ihm übereinstimmen. 
Und benutzen Sie nicht auch noch Argumente oder 
Begriffe der deutschen Friedensbewegung. Alles zu-
gleich geht nicht. Das ist unglaubwürdig. Das ist 
entweder naiv oder lügnerisch. Und beides ist nicht 
zu verantworten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Mann [GRÜNE]: 
Kohlismus!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schäfer (Mainz). 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Voigt, ich darf zunächst eine 
Klarstellung vornehmen. Sie haben davon gespro-
chen, der Bundesaußenminister stehe der Opposi-
tion näher als Herrn Dregger. Ich darf feststellen: 
Der Herr Bundesaußenminister steht mit dem Bun-
deskanzler der Bundesrepublik Deutschland der 
Position unserer europäischen Verbündeten näher 
als Sie. Ich möchte das vorwegschicken. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Ehmke [Bonn] 
[SPD]: Und Herr Dregger?) 

— Lieber Herr Ehmke, wir wollen jetzt nicht in die 
Untersuchung eintreten, wer wem näher steht und 
wer sich möglicherweise weiter entfernt hat. Ich 
glaube, das Thema ist dazu zu ernst. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie haben doch 
angefangen!) 

Wir sollten solche Polemik nach Möglichkeit ver-
meiden. 

(Zuruf von der SPD) 

— Sie werden sicher mit Spannung auf meine Rede 
warten. Sie werden mein Nachschieben gleich noch 
hören können. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

— Bevor Sie, meine neuen Herren von den GRÜ-
NEN, hier überhaupt Fuß gefaßt haben, sollten Sie 
mit Vorurteilen außerordentlich vorsichtig sein. Wir 
haben ja heute morgen von Ihnen schon einige Vor-
urteile geboten bekommen. Was Palaver betrifft, da 
habe ich von Ihrer Seite ja in den letzten Monaten 
einiges gehört. Vor allen Dingen ist der Mangel an 
Sachkenntnis, der uns auffällt, wenn Sie zu solchen 
Themen der Außenpolitik sprechen, ja auch schon 
bei Ihnen hinlänglich kritisiert worden. 

Die Diskussion über das anstehende Thema, die 
heute morgen geführt worden ist, hat in der Bun-
desrepublik bisher, das hat Herr Dregger zu Beginn 
seiner Rede gesagt — unter einer Fülle von Wider-
sprüchen und Unklarheiten gelitten. Der Eindruck, 
daß sehr viele Leute über Dinge reden, von denen 
sie wenig verstehen, hat sich in der letzten Zeit 
gerade mit Blick auf diejenigen, die bedingungslos  

für dieses neue Waffensystem oder die bedingungs-
los gegen dieses System eingetreten sind, ver-
stärkt. 

Ich habe allerdings den Eindruck, daß das nicht 
daran liegt, daß wir uns nicht informieren wollten. 
Vielmehr sind wir leider Gottes — das ist natürlich 
ein Vorwurf, den ich auch an die transatlantische 
Seite richte — bisher eben nicht in dem Umfang 
informiert worden, der es uns möglich gemacht hät-
te, Entscheidungen zu treffen. Wenn Herr Bertram 
uns in der heutigen „Zeit" den Vorwurf macht, wir 
hätten viel zu lange gewartet, wir müßten endlich 
zu einer Entscheidung kommen — die nach Ber-
tram nein heißen muß —, dann übersieht Herr Ber-
tram, daß zwar der Präsident der Vereinigten Staa-
ten vor zwei Jahren eine Rede gehalten hat, in der 
er Ankündigungen gemacht hat, daß aber die Ent-
wicklung, die zu dieser Debatte heute geführt hat, 
erst sehr jung ist, daß wir überhaupt noch keine 
Möglichkeit hatten — auch nicht in Dallas, wo wir 
zusammen waren, Herr Ehmke und Herr Rühe, 
auch nicht in Washington —, uns ausreichend zu 
informieren. Es fehlt eine Fülle von Informationen. 
Insofern, glaube ich, wäre es ganz schlecht, wenn 
wir heute bereits Entscheidungen träfen — sei es 
Nein oder Ja —, ohne überhaupt Einzelheiten zu 
kennen, Bedingungen geklärt zu haben und auch 
mit unseren Bündnispartnern in Europa abgespro-
chen zu haben. Das ist keine Entscheidungsfähig-
keit, sondern das ist angesichts dieser unter Um-
ständen revolutionären neuen technischen Ent-
wicklung dringend geboten. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Man nennt das nur 
anders!) 

Wir lassen uns bei unserer Entscheidung im 
Deutschen Bundestag weder von schwäbischen 
noch bayerischen Technologiefreaks drängen, die 
glauben, ohne eine deutsche Beteiligung erleide un-
sere Grundlagenforschung einen Rückschlag — bei 
aller Erkenntnis, daß hier sehr wesentliche techno-
logische Entwicklungen im Raum stehen, die wir zu 
beachten haben. Wir lassen uns aber auch nicht von 
den Parolen solcher Verweigerer beeindrucken, de-
nen jedes Argument recht ist, die Politik der Verei-
nigten Staaten zu denunzieren und Katastrophen-
alarm zu erzeugen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir lassen uns auch nicht von der massiven Propa-
ganda der östlichen Seite einschüchtern, die auf 
eine neue Störung des Verhältnisses zwischen Eu-
ropa und den Vereinigten Staaten abzielt. Dabei 
wissen wir — das hat selbst Herr Voigt in seinen 
zwölf Thesen herausgestellt, die ich gestern mit gro-
ßem Interesse gelesen habe —, daß die Sowjets da-
bei sind, solche Forschungen zu betreiben. Das kön-
nen wir nicht einfach vom Tisch wischen, indem wir 
den Amerikanern verwehren wollen, gleiche For-
schungen zu betreiben. 

Wer in dieser Frage blindlings zu einem übereil-
ten Ja oder Nein rät, handelt verantwortungslos. 
Niemand sonst. 
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Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Schä-
fer, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Schäfer (Mainz) (FDP): Bei der kurzen Zeit, die 
mir die Regierung gelassen hat, ist es eigentlich 
unverantwortlich. Aber ich tue es trotzdem. Bitte 
schön. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Schäfer, Sie sagen 
selbst, daß in Dallas für Sie einiges noch neu gewe-
sen ist. Wie ist denn dann Ihrer Meinung nach die 
Bevölkerung über diese revolutionäre Entwicklung, 
die Sie möglicherweise sehen, bisher aufgeklärt? 
Meinen Sie nicht, daß es etwas leichtfertig ist, in 
diesem Zusammenhang von Verweigerern zu spre-
chen? 

Schäfer (Mainz) (FDP): Ich spreche nicht von der 
Bevölkerung als den Verweigerern, sondern ich 
spreche von bestimmten Elementen in unserer Be-
völkerung, die sich grundsätzlich allem verweigern, 
was jenseits des Atlantiks geschieht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich meine, es ist die Aufgabe des Deutschen Bun-
destages, dazu beizutragen, daß unsere Bevölke-
rung überhaupt Urteile fällen kann, bevor sie von 
bestimmten Meinungsmachern gesagt bekommt, 
was gut und was falsch ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, ich glaube, daß wir 

alle noch einen ganz großen Nachholbedarf zu der 
Frage haben, was eigentlich unter deutscher Betei-
ligung zu verstehen ist. Ich meine, solange uns hier 
nicht klar gesagt wird, was darunter zu verstehen 
ist, können wir hier gar keine Entscheidungen tref-
fen. Ich bitte, das auch den ungeduldigen Herren in 
Bayern immer wieder ganz deutlich zu machen. Bei 
allen Gesprächen, die wir in den Vereinigten Staa-
ten geführt haben, ist es nicht klar geworden, was 
— im Augenblick zumindest — unter Beteiligung zu 
verstehen ist. Das können sehr verschiedene Dinge 
sein. Mir und auch meinen Kollegen von der SPD 
und der CDU ist, als wir jetzt drüben waren, in 
Gesprächen ausdrücklich gesagt worden, Kosten 
kämen nicht auf uns zu; aber es gab natürlich auch 
Anmerkungen in den Diskussionen in Dallas, die 
darauf hinausliefen zu sagen: Die Europäer tun 
nicht genug im konventionellen Bereich. Das 
könnte der Umweg zu späteren Kostenforderungen 
sein. Das muß man natürlich erwägen. Man muß 
auch wissen, ob sich General Abrahamson damit 
einverstanden erklärt zu sagen: Ich möchte nur eu-
ropäischen Sachverstand mit einbeziehen, europäi-
sche Wissenschaftler-Teams haben —, oder ob Be-
teiligung mehr heißt. Ich glaube, alle diese Fragen 
müssen mit den Vereinigten Staaten noch bespro-
chen werden, und hier sind wir längst noch nicht 
am Ende. 

Mir erscheint ganz wesentlich, was Bundesau-
ßenminister Genscher nochmals klar gesagt hat: 
Wir sollten nicht auf eine rein bilaterale Zusam-
menarbeit zwischen der Bundesrepublik und den 
Vereinigten Staaten in einer so wichtigen Entwick-
lung setzen, sondern wir müssen diese Entschei-
dung gemeinsam mit den europäischen Partnern  

treffen, die auch technologisch gerüstet sind und 
die mit uns ein Interesse haben müssen, daß wir 
neue technische Entwicklungen nicht allein den 
Amerikanern überlassen können. 

Herr Voigt, bei allem Verständnis für die eine 
oder andere Ihrer Thesen, mit denen ich teilweise 
sogar übereinstimme — vieles ist da sehr klug und 
logisch formuliert, und ich würde sie nicht als ver-
antwortungslos bezeichnen, wobei ich mich von 
einigen Kollegen hier unterscheide —, muß ich Ih-
nen sagen: Sie begehen einen Fehler — auch der 
Redner der GRÜNEN hat das getan —, Sie glauben, 
durch ein deutsches Nein könnten Sie Wesentliches 
verändern. Ich glaube, das ist der entscheidende 
Denkfehler. Uns ist klar geworden, daß die Verei-
nigten Staaten dieses Forschungsprogramm nicht 
zuletzt mit der Begründung machen werden: Die 
Sowjetunion tut es, und wir können nicht abwarten, 
bis die zu Ergebnissen kommen und wir solche Er-
gebnisse dann nicht haben werden. Das wäre ja 
dann supremacy auf Seiten der Sowjetunion. Es ist 
uns auch klar geworden, daß im Kongreß wahr-
scheinlich eine viel größere Bereitschaft besteht, zu 
diesem Forschungsprogramm als etwa zu weiteren 
MX-Raketen ja zu sagen. Das müssen wir in unsere 
Betrachtungen einbeziehen. 

Da nützt es nichts, wenn wir uns heute zu einem 
Nein entschließen, das uns jedwede Möglichkeit ei-
nes Einflusses nimmt und das meiner Ansicht nach 
für Europa in jeder Hinsicht ganz gefährliche Kon-
sequenzen hätte. Das heißt nicht, daß, wenn wir zu 
einem konditionierten Ja kommen werden, nach 
Absprache mit den Verbündeten, zwangsläufig die 
Folge sein wird, daß dieses Forschungssystem — 
auch das wird von Ihnen nur behauptet, aber nicht 
bewiesen — zwangsläufig auch zu Tests und zu der 
Aufstellung dieses Systems und damit praktisch 
zur Aufhebung des ABM-Vertrages führen muß, 
was die Folge wäre. Wir müssen auch wissen, ob 
Herr Iklé recht hat, daß hiermit eine neue Epoche 
der Strategie mit möglicherweise ganz gewaltigen 
politischen Veränderungen beginnt, oder ob Gene-
ral Abrahamson recht hat, der sagt: Im Grunde ge-
nommen geht es hier nur um die Forsetzung bereits 
begonnener Forschungen. Hier kommen Entwick-
lungen auf uns zu, die so schwierig und für die euro-
päische Sicherheit von so fundamentaler Bedeu-
tung sind, daß wir nicht heute schon sagen können: 
Wir sind bereit, uneingeschränkt mitzuwirken. Erst 
recht können wir nicht sagen: Wenn wir mit den 
europäischen Verbündeten zum Forschungspro-
gramm und zu einer wie auch immer aussehenden 
Beteiligung ja sagen werden, sagen wir auch zur 
Stationierung eines solchen Systems ja. Hier sind 
große Zweifel erlaubt. Wer heute morgen den Präsi-
denten der Heisenberg-Gesellschaft, Professor 
Dürr, im Deutschlandfunk gehört oder wer heute 
Bertram gelesen hat, weiß, daß gerade für die euro-
päische Sicherheit ganz erhebliche Bedenken blei-
ben werden. Wir werden mit diesem System keine 
Marschflugkörper beseitigen können, wir werden 
nukleare Gefechtsfeldwaffen nicht beseitigen kön-
nen. Das sind fundamentale Fragen für uns, und die 
müssen wir unseren Partnern über dem Atlantik 
stellen. Komme mir keiner, der sagt, unsere Zweifel 
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führten zu einer fürchterlichen Entwicklung, zu ei-
ner neuen Krise im Bündnis! 

(Zurufe von der SPD) 

Ich meine, wir haben das Recht und die Pflicht, für 
Klarheit zu sorgen, mit unseren Verbündeten den 
Dialog noch weiterzuführen. Wir sind hier nicht im 
Deutschen Bundestag angetreten, um alles, was uns 
von heute auf morgen an Neuem vorgeschlagen 
wird, zu akzeptieren. Ich glaube, das ist unsere Ver-
pflichtung als Deutscher Bundestag. Auch die Bun-
desregierung wird in dieser Weise ihre Politik fort-
setzen, die wir unterstützen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Schäfer, 
ich habe manche Ihrer Worte doch mit einiger 
Überraschung gehört. Ich möchte Sie daran erin-
nern, daf3 Sie mit uns eine Resolution eingebracht 
haben, in der es heißt: „eine grundsätzlich wün-
schenswerte deutsche Forschungsbeteiligung". — 
Von  dem habe ich zu meiner Überraschung hier 
nichts mehr gehört. Wir jedenfalls teilen die Hal-
tung, wie sie der Bundeskanzler und unser Frak-
tionsvorsitzender hier deutlich gemacht haben, 
nämlich daß die Ziele der Strategischen Verteidi-
gungsinitiative unseren Vorstellungen entsprechen, 
die ausschließlich auf dem Prinzip der Verteidigung 
beruhen. 

Ich bejahe daher aus politischen Gründen grund-
sätzlich und uneingeschränkt das Forschungspro-
gramm und unsere Beteiligung hieran. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Vielseitige Re

-

gierung! — Dr. Klejdzinski [SPD]: Uneinge

-

schränkt?) 

Dieses Forschungsvorhaben ist legitim und strate-
gisch notwendig. Es ist die Reaktion auf den Miß-
brauch, den die Sowjetunion in der Vergangenheit 
mit dem Willen des Westens getrieben hat, zur Ent-
spannung zu gelangen. 

Der amerikanische Verteidigungsstaatssekretär 
Iklé, den Sie zitiert haben, hat in diesen Tagen in 
„Foreign Affairs" noch einmal überzeugend darge-
tan: Die Sowjetunion hat sich nicht an die Gleichge-
wichtsvorstellungen gehalten, die Voraussetzung ei

-

ner wirklichen Entspannung, die diesen Namen ver-
dient, sind. Die Sowjetunion hat diese Vorstellun-
gen nie akzeptiert. Der Präsident der Vereinigten 
Staaten hat in einem am 1. Februar dieses Jahres 
veröffentlichten Bericht an den amerikanischen 
Kongreß eindrucksvoll die Gründe dargelegt, aus 
denen sich die Vertragsuntreue der Sowjetunion er-
gibt. Das reicht von der Einrichtung der Radaran-
lage in Krasnojarsk bis zu destabilisierenden Arbei-
ten an ABM-Systemen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Klejdzinski? 

Graf Huyn (CDU/CSU): Nein, angesichts der 
kurzen Zeit leider nicht. 

Die Strategische Verteidigungsinitiative ist der 
Versuch einer amerikanischen Antwort darauf, 
nämlich eine strategische Verteidigungsantwort. 
Reagan hat am 23. Februar 1983 — es ist eigentlich 
bestürzend, daß wir Europäer hier erst nach zwei 
Jahren eine einigermaßen klare Antwort geben — 
erklärt, es sei besser, Menschenleben zu retten, als 
Menschenleben zu rächen. Dies war eine säkulare 
Rede, die den Sprung in ein neues Zeitalter deutlich 
gemacht hat. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Also ist die Bundes

-

regierung erst nach zwei Jahren aktiv ge

-

worden?) 

In den Vereinigten Staaten gibt es eine Aufbruchs-
stimmung, während wir in Europa leider Wenn und 
Aber und auch Gezänk zu verzeichnen haben. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: In Ihren Augen 
also mitlaufen!) 

Die Strategische Verteidigungsinitiative wird auch 
gerade mit dieser neuen Dimension den Bestrebun-
gen unserer christlichen Kirchen gerecht. Papst Jo-
hannes Paul II. hat 1982 gesagt — ich zitiere wört-
lich — : 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ach du meine 
Güte: Der Papst für SDI!) 

Unter den gegenwärtigen Bedingungen kann 
eine auf dem Gleichgewicht beruhende Ab-
schreckung natürlich nicht als ein Ziel an sich, 
sondern als ein Abschnitt auf dem Weg einer 
fortschreitenden Abrüstung noch für moralisch 
annehmbar gehalten werden. 

Im Herbst 1983 hat der Rat der EKD erklärt: 

Das System nuklearer Abschreckung und die 
Steigerung der Rüstungspotentiale dürfen 
nicht unser aller Zukunft beherrschen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist perfide!) 

Es gilt den Stellenwert der nuklearen Ab-
schreckung schrittweise zu mindern. 

So weit der Rat der EKD. 

Genau dies ist es, was die Strategische Verteidi-
gungsinitiative des amerikanischen Präsidenten 
versucht: diesen christlichen Postulaten näherzu-
kommen. Daher ist es mir völlig unverständlich, 
Herr Ehmke, wie inkonsequent und destruktiv die 
Haltung Ihrer Partei hier ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Daß Sie dafür den Papst in 

Anspruch nehmen, ist schamlos!) 

Sie haben erstens sich gegen den NATO-Doppelbe-
schluß gewandt und damit gegen die nukleare Stra-
tegie. Sie haben zweitens auf Ihrem letzten Partei-
tag gefordert, die Verteidigungsausgaben einzufrie-
ren. Damit sind Sie gegen eine konventionelle Ver-
teidigungsfähigkeit. Nun machen Sie auch noch ge-
gen den antinuklearen Schutzschirm Front. 

(Zurufe von der SPD) 
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Graf Huyn 
Welche Verteidigung billigen Sie denn unserem 
Land und dem freien Westen überhaupt noch zu? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben den Rogers-Plan abgelehnt; die Friedens-
stärke der Bundeswehr ist Ihnen zu hoch. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist doch 
Quatsch, und das wissen Sie auch!) 

All dies, meine Damen und Herren, sind die 
gleichen Forderungen, die Sie aus Moskau hören, 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das können Sie gar 
nicht wissen, weil Sie davon gar nichts ver

-

stehen!) 

und Ihr wütender Antiamerikanismus ist das aller

-

deutlichste hieran. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]) 

Die „Neue Zürcher Zeitung" hat gerade vor wenigen 
Tagen geschrieben, daß Sie über den „red star 
wars", den roten Krieg der Sterne, überhaupt nichts 
sagen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Wissen Sie über

-

haupt, wo die roten Sterne liegen?) 

Herr von Bülow, Sie haben erklärt, das Unterneh-
men der Amerikaner sei Wahnsinn, und der Vorsit-
zende der SPD-Fraktion verdächtigt die Amerika-
ner, sie behandelten uns wie Vasallen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie benehmen 
sich j a wie welche!) 

Meine Damen und Herren, hier sind Sie überhaupt 
nicht mehr bündnisfähig. 

In der Sowjetunion arbeiten 10 000 Wissenschaft-
ler an über sechs Systemen. Angesichts dieser Tat-
sache bedeutet das natürlich, daß das amerikani-
sche Forschungsprogramm in Genf überhaupt nicht 
verhandlungsfähig ist. Herr Ehmke, wenn Sie hier 
den Bundeskanzler zitiert haben, er habe erklärt, 
eine Verringerung könne diese Systeme „überflüs-
sig machen", so kann ich nur sagen: In der Rede des 
Bundeskanzlers steht, eine drastische Verringerung 
von Offensivwaffen könnte Notwendigkeit und Um-
fang der SDI „beeinflussen". Das ist ein Unter-
schied, denn überflüssig machen, Herr Ehmke, 
könnte es selbstverständlich nur im Fall einer abso-
luten Null-Lösung bei Interkontinental- und Mittel-
streckenraketen. 

(Beifall des Abg. Boroffka [CDU/CSU]) 

Daß die nicht gerade sehr wahrscheinlich ist, das 
wissen wir leider alle. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was ist denn der 
Unterschied zwischen einer absoluten und 

relativen Null-Lösung?) 

Es ist notwendig, die sowjetische Bedrohung ge-
nau darzustellen. Wir hoffen, daß dies auch im 
neuen Weißbuch der Bundesregierung geschieht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in 
Genf geht es, so hat es auch Iklé festgestellt, in 
erster Linie um den Abbau der Angriffswaffen. Dies 
ist die entscheidende Voraussetzung dafür, zu einer 
gemeinsamen Änderung der Strategie zu gelangen. 
Verweigert sich allerdings die Sowjetunion diesem 

Abbau der Angriffspotentiale, so muß sie mit der 
Aussicht konfrontiert bleiben, daß ihre Offensivra-
keten im Weltraum stumpf werden. 

Bisher gibt es jedenfalls keinerlei Anzeichen für 
eine Kooperationsbereitschaft Moskaus, denn die 
Sowjetunion versucht mit allen Mitteln der Desin-
formation und der Beeinflussung, diese Verteidi-
gungsinitiative, diesen Schutzschirm als einen 
„Krieg der Sterne" oder „Militarisierung des Welt-
raumes" zu diffamieren. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Dies sind die Desinformationsbegriffe aus dem 
Wörterbuch Moskaus, und sie zielen darauf, uns in 
Europa von den Vereinigten Staaten abzukoppeln. 
Deshalb darf es nicht weiter geschehen, daß wir 
hier eine Vielstimmigkeit in unserem Lager haben, 
sondern jetzt muß das klare politische Ja mit Leben 
erfüllt werden. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Reden Sie von der 
eigenen Bundesregierung?) 

Natürlich muß die Einheit des Bündnisses ge-
wahrt werden. Wir wollen natürlich auch den Tech-
nologietransfer. Allerdings muß auch sichergestellt 
werden, daß dieser Transfer dann nicht weitergeht, 
d. h. die COCOM-Vorschriften müssen entspre-
chend streng angewandt und notfalls verschärft 
werden. 

Meine Damen und Herren, natürlich bin ich auch 
für europäische Gemeinsamkeit und europäische 
Zusammenarbeit. Dies darf aber nicht zu einer 
Bremse oder gar einer Verhinderung der notwendi-
gen Zusammenarbeit werden. Die ,,Frankfurter All-
gemeine Zeitung" hat gestern erklärt, bei dem Tem-
po, das Europa in solche Fällen vorzulegen pflege, 
sei dies „wenig mehr als eine zum Zeitgewinn be-
stimmte Leerformel". Dies darf es nicht sein. 

Ich fasse daher zusammen. Die Leitsätze unseres 
Handelns müssen sein: Unsere Beteiligung am For-
schungsprogramm SDI 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

bietet Aussichten für eine Alternative zur nuklea-
ren Abschreckung, ist Voraussetzung für die Wah-
rung der politischen und strategischen Einheit des 
Bündnisses, ist last not least eine unverzichtbare 
Voraussetzung, um an entscheidenden technisch

-

wissenschaftlichen Entwicklungen teilzuhaben, von 
denen die Bundesrepublik Deutschland abhängt. 
Mit dem Ja zu dieser Verteidigungsinitiative tun 
wir daher einen bedeutenden Schritt für das künf-
tige Wohlergehen unseres Volkes und zur Siche-
rung unserer Freiheit in Frieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: So einfach ist das 

40 Jahre nach Kriegsende!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wimmer. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Uns bleibt heute 
nichts erspart!) 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Herr Dr. Klejd-
zinski, Sie werden das noch alles zu hören kriegen. 
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Wimmer (Neuss) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sie 
haben ja aus den bisherigen Darstellungen und Er-
klärungen der Opposition hier entnehmen können, 
daß Begriffe wie „Militarisierung des Weltraums", 
„Rüstungswettlauf im Weltraum", „Krieg der Ster-
ne" nur darüber hinwegtäuschen, daß Forschung 
zur Weltraumverteidigung und die deutsche politi-
sche Unterstützung derselben, die sich nach dem 
Stand der Dinge noch nicht in Beteiligung äußern 
kann, ein politisches, ein moralisches und ein mili-
tärstrategisches Gebot der Stunde sind. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Unsere Strategie der Abschreckung ist moralisch 
legitimiert, weil sie den Frieden bewahrt. Und wir 
müssen alles tun, was sicherstellt, daß nicht aus 
Anstrengungen unserer Gegner oder aus eigener 
Schwäche Nachteile für die Politik der Abschrek-
kung entstehen, weil dann in der Tat Probleme der 
moralischen Legitimation entstehen würden. Wir 
müssen deshalb alles tun, um die Politik der Ab-
schreckung auch effektiv zu stärken, damit wir in 
die Lage versetzt werden, mit der gleichen Legiti-
mation auch Überlegungen anzustellen, zu anderen 
Formen der strategischen und konventionellen Ver-
teidigung zu kommen, die ebenfalls moralisch legi-
timiert sind. Deshalb ist die Politik der Bundesre-
gierung in hohem Maße moralisch legitimiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP) 

Es ist des weiteren ein politisches Gebot der 
Stunde, weil unser Hauptverbündeter aus unserem 
Interesse heraus bereit ist, gerade diese morali-
schen Aspekte in den Mittelpunkt seiner Sicher-
heitspolitik zu stellen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Mir kommen die 
Tränen!) 

Es ist drittens ein militärstrategisches Gebot, 
weil die Sicherheit der NATO, der USA und beider 
deutscher Staaten von dem Ausgleich gegenüber 
der wachsenden militärischen und sicherheitspoliti-
schen Bedrohung durch die UdSSR abhängt. 

Die Realpolitik der Verhandlungen und des ge-
genseitigen Interessenausgleichs mit der Sowjet-
union wird gerade von dieser Bundesregierung 
nicht in Zweifel gezogen. Die Bereitschaft, über die 
Fährverbindung Memel-Lübeck zu verhandeln, 
stellt dies aktuell unter Beweis. 

Der militärische Druck der Sowjetunion gerade 
durch deren Weltraumprogramme aus überlegener 
Position gegenüber der USA bedeutet aber das 
Ende als freier und echter Verhandlungspartner. 
Das muß mit allem Nachdruck festgestellt werden. 
Unsere Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten 
bedeutet daher Unterstützung der Weltraumfor-
schungsinitiative, damit auf dem militärischen Ge-
biet der östliche Vorsprung nicht noch größer wird 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

und der Osten keine Erstschlagskapazität erreichen 
kann. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Nur wenn dies der Sowjetunion gegenüber deutlich 
gemacht wird, hat Abrüstung der Nuklearwaffen in 
Genf und darüber hinaus eine Chance. 

Aber worin liegt die sowjetische Überlegenheit in 
der Weltraumforschung und -verteidigung? 

Erstens. Nur die Sowjetunion verfügt über ein-
satzfähige und häufig getestete Angriffssatelliten. 
Das Satellitenbekämpfungsprogramm wurde häu-
fig auch im Weltraum über der Bundesrepublik 
Deutschland getestet. 

Zweitens. Nur die Sowjetunion hat eine Satelli-
tenabwehr zum Schutz der Zivilbevölkerung um 
Moskau. Dieses System ist ausbaufähig und wird 
weiter ausgebaut. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ist im ABM-Ver

-

trag vereinbart, Herr Wimmer! Das muß 
man dazusagen!) 

Drittens. Nur die Sowjetunion hat mindestens 
zwei große phasengesteuerte Radaranlagen auf ih-
rem Territorium aufgebaut, die die wichtigste Vor-
aussetzung für ein flächendeckendes Raketenab-
wehrsystem darstellen. Dieses System kann viele 
kleinste Ziele gleichzeitig erkennen und automa-
tisch verfolgen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Pershing II!) 

Viertens. Nur die Sowjetunion verfügt über 18 ge-
waltige Versuchsfelder für Strahlenwaffen, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

deren Kapazität heute bereits 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Die hat Wimmer 
alle gezählt!) 

als für eine Verteidigung gegen Raketen im Welt-
raum ausreichend eingeschätzt wird. — Wenn Sie 
sagen, daß wir die alle gezählt haben, dann stimmt 
das für den Verteidigungsausschuß. Ich würde mich 
sehr freuen, wenn die UdSSR die Welt über ihre 
eigenen Aktivitäten so unterrichten würde, wie die 
Vereinigten Staaten es für ihre eigenen und einge-
standenermaßen hinsichtlich der Aktivitäten der 
UdSSR tun. 

(Mann [GRÜNE]: Kommt jetzt die Aufzäh

-

lung dessen, was in Amerika ist?) 

— Die kriegen wir von denen auch! Sie sollten ein-
mal in den Verteidigungsausschuß kommen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Lieber nicht!) 

Fünftens. Nur die Sowjetunion hat kontinuierlich 
daran gearbeitet, das Prinzip der gegenseitigen Ver-
wundbarkeit durch ein intensives Schutzbaupro-
gramm für Führungspersonal, für die sogenannte 
Nomenklatura, zu unterlaufen. Für rund 180 000 
Personen dieser „Nomenklatura" sind atombom-
bensichere Bunker um Moskau und andere Städte 
der UdSSR gebaut worden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Über die Programme mit militärischen Sonderbe-
drohungen hinaus hat die Sowjetunion die westli-
che Sicherheit durch immense Sonderrüstungen im 
Sinne eines Anschlages auf den Wert der Westli-
chen Verteidigungssysteme überhaupt untermi-
niert. Eine zentrale Entscheidung, dies zu stoppen, 
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Wimmer (Neuss) 
hat der Deutsche Bundestag vor anderthalb Jahren 
vollzogen. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist Geschichtsfäl

-

schung!) 

Zu diesen sowjetischen Anstrengungen gehören: 
erstens die Vermehrung der strategischen Raketen 
und die Härtung der einzelnen Angriffsraketensilos 
gegen westliche Angriffe. Hier muß festgehalten 
werden, daß die Gesamtzahl der sowjetischen stra-
tegischen Raketen 2 700 — gegenüber 1 900 westli-
chen — beträgt. 

Zweitens: Der Aufbau eines Systems der Ortung 
strategischer U-Boote des Westens aus dem Welt-
raum heraus. Die USA können sich der Unverwund-
barkeit ihres und unseres wichtigsten Teils der 
Triade der Abschreckung nicht mehr sicher sein. 
Geortete U-Boote können überraschend zerstört 
werden. 

Drittens: Das Testen neuer Raketen — und wir 
unterhalten uns heute über die SS-24 und -25 hof-
fentlich mit einer nachhaltigeren Intensität als 
über die SS-20 — entgegen den Beschränkungen in 
SALT II. 

Die Reihe der militärischen Anstrengungen der 
UdSSR ließe sich durch die Seerüstungs- und 
Stützpunktpolitik in Asien, Afrika und Mittelame-
rika fortsetzen. 

Angesichts dieser Bedrohungslage ist es drin-
gend geboten, daß die USA ein Signal setzen, das 
das Bedrohungssystem der UdSSR als aussichtslos 
qualifiziert. Dieses Signal für den gesamten Westen 
ist das Forschungsprogramm zur Weltraumvertei-
digung. Es liegt auch im deutschen nationalen In-
teresse. Eine Beteiligung daran unter den Bedin-
gungen, die heute morgen der Herr Bundeskanzler, 
der Bundesaußenminister und in hervorragender 
Weise unser Fraktionsvorsitzender formuliert ha-
ben, trägt einer großen Tradition gerade der Deut-
schen, die mit Namen von Weltrang, mit Weltraum-
forschern wie Junkers, Eugen Sänger und Wernher 
von Braun verbunden ist, Rechnung. Die deutschen 
Wissenschaftler sind weiterhin zu Spitzenleistun-
gen konzeptioneller und technischer Art fähig. Die 
Chance dazu darf im Interesse unserer Freiheit und 
Sicherheit nicht vertan werden. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD): Am Schluß der heutigen 
Debatte möchte ich feststellen, daß es grundlegende 
Differenzen zwischen Herrn Dregger und Herrn 
Genscher gab und daß Welten zwischen den Äuße-
rungen von Herrn Schäfer und von Herrn Huyn 
lagen. 

(Schäfer [Mainz] [FDP]: Das ist gut so! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Oberlehrer!) 

Der Kanzler hat versucht, die Meinungsunter-
schiede innerhalb seiner Koalition durch mehrdeu-

tige Erklärungen zu überbrücken; er hat Rauchsi-
gnale in verschiedene Richtungen abgegeben. 

Verschiedene Meinungen in dieser Frage sind le-
gitim. Diese Art von Unterschiedlichkeit innerhalb 
der Koalition ist aber Ausdruck von Handlungsun-
fähigkeit und wird es unmöglich machen, konse-
quent und eindeutig unsere Interessen innerhalb 
Westeuropas und gegenüber den USA zu vertreten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dies stelle ich am Schluß der heutigen Debatte als 
erstes fest. 

Zweitens möchte ich feststellen, daß Vertreter der 
CDU/CSU unter Verwendung von Begriffen aus der 
Friedensbewegung, 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Haben die 
die gepachtet?) 

z. B. der Unterscheidung zwischen defensiven und 
offensiven Waffen, versuchen, eine neue Rüstungs-
runde im Bereich des Weltraums, beim SDI-Pro-
gramm, zu legitimieren. Ich halte eine solche mora-
lische Unterscheidung zwischen defensiven und of-
fensiven Waffen, wenn sie nicht eingebettet ist in 
die Analyse eines Gesamtkonzepts der Verteidi-
gungspolitik, der Doktrinen, der Strategien und der 
politischen Intentionen, für unsauber und unsach-
lich. Ich meine, daß wir in den vergangenen Jahren 
eine solche Art der Unterscheidung gemeinsam zu-
rückgewiesen haben. Es scheint jetzt einigen Leu-
ten in den Kram zu passen, hier die Begriffe der 
Friedensbewegung zu verwenden, allerdings zu ei-
nem völlig anderen Zweck. Ich halte das für mora-
lisch verwerflich. 

(Zustimmung bei der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben 
heute vormittag eine im wesentlichen sachliche De-
batte geführt. Wir sind uns alle bewußt, daß wir uns 
auf einem Feld bewegen, auf dem noch viele — wie 
ich hoffe: sachliche — Debatten folgen werden. 

Wer jetzt, Herr Kollege Voigt, den Versuch unter-
nimmt, in einer vereinfachenden Zusammenfas-
sung schwerwiegende Fragen auf einen simplifizie-
renden Nenner zu bringen, der wird der Bedeutung 
dieser Debatte nicht gerecht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Bindig [SPD]) 

Wir haben heute auf jede Polemik verzichtet. Das 
Thema ist zu ernst, als daß wir es in Polemik zer-
fleddern lassen. Wir könnten eine Menge zu den 
unterschiedlichen Auffassungen in der Sozialdemo-
kratischen Partei sagen. Ich muß Ihnen sagen: Es 
ist schon eine verwunderliche Erscheinung, wenn 
ich etwa feststellen muß, daß diejenigen, die in der 
Nachrüstungsdebatte mit der Ablehnung der Stra-
tegie der Abschreckung auch die Nachrüstung ab-
lehnten, heute geradezu zu Gralshütern der Strate- 
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Bundesminister Genscher 
gie der Abschreckung werden wollen, um damit Ar-
gumente gegen SDI zu finden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

So einfach dürfen wir es uns in dieser Debatte nicht 
machen. 

Der Bundeskanzler hat eine Regierungserklä-
rung abgegeben, und ich habe meine Ausführungen 
dazu gemacht. Die Regierung vertritt eine verant-
wortliche Politik, und sie stützt sich dabei auf die 
Fraktionen der Regierungskoalition. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Professor Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich verstehe natürlich das Be-
mühen des Bundesaußenministers, nicht in einen 
zu direkten Widerspruch — jedenfalls hier in der 
Debatte — zur CSU zu kommen. Herr Kollege Gen-
scher, gestatten Sie mir drei Feststellungen. 

Erstens bin ich mit Ihnen der Meinung, daß das 
Thema zu ernst ist, um zu polemisieren. Leider hat 
sich der Bundeskanzler an diesen Ratschlag heute 
morgen nicht gehalten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Zweitens will ich sagen: Wenn hier ein CSU-Ver-
treter wie Graf Huyn zu einem FDP-Vertreter wie 
Herrn Schäfer sagt, das,  was er sage, sei unverein-
bar mit der beschlossenen Politik, dann machen Sie 
eine komische Figur, Herr Genscher, wenn Sie hin-
terher hingehen und behaupten, die beiden hätten 
dasselbe gesagt. Das ist nicht Diplomatie, das ist — 
um  keinen unparlamentarischen Ausdruck zu ge-
brauchen — Rumkriecherei. Das hat keinen 
Zweck. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Dregger hat wieder die rechte Fahne getra-
gen; darauf ist er ja auch geeicht. Er hat gesagt: Wir 
tragen das ganze SDI-Programm mit. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Im Rahmen der 
Regierungserklärung!) 

Der Bundeskanzler hat gesagt — darin war er sehr 
viel klüger als Sie, aber er muß j a in diesem Ge-
mischtwarenladen der Koalition vermitteln —: Wir 
lassen alles offen, wir müssen noch prüfen. 

Sie sollten also nicht kommen und sagen, Sie hät-
ten eine Meinung. Nun weiß ich ja: Das gibt es in 
Koalitionen. Ich bin da nicht so empfindlich. Ich 
sage nur: Meine Sorge ist — ich habe das in Dallas 
erlebt; das ist heute dasselbe Spiel —, daß Sie in 
Westeuropa überhaupt nichts beeinflussen werden, 
wenn sie diese billige Tour machen, die einen ma-
chen es für die Rechten, die anderen für die Linken, 
und die anderen versuchen, in der Mitte herumzu-
schweben, wie es dem Kanzler besonders liegt. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Und was machen 
Sie eigentlich?) 

Lassen Sie mich noch eines sagen. Herr Außen-
minister, ich habe natürlich dieses Argument schon 
auf dem Lande gehört, daß man sagt: Erst waren sie 
gegen Offensivwaffen, und jetzt sind sie gegen De-
fensivwaffen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Draußen erlaube ich das, Herr Außenminister, Ih-
nen aber nicht, da ich j a an Ihrer unpolemischen 
Art gemerkt habe, wie sehr Sie unsere Sorgen tei-
len. 

Nein, das eigentliche Problem ist, daß die Ameri-
kaner selbst nicht mehr behaupten, es würden Of-
fensivwaffen durch Defensivwaffen ersetzt. Das be-
hauptet keiner in Amerika. Es soll vielmehr eine 
Mischung geben. Unsere Meinung ist: Das führt 
zum Wettrüsten und macht die Verhandlungschan-
cen kaputt. Es entspricht doch auch Ihrer Überzeu-
gung, daß es diese Gefahr gibt. 

(Mann [GRÜNE]: So ist es!) 

Von daher würde ich bitten, dies nicht mit einer 
so billigen Polemik abzutun: „Die sind gegen alles!" 
Wir sind nicht gegen alles, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

aber wir sind gegen ein Mitlaufen mit einem ameri-
kanischen Programm, wenn schon eine erste Prü-
fung große Zweifel aufwerfen muß. Ich zitiere hier 
den britischen konservativen Außenminister, der 
die Frage gestellt hat, ob dieses Programm wirklich 
im westeuropäischen Interesse liegt. Lassen Sie die 
Sprüche, und lassen Sie die Meinung, Sie müßten 
immer mit dem Hut in der Hand im Weißen Haus 
herumstehen, um ein Werbefoto zu kriegen. Sagen 
Sie endlich einmal, was unsere eigenen Interessen 
sind! Das wird dann auch dem Bündnis dienen! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lange. 

Lange (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, diese Debatte hat gezeigt, 
daß die Situation völlig klar ist. Die CSU sagt: Ja, 
sofort; so schnell es geht. — Die CDU sagt: Ja.  — 
Die  FDP sagt: Ja, aber ... — Die Opposition sagt: 
Nein. — Das ist eine völlig klare Situation. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sind Sie denn 
keine Opposition?) 

Da wir erst am Anfang einer Diskussion stehen, 
sollten wir meiner Ansicht nach unsere Position, 
die den Weg klar und deutlich werden läßt, den wir 
gehen, wenn wir uns SDI anschließen, im Hinblick 
auf ihre Richtigkeit neu überdenken. 

(Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: Sie wissen 
doch schon alles! Sie sagen ja nein!) 

Aber ich habe aus dieser Diskussion noch etwas 
anderes gelernt. Wir werden uns — besonders auf 
Grund dessen, was der Vertreter der CDU gesagt 
hat — mehr denn je gegen jeden Versuch des 
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Lange 
Kalten Krieges wehren, d. h. der Militarisierung der 
Politik durch Worte. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Dumme Pro

-

pagandasprüche!) 

Wir werden darüber hinaus jedem Versuch entge-
gentreten, auch nur einem Ansatz zuzustimmen, 
der die Möglichkeit und die Fähigkeit einer nuklea-
ren Erstschlagsoption eröffnet. Dieser Aspekt ist in 
der heutigen Diskussion viel zu kurz gekommen. Es 
wurde viel zu wenig überprüft, inwieweit die Bedro-
hung der anderen Seite verschärft oder vermindert 
wurde. Wir haben niemals geleugnet — vielleicht ist 
Ihnen das aufgefallen —, daß auch die Aktivitäten 
auf der östlichen Seite in diese Richtung gehen, 
aber die Lösung kann nicht darin liegen, daß wir 
nun, da wir glauben, von der anderen Seite ver-
schärft bedroht zu werden, dieselbe Erstschlagpo-
tentiale aufbauen. Das kann nur der Weg in die fal-
sche Richtung sein. Der einzige logische Weg ist 
eine konsequente Abrüstung hier auf der Erde und 
keine Aufrüstung im Weltraum. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Weiß [CDU/ 
CSU]: Sprüche!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Rühe. 

Rühe (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich noch einige Feststel-
lungen zu der gemeinsamen Politik der gesamten 
Regierungskoalition treffen. Wir sind uns alle in fol-
gendem einig. Wir stimmen darin überein, daß die 
Forschungsanstrengungen der Amerikaner, ein 
Weltraum-Verteidigungssystem zu erforschen, legi-
tim, j a sogar geboten sind, und zwar aus zwei Grün-
den. 

Diese Anstrengungen sind erstens schon deswe-
gen legitim, weil die Sowjets in diesem Bereich eher 
einen Vorsprung haben und weiterhin umfangrei-
che Forschungsanstrengungen unternehmen. Es 
muß auch ein Gleichgewicht in der Forschung ge-
ben. Alles andere wäre destabilisierend. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist sehr merkwürdig, wenn die deutschen Sozial-
demokraten nicht erwähnen, daß die Sowjets diese 
Forschung betreiben. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Warum lügen 
Sie?) 

— Gut, Sie haben es heute unter dem Zwang der 
Debatte ansprechen müssen. — Sie können die So-
wjets nicht daran hindern. Aber Sie wollen unseren 
Bündnispartner daran hindern, zu forschen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Nein, das ist ja 
nicht wahr!) 

Dies schafft Ungleichgewicht, und es würde den 
Frieden gefährden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie sagen bewußt 

die Unwahrheit, Herr Rühe!) 

Trotz der zahlreichen Gespräche mit der KPdSU 
kann die mächtige deutsche Sozialdemokratie die 

Sowjets natürlich nicht daran hindern, Verteidi-
gungssysteme zu erforschen. Dann unterlassen Sie 
bitte auch den Versuch, unseren Bündnispartner, 
die Vereinigten Staaten, daran zu hindern. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Rühe, du bist 
bescheuert! Tut mir leid!) 

Es muß ein Gleichgewicht geben. Deswegen ist es 
geboten, zu forschen. 

Aber es ist auch legitim — es ist hier gesagt wor-
den —, weil wir mit der Strategie der Abschreckung 
den Frieden erhalten haben — das werden wir auch 
in Zukunft tun — und weil es unsere Pflicht ist, 
alles zu tun, um herauszufinden, ob es eine Alterna-
tive dazu gibt. Es muß mit aller Deutlichkeit gesagt 
werden: Herr Ehmke, Sie können nicht gegen alles 
sein: gegen die Strategie der Abschreckung und ge-
gen die Strategie der Verteidigung. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Mein Gott, sei 
doch nicht so billig!) 

Das ist eine Strategie, die nicht im Interesse der 
Bundesrepublik Deutschland liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir sind uns auch einig, daß die Forschungen der 
Amerikaner im Rahmen der gültigen Ost-West-Ver-
träge stattfinden müssen, im Rahmen des ABM

-

Vertrages, und daß alles, was darüber hinausführt, 
im Bündnis und zwischen dem Bündnis und der 
Sowjetunion verhandelt werden muß, bevor weitere 
Schritte unternommen werden. 

Wie steht es mit einer Beteiligung? Wenn wir auf 
die Forschung Einfluß nehmen wollen, wenn uns 
die Frage am Herzen liegt: „Wie steht es mit dem 
Schutz Europas vor der spezifischen Bedrohung, 
z. B. im konventionellen Bereich, z. B. im Bereich 
der Kurz- und Mittelsteckenraketen?", dann dürfen 
wir nicht abseits stehen, sondern dann müssen wir 
diese europäischen Sorgen und Probleme in die 
Forschung einbringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bindig [SPD]: Eigenständig handeln!) 

Sie stehen abseits und vernachlässigen damit deut-
sche und europäische Interessen. Wir wollen mit-
wirken, um deutsche und europäische Interessen 
bei den amerikanischen Forschungsbemühungen 
einzubringen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sagen Sie das dem 
Verteidigungsminister!) 

Das ist der Unterschied. Wir sind nun der Meinung, 
das ist kein deutsch-amerikanisches Gespräch, son-
dern das ist ein europäisch-amerikanisches Ge-
spräch. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Der Meinung 
sind wir auch!) 

Mir wäre es am liebsten, wenn wir deutlich machen 
würden, daß es hier nicht um ein amerikanisches 
Programm mit europäischer Beteiligung oder Zulie-
ferung geht, sondern um ein transatlantisches Pro-
gramm 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Lach mal!) 
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Rühe 
— „transatlantisches Programm", das ist die rich-
tige Überschrift —, um herauszufinden, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das Programm 
läuft doch längst ohne uns!) 

ob es für alle Bürger der Gemeinschaft, für Euro-
päer wie für Amerikaner, eine Alternative zur Stra-
tegie der Abschreckung gibt. Deswegen müssen wir 
Europäer uns zusammensetzen. Wir sollten uns da-
für die Zeit nehmen. Es besteht kein Grund zur Eile 
oder zur Eilfertigkeit. Darin kann ich die Regierung 
nur unterstützen. Dann werden wir das europäische 
Gewicht einbringen, um herauszufinden, ob es ne-
ben der bisherigen erfolgreichen Politik einen zu-
sätzlichen Weg gibt, Sicherheit für alle Bürger der 
transatlantischen Gemeinschaft zu schaffen. Das 
ist unsere Politik, und die liegt im Interesse der 
Deutschen, der Europäer, aller Mitglieder der atlan-
tischen Gemeinschaft. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich rufe die Punkte 3 a bis 3 c der Tagesordnung 
auf: 

3. a) Beratung der Grollen Anfrage der Abge-
ordneten Dr. Lammert, Wissmann, Dr. Un-
land, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, 
Müller (Wadern), Kittelmann, Hinrichs, 
Schulze (Berlin), Borchert, Frau Fischer, 
Pesch, Frau Roitzsch (Quickborn), Dr. von 
Wartenberg, Dr. Jobst, Dr. Hornhues, 
Dr. Hüsch, Dr. Olderog, Herkenrath, Da-
weke, Dr. Möller und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten 
Dr. Haussmann, Grünbeck, Beckmann, 
Dr.-Ing. Laermann, Gattermann, Hoffie, 
Cronenberg (Arnsberg), Dr. Solms und der 
Fraktion der FDP 
Wirtschaftliche Bedeutung und Entwick

-

lung strukturschwacher Regionen 
— Drucksachen 10/1637, 10/2629 — 

b) Beratung der Großen Anfrage der Abge-
ordneten Roth, Dr. Jens, Frau Blunck, 
Dr. von Bülow, Catenhusen, Collet, Dreß-
ler, Dr. Ehrenberg, Fischer (Homburg), 
Grunenberg, Ibrügger, Jung (Düsseldorf), 
Junghans, Frau Dr. Martiny-Glotz, Mei-
ninghaus, Menzel, Dr. Mitzscherling, Na-
gel, Poß, Rapp (Göppingen), Reuschen-
bach, Rohde (Hannover), Frau Simonis, 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk, Stahl (Kern-
pen), Stockleben, Urbaniak, Vahlberg, Vo-
sen, Wolfram (Recklinghausen), Zeitler, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
Sicherung vorhandener und Schaffung 
neuer Arbeitsplätze durch eine aktive In-
dustriepolitik 
— Drucksachen 10/1787, 10/2630 —  

c) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die Feststellung des 
Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermö-
gens für das Jahr 1985 (ERP-Wirtschafts-
plangesetz 1985) 
— Drucksache 10/2708 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 10/3145 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Niegel 
Jung (Düsseldorf) 
(Erste Beratung 117. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind eine gemeinsame Bera-
tung der Punkte 3 a bis 3 c der Tagesordnung und 
eine Aussprache von fünfeinhalb Stunden vorgese-
hen. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es 
ist damit so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Dann erteile ich das Wort dem Herrn Bundesmi-
nister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Große Anfrage der SPD-Fraktion zu 
einer aktiven Industriepolitik und die der Koali-
tionsfraktionen zu den strukturschwachen Regi-
onen werden aus gutem Grund gemeinsam behan-
delt. Industrie- und Regionalpolitik führen kein Ei-
genleben, sie sind ein integraler Bestandteil unse-
rer auf Förderung von Wachstum und Beschäfti-
gung ausgerichteten Wirtschaftspolitik. 

Wir haben bereits im Jahreswirtschaftsbericht 
1985 unsere grundsätzlichen wirtschaftspolitischen 
Vorstellungen deutlich gemacht. Ich will sie hier 
nicht im einzelnen noch einmal ausführen, sondern 
im Zusammenhang darauf zurückkommen, wenn 
sich die besonderen Probleme der Industrie- und 
Regionalpolitik stellen. 

Ich möchte einen wichtigen Punkt herausgreifen, 
der in der Vergangenheit, in der aktuellen Debatte 
der vergangenen Wochen, unter einem anderen Ge-
sichtspunkt eine Rolle gespielt hat, dem der Flexi-
bilisierung der Lohnpolitik und der Auswirkungen 
dieser Flexibilisierung auf die Arbeitsmarktsitu-
ation, weil dieser Aspekt auch im Rahmen der Re-
gionalpolitik von Bedeutung ist. 

Zu lange hat die Lohnpolitik unter dem Vorrang 
der Einkommensverteilung gestanden. Und sie hat 
das Ziel der Sicherung von wettbewerbsfähigen Ar-
beitsplätzen vernachlässigt. Ich sage das nicht im 
Sinne von Vorwurf. Wer in einer Zeit mit Wachs-
tumsraten von 3,5 oder 7 % lebt, wer das für unbe-
grenzt verlängerungsfähig hält und auch, geschützt 
vor internationaler Konkurrenz, die sich zu diesem 
Zeitpunkt nicht als fähig erwiesen hatte, uns wirk-
lich nachhaltig zu bedrängen, solche Lohnforderun- 
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gen gestellt hat, konnte damals auf breite Zustim-
mung rechnen. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Es wurde gepo

-

kert!) 

Heute ist das anders geworden. Ich weiß, daß das 
ein Bereich ist, der sich, wenn man einmal von dem 
öffentlichen Dienst absieht, wo sich der Staat als 
Tarifvertragspartei ebenfalls bewähren muß und, 
glaube ich, in den vergangenen zwei Jahren be-
währt hat, staatlicher Einwirkung entzieht. Wer das 
als eine Aufgabe der Tarifvertragsparteien sieht — 
und das muß man so sehen — kommt sicher nicht 
um zwei Feststellungen herum. 

Erstens. Die Tarifautonomie ist ein unverzichtba-
rer Bestandteil der Gesellschaftspolitik und der 
Verfassung unseres Landes. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Dann soll

-

ten Sie keine Empfehlungen geben!) 

Zweitens. Diese Tarifautonomie legt den Tarif-
partnern eine besondere Verantwortung auf. Wenn 
wir als Staat, wenn auch die Länder wenig Möglich-
keiten haben, diese Ergebnisse zu beeinflussen, 
weil sie im Rahmen der Tarifautonomie autonom 
von den Tarifvertragsparteien gefunden werden, 
dürfen wir, müssen wir darauf aufmerksam ma-
chen, daß im Rahmen dieser Autonomie auch Ver-
antwortung mit begründet wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Müller [Bremen] [GRÜNE]: Sagen Sie 
das nicht mit einem so drohenden Unter

-

ton!) 

Deswegen, glaube ich, sollte man diese Bemerkun-
gen so verstehen, wie das der Bericht der OECD 
über positive Anpassungspolitik mit Recht sagt — 
ich zitiere —: 

Anstrengungen mit dem Ziel, Konsultationen 
zwischen den Sozialpartnern zustande zu brin-
gen, werden verantwortungsbewußte, zukunfts-
gerichtete Verhandlungen der Tarifpartner er-
fordern. In diesem Zusammenhang kann dem 
Staat eine wichtige Rolle zufallen, nämlich die 
Einsicht in die Notwendigkeit zu fördern, daß 
die Reallohnentwicklung mit den Zielen der 
makroökonomischen Politik und der Struktur-
politik stärker in Übereinstimmung zu bringen 
sind. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie das einmal 
auf gut Deutsch übersetzen 

(Mann [GRÜNE]: Das ist auch notwendig!) 

— ich weiß, daß das für Sie notwendig ist, deswegen 
tue ich das jetzt —, 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

möchte ich auf folgendes hinweisen: Mit dieser Fle-
xibilisierungspolitik wird dreierlei verfolgt, und 
diese drei Dinge müssen die Tarifpartner in ihre 
Verhandlungen aufnehmen. Einmal, wir brauchen 
eine stärkere Regionalisierung der Auswirkungen 
von Tarifabschlüssen. Wenn Sie die unterschiedli-
chen Arbeitslosenraten ansehen, können Sie, wenn 

Sie z. B. den Arbeitsamtsbezirk Leer betrachten, 
feststellen, daß dort die Arbeitslosenrate über 30% 
liegt. Wenn Sie die Zahlen für den Arbeitsamtsbe-
zirk Reutlingen, in dem ich lebe, anschauen, werden 
Sie erkennen: Dort liegt sie unter 5%. Das heißt, wir 
haben in den Regionen gewaltige Unterschiede auf 
dem Arbeitsmarkt, die natürlich anzeigen, daß die 
Wirtschaftskraft, die Innovationskraft dieser Regio-
nen unterschiedlich ist. Wenn das nicht Eingang in 
die Tarifverträge findet, wenn man nicht diesen be-
nachteiligten Regionen wenigstens den Vorteil ge-
währt, aus Tarifvertragsabschlüssen einen Vorteil 
in der Wettbewerbssituation zu bekommen, tut man 
diesen benachteiligten Regionen keinen Gefallen. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Wie weit wollen Sie runtergehen?) 

Deswegen ist eine Flexibilisierung bei regionalen 
Abschlüssen ein wichtiges Element zukunftsgerich-
teter, positiver Strukturpolitik, die wir hier verteidi-
gen. 

(Bindig [SPD]: Wollen wir nicht erst einmal 
das Gehalt für die FDP-Minister senken? 
— Zuruf der Abg. Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

[SPD]) 

— Nun hören Sie mir erst einmal in Ruhe zu. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das tun 
wir doch!) 

Sie haben ja fünfeinhalb Stunden Zeit, Ihre Vorstel-
lungen hier darzulegen. Sie wissen ganz genau: 
Durch solche Zwischenrufe wird eine Debatte auch 
nicht besser. 

(Bindig [SPD]: Flexibilisieren Sie einmal 
die Gehälter nach der Qualität der Mi

-

nister!) 

— Im Unterschied zu der Zwischenruferin machen 
Sie einen weniger charmanten Eindruck, und auch 
Ihre Zwischenrufe sind weniger charmant als die 
der Zwischenruferin. Also, lassen Sie mich erst ein-
mal im Zusammenhang meine Vorstellungen darle-
gen. Sie können dann ja in der Diskussion Ihre 
Gedanken hier vortragen. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Der ist als Red

-

ner nicht vorgesehen!) 

Das zweite ist: Flexibilisierung bedeutet auch, 
daß zwischen einzelnen Betrieben ein größerer Un-
terschied möglich sein muß, daß Tarifverträge also 
eine Möglichkeit eröffnen müssen, im Rahmen ei-
ner vereinbarten Bandbreite über Betriebsverein-
barungen zu unterschiedlichen Lohnabschlüssen zu 
kommen oder zumindest Lohnnebenkosten unter-
schiedlich zu behandeln. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Das ist heute schon möglich!) 

Ich bringe dieses Beispiel noch einmal: Wenn die 
Unternehmer und die Belegschaft bei Arbed-Saar-
stahl darauf drängen, genau die gleichen Steige-
rungssätze bei den Löhnen, genau den gleichen so-
zialen Rahmen bei den Lohnnebenkosten zu erhal-
ten, wie das bei Thyssen der  Fall  ist, dann geht das 
an den tatsächlichen Gegebenheiten beider Unter-
nehmungen völlig vorbei. Es ist bei Thyssen zwar 
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angemessen, aber es gefährdet die Arbeitsplätze bei 
Arbed-Saarstahl. Das, was bei Thyssen angemessen 
ist, ist bei Arbed-Saarstahl nun einmal nicht ange-
messen. Wer das verneint, wer daran vorbeigeht, 
geht an Grundtatsachen von Wirtschaften vorbei. 
Und das ist nach meinem Dafürhalten der eigentli-
che Grund, warum unser Arbeitsmarkt so verkru-
stet ist, warum wir in diesem Bereich so wenig Fort-
schritte machen. 

Es kommt ein Drittes hinzu: Auch die Differen-
zierung zwischen den einzelnen Lohngruppen 
kann man nicht auf Null bringen. Das beeinträch-
tigt die Leistungsbereitschaft, das beeinträchtigt 
übrigens auch Arbeitsmarktchancen von weniger 
qualifizierten Arbeitslosen. Wir haben in der Tat 
eine sehr starke Zunahme der Automatisation, weil 
in der Vergangenheit in den unteren Lohngruppen 
durch Sockelbeträge und ähnliches eine überpro-
portionale Steigerung vorgenommen worden ist. 
Wenn man Tarifautonomie will — ich will sie —, 
dann muß man an die Tarifpartner die Frage rich-
ten, ob sie bereit sind, das auf sich zu nehmen. 

Differenzierung und Flexibilisierung in Tarifver-
trägen schaffen neue Beschäftigungsmöglichkei-
ten; daß ist unbestreitbar. Auch stimme ich Georg 
Leber zu, der — das wird Sie vielleicht etwas nach-
denklicher machen — in einem „Zeit"-Interview ge-
sagt hat, daß die Tarifvertragsparteien häufig nicht 
alles bis ins Detail regeln können, und hinzugefügt 
hat: Das gilt bis zu einem gewissen Grad sogar für 
Löhne und Gehälter. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Wollen Sie die Leichtlohngruppen absen-

ken?) 

Meine Damen und Herren, dies ist eine Aussage, 
die ich ernstzunehmen bitte. Es geht nicht an, daß 
wir immer wieder die Klagen über die hohe Arbeits-
losigkeit hören, daß aber die Maßnahmen, die sie 
wirklich verringern könnten, mit heuchlerischen 
Begründungen ständig zurückgewiesen werden. 
Das ist das eigentliche Problem. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Differenzierung und Flexibilisierung sind not-
wendig. Deswegen müssen wir das hier in dieser 
Debatte ebenfalls ansprechen. Wir wollen, daß 
durch eine entsprechende Gestaltung von Tarifver-
trägen in Zukunft mehr Chancen bestehen, Arbeits-
lose einzustellen. Das ist auch das, was mein 
Freund Helmut Haussmann in seinen verschie-
denen Äußerungen sehr klar zum Ausdruck ge-
bracht hat. 

Wer freilich Flexibilität und Differenzierung in 
Tarifverträgen ablehnt, muß damit rechnen, daß an-
dere Wege erörtert werden — schon um das Pro-
blem deutlich ins öffentliche Bewußtsein zu rücken. 
Die Tarifautonomie gibt den Beteiligten Sicherheit 
hinsichtlich ihrer Dispositionen. Wenn Tarifver-
träge aber Bedingungen setzen, die Arbeitslosen 
keine Chancen lassen, dann wird es in der Tat Ein-
zelvereinbarungen in der Grauzone geben — ohne 
zureichenden Schutz für die Beteiligten. Allerdings: 
In dem Maße, in dem Tarifvertragspartner bereit 
sind, diese Gedanken in ihre Tarifvertragspolitik  

aufzunehmen, wird alles weitere, was außerhalb der 
Tarifverträge geschehen könnte, unnötig. In dem 
Maße aber, in dem sich die Tarifvertragsparteien 
nicht flexibel zeigen, Flexibilität ablehnen, wird es 
Grauzonen geben, weil man auch in diesem Bereich 
an den Marktzwängen nicht vorbei kann. Wer also 
etwas im Interesse von Arbeitnehmern will, der 
sollte diese Gedanken hier unterstützen. Ich darf 
Sie sehr herzlich bitten, die Zeit bis 13.00 Uhr, die 
ich noch rede, dazu zu nutzen, darüber nachzuden-
ken, ob Sie nicht manche kritische Bemerkung aus 
Ihren Redemanuskripten streichen können. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU — Dr. Lammert [CDU/CSU]: 
Schon macht sich Ernüchterung breit!  — 
Dr.  Müller [Bremen] [GRÜNE]: Unsäg

-

lich!) 

In den Anfragen gibt es eine Reihe von Berner-
kungen zu Fehlentwicklungen, die sich in der Tat in 
den vergangenen Jahren aufgestaut haben. Man 
kann das nicht bestreiten. Deswegen begrüße ich 
es, daß diese Anfragen uns Gelegenheit geben, dar-
über zu reden. 

Wir haben es zu lange vermieden, aus den welt-
wirtschaftlichen Veränderungen, den gestiegenen 
Energiepreisen und auch der verstärkten Industria-
lisierung von Entwicklungsländern die notwendi-
gen Konsequenzen zu ziehen. Zu lange auch haben 
wir auf eine Staatstätigkeit vertraut, die im Grund 
die Entfaltung privater Initiative nur behindert hat. 
Es ist kein Zufall, daß Interventionen und dirigisti-
sche Eingriffe des Staates in den Wirtschaftsablauf 
in den vergangenen Jahren immer stärker gewor-
den sind. 

(Dr. Ehrenberg I SPD]: Ich habe gar nicht 
gewußt, daß Lambsdorff ein Dirigist war! 

Ganz neue Erkenntnis!) 

— Herr Ehrenberg, Sie kennen ja den verzweifelten 
Kampf des Kollegen Lambsdorff, dem Sie Ihre Un-
terstützung in der vergangenen Koalition versagt 
haben! 

(Beifall des Abg. Ronneburger [FDP]) 

Deswegen wäre ich mit solchen Äußerungen etwas 
zurückhaltend. 

Wir haben eine Zunahme von Staatsdefiziten ge-
habt. Das läßt sich wohl kaum bestreiten. Wir haben 
eine Zunahme des Staatsanteils am Sozialprodukt 
gehabt. Schließlich hat das zu einer tiefgreifenden 
Vertrauenskrise in der Wirtschaft geführt. 

Um diesen Teufelskreis von aufgestautem Struk-
turwandel, zu geringer Investitionstätigkeit und ho-
her Arbeitslosigkeit zu durchbrechen, 

(Roth [SPD]: Heute nichtniedriger als vor 
drei Jahren!) 

müssen wir in der Tat zu neuen Aktivitäten kom-
men. Das ist der Grund, warum diese Regierung 
gebildet worden ist. Wenn es uns jetzt besser geht, 
als es uns vor drei oder vier Jahren gegangen ist, 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das 
stimmt nicht! — Bindig [SPD]: 3 Millionen 

Arbeitslose!) 
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dann ist das ein Ergebnis dieser Regierung, die sich 
dazu durchgerungen hat, 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das ist zy

-

nisch, was Sie hier machen!) 

eine Politik zu betreiben, die wirtschaftlichen Auf-
schwung möglich macht. 

(Bindig [SPD]: Die einen sind oben, die an

-

deren sind unten! — Weitere Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Ehrenberg? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Nein. Ich möchte erst im Zusammenhang meine 
Darlegungen machen, damit Herr Kollege Ehren-
berg darüber nachdenken kann, was er nachher 
sagt. 

Wir haben im Jahreswirtschaftsbericht die ent-
scheidenden Zahlen noch einmal dargelegt. Die 
Entwicklungen der ersten drei Monate in diesem 
Jahr bestätigen das. Wir werden ein Wirtschafts-
wachstum von 2,5% und mehr in diesem Jahr errei-
chen. Wir werden eine Währungsstabilität behalten 
können, die wir im vorigen Jahr schon mit 2, ... 
gehabt haben. Das war vorher 1969 zum letzten Mal 
der Fall gewesen. Wir haben einen Außenhandels-
überschuß von 53 Milliarden DM gehabt, den wir in 
diesem Jahr übertreffen werden. 

Wer bestreitet, daß das drei grundlegende Daten 
sind, die einen Wirtschaftserfolg dieser Regierung 
beweisen, der muß blind sein. 

(Beifall bei der FPD und der CDU/CSU — 
Dr.  Ehrenberg [SPD]: Lauter Blinde!) 

Wir alle wissen, daß es ein viertes Datum gibt, 
über das wir uns nicht beruhigen werden und Sie 
sicherlich auch nicht. Das ist die Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt. Das ist ein Teil dessen, was wir 
uns heute hier unter dem Stichwort „Industriepoli-
tik und Strukturpolitik und ERP-Programm" vorge-
nommen haben. Dazu habe ich Ihnen gesagt — ich 
komme noch zu den anderen Problemen —: Wer 
diese Rahmenbedingungen, die in den drei Daten, 
die ich genannt habe — Wirtschaftswachstum, 
Preisstabilität und ausgeglichene Handelsbilanz —, 
zum Ausdruck kommen, nicht so herstellen kann, 
wie wir sie hergestellt haben, wird auch keine Er-
folge auf dem Arbeitsmarkt erzielen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das ist die Grundlage, von der wir ausgehen. Wer 
40 Milliarden Defizit auf 23 Milliarden Defizit zu-
rückführen kann, schafft eine Freiheit für private 
Investitionen auf dem Kapitalmarkt, die man erst 
mal haben muß. 

(Bindig [SPD]: 12 Milliarden DM Bundes

-

bankgewinne!) 

Die Politik, die Sie zu verantworten hatten und die 
wir am Schluß nur noch dadurch bekämpfen konn

-

ten, daß die Koalition geändert worden ist, hätte in 

einen Staatsbankrott geführt, der dem Arbeits-
markt nicht genutzt hätte. 

(Beifall bei der FDP und CDU/CSU — Bin

-

dig [SPD]: Ammenmärchen! — Zuruf des 
Abg. Roth [SPD]) 

Was hören wir im Bereich der Industrie- und 
Regionalpolitik an Rezepten von der Opposition? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nichts!) 

Immer wieder die alten Hüte; immer wieder das, 
was andere mit wenig Erfolg bereits ausprobiert 
haben. Es ist wirklich erstaunlich, daß dieselben 
Rezepte, die in der Praxis versagt haben, nicht die, 
die man theoretisch noch behandeln könnte, immer 
wieder vorgeschlagen werden. Dazu gehört zum 
Beispiel das industrial targeting der Japaner, diese 
uralte Methode, sich einen bestimmten Industriebe-
reich herauszunehmen und da durch staatliche In-
terventionen einen Aufschwung zu erzeugen, der 
nur eine Scheinblüte ist. Deswegen hat Professor 
Staudt zu Recht davor gewarnt, durch eine solche 
Politik ganze Branchen — wie das auch in Japan 
geschehen ist — wie die Lemminge auf überbe-
setzte Marktfelder zu locken und dadurch Überka-
pazitäten des Typs Trockenmilch, Werften oder 
Stahl anzulegen. 

(Roth [SPD]: Reden Sie jetzt über Herrn 
Späth oder was?) 

Das ist genau das, was die Japaner mit einem zwei-
felhaften Erfolg im Zusammenhang mit ihrer 
Werft- und Stahlindustrie getan haben. 

Das ist aber auch genau das, was die japanische 
Automobilindustrie nicht gemacht hat. Sie hat den 
Wettbewerb im Sinne von privater Initiative aufge-
griffen und deswegen größere Erfolge gehabt als 
diese durch industrial targeting herausgegriffenen 
Industriebereiche. 

Deswegen sind in der japanischen Wirtschafts-
struktur diese Fehlentwicklungen nicht ausgeblie-
ben. Wir sollten daher bei uns jetzt nicht fortsetzen, 
was die Japaner inzwischen aufgegeben haben. Das 
japanische Beispiel widerlegt also nicht die alte Er-
fahrung, daß der Markt den Such- und Innovations-
prozeß besser bewältigt als staatliche Verwaltungen 
oder irgendwelche Konzertierungsgremien. Wir 
wollen keinen Sektordirigismus. Deswegen sind 
auch Überlegungen, Stahlräte und Stahlausschüsse 
zu schaffen, kein Mittel, um die Strukturkrise der 
Stahlindustrie zu bewältigen. 

(Roth [SPD]: Jetzt sagen Sie mal etwas zu 
Arbed!) 

Auch die Verstaatlichung, die immer wieder vor-
geschlagen wird, ist kein Mittel, um die Krise der 
Stahlindustrie zu überwinden. Man braucht bloß 
nach Frankreich oder Italien zu sehen, um zu er-
kennen, daß die Krise der Stahlindustrien dort des-
wegen viel tiefer als die unsere ist, weil sie sich 
über lange Jahre hinweg mit staatlichem Interven-
tionismus den notwendigen Innovationen entzogen 
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haben, weil sie das Gefühl hatten, der große Bruder 
sei da, der schon helfen werde. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Und was 
ist Ihr Konzept?) 

Warum sind denn unsere Unternehmen im Durch-
schnitt besser als die anderen dran, insbesondere 
die verstaatlichten Industrien in Frankreich und 
Italien? 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Erzählen 
Sie das mal an der Saar!) 

Weil sie sich im privatwirtschaftlichen Rahmen be-
müht haben, wettbewerbsfähig zu werden. Deswe-
gen sind wir auch der Meinung, daß unsere Ent-
scheidung — auf die wir gedrängt haben —, den 
Beihilfekodex Ende 1985 auslaufen zu lassen, rich-
tig war. 

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit der 
Strukturpolitik einige Ausführungen machen — 
das  ist ja auch ein wichtiges Problem für Nord-
rhein-Westfalen und das Saarland —, weil ich das 
Gefühl habe, daß das, was wir dort als Ergebnis 
erzielt haben, nicht richtig verstanden worden ist. 
Zunächst einmal ist das Verhandlungsziel der Bun-
desregierung voll erreicht worden, nach dem 31. De-
zember 1985 keine weiteren Beihilfen mehr, gleich 
welcher Art, zu beschließen oder zu genehmigen. 
Das heißt, ab 1986 wird in der Europäischen Ge-
meinschaft keine weitere Subventionierung der 
Stahlindustrie zulässig sein. Ich bin etwas erstaunt 
darüber, daß dieses Ergebnis der Verhandlungen so 
wenig Widerhall gefunden hat; denn über lange 
Strecken war es durchaus nicht sicher, daß wir das 
erreichen. 

Wir haben hart dafür arbeiten müssen. Wir haben 
zunächst einmal für Klarheit gesorgt, daß das ein-
stimmig beschlossen werden müßte. Wir haben 
dann dafür gesorgt, daß wir eine Mehrheit hatten. 
Am Schluß ist es sogar gelungen, diesen Beschluß 
im Ministerrat einstimmig zu fassen. 

Wir haben dann, was wir ebenfalls schon ange-
kündigt hatten, den Bedarf der anderen Länder und 
unseren eigenen Bedarf zur Grundlage der weite-
ren Überlegungen gemacht; denn setzen Sie sich 
bitte nicht einfach über das Schicksal von Arbed 
Saarstahl in dieser Diskussion hinweg. Ich tue das 
nicht. Ich werde mich nicht davon beeinflussen las-
sen, daß es dagegen aus der Opposition Kritik gibt, 
die sich direkt gegen die Zukunft von Arbed Saar-
stahl richtet. Das muß man auch einmal sagen. Wir 
werden dafür sorgen, daß den neuen Bedürfnissen 
nur im Rahmen von drei Bedingungen Rechnung 
getragen werden darf. 

Erstens gilt der Rahmen der bisherigen Voraus-
setzungen des Stahlkodex, d. h. wer zusätzliche Mit-
tel haben will, muß dafür zusätzliche Kapazitäten 
stillegen. Zweitens. Diese zusätzlichen Mittel dür-
fen lediglich für eine Entschuldung der Unterneh-
men verwendet werden. Drittens. Diese Mittel dür-
fen nur für eine Finanzierung von Sozialplänen ver-
wendet werden. Das sind die Positionen, deren 
Durchsetzung wir uns im übrigen auch im Einver-
nehmen mit der Stahlindustrie vorgenommen hat-

ten. Daß wir das erreicht haben, sollte heute nie-
mand kritisieren. Vielmehr glaube ich, daß das eine 
Maßnahme ist, die uns die Chance bietet, auch die 
eigenen Probleme zu lösen. 

Eines sage ich aber auch ganz deutlich: Die Bun-
desregierung ist nicht dazu da, unternehmerische 
Konzeptionen zu erarbeiten. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Gott sei 
Dank!) 

— Wenn Sie sich anschauen, was bei Arbed Saar-
stahl aus der Nichtbeteiligung der Bundesregierung 
an unternehmerischen Konzeptionen herausge-
kommen ist, dann sollten Sie Ihren Zwischenruf ein 
bißchen korrigieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das wäre 
mit Ihnen aber nicht besser geworden!) 

Wir werden uns an diesen Konzeptionen nicht 
beteiligen. Deswegen muß Arbed Saarstahl und je-
des Unternehmen, das eine andere Konzeption ver-
folgt, beispielsweise im Sinne eines Zusammen-
schlusses, zunächst einmal diese Entscheidung in 
eigener Verantwortung treffen, und zwar nicht nur 
von den Unternehmensorganen, die im Bereich der 
Unternehmensführung tätig sind, sondern auch von 
den Aufsichtsräten. Ich sage das hier in Deutlich-
keit und in aller Öffentlichkeit: Wer die Montan

-

Mitbestimmung gewollt hat und wer jetzt die Mög-
lichkeiten der Montan-Mitbestimmung hat, der darf 
sich dieser Verantwortung nicht entziehen, wenn es 
gilt, schwerwiegende und manchmal auch schmerz-
liche Entscheidungen zu treffen. Die Aufsichtsräte 
der montan-mitbestimmten Stahlunternehmen 
müssen alle Unternehmungen, mit denen sie neue 
Anträge, neue Hilfen wollen, mit dem Ja der jeweili-
gen Aufsichtsräte verbinden. Ich bin nicht bereit, 
die Montan-Mitbestimmung als eine Schönwetter-
einrichtung zu betrachten. Das ist eine Einrichtung, 
die sich jetzt, wo diese Unternehmungen schmerzli-
che Entscheidungen treffen müssen, auch bestäti-
gen muß. 

(Zuruf von der SPD: Die hat sich auch be

-

stätigt!) 

— Na, wir wollen mal sehen, wie das dann ist. Ich 
warte immer noch auf die Beschlüsse der Aufsichts-
räte dieser Unternehmen, was zu geschehen hat, 
wie die unternehmerische Konzeption, von den Ver-
tretern der IG Metall abgesegnet aussieht. 

(Zurufe von der SPD) 

Die IG Metall will ja wohl diese Mitbestimmung 
ernstnehmen, nehme ich an. Oder glauben Sie das 
nicht? 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Die hat doch wohl 
nicht den Vorsitz im Aufsichtsrat!) 

— Man braucht nicht den Vorsitz im Aufsichtsrat 
zu haben, Herr Ehrenberg, um eine Entscheidung 
des Aufsichtsrats herbeizuführen und in dieser Ent-
scheidung deutlich zu machen, was man will. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Da gibt es Mehrheitsentscheidungen!) 
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Was haben Sie für Vorstellungen, wie ein solcher 
Aufsichtsrat entscheidet und wie die Rolle der IG 
Metall in deutschen Aufsichtsräten ist? 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Mit der Stimme des Vorsitzenden, genauso 

ist das!) 

Die Ablehnung, meine Damen und Herren, einer 
selektiven, strukturlenkenden und branchenbezo-
genen Industriepolitik bedeutet nicht industriepoli-
tische Abstinenz. Vielmehr verfolgt die Bundesre-
gierung, wie sie auch in ihrer Antwort auf die Große 
Anfrage ausgeführt hat, eine marktwirtschaftlich 
orientierte Industriepolitik oder, wie das in der 
OECD-Untersuchung mit Recht so genannt wird, 
eine positive Anpassungspolitik. 

(Mann [GRÜNE]: Deswegen auch keine 
Subventionen!) 

Diese Politik ist aktiv, indem sie für bessere, verläß-
liche Grundlagen privater Entscheidungen sorgt, 
ein günstiges Klima für Investitionen und Innova-
tionen schafft und die Freiräume für privatwirt-
schaftliches Handeln erweitert. 

Die Investitionsfähigkeit und Investitionsbereit-
schaft der Unternehmen werden wir nur dann er-
weitern und stärken, wenn wir die gesamtwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen verbessern. Die-
ser Grundsatz ist unbestreitbar richtig, und nie-
mand sollte ihn bestreiten. Gesteigerte Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft — das ist entschei-
dend —, eine verbesserte Beschäftigungsmöglich-
keit setzen eine neue Investitionsdynamik voraus. 
Dafür haben wir unsere Strategie dargelegt. Ich will 
das hier noch einmal kurz umreißen. 

Eine solide Haushalts- und Geldpolitik, die Poli-
tik der Haushaltskonsolidierung, schafft Freiräume 
für private Investitionen und deren Finanzierungen 
auf den Märkten, und die jüngste Ifo-Befragung der 
Prognose 100 zeigt auch, daß die Unternehmen ihre 
Investitionsbereitschaft verstärkt und ihre entspre-
chenden Pläne inzwischen deutlich nach oben kor-
rigiert haben. Die 100 größten deutschen Unterneh-
men wollen ihre Investitionen in diesem Jahr um 
17 % steigern. Ich glaube, daß dieser Satz für sich 
spricht. 

Die öffentliche Hand, auch die Kommunen, haben 
durch diese Haushaltskonsolidierungspolitik mehr 
Spielraum für Investitionen bekommen, und von 
den Verbänden, insbesondere den Gemeinden, hö-
ren wir, daß sie in diesem Jahr mehr als 1984 inve-
stieren wollen, so daß die öffentliche Hand insbe-
sondere auch in dem Bereich der Bauwirtschaft in 
einer Zeit als Nachfrager auftritt, in der der Anpas-
sungsprozeß sicherlich besondere Schwierigkeiten 
macht. 

Wir haben dann die Weichen für ein leistungs-
und wachstumsfreundliches Steuerrecht gestellt. 
Ich weiß, daß da in den nächsten Jahren noch nicht 
alle Erwartungen erfüllt werden können, aber in 
der kommenden Legislaturperiode werden wir bei 
entsprechender weiterer Gesundung der Staatsfi-
nanzen zusätzliche Entlastungen bei der Lohn- und 

Einkommensteuer und vor allen Dingen bei der Un-
ternehmensbesteuerung vornehmen können. 

Meine Damen und Herren, man muß sich das mal 
vor Augen halten. Wenn Sie sich die unterschiedli-
che Steuerbelastung von Geldverwendung ansehen, 
dann stellen Sie fest, daß es eine Geldverwendung 
gibt, die überdurchschnittlich, im Durchschnitt mit 
über 70 %, besteuert wird, und das ist die Anlage in 
Sachkapital. Das heißt, jemand, der in Sachkapital 
investieren will, der auf diese Weise Arbeitsplätze 
schaffen will, wird steuerlich stärker belastet als 
jemand, der sein Geld auf Kapitalkonten oder in 
anderen Geldverwendungsformen anlegt, die nicht 
zu Sachinvestitionen führen. Dies ist ein völlig un-
sinniges Ergebnis der steuerlichen Entscheidungen 
der vergangenen Jahre. Es hat zu einer Verkehrung 
dessen geführt, was ein Steuersystem leisten muß. 
Ein Steuersystem muß Investitionen fördern. Des-
halb müssen wir etwas ändern, indem wir die Ku-
mulation verschiedener Steuerarten abschaffen, 
vernünftige Steuersätze einführen und die unter-
nehmerisch eingesetzten Kapitalien weniger be-
steuern als jede andere Geldverwendung. Das ist 
das Ziel der Bundesregierung für die nächste Legis-
laturperiode. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Müller [Bremen] [GRÜNE]: Geldver

-

wendung als Steuergrundlage! Das ist 
toll!) 

Deswegen glauben wir, daß wir uns auch mit dem 
Problem der Lohnnebenkosten beschäftigen müs-
sen. Es ist ohne jeden Zweifel so: Wenn etwa, grob 
gerechnet, dieselbe Summe für Lohnnebenkosten 
zu veranschlagen ist wie für die Löhne selbst, dann 
muß man sich in der Tat fragen, ob das nicht ein 
Faktor geworden ist, der ebenfalls zur Wettbe-
werbsunfähigkeit führt. Auch da ist übrigens die 
Verantwortung der Tarifpartner groß. Etwa 60 % der 
Lohnnebenkosten entstehen durch tarifvertragliche 
und Betriebsvereinbarungen, also nicht auf Grund 
gesetzlicher Maßnahmen. Der Rest ist allerdings 
durch den Gesetzgeber veranlaßt. Aus diesem 
Grunde glauben wir, daß wir diese Lohnnebenko-
sten ebenfalls überprüfen müssen und dazu beitra-
gen müssen, daß sie nicht mehr so wie bisher an-
steigen. Das ist übrigens auch der Grund, warum 
die Schwarzarbeit so zugenommen hat. Ich glaube 
nicht, daß man Schwarzarbeit durch administrative 
oder strafrechtliche Maßnahmen wirkungsvoll be-
kämpfen kann. Die eigentlich wirkungsvolle Be-
kämpfungsstrategie ist vielmehr die Senkung von 
Lohnnebenkosten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich komme zu der Frage neuer Unternehmen. Ich 
habe schon verschiedentlich gehört: Man kann 
nicht alles nachmachen, was die Vereinigten Staa-
ten uns vorgemacht haben. Das wäre erstens viel zu 
einfach, und zweitens ist das auch nicht richtig, 
wenn man die unterschiedlichen Sozialsysteme und 
gesellschaftlichen Vorstellungen in beiden Ländern 
betrachtet. Aber eines muß uns doch nachdenklich 
machen: In den Vereinigten Staaten sind in zehn 
Jahren rund 16 Millionen neue Arbeitsplätze ent-
standen, während wir rund zwei Millionen Arbeits- 
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plätze verloren haben. Die 16 Millionen Arbeitsplät-
ze, die neu entstanden sind, sind im wesentlichen 
bei neuen kleinen Unternehmungen im Bereich der 
Selbständigen, des Handwerks entstanden. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Bei den 
Frittenbratern!) 

Warum ist das dort in Amerika eher möglich als bei 
uns? Weil die tarifvertraglichen Regelungen, weil 
die allgemeinen Bedingungen, unter denen diese 
Unternehmungen arbeiten, dynamischer und flexi-
bler sind, mehr Spielraum für die persönliche In-
itiative und das Risiko schaffen, das der einzelne 
auf sich nehmen will. Alles das vermissen wir bei 
uns. 

Zudem findet bei uns alles noch in einem ungün-
stigen politischen Klima statt. Wir diskutieren hier 
in Bonn in einer Stadt, die in einem Lande liegt, das 
sich zu Recht immer darüber beklagt, daß es den 
Strukturwandel schwerer als andere Länder bewäl-
tigt. Es gibt dafür objektive Gründe. Die Konzentra-
tion von Kohle und Stahl in Nordrhein-Westfalen 
ist ein objektiver Grund dafür, daß der Struktur-
wandel besondere Schwierigkeiten gemacht hat. 
Meine Damen und Herren, die politischen Bedin-
gungen, die eine Landesregierung setzt, sind für die 
Ansiedlung von neuen Unternehmungen aber ein 
ebenso entscheidendes, ein ebenso gravierendes 
Element. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Roth  [SPD]: Deshalb ist das Saarland so 
fabelhaft! Wie hieß doch euer Wirtschafts-

minister im Saarland?) 

Wir werden dazu den Kollegen Jochimsen ja noch 
hören. Ich muß Ihnen ganz offen sagen — das wird 
in dieser Debatte eine Rolle spielen —: Wenn man 
eine Sozialverträglichkeit für neue Technologien 
einführt, wenn man vorsieht, daß ein Unternehmer, 
der eine Erfindung wirtschaftlich verwerten will, 
zunächst einmal durch eine Bürokratie gehen muß, 
um festzustellen, ob seine Erfindung auch tatsäch-
lich akzeptiert wird, 

(Mann [GRÜNE]: Das ist überhaupt nicht 
der Punkt! Sie haben j a überhaupt keine 

Ahnung!) 

braucht man sich nicht zu wundern, wenn die Un-
ternehmer zunehmend in andere Länder gehen, in 
denen man die Dinge anders sieht. 

(Roth [SPD]: Wie ist das mit der Rente? — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

— Verehrter Herr Kollege Roth, die Entscheidung 
richtet sich zur Hälfte doch immer nach wirtschaft-
lichen Überlegungen, bei denen Rechnungen ange-
stellt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ei-
nen Augenblick bitte! — Meine Damen und Herren, 
darf ich bitten, mit den Zwischenrufen doch ein biß-
chen zurückhaltender zu sein. Bei einer Aussprache 
von fünfeinhalb Stunden haben alle Fraktionen die 

Möglichkeit, alles das zu sagen, was sie auf dem 
Herzen haben. 

(Bindig [SPD]: Der redet doch so einen Un

-

sinn! — Zuruf von der CDU/CSU: Die wis

-

sen dann nichts mehr!) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich werde Ihnen, Herr Roth, eine Zahl vorlegen, die 
Sie selber nachlesen können. Der Anteil des Landes 
Nordrhein-Westfalen am Gesamtexport der Bun-
desrepublik hat vor zehn Jahren etwa ein Drittel 
betragen, und er beträgt heute noch 25%. Das kann 
man nicht auf die Strukturkrise bei Stahl und 
Kohle zurückführen; denn diese Industrien haben 
keinen wesentlichen Anteil an diesen Exportgütern 
gehabt. Vielmehr ist das ein Zeichen dafür, daß 
diese Strukturkrise deswegen tiefer ist als in ande-
ren Ländern, weil es nicht gelungen ist, neue Indu-
strien, kleine, mittlere Unternehmungen und neue 
Technologie dort anzusiedeln. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN: Ihr geht doch 

jetzt in den Weltraum!) 

Wir haben versucht, über das Eigenkapitalhilfepro-
gramm, das ERP-Existenzgründungsprogramm — 
ich sage hier gleichzeitig auch etwas zum ERP-Ver-
mögen und zum ERP-Wirtschaftsplan — insbeson-
dere die Gründung von neuen kleinen und mittle-
ren Unternehmungen zu begünstigen. 

(Abg. Mann [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Nein, ich möchte das jetzt wirklich zusammenhän-
gend vortragen. 

Vizepräsident Stücklen: Das gilt für den Zeitraum 
Ihrer Rede? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Das ist uns auch gelungen, denn wir haben über 
wenig bürokratische Programme die Gründung sol-
cher Unternehmen fördern können. Die Ansparför-
derung, die wir noch in diesem Jahr einführen, wird 
diesen Trend verstärken. 

Deswegen glauben wir, daß wir von der Bundes-
regierung aus das getan haben, was wir tun können. 
Wir setzen nun darauf, daß diejenigen, die daran 
mitarbeiten müssen, wie die Tarifpartner das Ihrige 
tun, um das System des Arbeitsmarktes flexibler zu 
machen. 

Wir werden auch weiter die Übertragung staatli-
cher Dienstleistungen und staatlicher Beteiligung 
an Unternehmen auf Private fortsetzen. Auch darin 
sehen wir einen Beitrag zu einer guten Regionalpo-
litik. Ich bin auch der Meinung, daß staatliche Mo-
nopole, wo immer sie auftreten, eher eine Flexibili- 
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sierung und eine Dynamisierung verlangen als eine 
Verteidigung. 

(Mann [GRÜNE]: Bauen Sie doch erst ein

-

mal die Subventionen ab, was Sie verspro

-

chen haben!) 

Eine Politik für mehr Wettbewerb und mehr Markt-
wirtschaft darf nicht an staatlichen Monopolen 
haltmachen. 

Ich weiß, daß in dieser Debatte auch eine Rolle 
spielt, in welchem Umfang uns die Möglichkeit wei-
ter bewahrt bleiben wird, über den Export Wirt-
schaftswachstum möglich zu machen. Ich weiß, daß 
eine steigende Exportquote uns auch verletzlicher 
macht, denn Export ist immer gleichzeitig eine wirt-
schaftliche Tätigkeit, die sich nicht immer nationa-
len Maßnahmen unterwerfen läßt. Ich möchte aber 
zunächst einmal darauf hinweisen, daß sich in der 
Liste der zehn größten Handelspartner der Bundes-
republik sieben Länder der Europäischen Gemein-
schaft befinden. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Man kann nicht mehr davon sprechen, daß der Ex-
port in Länder der Europäischen Gemeinschaft in 
der gleichen Weise klassischer Export ist und den 
gleichen Gefährdungen unterliegt wie Export im 
übrigen. In Wahrheit zeigt sich da das Entstehen 
eines Binnenmarktes, der in der Tat eine größere 
Festigkeit, eine größere Zuverlässigkeit auch auf 
diesen Bereichen bedeutet. 

Die Europäische Gemeinschaft wird oft zu nega-
tiv betrachtet. Deswegen sage ich hier ganz deut-
lich: Wenn Sie das von der Exportquote einmal ab-
ziehen, die wir heute statistisch noch ohne Differen-
zierung berechnen, ob es sich um Handel innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft oder außerhalb 
handelt, dann stellen Sie fest: Wir haben durch die 
Gründung und durch den weiteren Ausbau der Eu-
ropäischen Gemeinschaft auch die Exportintensität 
unserer Wirtschaft verstärken können, zugleich 
aber auch sicherer machen können und auf diese 
Weise ein Element von Stabilität eingeführt. 

Die Bundesregierung hat sich im übrigen sehr 
ernsthaft darum bemüht, die wachsende Tendenz 
zum Protektionismus einzudämmen. Wir haben 
jetzt in der Europäischen Gemeinschaft eine ge-
meinsame Position für eine neue GATT-Runde, und 
es ist uns auch gelungen, in der letzten OECD-Sit-
zung in Paris unsere Partner insgesamt zur Beja-
hung dieser Frage zu bringen. Es bleibt noch übrig, 
ein Datum zu bestimmen. Das kann man aber si-
cherlich vernünftigerweise in zureichender Zeit 
tun, vor allen Dingen auch dann, wenn vor dem 
Ende des Sommers — auf das Datum haben wir uns 
verständigt — die Vorbereitung für eine solche 
neue Runde beginnt. Das ist auch deswegen not-
wendig, weil ohne jeden Zweifel die Situation der 
Vereinigten Staaten, insbesondere das große Han-
delsbilanzdefizit, protektionistische Neigungen in 
den USA gefördert hat. Es ist ganz klar: Im Kon-
greß würden diese Neigungen weniger stark vertre-
ten sein, wenn es uns gelänge, über eine neue 
GATT-Runde die Möglichkeiten zu mehr Handel 
und zu mehr Freihandel aufrechtzuerhalten, die wir  

heute haben. Deswegen haben wir uns mit dieser 
Außenwirtschaftspolitik sehr ernsthaft befaßt, und 
wir haben alles das, was wir tun konnten, getan — 
mit sehr positiven Ergebnissen. 

Dreimal haben sich die Handelsminister inoffi-
ziell getroffen. Wir haben mehrere Ministerräte in 
der Europäischen Gemeinschaft und bilaterale 
Konsultationen, insbesondere mit Frankreich und 
Großbritannien, dazu genutzt, unsere Handelspart-
ner von der Notwendigkeit des Freihandels zu über-
zeugen. Das ist uns gelungen. Und wir sind sicher, 
daß wir damit auch zu einer neuen GATT-Runde 
kommen können. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu dem Thema 
Umwelt und Wirtschaft sagen, weil auch das in den 
Anfragen eine Rolle spielt. Wir werden mit Sicher-
heit durch eine an Umwelterfordernissen orien-
tierte Marktwirtschaft mehr Erfolge für die Umwelt 
erzielen und gleichzeitig auch mehr Wachstumsim-
pulse auslösen, als wenn wir Umweltpolitik dirigi-
stisch betreiben. Deswegen ist eine ökologisch ver-
pflichtete Marktwirtschaft ein besserer Zugang so-
wohl zur Lösung der Probleme der Umwelt als auch 
zu weiteren Wachstumsimpulsen für unsere Wirt-
schaft. 

Man stellt das am Export der Bundesrepublik 
fest. Wenn Sie sich die Zusammensetzung und die 
Veränderungen bei den einzelnen exportierten Gü-
tern ansehen, dann werden Sie feststellen, daß der 
Anteil an moderner Umwelttechnologie ständig 
wächst. Das heißt, in dem Umfang, in dem wir bei 
uns zu Hause diese Anforderungen durch die 
Marktwirtschaft bewältigen, wächst auch ein neues 
Exportpotential, das wir sonst nicht hätten. Das ist 
eine ganz wichtige Wachstumsquelle der Zukunft. 
Wir sind — so kann man vielleicht sagen — in der 
Welt in einer einzigartigen Wettbewerbsposition, 
weil wir in der Vergangenheit die Anforderungen 
niemals abgemildert haben. Ich kann mich erin-
nern, wie nach dem ersten Ölpreisschock Rufe laut 
geworden sind, die gestiegenen Energiepreise doch 
abzudämpfen, abzufedern durch Subventionen. 
Man kann sich dann nicht genug tun, immer neue 
sozialpolitische Forderungen aufzustellen. Daß wir 
dem nicht gefolgt sind, hat bei uns zu einer sparsa-
men Verwendung von Energie geführt, zu einer 
Entwicklung neuer Energietechnologien, die wir 
jetzt verkaufen können, die uns neue Arbeitsplätze 
geschaffen haben. Das, meine Damen und Herren, 
sind immer die guten Auswirkungen von Markt-
wirtschaft: wenn man den Mut und den langen 
Atem hat, durchzuhalten gegen vordergründig 
scheinbar soziale Forderungen, die immer wieder 
erhoben werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Diese Politik wollen wir fortsetzen. 

Wir haben durch unser systematisches Handeln 
die Wirtschaft in kurzer Zeit wieder in Schwung 
gebracht. 

(Dr. Struck [SPD]: Die Arbeitslosigkeit ge-

steigert!) 
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Das wird uns übrigens auch von unabhängigen 
Sachverständigen bestätigt. Überall in der Welt, in 
allen internationalen Wirtschaftsorganisationen, in 
der OECD, beim Währungsfonds, in der Weltbank, 
bei den großen internationalen Wirtschaftszusam-
menkünften, in den Zeitungen, die darüber mit 
Sachkunde berichten, heißt es: Die deutsche Wirt-
schaft ist auf einem Wachstumspfad, der möglicher-
weise ein zweites deutsches Wirtschaftswunder 
herbeiführt. 

Wenn man das vergleicht mit dem ständigen Pes-
simismus, der bei uns in Form einer Gebetsmühle 
heruntergeleiert wird, wenn man diesen Pessimis-
mus mit dem vergleicht, was auf der Messe in Han-
nover erzielt wird, dann, meine Damen und Herren, 
muß man sagen: Wir leben offenbar in einer Welt, 
die ganz unterschiedlich betrachtet wird. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Das ist richtig! Sie brauchen eine neue 

Brille!) 

Es sind einige Leute dabei, die mit nüchternem 
Realismus die Wirtschaft voranbringen. Und es sind 
andere dabei, die die Wahrheit, die Realitäten nicht 
sehen wollen, die mit Pessimismus immer nur das 
herbeireden wollen, was wir in den letzten zwei 
Jahren verhindert haben und auch in den nächsten 
Jahren verhindern werden. Mit dieser Regierung 
werden wir Wirtschaftswachstum haben, werden 
wir eine Zukunft haben für die Deutschen und auch 
eine Zukunft für jeden, der in unserer Bundesrepu-
blik arbeiten will. Das ist die Aufgabe. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Optimismus ist 
keine Wirtschaftspolitik!) 

Das ist das, was wir in unserer Wirtschaftspolitik 
erreichen können. Jede andere Wirtschaftspolitik 
kann das nicht leisten, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, wir treten in die Mittagspause ein. Die Sitzung 
wird um 14 Uhr mit der Fragestunde fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.00 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Stücklen: Die unterbrochene Sit-
zung wird fortgesetzt. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/3175 — 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramts. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns Herr Staatsminister 
Vogel zur Verfügung: 

Ich rufe Frage 1 der Abgeordneten Frau Dann 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von DDR-Zeitungen 
mit Bezug auf Quellen in der Bundesrepublik Deutschland 
gegebene Information, wonach der Bundesnachrichtendienst 
den Telefonverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der I)DR auf Computerbasis lückenlos kontrolliere 
und rund 1,6 Millionen Briefe pro Jahr auswerte, mindestens 
5 000 pro Tag'? 

Ist die Dame im Saal? 
(Frau Dann [GRÜNE]: Ja!) 

— Gehen Sie bitte an ein Mikrophon. Suchen Sie 
sich eines aus; hier vorn ist es am besten. 
Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Vogel, Staatsminister beim Bundeskanzler: Frau 
Abgeordnete, es handelt sich um eine Anfrage, die 
einen nachrichtendienstlich relevanten Sachverhalt 
betrifft. Aus grundsätzlichen Erwägungen werden 
Sachverhalte nachrichtendienstlicher Art im Ple-
num des Deutschen Bundestages nicht beantwortet; 
dafür stehen die gesetzlich vorgesehenen Kontroll-
instanzen zur Verfügung. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Stücklen: Wünschen Sie eine Zu-
satzfrage zu stellen? Sie brauchen mir das nur 
durch ein Handzeichen kenntlich zu machen. — 
Bitte sehr. 

Frau Dann (GRÜNE): Ich möchte fragen, wie es 
sich die Bundesregierung dann erklärt, daß diese 
Nachricht in der DDR in der „Sächsischen Zeitung" 
mitgeteilt wurde. Und ist sie daran interessiert, das 
Zustandekommen dieser Information aufzuklären? 

Vogel, Staatsminister: Frau Kollegin, ich habe 
hier auf die gesetzlich vorgesehenen Kontrollin-
stanzen hingewiesen. Die Sachverhalte, um die es 
geht, eignen sich nicht für eine Erörterung im Ple-
num des Deutschen Bundestages. Sie können aber 
sicher sein, daß die rechtlichen Grundsätze, die hier 
zu beachten sind, beachtet werden und daß die ge-
setzlich eingerichteten Kontrollinstanzen darüber 
auch wachen. 

Vizepräsident Stücklen: Danke schön. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Verkehr. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht uns der Herr Parlamentarische Staatsse-
kretär Dr. Schulte zur Verfügung. 
Ich rufe Frage 40 des Herrn Abgeordneten Rei-

mann auf: 
Kann die Bundesregierung angeben, welche Ursachen 

bzw. Mängel am häufigsten waren bei Unfällen mit dem 
Transport chemischer Güter in den Chemiestädten Ludwigs-
hafen, Frankfurt/Main und Leverkusen'? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Verkehr: Herr Kollege, die Überwachung 
von Gefahrguttransporten im Straßenverkehr so-
wie die Bekämpfung von Unfällen mit gefährlichen 
Gütern fallen in die Kompetenz der Bundesländer. 
Der Bundesregierung liegen keine Hinweise dar-

auf vor, daß sich in den letzten beiden Jahren Un-
fälle beim Transport von gefährlichen Gütern in 
den Städten Ludwigshafen, Frankfurt am Main und 
Leverkusen ereignet haben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — 

Bitte. 

Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
meine Frage jetzt für zwei Jahre beantwortet, was 
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Unfälle betrifft. Ich würde die Frage gern präzisie-
ren und erneut stellen: Haben Sie Erkenntnisse 
darüber, ob überhaupt und in welcher Form Mängel 
an Fahrzeugen in diesen Städten in den letzten 
zwei Jahren festgestellt wurden? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
muß davon ausgehen, daß allein bei einer der von 
Ihnen angesprochenen Städte, nämlich Frankfurt, 
über 12 000 Unfälle ausgewertet werden müßten, 
damit man in diesem Themenbereich fündig wer-
den kann. Wir haben bei den betreffenden Bundes-
ländern nachgefragt, ob es besondere Erkenntnisse 
gebe, die uns zum Handeln zwingen würden. Die 
Antwort war bisher: nein. Sie wissen aber wahr-
scheinlich, daß der Bundesminister für Verkehr 
eine Untersuchung der jüngsten Unfälle angeord-
net hat. Es gibt einen Ständigen Beirat für Gefahr-
guttransporte beim Bundesminister für Verkehr, 
der, sollten diese Untersuchungen etwas anderes 
erbringen, gegebenenfalls handeln müßte. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, in Anbe-
tracht der Häufigkeit der Unfälle auf den Autobah-
nen und auf den Straßen bei Transporten mit che-
mischen Gütern möchte ich Sie jetzt, nachdem Sie 
mir so geantwortet haben, fragen, ob denn die Bun-
desregierung überhaupt Handlungsbedarf sieht, 
das festzustellen, was ich Sie gefragt habe. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe gerade gesagt, daß der Bundesminister für 
Verkehr eine Untersuchung der Unfälle angeordnet 
hat. Im übrigen darf ich darauf verweisen, daß es 
sehr strenge Regelungen für die Beförderung ge-
fährlicher Güter gibt. Es gibt internationale Rege-
lungen, die aber für den Transport in der Bundesre-
publik Deutschland noch verschärft worden sind. 
Sie wissen wahrscheinlich, daß es Regelungen von 
der Ausbildung der Kraftfahrer bis hin zu der 
Frage gibt, ob auf der Straße bestimmte Güter über-
haupt noch befördert werden dürfen. 
Sie werden unschwer feststellen können, daß der 

Transport auf der Straße im Güterfernverkehr nur 
an dritter Stelle steht; Schiene und Wasserstraßen 
stehen vorn, um die Gefährlichkeit der Güter nicht 
auf den Straßenverkehr zu übertragen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Dann rufe ich die Frage 41 des Herrn Abgeordne-

ten Dr. Klejdzinski auf: 
Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung aus 

der Häufung von Lastkraftwagen-Unfällen, insbesondere bei 
Nebel und Glatteis, auf den Bundesautobahnen zu ziehen, 
um damit die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer zu erhö-
hen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Ausschuß für Verkehr des Deutschen Bundes-
tags hat sich ausführlich mit Unfällen auf den 
Autobahnen beschäftigt, an denen Lkw und Busse 
beteiligt waren. Er hat in die Diskussion auch dieje-
nigen Unfälle einbezogen, bei denen die Witterungs-
verhältnisse und der Straßenzustand, also Nebel  

und Glatteis, maßgeblichen Anteil an den Unfallur-
sachen hatten. 

Der vom Ausschuß von der Bundesregierung bis 
zum Ende dieses Jahres erbetene Folgebericht soll 
Vorschläge und Maßnahmen zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit für die in dieser Hinsicht besonders 
gefährdeten Streckenabschnitte des Autobahnnet-
zes enthalten. Er wird sich auch mit den Problemen 
beschäftigen, die im Hinblick auf eine Verbesse-
rung der Verbindung zwischen Verkehrspolizei und 
Verkehrsfunk bedeutsam sind. 
Hinsichtlich der Verhaltensvorschriften der Stra-

ßenverkehrsordnung ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß diese ausreichen. Hier ist insbeson-
dere auf die §§ 3, 4, 5 und 18 zu verweisen, die hin-
sichtlich des Geschwindigkeits-, des Abstands- und 
des Überholverhaltens eindeutige Regelungen ent-
halten. 
Gleichwohl läuft im Augenblick die Untersu-

chung, von der ich bei der Antwort auf die vorherge-
hende Frage gesprochen habe. Die Bundesregie-
rung wird mit den Bundesländern auch den Vor-
schlag der Bayerischen Staatsregierung erörtern, 
daß Lkw und Busse auf Autobahnen jeweils einen 
Mindestabstand von 50 m zum vorausfahrenden 
Fahrzeug einhalten müssen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
Sie hier mit Inbrunst Ihre Überzeugung kundtun, 
daß das, was bisher gemacht worden ist oder was 
an Vorschriften besteht, ausreicht, wie können Sie 
sich dann erklären, daß die Auswirkungen dessen, 
was Sie als ausreichend bezeichnet haben, doch 
nicht genügen, weil es des öfteren zu diesen sicher-
lich auch aus Ihrer Sicht sehr beachtenswerten Vor-
kommnissen kommt? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, wir beide bedauern die Häufung dieser Un-
fälle. Wir bedauern jeden einzelnen Unfall. Aber wir 
waren bis vor kurzem alle in diesem Hause darüber 
einig, daß die Zahl der Vorschriften ausreicht. Aller-
dings genügen Vorschriften dann nicht mehr, wenn 
es menschliches Fehlverhalten gibt, das dann zu 
solchen Unfällen führen kann. Also müssen wir uns 
z. B. auch der Frage zuwenden — um nur ein Bei-
spiel zu nennen —, wie es mit der Ausbildung der 
Kraftfahrer steht. 
Jedoch ist die Bundesregierung der Ansicht, daß, 

wenn es irgendwelche neuen Erkenntnisse gibt, die 
zu einem anderen Handeln zwingen, diese Erkennt-
nisse dann auch übertragen werden müssen. Wir 
haben hierzu ein vorzügliches Instrument, nämlich 
den Ständigen Beirat beim Bundesminister für Ver-
kehr, bei dem alle Fachleute angesiedelt sind, die in 
diesem Zusammenhang überhaupt nur denkbar 
sind. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
Sie davon ausgehen, daß ein vorzügliches Instru-
ment beim Bundesminister für Verkehr angesiedelt 
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ist: Stimmen Sie mir denn in dem Punkt zu, daß die-
ses — nach Ihrer Bezeichnung — vorzügliche In-
strument doch nicht ausgereicht hat, um das zu ver-
hindern, was eingetreten ist? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ge-
gen menschliches Fehlverhalten kann der Bundes-
minister für Verkehr nur bedingt und begrenzt han-
deln. Wenn Sie so wollen, würde § 1 der Straßenver-
kehrsordnung ausreichen. Nur: Wir haben immer 
weiter spezifiziert. Wir haben gerade in diesem Be-
reich des Transports gefährlicher Güter einen Wust 
von Vorschriften, einen Wust von Reglementierun-
gen. Wenn Sie das alles lesen wollten, bräuchten 
Sie dazu wahrscheinlich mehrere Monate. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe Frage 42 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Klejdzinski auf: 
Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, Lastkraft-

wagen mit dem sogenannten Antiblockiersystem auszurü-
sten, da damit das Querstellen der Anhänger bei plötzlichem 
und scharfem Bremsen wirkungsvoll vermieden werden 
kann und der Bremsweg — laut Information des ADAC — 
erheblich verkürzt wird, und hält die Bundesregierung es auf 
Grund dieser Tatsache nicht für zwingend erforderlich, diese 
Antiblockiersystem-Ausrüstung für Zugmaschinen mit An-
hängern vorzuschreiben'? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung ist sich der Vorteile von automa-
tischen Blockierverhinderern bewußt. Sie hat daher 
den folgenden Punkt in das Verkehrssicherheits-
programm aufgenommen: 

Automatische Blockierverhinderer stellen ei-
nen außerordentlich wichtigen Beitrag zur Ver-
kehrssicherheit dar. In kritischen Bremssitua-
tionen kann ein damit ausgerüstetes Fahrzeug 
bzw. ein damit ausgerüsteter Zug fahrstabil 
und bremsfähig bleiben. Die Bundesregierung 
strebt daher an, automatische Blockierverhin-
derer in einem ersten Schritt für schwere Last-
kraftwagen und ihre Anhänger, für Sattelkraft-
fahrzeuge und für Reiseomnibusse vorzu-
schreiben. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ich bin 
dankbar, daß Sie das durchaus positiv werten. Sie 
sprachen davon, die Bundesregierung strebe an, das 
„in einem ersten Schritt" vorzuschreiben. Wann ge-
denkt die Bundesregierung dies wirklich in die Tat 
umzusetzen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn ich Ihnen heute einen Termin nennen könnte, 
dann hätte ich das bereits getan. Hier geht es um 
Fragen, die auch innerhalb der EG abgeklärt wer-
den müssen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben mit einem Hinweis auf die EG geantwortet. 
Wenn es dann nicht funktioniert, dann verweisen 
Sie möglicherweise auf die gesamte Welt. Wäre es  

nicht durchaus angemessen, nicht den Bezug zur 
EG zu wählen, sondern grundsätzlich zu sagen: Auf 
unseren Autobahnen bietet sich diese Maßnahme 
an? Ich kann mir beispielsweise nicht vorstellen, 
daß die Vereinigten Staaten eine Geschwindigkeits-
begrenzung deswegen nicht eingeführt haben, weil 
wir in der EG möglicherweise nicht mitgemacht 
hätten. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
wissen, daß die Vereinigten Staaten nicht Mitglied 
der EG sind. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe Frage 43 des Herrn Abgeordneten Hett-

ling auf: 
Warum mißachtet die Bundesregierung den einmütigen 

Beschluß des Deutschen Bundestages vom 15. Dezember 
1982 zum Problem „Führen fremder Flaggen" (Billigflaggen), 
indem sie ihre Verhandlungsdelegation bei der UN-Konfe-
renz über die Registrierung von Seeschiffen anweist, im 
Rahmen der OECD-Länder zu verhandeln, die die wirtschaft-
liche Verbindung zwischen Schiff und Flaggenstaat verhin-
dern wollen und damit dem „Trend" zur Billigflagge, wie es 
der Auftrag des Deutschen Bundestages an die Bundesregie-
rung ist, (300 Schiffe = ca. 40 v. H. der deutschen Handels-
flotte) nicht begegnet'? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Die Bundesre-
gierung wirkt dem Trend zur Führung fremder 
Flaggen durch Maßnahmen entgegen, die das Ko-
stengefälle zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den konkurrierenden Schiffahrtsnationen 
abbauen. Dazu gehören Finanzbeiträge, Neubauhil-
fen, Steuererleichterungen, die Anpassung der 
Schiffsbesetzungsordnung an die moderne Schiffs-
technik und die Ladungssicherung im Verkehr mit 
Entwicklungs- und Staatshandelsländern. 
In der UN-Konferenz über die Registrierung von 

Seeschiffen setzt sich die Bundesregierung gemein-
sam mit allen westlichen Industriestaaten für hö-
here Standards in der Schiffssicherheit, bessere Ar-
beitsbedingungen für die Besatzungen und einen 
wirkungsvolleren maritimen Umweltschutz ein. 
Hierdurch werden ebenfalls die Kosten des  Schiff

s-

betriebs unter allen Flaggen einander angenähert. 
Mit dieser Verhandlungslinie befindet sich die 

Bundesregierung in vollem Einklang mit dem Bun-
destagsbeschluß vom 15. Dezember 1982. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, da die Bun-
desregierung mit den OECD-Staaten zusammenar-
beitet, die das Gegenteil von dem tun, was Sie als 
Ziel der Entschließung genannt haben, nämlich der 
Ausflaggung entgegenzuwirken, statt mit den Län-
dern, die — wie Frankreich, Australien und Italien 
— einen Kompromiß suchen, frage ich Sie, ob die 
Bundesregierung überhaupt an einem erfolgrei-
chen Abschluß der UN-Konferenz im Sinne der 
Bundestagsentschließung interessiert ist. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
OECD-Staaten haben bisher — so die eine Front; 
die andere Front waren die Entwicklungsländer — 
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versucht, die Schließung der offenen Register zu 
verhindern. Sie haben statt dessen aber über die 
Einführung besserer Sicherheits- und Sozialvor-
schriften und auch besserer Umweltstandards ver-
sucht, die Kosten der Schiffe aus Billigländern de-
nen der Industriestaaten anzunähern. Die deutsche 
Delegation — das wissen Sie aus eigener Anschau-
ung — verfolgt diese Linie seit längerem gemein-
sam mit anderen westlichen Staaten im Rahmen 
der sogenannten Gruppe B. Eine Unterteilung, wie 
Sie sie gemacht haben, möchte ich dabei nicht vor-
nehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, Sie wissen, 
daß ich Beobachter der Delegation war. Da trauen 
Sie mir bestimmt zu, eine eigene Wertung vorzu-
nehmen. Deshalb werte ich das Verhalten der deut-
schen Delegation an Hand der Entschließung. 
Darum meine Frage: Sind Sie überhaupt an einem 
erfolgreichen Abschluß dieser Verhandlungen in-
teressiert, wenn Sie sich mit den Hardlinerstaaten 
wie den USA zusammentun, die in der Plenumsdis-
kussion der UN-Konferenz aus haushaltspoliti-
schen Gründen verhindern wollten, daß überhaupt 
eine Fortsetzung dieser UN-Konferenz stattfindet? 

Vizepräsident Stücklen: Den ersten Teil der Frage 
lasse ich nicht zu; denn auch ein Staatssekretär hat 
nicht das Recht, eine Bewertung über einen Abge-
ordneten abzugeben. Der zweite Teil der Zusatz-
frage steht zur Beantwortung frei. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
der Parlamentarische Staatssekretär aus dem Bun-
desverkehrsministerium antwortet dem Kollegen 
gerne, indem er sagt, daß wir uns in Einklang mit 
der Entschließung des Bundestages befinden, die 
im übrigen im Kopf auch meinen Namen trägt, daß 
überdies die Fronten auf dieser Konferenz wahr-
scheinlich nicht richtig gesehen werden. Die Ent-
wicklungsländer wollen die offenen Register insge-
samt abschaffen und die Tonnage in ihre eigenen 
Schiffe umlenken. Sie wollen dadurch auch Mög-
lichkeiten zur Einwirkung auf den Einsatz der 
Schiffe erhalten. Von daher gibt es ganz natürliche 
Interessengegensätze, die beachtet werden müssen. 
Ich glaube, daß unsere Verhandlungslinie auch da-
durch vorgegeben ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, nach-
dem Sie vorher Ihre Fähigkeit bewiesen haben, auf 
eine gestellte Frage nicht zu antworten, darf ich Sie 
jetzt in diesem Zusammenhang fragen, ob es in die-
sem Punkt nicht durchaus interessant ist, nicht nur 
eine Antwort des Bundesministers des Verkehrs zu 
suchen, sondern gleichzeitig auch den Bundesmini-
ster für Verteidigung in dieser sehr wichtigen Frage 
zu konsultieren. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
gehe davon aus, daß Ihnen das, was bisher erklärte 
Politik der Bundesregierung ist, bekannt ist und Sie  

keinen Anlaß haben, anzunehmen, daß es Interes-
sengegensätze zwischen den Ressorts gäbe. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten 

Hettling auf: 
Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung errei-

chen, daß die ca. 300 Schiffe deutscher Reeder, die unter 
fremder Flagge (Billigflaggen) fahren, wieder die deutsche 
Flagge führen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat keine rechtliche Handhabe, 
deutsche Reeder zum Rückflaggen ihrer Schiffe 
unter die deutsche Flagge zu zwingen. Eine Rück-
flaggung ist nur auf freiwilliger Basis möglich und 
nur dann zu erwarten, wenn diese Schiffe nach der 
Einschätzung ihrer Eigner auch unter deutscher 
Flagge wirtschaftlich erfolgreich betrieben werden 
können. Zu diesem Zweck hat die Bundesregierung 
die in der Antwort zur vorherigen Frage genannten 
Maßnahmen ergriffen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, ich gehe da-
von aus, daß Ihnen die Entschließung des Bundesta-
ges bekannt ist, in der die Bundesregierung aufge-
fordert wird, diesem Trend zu begegnen. Meine 
Frage lautet konkret, mit welchen Maßnahmen die 
Bundesregierung dem andauernden Trend zur Aus-
flaggung begegnen will, insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt, daß durch die Zunahme der Contai-
nerkapazitäten durch den Round-the-world-Ver-
kehr eine weitere Überkapazität von bis zu 40% 
Containertonnage erfolgt und damit ein Verdrän-
gungswettbewerb zu Lasten unserer Flotte eingelei-
tet wird. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, die Abteilung Container müssen wir extra 
behandeln. Das wissen Sie aus Ihrer Kenntnis und 
Erfahrung ebenfalls. 
Was das Ausflaggen insgesamt angeht, verweise 

ich auf die geleisteten und noch zu leistenden Fi-
nanzbeiträge, auf Neubauhilfen, auf Steuererleich-
terungen und auf die Anpassung der Schiffsbeset-
zungsordnung an die moderne Schiffstechnik und 
an die Vorschriften über die Ladungssicherung. Ich 
glaube, daß das ein ganzes Bündel von Maßnahmen 
ist, das auch von den Betroffenen anerkannt wird. 
Im übrigen waren wir uns in diesen Fragen im 

Deutschen Bundestag immer einig. Es gab ja eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr, 
die hier im Plenum im Jahre 1982 angenommen 
worden ist. Wir reden gerade über diese Maßnah-
men. Der Antrag stammte von der CDU/CSU. Er 
wurde einmütig angenommen. Ich sehe also keinen 
Anlaß, hier uns auseinanderzudividieren. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, obwohl 
Sie mir vorhin freundlicherweise unterstellt haben, 
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daß ich die erklärte Politik dieser Bundesregierung 
in Abstimmung von Verkehr und Verteidigung ken-
ne, muß ich Ihnen leider gestehen, daß ich dies 
nicht weiß — und dies ist für einen normalen Abge-
ordneten auch gar nicht schlimm. Insofern frage ich 
Sie, ob Sie in der Lage sind, mir in dieser Frage-
stunde zu erläutern, wie Sie das Problem der Aus-
flaggung in Abstimmung zwischen Bundesminister 
der Verteidigung und Bundesminister für Verkehr 
regeln wollen. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
daß wir es nicht gerne sehen, daß Schiffe ausflag-
gen, mögen Sie daran erkennen, daß wir eine ganze 
Reihe von teuren Maßnahmen ergriffen haben. 
Dies gilt auch für den Bereich der Verteidigungspo-
litik. Im übrigen schlage ich, falls Sie zusätzliche 
Probleme über das hinaus sehen, was ich angespro-
chen habe, Ihnen vor, in der nächsten Fragestunde 
so zu fragen, daß der Bundesminister der Verteidi-
gung antworten kann. Ich habe nicht die Absicht, 
sein Geschäft mit zu übernehmen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Unverschämtheit!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Klejd-
zinski, eine Bemerkung wie die leise gemachte kön-
nen Sie unterlassen! 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Jawohl, Herr Präsi-
dent!) 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Hettling. 

Hettling (SPD): Herr Staatssekretär, Sie sprachen 
eben das aus Ihrer Sicht noch nicht relevante 
Thema Containerschiffausflaggung an. Ich frage 
Sie unter dem Gesichtspunkt der Ausflaggung im 
Massengutverkehr und bei der Tankschiffahrt, wo 
wir schon viele Erfahrungen haben, und unter dem 
Gesichtspunkt der nicht wirksamen Maßnahmen, 
die die Bundesregierung ergriffen hat, um dem 
Trend zu begegnen: Ist es nicht an der Zeit, daß sich 
die Bundesregierung überlegt, welche ordnungspo-
litischen Maßnahmen zu den beschlossenen hinzu-
kommen müssen, um dem Trend der weiteren Aus-
flaggung zu begegnen, bevor es zu spät ist und wir 
keine Handelsflotte mehr haben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Also, Herr Kolle-
ge, wir können jetzt gerne eine große schiffahrtspo-
litische Debatte führen. Wir können auch die Bera-
tungen des Ausschusses fortsetzen. — Vielleicht ist 
es möglich, daß wir uns einmal darauf verständigen, 
wieviel Schiffe ausgeflaggt haben, aus welchen 
Gründen die deutsche Flotte, die deutsche Flagge, 
zurückgegangen ist. Da gibt es ganz besondere Er-
scheinungen, über die wir im Verkehrsausschuß 
miteinander diskutiert haben. Sie werden sicherlich 
in Ihrer Heimatstadt in Erfahrung bringen können, 
daß die Maßnahmen, die ergriffen worden sind, wir-
ken und ziehen. Man kann unschwer hochrechnen, 
was passiert wäre, würde es diese Maßnahmen 
nicht geben. Von daher wehre ich mich ganz ent-
schieden gegen Ihre Wertung, diese Maßnahmen 
würden nicht greifen. 
Was Sie allerdings in Ihren Fragen andeuten, daß 

man die offenen Register verbieten solle, würde  

wahrscheinlich der deutschen Flagge, deutschen 
Reedereien und deutschen Seeleuten wenig helfen, 
weil die Gefahr besteht, daß auf Grund des Kosten-
gefälles — ich blicke auf die abgehaltene Konferenz 
— die Schiffe in die Hand von Entwicklungsländern 
getrieben würden, so daß Sie mit Ihren Wünschen 
und Zielen überhaupt nichts erreicht hätten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir mitteilen, welche Maßnahmen die Bundes-
regierung von 1969 bis 1982 getroffen hat, um das 
Ausflaggen zu verhindern und sicherzustellen, daß 
genügend Schiffe unter deutscher Flagge fahren, 
und mit welchem Erfolg diese mit aller Energie 
betriebenen Maßnahmen dann gesegnet waren? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, es gibt die Förderung der deutschen Schiff-
fahrt schon seit langem. Es gibt viele, die diesen 
Bereich unter die Rubrik Subventionen einreihen 
und mit dieser Einreihung gleich versuchen wollen, 
diese Hilfen zu verhindern oder abzubauen. Auch 
dies muß ich in diesem Zusammenhang einmal sa-
gen. Eine ganze Reihe von Maßnahmen ist erst in 
jüngster Zeit dazugekommen. Zum Beispiel ist die 
Anpassung der Schiffsbesetzungsordnung erst 
jüngst erfolgt. Es gab früher einmal Finanzbeiträge. 
Die sind jetzt wieder eingeführt worden. Und es 
gibt eine ganze Reihe von internationalen Verhand-
lungen, von denen wir uns ebenfalls Erfolg für un-
sere Flagge versprechen. 
Wenn ich all dies zusammennehme, komme ich 

zu der Wertung, daß die Bemühungen, der deut-
schen Flagge zu helfen, in jüngster Zeit erheblich 
zugenommen haben. 

(Eigen [CDU/CSU]: Vielen Dank!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir etwas darüber sagen, wieviel dieser 
300 Schiffe, von denen der Herr Kollege Hettling 
hier spricht, die fremde Flagge in der Zeit der frü-
heren sozialliberalen Koalition übernommen haben 
und warum das damals nicht verhindert worden ist 
oder verhindert werden konnte? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe im einzelnen keine Aufstellung über diese 
Schiffe. Ich weiß im übrigen auch nicht, ob all die 
Schiffe, die einst ausgeflaggt worden sind, heute 
noch auf den Meeren fahren. Ich will mich einmal 
bemühen, diese Daten, sofern das technisch mög-
lich ist, zu bekommen. Sollte es möglich sein, stelle 
ich sie Ihnen gern zu. 
Im übrigen: Das Wirtschaftsgefälle, insbesondere 

das Kostengefälle, bestand auch in der Vergangen-
heit. Es gab eigentlich immer Einigkeit zwischen 
den Fraktionen über die Maßnahmen, die zu ergrei-
fen wären. Die Maßnahmen wurden, wie ich vorhin 
ausgeführt habe, in jüngster Zeit verstärkt. So ha-
ben wir z. B. im Jahre 1982 über einen Antrag der 
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CDU/CSU-Fraktion abgestimmt und dabei Einstim-
migkeit erzielt. Daher gehe ich davon aus, daß diese 
Frage keinen Anlaß zum Streit bietet. 
Allerdings: Die Bemühungen sind verstärkt wor-

den; dies wird an der Küste anerkannt. Das geht so 
weit, daß maßgebliche Vertreter sogar öffentlich ge-
sagt haben: Lieber einen bayerischen Verkehrsmi-
nister als einen Staatssekretär von der Küste. Ich 
glaube, daß man dies zur Kenntnis nehmen kann. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Damit sind wir am Ende dieses Geschäftsbe-
reichs angelangt. 
Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-

desminister des Auswärtigen. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns Herr Staatsminister Mölle-
mann zur Verfügung. 
Die Frage 47 des Abgeordneten Dr. Weng (Gerlin-

gen) und die Frage 48 des Abgeordneten Hedrich 
sollen auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet werden. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 45 des Herrn Abgeordneten 

Schlaga auf: 
Auf welchem Wege und gegebenenfalls von wem ist der 

Bundesregierung mitgeteilt worden, daß die neun entsandten 
deutschen Lehrer an der Ahmani-Oberschule in Kabul nicht 
mehr tätig sein dürfen? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident, wenn der Kollege Schlaga einver-
standen ist, würde ich seine beiden Fragen gern 
zusammen beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Er ist es. — Ich rufe dann 
auch die Frage 46 des Herrn Abgeordneten Schlaga 
auf: 

Mit welcher Begründung ist der Bundesregierung dies mit-
geteilt worden, und was hat sie gegen dieses Tätigkeitsver-
bot, das offensichtlich einer Ausweisung und der Schließung 
der Schule gleichkommt, getan? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Schlaga, 
der Direktor des Sekundarschulwesens im afghani-
schen Erziehungsministerium, Karim Mirzada, hat 
unseren Geschäftsträger in Kabul am 17. Februar 
1985 über den Entschluß seiner Regierung münd-
lich unterrichtet, daß deutsche Lehrer an der Ah-
mani-Oberschule nicht mehr benötigt würden. Das 
gleiche gelte für die französischen Lehrer, die am 
Lycée Istequal, einer anderen Sekundarschule in 
Kabul, tätig seien. 
Zur Begründung für die Entlassung der deut-

schen Lehrer wurde von Herrn Mirzada angegeben, 
die seit langem angestrebte afghanische Autarkie 
in der Lehrerausbildung und -versorgung sei er-
reicht worden, nicht zuletzt mit Hilfe der Bundesre-
publik Deutschland, Frankreichs und anderer Län-
der; außerdem werde das gesamte afghanische Er-
ziehungssystem vereinheitlicht. 
Die Ahmani-Oberrealschule ist seit ihrer Grün-

dung im Jahre 1924 eine staatliche afghanische Ein-
richtung. An ihr unterrichten ganz überwiegend 
afghanische Lehrer. Die Entlassung der neun deut-
schen Lehrer hat deshalb nicht die Schließung der 

Schule bewirkt. Die Entlassung hat allerdings in 
der Tat zur Folge, daß die deutschen Lehrer Afgha-
nistan verlassen mußten. 
Auf Weisung des Auswärtigen Amtes hat unser 

Geschäftsträger in einer Demarche bei Herrn Mir-
zada am 25. Februar dieses Jahres unser Bedauern 
über die einseitige Beendigung der 60jährigen Ko-
operation ausgedrückt, die nach unserer Auffas-
sung mit dem Geist des Kulturabkommens nicht 
vereinbart ist, und ein entsprechendes Aide-mé-
moire übergeben. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte 
sehr. 

Schlaga (SPD): Herr Staatsminister, gab es, was 
die Entsendung deutscher Lehrer an diese Schule 
betrifft, einen befristeten Vertrag? 

Möllemann, Staatsminister: Nein, eine Befristung, 
insbesondere eine Frist bis zu diesem Zeitpunkt, 
hat es nicht gegeben. Ich glaube, Herr Kollege 
Schlaga, man geht nicht fehl, wenn man annimmt, 
daß es hier einen Zusammenhang zwischen der 
konkreten Situation Afghanistans mit der Einfluß-
nahme der Sowjetunion in vielfältigster Form auf 
die innere Entwicklung dieses Landes und diesem 
Vorgang gibt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Schlaga (SPD): Rechnen Sie damit, daß gegebe-
nenfalls weitere Institutionen geschlossen oder dort 
noch tätige Einzelpersonen abgeschoben werden, 
weil sie nicht mehr gebraucht werden? 

Möllemann, Staatsminister: Darüber ist schwer zu 
spekulieren. Das möchte ich auch nicht tun. Aber 
der von mir angesprochene Prozeß der Einfluß-
nahme von seiten der Sowjetunion auf eine, wie die 
afghanische Seite selber nennt, Vereinheitlichung 
des inneren Lebens ist unbestreitbar. Wahrschein-
lich geht man nicht fehl in die Befürchtung, daß er 
weitere Konsequenzen haben wird. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Schlaga (SPD): Die letzte. Herr Staatsminister, 
halten Sie es für möglich und gibt es Anzeichen 
dafür, daß die Stellen der aus der Bundesrepublik 
entsandten Lehrer von Lehrern aus der DDR einge-
nommen werden könnten? 

Möllemann, Staatsminister: Darüber ist uns nichts 
bekannt. Aber ausschließen kann man das nicht. 
Ich möchte an der Stelle, Herr Kollege, noch ein-

mal sagen: Der Hintergrund bei diesem Vorgang ist 
eindeutig, und er läßt natürlich vermuten, daß Ihre 
Befürchtung nicht unbegründet sein könnte. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Haase. 

Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatsminister, ist Ih-
nen bekannt, ob die französische Schule in Kabul 
gleiches erfahren hat? 
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Möllemann, Staatsminister: Ja. Ich habe in meiner 
Antwort erwähnt, daß die gleiche Maßnahme auch 
die französische Einrichtung betroffen hat. Das 
heißt, man könnte vermutlich sagen, daß westliche 
Einrichtungen in gleicher Weise behandelt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Haase (Fürth) (SPD): Ist Ihnen auch bekannt, wie 
die französische Regierung darauf reagiert hat, und 
können Sie das hier darstellen? 

Möllemann, Staatsminister: Genauso wie wir. 

(Schlaga [SPD]: In Absprache?) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 49 des Abgeordneten Jäger 
(Wangen) auf: 

Steht die Ablehnung der Registrierung und damit Zulas-
sung eines .,Verbandes der Deutschen" als eines privatrecht-
lichen Vereins durch die polnischen Behörden (siehe u. a. die 
Meldung in der WEIT vom 11. April 1985) nach Auffassung 
der Bundesregierung im Einklang mit dem auch in Polen in 
Kraft befindlichen Internationalen Pakt der Vereinten Natio-
nen über bürgerliche und politische Rechte (Artikel 22 und 
27) sowie mit den Vereinbarungen in der KSZE-Schlul3akte 
von Helsinki und dem abschliel3enden Dokument des KSZE

-

Folgetreffens von Madrid, und was wird die Bundesregie-
rung bilateral sowie im Rahmen des KSZE-Prozesses unter-
nehmen, um den Menschenrechten der betroffenen Deut-
schen gegenüber den polnischen Behörden zur Durchsetzung 
zu verhelfen? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Jäger, in 
dem von Ihnen angeführten Fall hatte der Hauptin-
itiator, Herr Norbert Gaida, parallel zum Antrag auf 
Registrierung seines „Verbandes der Deutschen" 
auch — und zwar zeitlich früher — seine Ausreise 
in die Bundesrepublik Deutschland betrieben. Die 
Bundesregierung hat sich auf Wunsch von Herrn 
Gaida nachdrücklich und beharrlich bei der polni-
schen Regierung für die Bewilligung dieses Ausrei-
sebegehrens eingesetzt. Diese Bewilligung ist dem 
Antragsteller und seiner Familie inzwischen erteilt 
worden. 

Es ist uns nicht bekannt, ob und gegebenenfalls 
von wem der Antrag von Herrn Gaida weiterver-
folgt wird. 

Im übrigen ist Politik der Bundesregierung, sich 
bei der polnischen Regierung beharrlich dafür ein-
zusetzen, daß jeder einzelne Bürger in der Volksre-
publik Polen sein Recht auf Wahrung seiner kultu-
rellen Identität ausüben kann. Der Bundesminister 
des Auswärtigen hat dies — wie schon früher — 
auch bei seinem Zwischenaufenthalt in Warschau 
am 6. März 1985 gegenüber seinen polnischen Ge-
sprächspartnern nachdrücklich unterstrichen. 

Fortschritte in dieser Frage können nur durch 
eine Politik des beharrlichen Dialogs und der ver-
trauensvollen Zusammenarbeit im Rahmen der be-
stehenden bilateralen und multilateralen Verträge 
und Abkommen erzielt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage; bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
ist der Bundesregierung bekannt, und welche 
Schlüsse zieht sie jedenfalls daraus, daß die polni-
schen Behörden interessanterweise abweichend 
von ihrer bisherigen Argumentationslinie die Regi-
strierung dieses „Verbandes der Deutschen" nicht 
mit der Begründung abgelehnt haben, es gebe gar 
keine Deutschen in Polen oder jedenfalls keine, die 
das Recht hätten, einen „Verband der Deutschen" 
zu gründen, sondern ausschließlich damit, dieser 
Verband verfolge eine Agitation gegen den polni-
schen Staat und seine Gesetze? Wie gesagt, welche 
Folgerungen ziehen Sie daraus, daß hier möglicher-
weise eine neue Argumentationslinie entsteht, die 
unseren Argumenten eigentlich eher entgegenkom-
men könnte? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Jäger, 
ich erwähnte bereits, daß uns nicht bekannt ist, wie 
sich das weitere Geschehen um diesen Antrag um 
Zulassung des Verbands entwickelt hat. Dement-
sprechend ist uns auch die Argumentation der pol-
nischen Seite nicht bekannt. Deswegen kann ich 
eine Bewertung hier nicht vornehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
da mir bekannt ist, daß die Antragssteller, abgese-
hen von der Familie, die Sie genannt haben, die ja 
in die Bundesrepublik darf, sich auch an die deut-
sche Botschaft gewandt haben, frage ich: Sind Sie 
bereit, Nachforschungen anzustellen, wie es mit die-
sem „Verband der Deutschen" weitergeht, von dem 
ich vermute, daß er alsbald um eine entsprechende 
Personenzahl solcher, die nicht ausreisen dürfen, 
aufgefüllt wird, und ist die Bundesregierung bereit, 
Schritte zu unternehmen, um diesem Verband zur 
Durchsetzung seines in den von mir genannten 
Menschenrechtspakten garantierten Rechts auf 
Existenz zu verhelfen? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
möchte zum ersten Teil Ihrer Frage sagen, daß wir 
selbstverständlich bereit sind, uns mit dem Sach-
verhalt erneut und näher zu befassen. Zweitens 
sind wir bereit, Sie dann darüber zu informieren. 
Aber eine Schlußfolgerung kann ich nicht vorneh-
men, bevor nicht das Ergebnis vorliegt. 

Vizepräsident Stücklen: Die Frage 50 des Abgeord-
neten Jäger (Wangen) wird vom Bundesministe-
rium des Innern beantwortet. Wir sind damit am 
Ende Ihres Geschäftsbereichs angelangt, Herr 
Staatsminister. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern. Zur Beantwortung der Fragen 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Spranger zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 50 des Herrn Abgeordneten 
Jäger (Wangen) auf: 

Wie viele Asylbewerber erwartet die Bundesregierung im 
Jahr 1985 neu in der Bundesrepublik Deutschland — darun-
ter wie viele für Baden-Württemberg —, und welche Maßnah-
men plant die Bundesregierung, damit die zu erwartende 
neue Asylanten-Flut von den Ländern und Gemeinden be-
wältigt werden kann? 
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Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Kollege Jäger, im Jahre 1985 
werden voraussichtlich 60 000 Ausländer in der 
Bundesrepublik Deutschland politisches Asyl bean-
tragen. Das ergeben eine Hochrechnung der Zu-
gangszahlen der ersten drei Monate dieses Jahres 
sowie die Erfahrungen, daß die Zahl der Asylbewer-
ber in den letzten Jahren regelmäßig von Quartal 
zu Quartal gestiegen ist. 
Nach dem Schlüssel über die Verteilung der Asyl-

bewerber, auf den sich die Bundesländer am 2. Juli 
1982 geeinigt haben, entfallen auf das Land Baden-
Württemberg 15,2 % aller Asylbewerber. Bezogen 
auf die erwarteten 60 000 Asylbewerber hätte Ba-
den-Württemberg davon 9 120 aufzunehmen. 
Das Bundeskabinett hat am 13. Februar 1985 eine 

interministerielle Arbeitsgruppe aus den Ressorts 
Auswärtiges Amt, Bundesministerium des Innern, 
Bundesministerium der Justiz, Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit sowie Bundes-
ministerium für innerdeutsche Beziehungen unter 
dem Vorsitz des Chefs des Bundeskanzleramtes da-
mit beauftragt, die gesamte Problematik im Bereich 
Asyl für eine eingehende Diskussion im Bundeska-
binett aufzubereiten. In die Überlegungen werden 
auch die verschiedenen Anträge aus dem Bundes-
rat eiñbezogen. Die Ergebnisse der Beratungen sol-
len noch vor der Sommerpause vorliegen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da eine der Hauptquellen des Zugangs von Asylbe-
werbern der Flugplatz Schönefeld in Ost-Berlin ist 
und da man in den letzten Tagen darüber gehört 
hat, daß es hierüber Verhandlungen gibt: Können 
Sie uns über den Stand dieser Gespräche schon 
etwas sagen, oder ist da noch nichts Konkretes mit-
teilbar? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Der Gegenstand 
der Gespräche legt es nahe, über das Thema, vor 
allem im jetzigen Stadium des Verfahrens, nicht 
öffentlich zu sprechen. Ich bitte sehr um Verständ-
nis. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da sich die meiner Frage zugrunde liegende Sorge 
nicht auf diejenigen Asylbewerber richtet, die zu 
Recht als politisch Verfolgte einzustufen sind, son-
dern auf die wohl nach wie vor überwiegende Zahl 
derjenigen, die das Asylrecht zu Unrecht in An-
spruch nehmen, möchte ich Sie fragen: Wie hoch 
bemißt sich nach den neuesten Erfahrungen Ihres 
Hauses der Anteil derer, die letztendlich zu Unrecht 
den Asylantrag stellen, weil sie von den Gerichten 
nicht anerkannt werden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jä-
ger, nach wie vor ist es so, daß der Anteil derjeni-
gen, die zu Unrecht Antrag auf politisches Asyl stel-
len, sehr hoch ist. Es gibt erhebliche Unterschiede 
zwischen den Personenkreisen aus den verschie-

denen Herkunftsländern. Das läßt sich nur entspre-
chend der Herkunftsländer quantifizieren. Ich bin 
gern bereit, Ihnen das im einzelnen differenziert 
schriftlich zu übermitteln. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Ich wäre Ih

-

nen dafür dankbar!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. de With. 

Dr. de With (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie in Ihrer Antwort soeben erwähnten, daß die 
Zahl der Asylbewerber in den letzten Jahren von 
Quartal zu Quartal gestiegen sei: Können Sie bitte 
exakt mitteilen, von welchem Quartal welchen Jah-
res an das Ansteigen zu beobachten ist? Denn mei-
ner Erinnerung nach war in den letzten Jahren 
auch einmal ein Rückgang zu verzeichnen. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es ist richtig, daß 
Anfang der 80er Jahre hinsichtlich der Gesamt-
summe ein Rückgang feststellbar war. Das ändert 
aber nichts daran, daß sich in den letzten Quartalen 
— nehmen wir die letzten zwei — die Zahlen erhöht 
haben. Auch hier bin ich bereit, Ihnen das im Detail 
schriftlich zu übermitteln. 

(Dr. de With [SPD]: Ich bitte darum!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. — Dann rufe ich die Frage 51 des Herrn Abge-
ordneten Haase (Fürth) auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung klarzu-
stellen, daß es keine Entschädigungszahlungen an Landwirte 
durch Wasserversorgungsunternehmen geben kann, wenn 
Landwirten bei Gefahr der Beeinträchtigung des Grundwas-
sers die Verwendung von schädlichen Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln untersagt wird? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Haa-
se, die Bundesregierung sieht keinen Bedarf für 
eine Klarstellung im Sinne Ihrer Fragestellung. § 19 
Wasserhaushaltsgesetz schreibt vor, daß eine Ent-
schädigung zu leisten ist, wenn in Wasserschutzge-
bieten bestimmte Handlungen für verboten oder 
nur für beschränkt zulässig erklärt werden, die für 
die Betroffenen eine Enteignung darstellen. Unter 
diese Regelung können auch Landwirte fallen, 
wenn diesen aus Gründen des Gewässerschutzes 
derart strenge Auflagen gemacht werden, daß der 
Enteignungstatbestand erfüllt ist. Die Bestimmung 
des § 19 Wasserhaushaltsgesetz entspricht dem ver-
fassungsrechtlichen Gebot des Art. 14 Grundgesetz, 
wonach bei einer Enteignung eine Entschädigung 
zu leisten ist. Im Hinblick auf die Regelung des 
Art. 14 Grundgesetz ist eine Einschränkung des in 
§ 19 vorgesehenen Entschädigungsanspruches nicht 
möglich. Die Frage, wer die Entschädigung aufzu-
bringen hat und wie die Entschädigung im einzel-
nen zu bemessen ist, ergibt sich aus den Landes-
wassergesetzen und aus der ständigen höchstrich-
terlichen Rechtsprechung zum Enteignungstatbe-
stand. Klarstellungen sind insoweit nicht notwen-
dig. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 
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Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht auch mit mir der Meinung, daß man, wenn 
gegen einen Grundwasserschutz, der generell durch 
das Wasserhaushaltsgesetz und die Wassergesetze 
der Länder besteht, verstoßen wird, dadurch, daß 
Dünger oder Reste von Dünger ins Grundwasser 
eindringen, nicht zu einem Ersatz entsprechend Ih-
rem Vortrag berechtigt ist, nämlich wegen eines 
enteignungsgleichen Eingriffes, sondern daß eher 
diejenigen, die diese Taten begangen haben, zum 
Schadenersatz herausgefordert werden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Haa-
se, ich habe die Rechtslage, wie sie zur Zeit besteht, 
dargelegt. Ich bin der Meinung, daß die Rechtslage 
ausreichend ist und daß es keiner Änderungen be-
darf. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzf rage, 
 bitte. 

Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatssekretär, das 
war natürlich keine Antwort auf meine Frage. Die 
Frage darf ich noch einmal variiert stellen. Wenn 
ein Grundwasserschutz durch das Wasserhaus-
haltsgesetz — wie Sie selbst dargestellt haben — 
besteht macht sich nicht jemand, der durch Dün-
gung oder durch sonstige Einleitung das Grundwas-
ser verschmutzt, schadenersatzpflichtig und muß er 
nicht in Anspruch genommen werden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Haa-
se, ich glaube schon, daß ich in der Antwort auf Ihre 
erste Zusatzfrage angemessen und Ihrer Frage ent-
sprechend geantwortet habe. Weil Sie Ihre Frage 
wiederholen, muß ich wiederholen, daß die Rechts-
lage klare Regelungen gibt und daß für diesen von 
Ihnen genannten Fall die Bundesregierung gesetzli-
che Änderungen nicht als erforderlich ansieht. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir einer Meinung, daß in diesen Fällen in der 
Regel prophylaktisch Vorsorge getroffen wird 
durch Vorschriften, die dem Landwirt in seiner Be-
wirtschaftung auferlegt werden, und daß er, wenn 
dies zu minderer Rentabilität führt, selbstverständ-
lich entschädigt werden muß, wie jeder Bürger ent-
schädigt wird, wenn durch Gesetze in sein Eigen

-

turn  eingegriffen wird? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ei-
gen, ich kann Ihnen bestätigen, daß in dem in den 
von mir genannten Bestimmungen gesetzten Rah-
men Entschädigungsleistungen zu entrichten sind. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie 
es für wahrscheinlich, daß in diesem Bereich ein 
gewisser Nachholbedarf an gesetzlichen Regelun-
gen besteht, weil erst in den letzten Jahren dieses 
Problem aufgetaucht oder bewußt geworden ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Weyel, ich glaube, es kommt weniger darauf an, ob 
ich es für wahrscheinlich halte, sondern ob tatsäch-
lich ein Handlungsbedarf besteht. Wie ich schon  

sagte, besteht ein solcher nach Auffassung der Bun-
desregierung nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
denn dann wenigstens meine Meinung, daß mit 
dem Recht auf Grund und Boden und seiner Nut-
zung nicht zugleich ein Recht auf die Verschmut-
zung oder Vergiftung des in dem Grund und Boden 
bedindlichen Wassers besteht? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Diese Auffassung 
ist sicherlich rückhaltlos zu bejahen. Ich sehe hier 
bloß keinen Zusammenhang zu der ursprünglichen 
Frage des Herrn Kollegen Haase. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 
Ich rufe Frage 52 des Abgeordneten Haase 

(Fürth) auf: 
Ist die Bundesregierung bereit, dem verstärkten Druck der 

Landwirtschaft dahin gehend Rechnung zu tragen, das 5. Ge-
setz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes so zu än-
dern, daß damit bei Verboten für die Verwendung von Dün-
ge- und Pflanzenschutzmitteln, die zur Grundwassergefähr-
dung führen können, ein Entschädigungsanspruch zu Lasten 
der Wasserversorgungsunternehmen und damit des Wasser-
preises festgestellt wird? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Haa-
se, die Bundesregierung hat den Entwurf des 5. Ge-
setzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
am 16. April 1985 beschlossen. Sie wird den Entwurf 
nunmehr dem Bundesrat zur Stellungnahme zuge-
leitet. Der Entwurf enthält keine Regelungen über 
die Gewährung von Entschädigungs- bzw. Aus-
gleichszahlungen an die Landwirtschaft. Mit Erhö-
hungen des Wasserpreises auf Grund von zusätzli-
chen Belastungen der Wasserversorgungsunterneh-
men ist aus diesem Grunde nicht zu rechnen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatssekretär, Ihnen 
ist sicher bekannt, daß die Landesregierung Baden-
Württemberg erwägt, einen Wasserpfennig zu erhe-
ben. Halten Sie es denn für vertretbar, daß unter 
Berücksichtigung der Novellierung des Wasser-
haushaltsgesetzes seitens einer Landesregierung 
eine solche Maßnahme in Erwägung gezogen 
wird? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es geht hier um 
landesrechtliche Regelungen. Die Zuständigkeiten 
im Verhältnis zum Bund sind kraft Verfassung ge-
regelt. Der Bund sieht keinen Anlaß, solche aus lan-
desrechtlicher Kompetenz heraus möglicherweise 
vertretbaren oder denkbaren Lösungen automa-
tisch auf den Bund zu übertragen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Haase (Fürth) (SPD): Sehen Sie denn nicht die 
Gefahr, daß es dadurch zu einer völligen Zersplitte-
rung von Bundesrecht kommen kann, daß in einzel-
nen Ländern zusätzlich Wasserpfennige erhoben 
werden, die zur Subventionierung der Landwirt-
schaft in diesem Bereich dienen sollen, und in ande- 
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Haase (Fürth) 
ren Ländern nicht? Wäre angesichts dessen nicht 
eine bundeseinheitliche Regelung vonnöten? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Haa-
se, diese Gefahr sehe ich deswegen noch nicht, weil 
die baden-württembergische Regierung, insbeson-
dere das für Landwirtschaft und Umwelt zustän-
dige Ministerium, die Einzelheiten dieser Regelung 
noch aufzubereiten hat. Erst wenn diese vorliegen, 
hat der Bund auch die Möglichkeit, entsprechende 
Beurteilungen vorzunehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, hat sich 
die Bundesregierung bereits ein Urteil über die Vor-
schläge des Sachverständigenrates für Umweltfra-
gen gebildet, die ja in diesem Punkte ganz eindeu-
tige Empfehlungen enthalten? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, auf 
welche Empfehlungen Sie jetzt Bezug nehmen. Tat-
sache ist, daß die Bundesregierung zu der Frage 
von Umweltpfennigen — es gab beispielsweise auch 
in Nordrhein-Westfalen im Zusammenhang mit 
Waldschäden einmal entsprechende Pläne — eine 
ganz eindeutige und klare Haltung bezogen hat. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
denn wenigstens das Problem, daß es landwirt-
schaftliche Nutzungsbeschränkungen für landwirt-
schaftlich genutzten Grund und Boden im Interesse 
des Grundwasserschutzes, zumindest im Interesse 
der Qualität des Grundwassers geben muß? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich bitte Sie, Herr 
Kollege Sperling, Sie sollten doch § 19 des Wasser-
haushaltsgesetzes kennen, der in den Ländern voll-
zogen wird und der eindeutig solche Vorschriften 
und Beschränkungen im Interesse der Reinhaltung 
des Wassers vorsieht. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ergibt sich aus Ihrer Antwort an den Kollegen Haa-
se, daß es keinen unberechtigten und unsachgemä-
ßen Druck der Landwirtschaft auf die Bundesregie-
rung mit Bezug auf die neue Regelung gegeben hat, 
und tritt die Bundesregierung demgemäß energisch 
gegen die Diffamierungsversuche gegenüber der 
deutschen Landwirtschaft auf, die als Bodenver-
schmutzer und Umweltverschmutzer dargestellt 
wird, während sie in Wirklichkeit die Landschaft 
schützt, pflegt und erhält? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jä-
ger, der Begriff „unangemessener Druck auf die 
Bundesregierung" ist natürlich interpretierbar. Es 
wäre auch kein Kompliment für unsere Vertreter 
im Landwirtschaftsausschuß, wenn sie dort nicht 
auch die Interessen der Landwirtschaft vortragen 
würden. Sie haben dies aber in einer Weise getan,  

die zu keiner anderen Entscheidung als der geführt 
hat, die ich hier eben vorgetragen habe und die 
nach unserer Auffassung sachgerecht ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wäre es 
im Sinne einer sicheren Versorgung unserer Bevöl-
kerung mit gesundem Wasser nicht geradezu gebo-
ten, daß sich in solchen Gebieten Vertreter der 
Landwirtschaft und der Wasserversorgungsunter-
nehmen zusammensetzen, um darüber zu beraten, 
in welcher Weise man die Gesundheit des Wassers 
sicherstellt, wobei dann natürlich darüber disku-
tiert werden kann, ob ein Landwirt für nicht durch-
geführte Düngung entschädigt werden könnte? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
nachdem der Begriff des „Dialogs" in anderen poli-
tischen Bereichen eine nahezu existentielle Bedeu-
tung erlangt hat, würde ich meinen, daß ein „Dia-
log" der Betroffenen auch in diesem Bereich als 
sehr sinnvoll anzusehen ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
Ihnen ist doch gewiß bekannt, daß das Ressort 
BMFT eine Studie erarbeiten ließ, in der eindeutig 
festgestellt worden ist, daß die Landwirtschaft nicht 
unbedingt ein Umweltschützer ist. Ich frage Sie, in-
wieweit zwischen den Ressorts BMI, BML und 
BMFT — also in der Regierung — eine gemein-
schaftliche Auffassung darüber entwickelt wird, 
was denn nun eigentlich gilt: ob Landwirtschaft, 
wie Herr Jäger sagt, der beste Umweltschützer 
ist — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Im-
mer, hier muß eine konkrete Frage gestellt werden. 
Wir können hier nicht weltanschauliche Fragen er-
örtern. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Nein. — Das BMFT 
hat feststellen lassen, daß in bezug auf das Wasser 
die Nitrateinbringung durch die Landwirtschaft 
hervorgerufen wird und daß dies zu Konzentratio-
nen führt, daß man in manchen Gebieten das 
Grundwasser nicht mehr verwenden kann, 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist ein Saulus, der 
Knabe!) 

sondern sogar Tankwagen einsetzen muß — etwa 
an der Mosel usw. —, um den Menschen ein Wasser 
zu ermöglichen, das eben ohne Nitrat ist. Ich 
möchte Sie fragen, inwieweit hier endlich ein Ab-
gleich der Meinungen erfolgt, so daß man weiß, ob 
BML oder Innenministerium oder BMFT recht 
hat. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Im-
mer, ich sehe mich natürlich keineswegs veranlaßt, 
zu bestimmten Gutachten des BMFT wertend Stel-
lung zu nehmen, ich tue das auch nicht; aber im 
Bereich der Bodenschutzkonzeption, die von der ge-
samten Bundesregierung — einschließlich dieses 
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Parl. Staatssekretär Spranger 
und anderer Ressorts und einschließlich des Land-
wirtschaftsministeriums — vor kurzem verabschie-
det wurde, ist dieses Problem als solches erkannt, 
und die entsprechende Aufarbeitung des Problems 
beginnt. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Danke!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, ist Ihnen bekannt, daß durch Ver-
ordnungen in Ländern wie z. B. Nordrhein-Westfa-
len ein Druck auf die Landwirtschaft ausgeübt 
wird, der die Landwirte dazu zwingt, Gülle z. B. an 
einem Tag, dem 16. Februar, auszufahren, weil sie 
bis zum 15. Februar nicht ausfahren dürfen, und die 
Landwirtschaft dadurch gezwungen ist, massiv auf 
den Boden einzuwirken, und daß solche sachunkun-
digen Verordnungen viel größere Gefahren in sich 
bergen als die Arbeit, die sonst von Landwirten 
gemacht wird? 

Vizepräsident Stücklen: Auch Ihnen, Herr Abge-
ordneter, muß ich sagen, daß eine rechtliche Frage 
zugrunde liegt und daher der Parlamentarische 
Staatssekretär des Innern zuständig ist. Die Frage, 
die Sie stellen, gehört, glaube ich, mehr in den Res-
sortbereich des Herrn Landwirtschaftsministers, 
und der ist im Augenblick nicht dran. Wollen Sie 
darauf antworten, Herr Staatssekretär? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
das gehört vor allen Dingen auch in den Zuständig-
keitsbereich der Länder. Die von Ihnen genannte 
Praxis in Nordrhein-Westfalen unterscheidet sich, 
wenn sie so zutrifft, wie Sie sagen — ich habe kei-
nen Anlaß, das zu bezweifeln —, ganz erheblich von 
der Praxis, die beispielsweise im Freistaat Bayern 
bei diesem Problem geübt wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 
Herr Abgeordneter Stahl, Sie haben meine Ermah-
nungen mitbekommen? 

Stahl (Kempen) (SPD): Habe ich, Herr Präsident. 
— Herr Staatssekretär, darf ich Sie fragen, ob die 
Aussage des Kollegen Jäger (Wangen), der die 
Landwirtschaft als den absolut größten Umwelt-
schützer hier eben dargestellt hat, nach der Studie 
beziehungsweise dem Gutachten, das der Herr Kol-
lege Immer eben bezüglich Landwirtschaft und 
Umwelt angesprochen hat, so berechtigt ist und ob 
diese Auffassung in dem Gutachten geteilt wird. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stahl, ich glaube, wenn wir uns hier unterhalten, 
sollte man die Darlegungen des zitierten Kollegen 
auch richtig wiedergeben. Wenn ich es richtig im 
Kopf behalten habe, hat er nicht von den „größten 
Umweltschützern" gesprochen, sondern die heraus-
ragende Rolle der Landwirtschaft bei der Land-
schaftspflege betont. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Das ist ja nun in weiten Teilen unbestritten. Das 
ändert nichts daran, daß natürlich auch Belastun

-

gen entstehen, auch das wird von der Landwirt-
schaft nicht bestritten. Das muß man kooperativ 
und unter Abwägung der verschiedenen Interessen-
lagen aufarbeiten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen mehr. 

Ich rufe die Frage 53 der Frau Abgeordneten 
Weyel auf: 

Welche Personen oder Institutionen können dem Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen Arbeitsaufträge erteilen'? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Weyel, ich wäre dankbar, wenn ich des Sachzusam-
menhangs wegen beide Fragen gemeinsam beant-
worten könnte. 

(Frau Weyel [SPD]: Bitte sehr!) 

Vizepräsident Stücklen: Dann rufe ich auch die 
Frage 54 der Abgeordneten Frau WeYel auf: 

Ilat die Bundesregierung dem Sachverständigenrat ihrer-
seits schon Arbeitsaufträge erteilt, und welche waren  das?  

Spranger, Parl. Staatssekretär: Der Rat von Sach-
verständigen für Umweltfragen ist von der Bundes-
regierung eingerichtet worden, um die Umwelt-
situation und die Umweltbedingungen in der Bun-
desrepublik Deutschland zu begutachten. 

Nach § 2 Abs. 2 des Errichtungserlasses vom 
28. Dezember 1971 kann der Bundesminister des In-
nern im Einvernehmen mit dem im Kabinettsaus-
schuß für Umwelt und Gesundheit vertretenen Res-
sorts Gutachten zu bestimmten Themen erbitten. 
Daneben hat der Rat das Recht, seinerseits der 
Bundesregierung auf Grund seines eigenen Urteils 
Gutachten zu einzelnen Problemen zu erstellen. Die 
Abstimmung zwischen den Ressorts erfolgt regel-
mäßig im Ständigen Abteilungsleiterausschuß für 
Umweltfragen. Vor der Entscheidung über die Inan-
spruchnahme von Gutachten finden in jedem Fall 
Gespräche zwischen dem Bundesminister des In-
nern und dem Rat statt, in denen auch die Kapazi-
täten und die Aufgabenbelastung des Rates mit be-
reits in Vorbereitung befindlichen anderen Gutach-
ten eine Rolle spielen. Meinungsverschiedenheiten 
konnten so vermieden werden. Alle Themen wur-
den einvernehmlich festgelegt. Zur Zeit arbeitet der 
Rat auf Wunsch der Bundesregierung an einem 
neuen Gesamtgutachten und, auf eigene Anregung, 
an einem Sondergutachten über Umweltbelastun-
gen in Innenräumen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Weyel (SPD): Dürfte ich zunächst einmal er-
fahren, was Sie unter „Gesamtgutachten" verste-
hen. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ein Gesamtgut-
achten ist ein Gutachten, das sich mit der Lage der 
Umwelt insgesamt beschäftigt. Solche Gesamtgut-
achten sind im Jahre 1974 unter dem Titel „Umwelt-
gutachten 1974" und im Jahre 1978 unter dem Titel 
„Umweltgutachten 1978" erstellt worden. 
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Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Weyel (SPD): Ist das jetzt veröffentlichte 
Gutachten über Umweltfragen bei der Landwirt-
schaft als Teil dieses Gesamtgutachtens zu betrach-
ten und als solches von der Bundesregierung in 
Auftrag gegeben worden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe hier zwar 
den Vermerk, daß das Sondergutachten von März 
1985 noch nicht veröffentlicht ist, aber man kann 
unabhängig davon feststellen, daß es im Zusam-
menwirken auch mit der Bundesregierung erstellt 
worden ist. 

(Eigen [CDU/CSU]: Die haben ein miserab

-

les Gutachten gemacht!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte sehr. 

Frau Weyel (SPD): Da Herr Kollege Eigen bereits 
ein Urteil über dieses nichtveröffentlichte Gutach-
ten abgeben kann, darf ich fragen, wie die Berufung 
der Sachverständigen in diesen Rat erfolgt und in 
welchen Abständen Erneuerungen erfolgen. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Also, unabhängig 
von der allseits anerkannten prognostischen Kraft 
unseres Kollegen Eigen 

(Heiterkeit) 
erfolgt die Bestellung der zwölf Professoren und 
Sachverständigen in diesem Gremium nach der 
Satzung aus dem Jahre 1971 durch Berufung. 

Frau Weyel (SPD): Ich fragte, in welchen Abstän-
den. 

Vizepräsident Stücklen: Das war jetzt die letzte 
Zusatzfrage: In welchen Abständen? 

(Frau Weyel [SPD]: Das war meine vorige 
Frage; ich hätte nur gern die Antwort dar

-

auf gehabt!) 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Nach § 5 dieses Er-
lasses von 1971 werden die Mitglieder des Rates 
vom Bundesminister des Innern im Einvernehmen 
mit dem Kabinettsausschuß für Umweltfragen für 
die Dauer von drei Jahren berufen. 

Vizepräsident Stücklen: Ihre letzte Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Weyel (SPD): Darf ich daraus entnehmen, 
daß die jetzige Bundesregierung noch keinen Ein-
fluß auf die Besetzung des derzeit tätigen Rates 
genommen hat, und darf ich daraus weiter entneh-
men, daß entsprechend dem Regierungswechsel 
dann spätestens im Herbst dieses Jahres eine Um-
besetzung erfolgen wird? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Weyel, wenn ich davon ausgehe, daß nicht alle 
Sachverständigen alle drei Jahre auf einen Schlag 
ersetzt werden, sondern kontinuierlich in Abstän-
den immer wieder andere, weil ihre Zeit nach drei 
Jahren abgelaufen ist, so spricht ein gewisses Maß  

an Wahrscheinlichkeit dafür, daß seit dem Oktober 
1982 bereits entsprechende Berufungen durch den 
Bundesminister des Innern, der jetzt amtiert, e

r-

folgt sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie sich vorstellen, daß sich die Bundesregierung 
vom Sachverständigenrat für Umweltfragen eine 
gutachtliche Stellungnahme wünscht, ob nach dem 
Wasserhaushaltsgesetz der Verwaltungsvollzug 
zum Schutz der Qualität des Grundwassers aus-
reicht? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann mir in 
diesem Zusammenhang sehr viel vorstellen. Das ist 
eine Frage der Kapazität und der Priorität, die die 
Sachverständigen als Maßstab setzen, wenn sie sich 
entscheiden, bestimmte Gutachten, die ja sehr ar-
beitsintensiv sind, zu erstellen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, ist in 
diesem Sachverständigenrat, den Sie angesprochen 
haben, auch ein Wasser- und Bodenkundler tätig? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich sehe, es ist 
dort z. B. Herr Botho Böhnke, Professor Dr.-Ing. aus 
Aachen, dessen Fach Siedlungswasserwirtschaft ist, 
tätig, und es ist eine Reihe von anderen Sachver-
ständigen tätig, was zu der Schlußfolgerung führt, 
daß auch der Bereich der Reinhaltung des Wassers 
durch dieses Sachverständigengremium in vollem 
Umfange abgedeckt ist. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen mehr. 
Ich rufe die Frage 55 des Herrn Abgeordneten 

Kalisch auf: 
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über links-

extremistische Bestrebungen im Zusammenhang mit der So-
lidaritätskampagne für die sandinistische Regierung in Nica-
ragua? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ka-
lisch, seit November 1984 haben orthodoxe, d. h. 
Moskau-orientierte Kommunisten und Gruppen der 
„Neuen Linken", zum Teil in Bündnissen mit demo-
kratischen Organisationen, ihre Nicaragua-Solida-
ritäts-Kampagne verstärkt. Den Auftakt zu einer 
Welle von Kundgebungen und Protestaktionen bil-
dete die „Großdemonstration" am 3. November 1984 
in Bonn, organisiert vom „Koordinationsausschuß 
der Friedensbewegung". Zu den etwa 16 000 Teil-
nehmern zählten Linksextremisten aller Richtun-
gen, Mitglieder der DKP und ihrer Vorfeldorganisa-
tionen ebenso wie militante „Autonome" und An-
hänger „antiimperialistischer" Gruppierungen aus 
dem terroristischen Umfeld. Auch an der organisa-
torischen Vorbereitung und Durchführung der De-
monstration waren Linksextremisten beteiligt. 
Linksextremistische Organisationen betätigten sich 
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Parl. Staatssekretär Spranger 
als Initiatoren und Organisatoren einer Fülle weite-
rer Demonstrationen und Protestaktionen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Kalisch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
sprachen von weiteren Demonstrationen und Aktio-
nen. Können Sie mir weitere Demonstrationen nen-
nen, die die linksextremistischen Drahtzieher im 
Rahmen der Nicaragua-Solidaritäts-Kampagne mit 
beeinflußt oder gar initiiert und organisiert haben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege 
Kalisch. Der prosowjetische „Weltfriedensrat" hatte 
empfohlen, den 14. November als Tag der interna-
tionalen Solidarität für Nicaragua zu gestalten. Die 
Deutsche Kommunistische Partei hat dementspre-
chend am 14. November 1984 diesen Demonstra-
tionstag mit einer Aktion vor der Botschaft der USA 
in Bonn und mit einer Serie von Protestaktionen 
vor amerikanischen Einrichtungen im ganzen Bun-
desgebiet eröffnet. 
Organisationen der extremistischen „Neuen Lin-

ken" folgten mit eigenen Aktionen. So organisierten 
die Marxistischen Gruppen bis Mitte Dezember in 
sieben größeren Städten Kundgebungen gegen ei-
nen angeblichen Krieg des freien Westens in Nica-
ragua. Linksextremisten unterstützten das sandini-
stische Regime in Nicaragua auch unmittelbar 
durch materielle und personelle Hilfeleistungen. 

(Kalisch [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfragen? — 
Bitte, Herr Abgeordneter Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, ist der Bundes-
regierung bekannt, daß auch christliche Gruppen 
und Gewerkschaften Solidaritätsveranstaltungen 
für Nicaragua durchführen, und gelten etwa auch 
diese Gruppen nach Ihrem Verständnis als linksex-
trem, oder wie beurteilen Sie diese Solidaritätsver-
anstaltungen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann im Grunde nicht mehr nachzählen, wie oft wir 
hier im Deutschen Bundestag, auch in der Frage-
stunde, klargemacht haben, daß die Gruppen, die 
mit Linksextremisten zusammenarbeiten — was 
wir verurteilen —, nicht mit Linksextremisten 
gleichzusetzen sind. Wir müssen aber auch immer 
wieder darauf hinweisen, daß eine solche Zusam-
menarbeit eine sehr gefährliche Aktionsgemein-
schaft darstellt, die der Bündnispolitik vor allem 
der orthodoxen Kommunisten entspricht und im 
Widerspruch zu den Interessen unseres Staates und 
unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
steht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Wie beurteilen Sie in 
diesem Zusammenhang die Äußerung des Vorsit-
zenden der Jungen Union, der bekanntgegeben hat, 
daß die Junge Union Aktionsmaßnahmen zur fi-

nanziellen Unterstützung von Nicaragua und ande-
ren von Bürgerkriegen heimgesuchten Ländern 
Mittelamerikas fordert und auch fördert? Sind Sie 
der Meinung, daß sich die Junge Union außerhalb 
der von Ihnen deklarierten Kampagne befindet, 
oder meinen Sie, daß die Junge Union einen Links-
drift erlebt, indem sie mit linksextremistischen 
Gruppen mindestens sympathisiert, wenn nicht so-
gar kollaboriert? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Im-
mer, ich möchte Ihnen nichts unterstellen. Aber be-
stimmte Erfahrungen haben mich sehr vorsichtig 
gemacht, irgendwelche Zitate hier zu kommentie-
ren. Ich bin gern bereit, das, was Sie hier behaup-
ten, überprüfen zu lassen, um Ihnen dann eine ent-
sprechende Stellungnahme zu irgendwelchen Äuße-
rungen aus dem Bereich der Jungen Union, aber 
auch aus anderen Bereichen, zugänglich zu ma-
chen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie geklärt haben, was nach Ihrer Auffassung an 
Zusammenarbeit nicht im Interesse der freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung liegt: Könnten 
Sie dann auch noch sagen, daß die Aktionen des 
amerikanischen Geheimdienstes in Nicaragua 
ebenfalls nicht im Interesse der Wertegemeinschaft 
des freien Westens liegen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich sehe hier kei-
nen direkten Bezug zu unserer freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung, in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 56 des Herrn Abgeordneten 
Kalisch auf: 

Worin bestehen die personellen und materiellen Hilfelei-
stungen deutscher Linksextremisten für das Regime in Ni-
caragua? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ka-
lisch, die DKP und ihre Vorfeldorganisationen ha-
ben seit Ende Juni 1984 im Rahmen einer von ihnen 
aufgestellten „Solidaritätsbrigade Carlos Fonseca" 
mehr als 60 Personen nach Nicaragua entsandt, die 
dort eine Druckerei für die „Sandinistische Jugend" 
errichtet haben. Nach Angaben des DKP-Zentralor-
gans „Unsere Zeit" vom 15. Januar 1985 wurden für 
das Projekt bereits bis zu diesem Zeitpunkt mehr 
als 1 Million DM gesammelt. 
An den „Arbeitsbrigaden" der sogenannten Nica-

ragua-Solidaritätsgruppen haben seit der Jahres-
wende 1983/84 mehr als 500 Personen teilgenom-
men, darunter zahlreiche Anhänger der „Neuen 
Linken". Manche von ihnen äußerten die Hoffnung, 
in Nicaragua „revolutionäre Erfahrungen" gewin-
nen zu können für den „Widerstand hier". Andere 
wiesen darauf hin, daß sie sich als Brigadisten auch 
am „Wachdienst mit der Waffe" beteiligt hätten. 
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Parl. Staatssekretär Spranger 
Teilnehmer einer „Brigade" solidarisierten sich in 

einem Schreiben an die „Tageszeitung" mit dem 
Hungerstreik der inhaftierten Mitglieder der „Ro-
ten Armee Fraktion", den sie als „Kampf der Genos-
sinnen und Genossen in den Knästen" bezeichne-
ten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Dann rufe ich die Frage 57 des Herrn Abgeordne-

ten Sielaff auf: 
Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der 

Entscheidung der Landesregierung von Rheinland-Pfalz, ent-
gegen der ursprünglichen Vorstellung zur Förderung der ost-
deutschen Kulturarbeit (siehe Drucksache 10/2178 S. 5) nun 
doch keinen Lehrstuhl für ostdeutsche Landesforschung an 
der Universität Mainz zu schaffen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Sielaff, die Bundesregierung hält die in ihrer 
Grundsatzkonzeption zur Weiterführung der ost-
deutschen Kulturarbeit — Bundestagsdrucksache 
9/1589 — dargelegten Vorschläge zur Errichtung 
von Lehrstühlen und Instituten für ostdeutsche 
Landeskunde an den Universitäten nach wie vor 
für richtig. Dabei ist sich die Bundesregierung im 
klaren, daß nach der verfassungsmäßigen Kompe-
tenzverteilung von ihr zwar Anregungen ausgehen 
können, die Verwirklichung aber allein im Zustän-
digkeitsbereich der Länder liegt. Sie wird entspre-
chende konkrete Initiativen im Rahmen ihrer fi-
nanziellen und rechtlichen Möglichkeiten auch 
künftig unterstützen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich dann 
fragen, wie sich diese Entscheidung der Landesre-
gierung Rheinland-Pfalz zu den jüngsten Aussagen 
des Parlamentarischen Staatssekretärs Waffen-
schmidt vom 16. März dieses Jahres verhält, in de-
nen er erklärte „Die Grundsatzkonzeption setzt vier 
Schwerpunkte", wobei in einem der Punkte ausge-
führt ist „Es sollen Lehrstühle und wissenschaftli-
che Institute für ostdeutsche Landesforschung und 
Landeskunde an den Universitäten eingerichtet 
werden"? 
Meine Frage: Wo werden diese Lehrstühle einge-

richtet? Können Sie da ein bißchen konkreter wer-
den?  

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ja, da kann ich 
sehr konkret werden, Herr Kollege. Solche Lehr-
stühle und entsprechende Initiativen mit dazugehö-
riger Konkretisierung sind zu verzeichnen an den 
Universitäten München, Würzburg, Stuttgart, Bonn, 
Düsseldorf und Münster. 
Wenn hier eine autonome Entscheidung der Uni-

versität Mainz vorliegt, in die weder die Bundesre-
gierung noch die Landesregierung aus Gründen des 
Art. 5 des Grundgesetzes — Freiheit von Forschung 
und Lehre — eingegriffen haben, sollte man weder 
die Bundesregierung noch die Landesregierung ta-
deln. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen.  

Ich rufe die Frage 58 des Herrn Abgeordneten 
Sielaff auf: 

Ist die Aufgabe der geplanten Professur für ostdeutsche 
Landesforschung an der Universität Mainz mit der Bundes-
regierung abgestimmt worden, und hält die Bundesregierung 
es ebenfalls für sinnvoller, die vorhandenen Forschungsakti-
vitäten in diesem Bereich zu koordinieren und durch ein För-
derungsprogramm zu unterstützen und zu verstärken? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das Kultusmini-
sterium des Landes Rheinland-Pfalz hat, wie der 
Bundesregierung seit 1983 bekannt, seine Entschei-
dung in bezug auf die Einrichtung eines Lehrstuhls 
für ostdeutsche Landeskunde an der Universität 
Mainz von dem Votum der Hochschule abhängig 
gemacht. Die Bundesregierung hat vor allem im 
Hinblick auf die in Art. 5 Abs. 3 des Grundgesetzes 
normierte Wissenschaftsfreiheit von einer Einfluß-
nahme auf die Gremien der vorgenannten Hoch-
schule Abstand genommen. Sie ist ebenfalls der An-
sicht, daß die vorhandenen Forschungsaktivitäten 
in diesem Bereich zu koordinieren und zu unter-
stützen sind. 

Dessenungeachtet hält es die Bundesregierung 
angesichts der großen Lücken im Bereich der ost-
deutschen landeskundlichen Forschung, wie bereits 
dargestellt. für vordringlich, Lehrstühle und Insti-
tute für ostdeutsche Landeskunde zu errichten. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, ich darf Sie 
fragen, wie weit 1983 die Vorbereitungen für die 
Einrichtung dieses Lehrstuhls an der Universität 
Mainz bereits fortgeschritten waren, und war 
der Bundesregierung 1984/85, als die Drucksache 
10/2178 veröffentlicht wurde, diese Entwicklung in 
Mainz noch nicht bekannt? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich sagte Ihnen 
schon, daß die Entwicklung durchaus bekannt war. 
Es war bekannt, was seitens der Landesregierung 
beabsichtigt ist. Es war die Auffassung der Bundes-
regierung und auch der Landesregierung und si-
cherlich auch der Universität und den entsprechen-
den Gremien bekannt. Die Tatsache, daß die Anre-
gungen und Vorschläge der Bundesregierung von 
anderen Universitäten aufgegriffen wurden, zeigt, 
daß sie auf Resonanz stößt. Wir hatten nicht vor, an 
der Verfassung vorbei irgendwelche Möglichkeiten 
auszuschöpfen, um die entscheidenden Gremien 
der Universität Mainz zu beeinflussen. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Ihren 
Äußerungen entnehmen, daß Sie diese Entwicklung 
in Mainz bedauern? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann zum Aus-
druck bringen, daß sie sich nicht mit den politi-
schen Intentionen deckt, die Kollege Waffen-
schmidt — Sie haben das zitiert — entsprechend 
der Haltung der Bundesregierung hier vor dem Ple-
num dargelegt hat. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Sperling. 
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Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, wäre mit 
solchen Lehrstühlen eine Forschung verbunden, die 
sich in Gebieten abspielen muß, die nach Auffas-
sung der Bundesregierung für  uns Ausland sind? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, in 
welchen Zusammenhang Ihre Frage mit der Frage 
des Kollegen Sielaff zu bringen ist. 

(Dr. Sperling [SPD]: Sie sind sehr ahnungs-
los!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters der Justiz auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Erhard zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordneten 

Dr. de With auf: 
Teilt die Bundesregierung die in Pressemeldungen er-

wähnte Auffassung des Generalbundesanwaltes Rebmann, 
daß die vorzeitige Veröffentlichung der Verhaftung Kaczma-
reks durch die Tageszeitung „Die Welt" die erhoffte Ergrei-
fung eines weiteren Agenten zunichte gemacht habe, und 
wenn ja, beabsichtigt die Bundesregierung Maßnahmen zu 
ergreifen, um zukünftig frühzeitige Veröffentlichungen ver-
meiden zu können, die Strafverfolgungsmaßnahmen hin-
dern? 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Kollege de With, ich gebe die Ant-
wort der Bundesregierung wie folgt: Die Bundesre-
gierung teilt die in Ihrer Frage wiedergegebene Be-
sorgnis des Generalbundesanwalts. Die Ermittlun-
gen, insbesondere die Vernehmung des Beschuldig-
ten, haben Anhaltspunkte dafür ergeben, daß ein 
Kurier- oder Instrukteurtreffen mit dem Beschul-
digten zu einem bestimmten Zeitpunkt in Bremen 
stattfinden sollte. Es spricht eine begründete Ver-
mutung dafür, daß dieser Treff hätte zustande kom-
men und dabei ein weiteres Mitglied des polnischen 
Nachrichtendienstes hätte festgenommen werden 
können, dies aber durch die Presseveröffentlichung 
endgültig vereitelt worden ist. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. de With (SPD): Hat sich die Bundesregierung 
bemüht, herauszufinden — mit dem Ziel, die Quelle 
zu verstopfen —, wieso es zu dieser Indiskretion 
gekommen ist? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege de 
With, das ist die Frage, die Sie in der Frage 60 kon-
kret angesprochen haben. Darf ich dann die Frage 
60 in diesem Zusammenhang beantworten? 

(Dr. de With [SPD]: Einverstanden!) 

Vizepräsident Stücklen: Ich rufe daher noch die 
Frage 60 des Herrn Abgeordneten Dr. de With auf: 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung gegebe-
nenfalls zu ergreifen? 

Sie haben bereits eine Zusatzfrage gestellt; Sie 
können dann noch drei Zusatzfragen stellen. 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Zur zweiten Frage 
gebe ich folgende Antwort: Bemühungen, frühzei-
tige Presseveröffentlichungen im Interesse einer 
wirksamen Strafverfolgung zu vermeiden, finden 
naturgemäß ihre Schranken in der verfassungsmä-
ßig garantierten Pressefreiheit einerseits und in 
der weitgehenden Auskunftspflicht der Behörden 
andererseits. Der Generalbundesanwalt hat im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister der Justiz 
gleich nach dem Erscheinen der Berichte über die 
Festnahme des Beschuldigten Kaczmarek in einer 
Pressemitteilung sein Bedauern über die vorzeitige 
Veröffentlichung ausgesprochen, um Wiederho-
lungsfälle der hier angesprochenen Art künftig 
möglichst zu vermeiden. Weitere Maßnahmen, z. B. 
strafrechtlicher Art gegen einen etwaigen Infor-
manten der Presse, erscheinen der Bundesregie-
rung in Übereinstimmung mit dem Generalbundes-
anwalt wegen der nachrichtendienstlichen Hinter-
gründe des Ermittlungsverfahrens nicht tunlich 
und auch entbehrlich. Es ist nicht bekannt und im 
Hinblick auf das Zeugnisverweigerungsrecht des 
§ 53 Abs. 1 Nr. 5 der Strafprozeßordnung — Zeugnis-
verweigerungsrecht der Presse — voraussichtlich 
auch nicht festzustellen, ob die Journalisten auf 
Grund eigener Recherchen oder durch Indiskretio-
nen Dritter die veröffentlichten Informationen in 
Erfahrung gebracht haben. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. de With (SPD): Hat die Bundesregierung eine 
Untersuchung eingeleitet, oder hat sie von vornher-
ein Abstand genommen mit Rücksicht auf das von 
Ihnen vorweggenommene Ergebnis? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat in engstem Einvernehmen mit dem General-
bundesanwalt keine eigenen Ermittlungen eingelei-
tet. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. de With (SPD): Darf ich dann zusammengefaßt 
festhalten, daß auch Sie wie Herr Generalbundes-
anwalt Rebmann bedauern, daß durch eine Indis-
kretion und die folgende Veröffentlichung die Fest-
nahme eines möglichen Agenten verhindert wur-
de? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Möglicherweise und 
nach menschlichem Ermessen: ja. 

(Dr. de With [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. — Entschuldigung, Herr Abgeordneter Sper-
ling, bitte. — Sie sind so weit am linken Flügel, Herr 
Abgeordneter, obwohl wir in der Mitte so viele Mi-
krophone frei haben. 

Dr. Sperling (SPD): Gern stehe ich dort. 
Herr Staatssekretär, hat die Bundesregierung 

nicht den Eindruck, daß es ausgerechnet die Zeitun-
gen des Springer-Konzerns sind, die häufig durch 
Geschäftsinteressen dazu beitragen, daß Terrori-
sten der Verfolgung durch die Rechtsorgane und 
Staatsorgane entgehen können? 
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Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
kann solche Feststellungen nicht treffen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Aber sie 
weiß es!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Dann darf ich die Frage 61 des Herrn Abgeordne-

ten Dr. Schwenk (Stade) aufrufen: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die schnell wachsende 

Zahl von Rechtsanwaltsniederlassungen und die sich daraus 
ergebenden Folgen für die Rechtspflege? 

Bitte sehr. 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schwenk, die Bundesregierung beobachtet die Ent-
wicklung der Zulassungen zur Rechtsanwaltschaft 
mit Sorge. Die Zahl der zugelassenen Rechtsan-
wälte stieg von 18 347 im Jahre 1960 auf 46 943 am 
1. Januar 1985. Nach den derzeitigen Zahlen der 
Studenten der Rechtswissenschaft ist damit zu 
rechnen, daß die Entwicklung der Zulassungen zur 
Rechtsanwaltschaft ihren Höhepunkt noch nicht er-
reicht hat. Da sich die Nachfrage nach anwaltlichen 
Dienstleistungen nicht entsprechend dem Anstei-
gen der Zulassungen vermehren dürfte, sind die 
wirtschaftlichen Aussichten für einen erheblichen 
Teil der Rechtsanwälte problematisch. Die wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten können in einer nicht 
unerheblichen Zahl von Fällen Gefahren für die 
Wahrung der beruflichen Integrität, die für die An-
waltschaft wesensnotwendig ist, mit sich bringen. 
Insbesondere könnte die für die Rechtspflege sehr 
wichtige Siebfunktion der Rechtsanwaltschaft, 
durch die der Mandant von wenig aussichtsreichen 
oder unwirtschaftlichen Rechtsstreitigkeiten abge-
halten werden soll, geschwächt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Wer wird nach Auffas-
sung der Bundesregierung zunächst dafür sorgen, 
daß die Integrität der Rechtsanwaltschaft ange-
sichts der von Ihnen vorgetragenen Sachverhalte 
gewahrt wird? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schwenk, Sie wissen ebensogut wie ich, daß wir in 
das Grundrecht der freien Berufswahl nicht ein-
greifen können und daß wir im Bereich der Rechts-
anwaltschaft auf Grund verschiedener höchstrich-
terlicher Entscheidungen auch nicht eingreifen dür-
fen. Die wichtige Aufgabe, das Berufsethos und die 
Einhaltung zu wahren, liegt in den Selbstverwal-
tungsorganen der Rechtsanwaltschaft. Andere 
Möglichkeiten konkreter Art kann man phantasie-
voll entwickeln. Dazu ist die Fragestunde aber si-
cher ungeeignet. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzf rage, 
 bitte. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Sind nach Auffassung 
der Bundesregierung die Selbstverwaltungsorgane 
der Rechtsanwaltschaft auch dazu in der Lage, 
durchgreifend diese Funktion der Sicherung des 

Berufsethos zu überwachen und mit der nötigen 
Energie tätig zu werden? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat die Arbeit der Anwaltskammern und der Ehren-
gerichte sorgfältig beobachtet. Wir haben keinen 
Anlaß, an der Funktionstüchtigkeit zu zweifeln. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
widerspricht es nach Auffassung der Bundesregie-
rung dem Berufsethos der Rechtsanwälte, wenn 
eine Regelung getroffen würde, die es dem Rechtsu-
chenden ermöglichte, in dem Anwalt denjenigen zu 
entdecken, der über ganz bestimmte spezifische 
Kenntnisse in ganz bestimmten Rechtsfragen ver-
fügt, um ihm zu erleichtern, den richtigen Rechts-
anwalt zu finden? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Bemühungen 
sind im Gang, die sogenannten Fachanwaltschaften 
zu erweitern. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 62 des Herrn Abgeordneten 

Kirschner auf: 
Ist bei einer Ehescheidung zwischen einer/einem deut-

schen Staatsbürgerin/Staatsbürger und einer/einem auslän-
dischen Bürgerin/Bürger der Versorgungsausgleich für den 
deutschen Ehepartner gesichert, wenn diese/dieser Auslän-
derin/Ausländer sich im Zuge von gesetzlichen Regelungen 
(Rückkehrförderung) den Rentenanteil von der Rentenversi-
cherung ausbezahlen ließ, und wenn nein, denkt die Bundes-
regierung daran, eine Regelung vorzuschlagen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich be-
antworte Ihre Frage wie folgt: In den von Ihnen 
angesprochenen Fällen richten sich der Versor-
gungsausgleich und die güterrechtlichen Folgen 
nach deutschem Recht. Erfolgt eine Beitragserstat-
tung im Rahmen der Rückkehrförderung, so hat 
dies im Bereich der Scheidungsfolgen keine ande-
ren rechtlichen Konsequenzen als die Erstattung in 
anderen Fällen. Findet die Erstattung nach der Ent-
scheidung des Familiengerichts über den Versor-
gungsausgleich statt, so hat dies keine Auswirkun-
gen auf die im Versorgungsausgleich übertragenen 
Anwartschaften des Ausgleichsberechtigten. Er-
folgt die Erstattung in der Ehezeit, so wird kein Ver-
sorgungsausgleich durchgeführt. Die Erstattung ist 
jedoch, sofern die Ehegatten im gesetzlichen Güter-
stand leben, nach Maßgabe der Vorschriften über 
den Zugewinnausgleich zu berücksichtigen. Nicht 
eindeutig geklärt ist, wie die Erstattung in den sel-
tenen Fällen zu behandeln ist, in denen sie nach 
dem Scheidungsantrag, aber vor der Entscheidung 
des Familiengerichts vorgenommen wird. Höchst-
richterliche Rechtsprechung aus der Zeit nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung von Här-
ten im Versorgungsausgleich — nach dem 1. April 
1983 — zu der Frage, ob in diesen Fällen trotz der 
Erstattung der Versorgungsausgleich durchzufüh-
ren oder die Erstattung beim Zugewinnausgleich zu 
berücksichtigen ist, ist der Bundesregierung nicht 
bekanntgeworden. Sollte diese Frage im Einzelfall 
geklärt werden müssen, kann dies nach Meinung 
der Bundesregierung der Rechtsprechung überlas- 
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Parl. Staatssekretär Erhard 
sen werden. Ein Tätigwerden des Gesetzgebers er-
scheint nicht erforderlich. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
aus Ihrer Antwort schließen, daß es hierbei tatsäch-
lich einige ungeklärte Dinge gibt, wie Sie das ange-
deutet haben, und ist die Bundesregierung nicht be-
reit, entsprechende Initiativen zu ergreifen, um bei-
spielsweise materielle Nachteile für den geschiede-
nen deutschen Ehepartner in den von Ihnen ge-
schilderten Fällen, in denen diese Hilfe vor der Ehe-
scheidung ausgezahlt wurde, zu vermeiden? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es gibt 
eine ganze Menge von Problemfeldern im Bereich 
des Versorgungsausgleichs. Diese zu regeln erfor-
dert ein hinreichendes Maß an praktischen Erfah-
rungen bei den Gerichten. Die Bundesregierung ist 
in der Lage, ein ganzes Bündel solcher Probleme 
nicht nur aufzuzeigen, sondern auch Vorschläge zu 
unterbreiten, wie diese geregelt werden könnten. 
Der Zeitpunkt aber, diese Vorschläge öffentlich vor-
zulegen, ist nicht gekommen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, war der 
Bundesregierung bei der Vorlage des Gesetzent-
wurfs zur Rückkehrforderung für Ausländer diese 
Problematik bekannt? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Ich kann nicht im 
einzelnen beantworten, welche konkreten Fragen 
die Bundesregierung möglicherweise nicht gesehen 
hat. Aber eines steht fest: Keine gesetzliche Rege-
lung kann vorwegnehmen, daß sich irgendwelche 
Ehepartner mit Rücksicht auf eine Möglichkeit der 
Rückkehrhilfe nunmehr scheiden lassen. Das ist 
unmöglich. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 
Ich rufe die Frage 63 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Müller auf: 
Sieht die Bundesregierung das Vertrauen in die Rechtspre-

chung durch die steigende Verwendung von nicht entziffer-
baren Bußgeldbescheiden gefährdet? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Müller, 
darf ich Ihre beiden Fragen 63 und 64 zusammen 
beantworten? 

Vizepräsident Stücklen: Der Fragesteller ist ein-
verstanden. — Ich rufe dann auch die Frage 64 des 
Herrn Abgeordneten Müller auf: 

Was kann die Bundesregierung gegebenenfalls im Rah-
men ihres Verantwortungsbereichs dagegen unternehmen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Annahme, daß in 
steigendem Umfang nicht entzifferbare Bußgeldbe-
scheide verwendet werden, trifft nach Kenntnis der 
Bundesregierung nicht zu. Den gestellten Fragen 
liegt offenbar das veröffentlichte Urteil eines Amts-
gerichts aus Bayern zugrunde, das in einer Ver-
kehrssache die Sachverhaltsschilderung einer Ge-
schwindigkeitsüberschreitung im Bußgeldbescheid 
als nicht mehr lesbar angesehen hat. Mit dieser 

Auffassung hat das Gericht in der Öffentlichkeit 
viel Beifall, jedoch vor dem Bayrischen Obersten 
Landesgericht keine Bestätigung gefunden. 
Das Bayrische Oberste Landesgericht hat inzwi-

schen in mehreren Rechtsbeschwerdeverfahren ge-
gen Entscheidungen dieses einen Gerichts — ver-
gleichbare Entscheidungen anderer Gerichte sind 
nicht bekannt — den Standpunkt vertreten, daß die 
Sachverhaltsdarstellung in solchen Fällen trotz der 
Verwendung von Abkürzungen und großen Druck-
buchstaben von jedem der deutschen Sprache Kun-
digen mühelos gelesen und verstanden werden kön-
ne. Trotz dieser Rechtslage stimme ich mit Ihnen, 
Herr Kollege, darin überein, daß die Bemühungen 
verstärkt werden sollten, die Bescheide auch beim 
Einsatz von EDV-Anlagen noch besser lesbar zu ge-
stalten, soweit dies noch nicht geschehen ist. 
Das Bundesministerium der Justiz hat sich des-

wegen auf Grund der angeführten Entscheidung 
des Amtsgerichts aus Bayern schon vor einiger Zeit 
mit den zuständigen Stellen der Länder in Verbin-
dung gesetzt. Nach den dort vorliegenden Berichten 
soll bislang lediglich in einem Falle von einem Bür-
ger unter Bezugnahme auf das veröffentlichte Ur-
teil des Amtsgerichts in Bayern geltend gemacht 
worden sein, der Bußgeldbescheid sei nicht ver-
ständlich. In anderen Bundesländern sind übrigens 
hinsichtlich der Anfertigung von Bußgeldbeschei-
den unter Verwendung von EDV-Anlagen bislang 
keine Klagen darüber bekanntgeworden, daß die 
Bescheide nicht hinreichend lesbar seien. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident, Herr 
Staatssekretär, könnte die mangelnde Kenntnis der 
Bundesregierung über die Nichtlesbarkeit solcher 
Bußgeldbescheide damit in Zusammenhang stehen, 
daß der Bundesregierung selbst keine Bußgeldbe-
scheide zugestellt werden? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Vermutung, daß unsere Kenntnis oder Unkenntnis 
darauf beruhen könnte, ist irrig. Wir haben die be-
anstandeten Bußgeldbescheide nämlich in Fotoko-
pie vorliegen. Deren Lesbarkeit habe ich selbst fest-
gestellt, wenngleich mit manchen Mühen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist Ih-
nen die Zusammenstellung des ADAC über die 
Nichtlesbarkeit von Bußgeldbescheiden bekannt, 
und ist Ihnen bekannt, daß auch die Schweizer Re-
gierung Zweifel daran äußert, ob die Einheit der 
Rechtsprechung bei EDV-erstellten Bußgeldbe-
scheiden, die nicht klar lesbar sind, noch gewahrt 
werden kann? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mir 
sind die konkreten Stellungnahmen des ADAC und 
der Schweizer Regierung jetzt nicht präsent. Doch 
so viel kann ich sagen: Die Stellungnahme der 
Schweizer Behörden, daß ein Bußgeldbescheid, der 
nicht hinreichend lesbar ist, kein wirksamer bela-
stender Verwaltungsakt sein darf, stimmt mit mei-
ner Auffassung überein. 
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Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, in An-
betracht der Tatsache, daß ein früherer Bundes-
kanzler nicht in der Lage war, seine Gas- und 
Stromrechnung, die mit EDV hergestellt wurde, zu 
lesen, 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Der deshalb ab

-

gelöst wurde!) 
frage ich: Was spricht eigentlich dagegen, in dem 
EDV-Verfahren nicht mit Abkürzungen, sondern 
mit vollem Text zu arbeiten? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Müller, 
ich bin kein EDV-Fachmann. Aber man wird mit 
Abkürzungen arbeiten müssen. Daß läßt sich auch 
durchaus machen. Sie dürfen nur nicht unlesbar 
werden. Wir kürzen j a auch das Wort „Kilometer" 
mit zwei Buchstaben ab. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
„Promille"! — Eigen [CDU/CSU]: Auch 

„CSU"!) 

Vizepräsident Stücklen: Ihre letzte Zusatzfrage. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist Ih-
nen bekannt, daß die Arbeit der Bundestagsabge-
ordneten in ihren Wahlkreisen zusehends dadurch 
belastet wird, daß Bürger, die Bußgeldbescheide be-
kommen haben, die sie nicht entziffern können, rat-
suchend in die Sprechstunden kommen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mir 
sind weniger solche fragenden und ratsuchenden 
Bürger bekannt, die ihre Bußgeldbescheide nicht 
lesen können, wohl aber solche, die sich dagegen 
wehren wollen. Und mir sind sehr wohl viele Men-
schen bekannt, die andere Arten von Abgabebe-
scheiden wie der frühere Bundeskanzler Schmidt 
kaum lesen können. 

Vizepräsident Stücklen: Die letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, teilt denn 
die Bundesregierung die in der Frage des Herrn 
Müller zum Ausdruck kommende Meinung, daß bei 
wachsender Entzifferbarkeit der Bußgeldbescheide 
das Vertrauen in die Rechtsprechung wachsen 
würde? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Ich vermag im Mo-
ment nicht einzusehen, was die Rechtsprechung 
mit diesen Bußgeldbescheiden zu tun haben soll. 

(Dr. Sperling [SPD]: Aber Sie können doch 
die Frage beantworten!) 

Vizepräsident Stücklen: Wir sind am Ende der Fra-
gestunde angelangt. 
Wir fahren mit der Beratung der Tagesordnungs-

punkte 3 a bis 3 c fort. Das Wort hat der Herr Mini-
ster für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

(Zurufe von der SPD) 

— Sie haben sich geeinigt? Gut. Also, Sie kommen 
erst später dran, Herr Minister. Es ist eine Verein-
barung getroffen worden, daß erst die Fraktions-

- runde abläuft und dann der Vertreter eines anderen 
Verfassungsorgans zu Wort kommt. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: In der Opposi

-

tion scheint heillose Verwirrung zu herr

-

schen! — Minister Dr. Jochimsen [Nord

-

rhein-Westfalen]: Ich habe mich darauf 
eingerichtet!) 

— Sehen Sie! Also, gemeldet war der Herr Minister 
rechtzeitig. Die Vereinbarung, die inzwischen ge-
troffen worden ist, ist mir offiziell nicht mitgeteilt 
worden. Aber wenn man sich verständigen will, 
kann das immer auch außerhalb der formellen Ta-
gesordnung geschehen. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Sie können 
auch gleichzeitig reden!) 

— Also, damit sind alle einverstanden. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
wollen doch nicht gleich anschließend nach 
Hause gehen? — Dr. Lammert [CDU/CSU]: 

Es können beide gleichzeitig reden!) 

Das Wort hat der Herr Minister für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen. Bitte sehr. 

Minister Dr. Jochimsen (Nordrhein-Westfalen): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Keine Angst, ich bleibe während der Zeit 
der Debatte hier. 

Wir führen heute endlich in diesem Hohen Haus 
eine Debatte über die strukturelle Entwicklung in 
der Bundesrepublik Deutschland, die längst über-
fällig ist. Ich habe nach dem Verlauf heute morgen 
und in den Monaten vorher schon fast nicht mehr 
daran geglaubt, daß die Koalition dies noch ge-
wünscht hat. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Wir führen diese Debatte zu einem Zeitpunkt, in 
dem Japan die deutsche Wirtschaft auf den Welt-
märkten wohl schon überholt und vom Platz 2 in 
der Rangliste der Handelsnationen auf Platz 3 ver-
wiesen hat. Der deutsche Exportvorsprung zu Be-
ginn der 60er Jahre von nahezu 100% ist zum Jah-
resschluß 1984 auf i % zusammengeschmolzen, eine 
in der Wirtschaftsgeschichte beispiellose und atem-
raubende Aufholjagd. 

Und was tun wir? Wir üben uns in Nord-Süd-Saal-
schlachten, beurteilen die Wachstumsaussichten re-
gionaler Teile der Bundesrepublik aus parteipoliti-
scher Optik und tun so, als ob die Standortgunst, 
das Klima für Investitionen und die Attraktivität 
für ausländische Investoren sich nur an der Frage 
entscheiden, welche Partei den Ministerpräsiden-
ten stellt, und als ob unsere Fragen nicht primär 
darauf gerichtet sein müßten, wie die Bundesrepu-
blik und Europa weltweit den Anschluß halten kön-
nen. Mit einem Wort, wir führen mal wieder eine 
richtig deutsche Debatte, in der kaum über den Tel-
lerrand geguckt wird und die vom engstirnigen Pro- 
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Minister Dr. Jochimsen (Nordrhein -Westfalen) 

vinzialismus bis zu ruinöser Selbstzerfleischung 
reicht. 

(Beifall hei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die aktuelle Spaltung der weltwirtschaftlichen 
Entwicklung und Dynamik zwischen den USA und 
Japan auf der einen und den europäischen Indu-
strieländern auf der anderen Seite macht eines 
ganz klar: Der Wettbewerb zwischen Strukturen 
und Standorten ist heute weniger denn je eine bin-
nenstaatlich-regionalpolitische Frage. Die Siche-
rung der Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft 
und damit der Arbeitsplätze in unserem Land liegt 
primär in einer gesamtstaatlichen europa- und glo-
balpolitischen Verantwortung. Denn Wettbewerb 
auf dem Weltmarkt ist heute ein Wettbewerb zwi-
schen den wirtschaftspolitischen Konzepten zwi-
schen den nationalen Staaten und Staatsgemein

-

schaften. 

Wenn die Bundesrepublik diesem Konkurrenz-
druck standhalten und ihre Spitzenposition unter 
den entwickelten Volkswirtschaften behaupten will, 
darf sie sich nicht selbst zersplittern. Sie muß im 
Gegenteil alle ihre Kräfte bündeln und sich in ihrer 
regionalen Gliederung, die j a eine Stärke ist — die 
das wenigstens sein kann —, als gemeinsamer Ver-
bund verstehen, dessen Wachstumspotentiale im 
Dienste der gesamten Bundesrepublik stehen. Die 
Bundesregierung zeigt allerdings mit den Antwor-
ten auf die beiden Großen Anfragen, daß sie zur 
Wahrnehmung ihrer nationalen gesamtwirtschaftli-
chen Verantwortung nicht fähig und auch nicht be-
reit ist. 

(Zuruf von der SPD: Das kann man wohl 
sagen!) 

Die Antworten sind nach dem Muster gestrickt: So-
weit es um Globalpolitik, d. h. bei der Bundesregie-
rung also um die sogenannten Rahmenbedingun-
gen geht, ist in unserer Republik alles in bester 
Ordnung. Wenn es dennoch Probleme gibt, so sind 
das regionale Probleme, für die die Länder, insbe-
sondere die sozialdemokratisch regierten Länder, 
selbst verantwortlich sind. 

(Richtig! bei der CDU/CSU) 

Der Bund jedenfalls habe seine Schuldigkeit getan. 
So ja heute morgen Herr Bangemann. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut formuliert!) 

Beide Grundaussagen, die den Tenor der Antwor-
ten auf die Großen Anfragen bilden, sind falsch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl, Herr 
Professor! Sie müssen es ja wissen!) 

Erstens ist weder in der globalen Politik alles in 
Ordnung — sie ist vielmehr völlig unzureichend 
und verstärkt zusätzlich die strukturellen Verwer-
fungen, mit denen unsere Wirtschaft zu kämpfen 
hat — noch sind zweitens die wirklichen Struktur-
probleme im Grunde regionale Probleme. Die gro-
ßen Wirtschaftsprobleme unserer und anderer 
Volkswirtschaften sind vielmehr sektoraler und glo-
baler Art. Diese konzentrieren sich allerdings regio-
nal, sie kumulieren zur Zeit vor allem in den Stahl

-

regionen, an der Küste mit ihrer Werftindustrie, 
in den Steinkohlerevieren, aber auch in Textil-
regionen und auch in stark  landwirtschaftlich ge-
prägten Gebieten. 

Sektorale Strukturpolitik gehört aber wie die 
Globalpolitik nach unserer Verfassung eindeutig 
ausschließlich in den Zuständigkeitsbereich des 
Bundes. Wenn der Bundeswirtschaftsminister diese 
Probleme regionalisiert, so ist diese Strategie allzu 
durchsichtig. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Antworten der Bundesregierung sind so ein 
weiteres Dokument für eine Politik, die sich aus der 
Verantwortung zu stehlen 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Leider 
wahr!) 

und Tatenlosigkeit für marktkonforme Wirtschafts-
politik auszugeben versucht. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Tu-nix

-

Regierung!) 

Die Bundesregierung betreibt doch Selbstbetrug, 
wenn uns Herr Bangemann heute weismachen will, 
er habe alles getan, was er habe tun können. Das 
Wirtschaftswachstum, das wir alle begrüßen, ist 
doch nicht etwa das Ergebnis der angeblich so akti-
ven Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung. Die-
ses Wachstum ist der Bundesregierung doch prak-
tisch in den Schoß gefallen, überwiegend als Folge 
des hohen Dollarkurses. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!) 

Wir dürfen doch nicht die Frage verdrängen, wie es 
um unsere eigenen Wachstumskräfte bestellt ist, 
wenn der Dollär weiter absackt. Dazu hat Herr Ban-
gemann heute morgen auch nichts gesagt. 

Seine Auffassung und die der Bundesregierung 
ist j a vielmehr: Was noch zu tun bleibt, nachdem die, 
Bundesregierung das Haus angeblich gut bestellt 
hat, müssen jetzt die Tarifpartner richten. Das war 
j a der Tenor der Rede heute. Ihnen wird die Last 
zugeschoben, die Wende am Arbeitsmarkt herbeizu-
führen, und das insbesondere in den strukturschwa-
chen Regionen. Das aber ist für die ganze Republik 
eine Regionalpolitik unter völlig neuen Vorzeichen. 
Das ist auch eine ganz andere Republik, die offen-
kundig angestrebt wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Vier Jahrzehnte lang haben Gewerkschaften und 
Arbeitgeber die Arbeitsbedingungen und ihren 
Wandel vereinbart. Sie waren Teilhaber, aber nicht 
Befehlsempfänger. Das entspricht unserer Vorstel-
lung von Sozialordnung. Ich halte mit Genugtuung 
fest, daß sich sowohl Herr Esser wie Herr Lange

-

mann ausdrücklich hinter die Tarifautonomie und 
das System der tariflich vereinbarten Löhne ge-
stellt haben. Aber jetzt scheut sich die Bundesregie-
rung nicht, gerade hier Staatspolitik gegen die Sozi-
alautonomie der Tarifpartner durchzusetzen: Be-
schäftigungsförderungsgesetz, Arbeitsschutz, Kün-
digungsschutz, Staatspolitik für begrenzte Beschäf-
tigungsverhältnisse. Hier wird also Flexibilität mit 
Verordnen und Verfügen von oben verwechselt. 
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Hier werden auch die Vorleistungen der Arbeit-
nehmer, die in einer schon seit fünf Jahren beste-
henden Lohnzurückhaltung mit real gesunkenen 
Einkommen zum Ausdruck kommen, mit einer 
Handbewegung einfach vom Tisch gewischt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Arbeitnehmer haben doch schon längst dazu 
beigetragen, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Der 
Herr Minister sollte mal zuhören!) 

daß die Unternehmen entlastet und die Lohnstück-
kosten sogar gesenkt werden konnten, ganz im Ge-
gensatz zu den USA und Japan, dort sind die Lohn-
stückkosten seit 1980 gestiegen und liegen heute 
höher als bei uns. 

Ein Wort zu den Lohnnebenkosten. 

(Zuruf von der SPD: Zuhören, Herr Mini

-

ster!) 

Ich verweise auf das Gutachten des Sachverständi-
genrates 1983/84. Dort können Sie nachlesen, daß 
die betrieblichen Personalzusatzkosten gesunken, 
aber die gesetzlichen beträchtlich gestiegen sind. 
Allein im Jahre 1985 haben wir eine Erhöhung bei 
den gesetzlichen Sozialabgaben von 0,2 % zu ver-
zeichnen. 

(Weitere Zurufe von der SPD: Zuhören!) 

Wir brauchen also sowohl eine Revision der Glo-
balpolitik der Bundesregierung als auch die Flan-
kierung einer richtigen Globalstrategie durch eine 
aktive Strukturpolitik dieser Regierung. Nur so 
werden wir dem Hauptproblem der gegenwärtigen 
Wirtschaftspolitik, der Arbeitslosigkeit, sowie den 
besonderen Schwierigkeiten bestimmter Branchen 
erfolgreich begegnen können. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich hier 
doch fragen, inwieweit gerade die erwünschten und 
erhofften Investitionen und Arbeitsplätze bei uns 
nicht zustande gekommen sind, weil wir einen wirt-
schafts- und beschäftigungspolitisch bei uns wir-
kungslosen Kapitalabfluß in die USA in Höhe von 
30 Milliarden DM erreicht haben. Da haben ja wohl 
die Rahmenbedingungen versagt. Hier ist die Glo-
balpolitik eben nicht in Ordnung. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist ein wirtschaftspolitisches Versäumnis er-
ster Ordnung, daß sich die Bundesrepublik brach-
liegende Kapazitäten und ein Millionenheer von Ar-
beitslosen leistet angesichts gewaltiger Aufgaben, 
insbesondere etwa im Umweltbereich. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung kann nicht ständig nur von 
neuen Märkten reden, sie muß diese auch organi-
sieren. Denken Sie nur an das Stichwort Katalysa-
torauto. Denken Sie daran, was für ein schlimmes 
Bild hier ist. 

Was wir also brauchen, ist eine vorausschauende 
Struktur- und Industriepolitik. Meine Damen und 
Herren, damit hier keine Mißverständnisse auftau-
chen, lassen Sie mich dazu sagen: Ich denke hier 
nicht an eine Industriepolitik im Sinne einer ge-

schlossenen Sektoralkonzeption oder im Sinne von 
„Sektordirigismus", wie das Herr Bangemann eben 
zu nennen beliebt hat, im Sinne etwa autarken 
Wirtschaftens. Da unterscheiden wir uns wirklich 
ganz grundlegend von manchen sozialromantischen 
Vorstellungen. Wir brauchen vielmehr im Geiste ei-
ner neuen Dimension wirtschaftlicher Arbeitstei-
lung eine Konzentration auf kritische Massen, die 
wir benötigen, um in den Industrien, die für die 
Zukunft der Weltwirtschaft entscheidend sind, ge-
nügend Gewicht aufbringen zu können. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen dabei erkennen, daß diese Handlungs-
weisen auf verschiedenen staatlichen Ebenen 
gleichzeitig angepackt werden müssen. Ich nenne 
als staatliche Ebenen hier das GATT, ich nenne die 
OECD, ich nenne die Europäische Gemeinschaft, 
ich nenne auch den Technologietransfer, d. h. 
COCOM und damit zusammenhängende Stichwor-
te. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie nennen al

-

les, nur nicht Nordrhein-Westfalen!) 

— Ich komme darauf gleich sehr wohl zu spre-
chen. 

Das heißt, daß wir industriepolitisch in eine Rich-
tung gehen müssen zu mehr qualitativem Wachs

-

turn  und mehr Beschäftigung. Hier müssen be-
stimmte internationale Probleme gelöst werden. 
Wir müssen national und in den Ländern das tun, 
was wir dabei zu leisten verstehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier 
haben wir in Nordrhein-Westfalen an unseren 
Handlungsmöglichkeiten allerdings eine Vielzahl 
aufzubieten. Aber lassen Sie mich zum Stichwort 
Industriepolitik noch etwas sagen. Ich habe mich ja 
darüber gefreut, daß Herr Bangemann das Wort we-
nigstens in den Mund nahm. Der frühere langjäh-
rige Wirtschaftsminister dieser Republik hat das 
Wort selbst schon tabuisiert. Allerdings ist mir 
nicht klar geworden, was er denn damit meint. 

Ich stelle fest, wir haben von seiten der Bundesre-
publik heute eine selektive Industriepolitik, die be-
stimmte Bereiche wie die Rüstungsindustrie und 
die Luft- und Raumfahrtindustrie favorisiert, 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: In welchem 
Verhältnis steht denn die Raumfahrt zur 

Stahlhilfe?) 

die nicht wirklich in eine Gesamtkonzeption einge-
ordnet ist, die überwiegend im Süden angesiedelt 
ist und damit in der Tat aktive Industriepolitik dar-
stellt. 

Die Fragestellung in der Großen Anfrage der 
CDU sowie das in den Medien forcierte Nord-Süd-
Spektakel kann ich nur als den Versuch interpretie-
ren, von diesen Verantwortlichkeiten abzulenken. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Erfindung des Begriffs Problemregionen an 
sich ist schon eine Irreführung. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Weil es die gar 
nicht gibt!) 
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Wenn die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage, Herr Kollege Lammert, die heute 
beraten wird, gleich in den Vorbemerkungen fest-
stellt, pauschal lasse sich die These einer generell 
günstigeren Entwicklung im Süden der Bundesre-
publik im Vergleich zum Norden nicht bestätigen, 
so muß dies doch der politische Ansatzpunkt dafür 
sein, endlich auch die gesamtpolitischen Kompeten-
zen in dieser Republik wahrzunehmen. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Darüber wer-
den wir gleich reden!) 

Ich meine, daß hier für Nordrhein-Westfalen festzu-
halten ist, daß wir alle unsere Handlungsmöglich-
keiten — das sind allerdings begrenzte Handlungs-
möglichkeiten, die sich auf die global- und sektorpo-
litischen Rahmenbedingungen des Bundes verlas-
sen müssen — wahrgenommen haben, um die Ent-
wicklungschancen unserer Wirtschaft zu stärken. 
Seit Jahren haben wir eine positive Bilanz bei den 
Existenzgründungen. Nordrhein-Westalen ist mit 
450 000 kleinen und mittleren Unternehmen das 
Mittelstandsland der Bundesrepublik. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU 
— Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben die zunehmende Außenwirtschaftsorien-
tierung durch verstärkte außenwirtschaftliche För-
derinstrumente begleitet. Was hier heute morgen 
von Herrn Bangemann zur Exportquote gesagt wur-
de, verleitet mich doch zu der Feststellung: von 1950 
bis 1966 ist die Exportquote in Nordrhein-Westfalen 
von 50% auf 33 % zurückgegangen. Das ist offenbar 
ein Werk der CDU/FDP-Koalition in dieser Zeit. 
Seither ist die Exportquote weiter zurückgegangen. 
Sie liegt jetzt bei 28%. Sie liegt damit gleichauf mit 
dem, was in den Bereichen Bevölkerung, Sozialpro-
dukt, Industrieproduktion gilt. Der entscheidende 
Punkt ist doch: Wir haben 1950 und in den folgen-
den Jahren in der Kohlegemeinschaft und der 
Stahlgemeinschaft eine Rationierung von Kohle 
und Stahl zugunsten Westeuropas gehabt. Dies ha-
ben wir heute nicht mehr. Die Verhältnisse haben 
sich hier doch völlig umgedreht. Gestern konnte ich 
auf der Hannover-Messe 1 400 Aussteller aus Nord-
rhein-Westfalen zu einem Empfang am kommen-
den Sonntag einladen. Nordrhein-Westfalen stellt 
damit nicht nur das größte Kontingent — das tut es 
seit Jahren —, sondern weit mehr als ein Drittel 
aller Aussteller auf deutscher Seite bei der Hanno-
ver-Messe. 

(Beifall bei der SPD) 

In der Berufsausbildung haben wir in einem 
Land mehr geschaffen als der Bund insgesamt. Wir 
haben seit Jahren ein „Technologieprogramm Wirt-
schaft", das bei den kleinen und mittleren Unter-
nehmen ein großer Renner ist. Wir fördern die soge-
nannten Umwelttechnologien, insbesondere in den 
Bereichen, die für Umweltforschung und -entwick-
lung da sind. Auf diesem Gebiet stellen wir fest — 
das Umweltbundesamt hat das gerade herausge-
bracht —, daß Nordrhein-Westfalen bundesweit bei 
allen Ziffern, die zu nennen sind, weit an der Spitze 
liegt. Sein Anteil beträgt über ein Drittel. 

Die Bilanzen unserer Aktivitäten sind in den Be-
reichen, in denen das Land handeln kann, positiv. 
Ich habe allen Mitgliedern dieses Hauses für diese 
Debatte Veröffentlichungen dazu zukommen las-
sen. Selbstverständlich gibt es in diesen Bereichen 
Wettbewerb zwischen den Ländern. Das bejahen 
wir. Wettbewerb schließt jedoch Kooperation nicht 
aus, sondern macht sie manchmal sogar erforder-
lich. 

Es hätte also keiner Nord-Süd-Debatte bedurft, 
um Nordrhein-Westfalen problembewußt zu ma-
chen. Wir haben als erstes Land im Rahmen einer 
eigenen Strukturberichterstattung die Wachstums-
entwicklung untersucht. Lassen Sie mich nur we-
nige aktuelle Fakten nennen. Im Wachstum liegen 
Bund und Land gleichauf. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Jetzt!) 

— Ja, 1984 und 1985. Im Produktivitätsanstieg liegt 
das Land klar vor dem Bund. In den letzten Jahren 
ist der Anteil technologiehaltiger Güter an der Ge-
samtproduktion im Land stärker gestiegen als im 
Bund. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie das 
einmal den Dortmundern!) 

— Ich bitte Sie! Sie leben doch in einer Welt, die Sie 
sich selber zusammenzimmern. Sie transportieren 
ein Klischee über Nordrhein-Westfalen in die Zu-
kunft, weil Ihnen das aus wahltaktischen Gründen 
im Augenblick schmeckt. Es ist doch eine abge-
schmackte Runde, die wir im Augenblick fahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Bereich der ökologischen Modernisierung hat 
das Land wichtige Fortschritte gemacht. 

(Seiters [CDU/CSU]: Haben Sie sich das 
auch aufgeschrieben?) 

Die Investitionstätigkeit in der Produktion von In-
vestitionsgütern und von Verbrauchsgütern liegt in 
Nordrhein-Westfalen seit 1983 über der bundes-
durchschnittlichen Entwicklung. Daß es im Lande 
aufwärtsgeht, ist der umfassenden Entfaltung der 
Produkt- und Prozeßinnovation in allen Teilen der 
breit und tief gestaffelten Wirtschaftsstruktur im 
Lande zu danken. Daran partizipieren vor allem die 
kleinen und mittleren Unternehmen. 

Die Unternehmen im In- und Ausland wissen das, 
und sie verstärken gerade in diesen Jahren entspre-
chend ihre Aktivitäten in diesem großen Markt mit 
seinen qualifizierten Arbeitskräften, mit seinen 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen und 
mit seiner exzellenten Zuliefererindustrie. Allein 
dieser Nachweis der Vitalität der nordrhein-westfä-
lischen Wirtschaft zeigt, daß das Schlagwort vom 
wirtschaftlichen Nord-Süd-Gefälle falsch ist. Heute 
kann weder von einer wirtschaftlichen noch von 
einer technologischen Abkoppelung des Landes ge-
sprochen werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Politische Rah

-

menbedingungen!) 

Nach dem Kriege waren Kohle, Stahl, Chemie 
und Strom die Bausteine für den Wiederaufbau der 
deutschen Wirtschaft. Von Nordrhein-Westfalen 
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gingen die Wachstumsschübe für den Aufbau der 
international erfolgreichen Wirtschaftsstruktur aus, 
von Nordrhein-Westfalen profitierten alle anderen 
Wirtschaftsregionen der Bundesrepublik. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Lammert [CDU/ 
CSU]: Lang, lang ist's her!) 

Wir haben damals Solidarität geübt und viele Milli-
arden in den horizontalen Finanzausgleich gelei-
stet. Heute treffen die Folgen des Strukturwandels 
kaum eine Region so hart wie das Ruhrgebiet. Ich 
halte es politisch für verantwortungslos, wenn man 
uns heute mit diesen Problemen allein läßt und uns 
sogar noch die Schuld dafür zuweist. 

(Beifall bei der SPD) 

Wo ständen wir denn eigentlich, wenn wir, wie in 
Politik und Wissenschaft von konservativer Seite 
immer wieder empfohlen wird, unsere traditionel-
len Industrien in Nordrhein-Westfalen sozusagen 
im Vorbeigehen völlig über Bord, d. h. eigentlich 
zum alten Eisen geworfen hätten? Zur Modernität 
von Stahl sollten sich diese Experten einmal eine 
Nachhilfestunde von unseren Unternehmen geben 
lassen. Auch was den technologischen Stand des 
Bergbaus angeht, so läßt der nichts zu wünschen 
übrig. 

(Beifall bei der SPD) 

Nordrhein-Westfalen will im übrigen in einer 
Debatte, in der es um die sogenannten Problem-
regionen gehen soll, für sich keine Sonderstellung 
reklamieren. Wir wollen hier nur, daß wir mit die-
sen unseren Problemen so behandelt werden, wie 
diese Bundesregierung es bei anderen Ländern und 
ihren Problemregionen tut. Daß dies bei Nordrhein-
Westfalen nicht der Fall ist, zeigt der Länderfinanz-
ausgleich und zeigen die Bundesergänzungszuwei-
sungen und zeigen auch die unverändert ungerecht-
fertigten Anrechnungsbedingungen bei der Steuer-
verteilung, die Nordrhein-Westfalen systematisch 
benachteiligen. Hier trägt der Bund seit Jahren der 
veränderten Lage nicht Rechnung, genausowenig 
wie er die seit Jahren steigenden Einnahmen aus 
der Förderabgabe anderer nicht oder nicht voll be-
rücksichtigt. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: So ist 
das!) 

Meine Damen und Herren, Bayern, das uns im-
mer als das leuchtende Beispiel für Wachstum, In-
novation und Fortschritt vorgehalten wird, erhält 
heute noch gigantische Summen im Rahmen des 
Finanzausgleichs sowohl horizontal wie vertikal. 
Erklären Sie doch einmal jemandem, wie das ei-
gentlich zusammenpaßt! 

Diese Benachteiligung gilt auch bei den zusätzli-
chen Lasten für die Entschwefelung und Entstik-
kung der Kohlekraftwerke. Ein weiteres Beispiel 
war die Bundesabsicht, die Länder mit 50% zu den 
Stahlhilfen heranzuziehen. Widerwillig und nach 
langem Zögern ist der Bund von dieser Forderung 
abgerückt, aber, meine Damen und Herren, Nord-
rhein-Westfalen zahlt immer noch ein Drittel, und 
Nordrhein-Westfalen kostet diese ganze Stahlrunde 
von vor zwei Jahren rund 900 Millionen DM. 

Schließlich sehen wir uns  auch bei der Zuteilung 
regionaler Hilfen in der Gemeinschaftsaufgabe 
nicht angemessen beteiligt. Ich begrüße es, daß 
Herr Bangemann hier gleich nach Amtsantritt die 
überfällige Reform dieses Instruments angepackt 
hat. Wir müssen abwarten, wie sie vollendet wird. 
Aber mit der bisherigen Förderung dritter Klasse 
für die Stahlstandorte Duisburg, Bochum und Dort-
mund werden wir uns nicht zufrieden geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern, daß die Befristung der Förderung in 
diesen Regionen aufgehoben wird, daß die Zahl der 
Schwerpunktorte vergrößert wird, daß der Förder-
satz auch auf 20 % angehoben werden kann und daß 
der Bund hier wie überall — nach dem Grundgesetz 
vorgeschrieben — die Hälfte aller Aufwendungen 
trägt. Wir fordern hier nichts Unbilliges, wir fordern 
nur Gleichbehandlung. 

Meine Damen und Herren, die Bevölkerung ge-
rade in den Stahlstandorten, vom Siegerland ange-
fangen über Hagen und das ganze Revier, ist zu-
tiefst beunruhigt — zusätzlich jetzt in den letzten 
Wochen — über die Haltung der Bundesregierung 
zu lebenswichtigen Fragen beim Stahl. Sie fühlt 
sich in der Stahlpolitik im Stich gelassen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo haben Sie 
das denn her?) 

wenn sie sehen muß, daß es beim Kapazitätsabbau 
offensichtlich nicht zu einer gerechten Lastenver-
teilung innerhalb der EG kommt, weil die Bundes-
regierung ohne Konzept agiert und es auch ablehnt, 
ein Konzept vorzulegen. Sie lehnt es sogar ab, den 
Stahlausschuß zu nutzen, ein Angebot der IG Me-
tall, bundesweit gemeinsame Lösungen mitzutra-
gen. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Nicht mal der 
Vorschlag der Vergesellschaftung!) 

Meine Damen und Herren, ich habe heute mor-
gen Herrn Bangemann mit diesen wachsweichen 
Erklärungen zu den neuen Beschlüssen des Stahl-
rates gehört. Ich kann hier nur sagen: Eine Tonne 
zusätzlicher Kapazitätsabbau für 1 Milliarde DM 
zusätzlicher Stahlhilfe wäre auch eine Anwendung 
von  Art. 2 des Stahlsubventionskodex. Und da ist 
das alles völlig in die Hand nur der Kommission 
gegeben. 

Wir haben in der Vergangenheit mehrfach bei der 
Bundesregierung und auch beim Bundeskanzler 
selbst ein stahlpolitisches Konzept angemahnt. Der 
Bundeskanzler hat vor zwei Jahren der IG Metall 
erklärt, er finde das sehr überlegenswert, er werde 
darauf zurückkommen. Heute erklärt Herr Bange-
mann, daß das für ihn vollständig ausgeschlossen 
ist. 

Die neue Verunsicherung gilt auch in der Kohle-
politik. Wir fordern von der Bundesregierung die 
klare Fortsetzung der bisherigen Unterstützung der 
Kokslieferungen in die europäische Stahlindustrie, 
die Verlängerung des Hüttenvertrages zu klareren 
Bedingungen. Da sind jetzt Grundsatzentscheidun-
gen fällig. 
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Wenn ich mir ansehe, was die CDU auf ihrem 

Essener Bundesparteitag zu diesem Punkt an 
wachsweichen und nicht schlüssigen Worten gefun-
den hat, kann ich nur darum bitten, daß das heute 
klargezogen wird, was denn nun gilt. Und die FDP 
hält auf Landesebene ja die Hochtemperaturreak-
tortechnologie für den wichtigsten Beitrag zur Si-
cherung der Zukunft der Kohle überhaupt, ohne auf 
die Fragen der Kohleverflüssigung und der langfri-
stigen mengenmäßigen Sicherung der Förderung 
einzugehen. 

(Schlottmann [CDU/CSU]: In Herne ver-
weigern Ihre Genossen die Fernwärme!) 

— Die Landesregierung ist zudem bestürzt, Herr 
Kollege Schlottmann, daß vom Kanzler unserer Re-
publik kein klärendes Wort zu den bekanntgewor-
denen Brüsseler Überlegungen zu einer erneuten 
drastischen Reduzierung der Kohleförderung ge-
sagt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer jetzt eine neue Absenkung der Kohleförderung 
betreibt oder hinnimmt, der verläßt die Ergebnisse 
der Kohle-Runde von 1983, die j a noch bittere Zu-
kunft sind, die noch nicht bewältigt sind. Ich darf 
hier nur sagen: Wir haben in unserem Montanre-
vier in den letzten 20 Jahren von zwei Stahlarbeits-
plätzen einen verloren, von drei Bergarbeitsplätzen 
zwei. Diese Bilanz darf nicht überzogen werden. 

(Beifall bei der SPD — Wissmann [CDU/ 
CSU]: Sie tun zuwenig für neue Arbeits-

plätze!) 
Ich komme zum Schluß, indem ich sage: Die der-

zeitige Exportkonjunktur hat praktisch nur den 
Dollarkurs und den gewaltigen Importsog der Dol-
larländer zum Bundesgenossen, der uns sehr zu-
gute kommt. Wir brauchen zusätzliche binnenwirt-
schaftliche Auftriebskräfte, weil mehr als 2,5 Millio-
nen Menschen eine Beschäftigung suchen. Das 
wirkt sich dann in allen Regionen der Bundesrepu-
blik aus. Dann kommen wir von dieser pathologi-
schen Debatte, in der den Problemregionen die Lö-
sung der Konjunkturprobleme und der Struktur-
probleme aufgelastet wird, los. Hier sollte die Bun-
desregierung handeln. Ich fordere sie dazu auf. 

(Beifall bei der SPD — Schlottmann [CDU/ 
CSU]: Was machen Sie denn?) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bin nicht ganz sicher, ob 
eine Debatte des Bundestages über Große Anfragen 
sowohl der Koalitionsfraktionen wie der Opposition 
unbedingt mit einer Erklärung des zuständigen Mi-
nisters eingeleitet werden muß. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der SPD: Das ist seine, nicht unsere 

Sache!) 

Daß aber die Aussprache über die Antworten der 
Bundesregierung zu diesen Großen Anfragen für 
die Opposition nicht von einem Mitglied der Bun-
destagsfraktion eröffnet wird, sondern von einem 

Mitglied des Bundesrates, dem nordrhein-westfäli-
schen Wirtschaftsminister, das ist in der Tat ein 
aufschlußreiches Indiz sowohl für den Zustand der 
Opposition wie für den Zustand des Landes, das die-
ser Minister zu vertreten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Herr Jochimsen, der Wirtschaftsminister Profes-
sor Jochimsen, hat offensichtlich entdeckt, daß es 
gelegentlich viel schöner ist, Professor zu sein als 
Wirtschaftsminister. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ist 
der Professor?) 

Jedenfalls hat er sich entschlossen, statt zu den 
konkreten Zahlen, Fakten und Entwicklungen sei-
nes Landes hier verantwortlich Stellung zu neh-
men, eine breite, lange, professorale Theorie über 
binnen- und weltwirtschaftliche Zusammenhänge 
unter besonderer Berücksichtigung aktiver Indu-
striepolitik — was immer das sei — zu entwickeln. 
Wenn hinter dieser Darstellung die Vermutung zum 
Ausdruck kommt, daß sich Herr Jochimsen in weni-
gen Wochen wieder ganz und mit ganzer Leiden-
schaft den Aufgaben eines Professors in Forschung 
und Lehre widmen kann, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Die 
armen Studenten!) 

weil für ihn in seiner bisherigen Tätigkeit keine 
Verwendung mehr besteht, soll das hier nicht wei-
ter kritisiert werden. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Das könnte 
dem Land Nordrhein-Westfalen nur gut

-

tun!) 

Der Versuch jedenfalls, der eigenen politischen Ver-
antwortung auszuweichen, muß notwendigerweise 
scheitern. 

Meine Damen und Herren, es ist wohl wahr, daß 
in der Diskussion über das ungenaue Schlagwort 
vom „Süd-Nord-Gefälle" in den letzten Monaten 
manche Pirouetten geschlagen worden sind. Nir-
gendwo allerdings sind diese Pirouetten schneller 
gedreht worden als in Nordrhein-Westfalen — und 
von niemandem mit mehr Grazie als von dem Wirt-
schaftsminister, den wir hier gerade am Pult erlebt 
haben. 

Zunächst hat Herr Jochimsen monatelang mit 
Tremolo in der Stimme die strukturellen Defizite 
Nordrhein-Westfalens beklagt und massive Förder-
maßnahmen von Bund und Europäischer Gemein-
schaft eingefordert. Wir haben hier zeitweise täg-
lich auf Anträge des nordrhein-westfälischen Wirt-
schaftsministers an den Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit gewartet, Nordrhein

-

Westfalen endlich als notleidendes Gebiet anzuer-
kennen und in die Förderprogramme für Not-
standsgebiete einzubeziehen. 

(Zuruf von der SPD: Nicht sehr geistreich, 
was Sie jetzt sagen!) 

Dann hat er angesichts bevorstehender Land-
tagswahlen ohne jeden intellektuellen Skrupel das 
genaue Gegenteil seiner monatelangen Propaganda 
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verkündet und erklärt, inzwischen befinde sich 
Nordrhein-Westfalen wieder an der Spitze der Ent-
wicklung, und die Entwicklungsrückstände seien 
nun aufgeholt. 

Schließlich behauptet er — wiederum ohne zu 
zögern —, die nach wie vor vorhandenen strukturel-
len Anpassungsprobleme seien nur durch ein stär-
keres Engagement des Bundes zu lösen, und dies, 
obwohl er doch gerade erst erklärt hatte, daß diese 
Entwicklungsprobleme inzwischen als gelöst gelten 
können. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

„Meine Damen und Herren, Nordrhein-Westfalen 
muß seine Probleme so weit wie irgend möglich sel-
ber lösen." 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Hauser 
[Krefeld] [CDU/CSU]: Die müssen erst ein

-

mal eine anständige Regierung bekom

-

men!) 

Das ist Originalton Jochimsen vom 16. November 
1984 im nordrhein-westfälischen Landtag. 

Vielseitig verwendbar ist nun allerdings eine an-
dere Äußerung, nämlich die, daß Nordrhein-Westfa-
len seine Probleme nicht allein lösen könne. Sie 
stammt vom gleichen Wirtschaftsminister Jochim-
sen, zwölf Tage nach dem ersten Zitat im gleichen 
Kino, ebenfalls vor den Mitgliedern des nordrhein-
westfälischen Landtages. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Ins Kino 
paßt er auch!) 

Hier wird mit großer Virtuosität heute diese und 
morgen jene Position vertreten, immer abwech-
selnd einmal nach dem Motto „Hannemann, geh du 
voran" und ein andermal nach dem Motto „Kein 
schöner Land in dieser Zeit". 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat in ihrer Antwort auf die Großen Anfragen 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Nichts 
beantwortet!) 

unsere Vermutung bestätigt, daß die These von ei-
ner generell günstigeren Entwicklung im Süden der 
Bundesrepublik im Vergleich zum Norden pauschal 
nicht belegt werden kann, daß gleichwohl aber 
deutliche Unterschiede in den Entwicklungsten-
denzen zwischen verschiedenen Bundesländern 
und insbesondere einzelnen Regionen festzustellen 
sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Von einem Süd-Nord-Gefälle konnte auch stati-
stisch überhaupt nur deshalb die Rede sein, weil die 
Zuordnung Nordrhein-Westfalens zu den nördli-
chen Bundesländern wegen der miserablen wirt-
schaftlichen Entwicklung dieses größten Bundes-
landes in den letzten 15 Jahren den statistischen 
Durchschnitt aller Länder entsprechend negativ be-
einflußt und deutlich von der positiven Entwicklung 
anderer Bundesländer abhebt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Dr. Skar-
pelis-Sperk [SPD]: Schleswig-Holstein? 

Niedersachsen?) 

— Wir werden, verehrte Kollegin, darauf in aller 
wünschenswerten Ausführlichkeit zurückkommen 
und deutlich machen, daß hier überhaupt nicht das 
Problem eines Süd-Nord-Gefälles, möglicherweise 
aber das eines Mitte-Links-Gefälles in der Bundes-
republik besteht. Ich werde das Punkt für Punkt zu 
verdeutlichen versuchen. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Ehrenberg? 

Dr. Lammert  (CDU/CSU): Bitte schön, Herr Ehren-
berg. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege, zu Ihrem vor-
letzten Satz mit dem Durchschnitt, der durch Nord-
rhein-Westfalen heruntergezogen wird: Haben Sie 
sich jemals die Mühe gemacht, sich die Arbeits-
marktzahlen von Niedersachsen anzusehen, die den 
allerletzten Platz unter allen Flächenstaaten außer 
dem Saarland belegen? 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Jawohl! Sie werden sich 
wundern, welche Mühe wir uns in der Vorbereitung 
dieser Debatte gemacht haben, und Sie werden 
überhaupt keinen Grund haben, über einen Mangel 
an präzisen Zahlenvergleichen in dieser Diskussion 
zu klagen — einschließlich der höchst unterschied-
lichen Entwicklung, die wir auf den Arbeitsmärkten 
in verschiedenen Bundesländern in den vergange-
nen Jahren hatten. Ich werde deswegen auch Punkt 
für Punkt deutlich zu machen versuchen, warum 
wir glauben, daß sich die wirtschaftliche Entwick-
lung Nordrhein-Westfalens von der positiven Ent-
wicklung des Bundes abgekoppelt hat: 
Erstens. Herr Jochimsen hat freimütig einge-

räumt, daß Nordrhein-Westfalen jahrelang — weg-
gelassen hat er: unter christdemokratischer Regie-
rungsverantwortung — die Nummer Eins an 
Wachstum, an Investitionskraft, an Beschäftigung 
und auch an Einkommen gewesen ist und daß es 
dank seiner hohen wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit auch hohe Beiträge zum Länderfinanzaus-
gleich geleistet hat. Unter sozialdemokratischer 
Führung ist das Land in seiner wirtschaftlichen Be-
deutung von der Spitze an das Ende der Skala im 
Ländervergleich abgesunken. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ehrenberg [SPD]) 
Die Rezession, Herr Ehrenberg, war hier tiefer als 
im Bundesdurchschnitt. Die Wachstumsraten sind 
deutlich niedriger als im Bundesdurchschnitt. Die 
Arbeitslosenraten sind wesentlich stärker ausge-
prägt als im Bundesdurchschnitt. Nirgendwo waren 
die Einbrüche auf dem Arbeitsmarkt größer als in 
Nordrhein-Westfalen. 
Niemand hätte doch erwartet, daß unter sozialde-

mokratischer Regierungsverantwortung die Spit-
zenstellung Nordrhein-Westfalens noch weiter 
würde ausgebaut werden können. Aber hätten Sie 
wenigstens den Durchschnitt der Entwicklung aller 
Bundesländer in den etwa zwei Jahrzehnten Ihrer 
Regierungsverantwortung gehalten, dann hätte in 
dieser Zeit das Investitionsvolumen der nordrhein-
westfälischen Wirtschaft 40 Milliarden DM mehr 
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ausgemacht; dann wäre das Sozialprodukt in dieser 
Zeit um weit mehr als 100 Milliarden DM größer 
gewesen, als dies tatsächlich der Fall gewesen ist. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Absatz-
chancen für die Kohle — Abg. Menzel 
[SPD] meldet sich zu einer Zwischen-

frage) 

— Ich bitte um Nachsicht, daß ich nicht alle zwei 
Minuten Zwischenfragen mit erkennbarer Absicht 
zulassen möchte. 

Zweitens. Nordrhein-Westfalen hat die größten 
Einbrüche auf dem Arbeitsmarkt hinnehmen müs-
sen. Zwischen 1974 und 1984 sind hier 7,3 % aller 
Arbeitsplätze verlorengegangen. Im übrigen Bun-
desgebiet lag dieser Verlust nur bei 1,6 %. 

Drittens. Eine Spitzenstellung hat Nordrhein-
Westfalen nur auf einem Gebiet: in der Entwicklung 
der Verschuldung des öffentlichen Haushalts. — 
Sie schütteln den Kopf, Herr Wolfram. Ich fände es 
ja auch besser, wenn es nicht so wäre, aber leider 
ist es so. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Diese Landesregierung hat es fertiggebracht, wäh-
rend ihrer Regierungszeit die Staatsverschuldung 
pro Einwohner zu verfünfzigfachen. Sie klagt heute 
über eine Zinslast von 5,3 Milliarden DM pro Jahr. 
Das ist ein Betrag, der präzise den Haushalten von 
acht Ruhrgebietsstädten zusammen entspricht. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
[SPD]) 

Es kann demnach nach volkswirtschaftlichem 
Einmaleins niemanden verwundern, daß in demsel-
ben Zeitraum das Investitionsvolumen dieses Lan-
des auf dem Stand stagnieren mußte, den es bereits 
1970 erreicht hatte. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
ist das Gesamtschuleinmaleins!) 

Vierter Punkt. Die Flurschäden sozialdemokrati-
scher Wirtschaftspolitik sind nirgendwo deutlicher 
zu besichtigen als im Ruhrgebiet als einer Testre-
gion j ahrzehntelanger Verantwortung von Sozialde-
mokraten in Kommunen, Land und Bund gleichzei-
tig. Selbst die IG Metall hat von einer verfehlten 
Technologie- und Strukturpolitik als Ursache für 
den rapiden Anstieg der Massenarbeitslosigkeit im 
Ruhrgebiet gesprochen und mit ganz ungewöhnli-
cher Offenheit darauf hingewiesen — ich zi-
tiere —: 

Im Revier ist eine Dunstglocke entstanden von 
verfestigten Machtstrukturen und mangelnder 
Innovationsbereitschaft bei Unternehmern und 
Politikern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, Sie haben in zwei 
Jahrzehnten, in denen Sie die Chance hatten, Poli-
tik aus einem Guß zu machen, in Kommunen, Land 
und Bund mit gleichen Farben in gleicher Linie zu 
marschieren, das Ruhrgebiet zum traurigen Denk-

mal Ihrer wirtschaftspolitischen Inkompetenz ge-
macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 

[SPD]) 

Von den Arbeitsplatzverlusten unserer Volkswirt-
schaft sind 15 % allein im Ruhrgebiet angefallen, 
während von den neuen Arbeitsplätzen ganze 3 %, 
also ein Fünftel dieses Volumens, im Revier ent-
standen sind. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie ver

-

schmutzen doch unser Land!) 

— Wenn Sie jetzt von Verschmutzung sprechen, 
dann muß ich sagen, verehrter Herr Wolfram 

(Erneuter Zuruf des Abg. Wolfram [Reck

-

linghausen] [SPD]) 

— nun hören Sie mir doch zu, Sie sind doch 
gleich auch dran; ich verspreche Ihnen, auch zuzu-
hören —: Mit der panikartigen Auslösung des 
Smogalarms Anfang dieses Jahres hat diese Lan-
desregierung gleichsam als Abschiedsgeschenk zu 
den von ihr verschuldeten wirtschaftspolitischen 
Flurschäden gleich noch einen schwer reparablen 
Imageschaden obendrauf gesetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das zum Thema: „Wer bringt welche Region um 
ihre Entwicklungschancen?" 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

Fünfter Punkt. Die neuen Technologien und ihre 
Entwicklungsmöglichkeiten sind in Nordrhein-
Westfalen eher behindert als gefördert worden. Ins-
besondere die Kommunikationstechnologie ist von 
der Regierung Rau mit einer oberlehrerhaften Atti-
tüde auf die Frage verengt worden, wieviele Fern-
sehprogramme die Bürger dieses Landes sehen 
dürfen. Die ökonomische Bedeutung dieser Kom-
munikationstechnologie als Infrastruktur der Zu-
kunft ist von der nordrhein-westfälischen Landes-
regierung weder erkannt noch umgesetzt worden. 

Punkt sechs: Die strukturellen Probleme der 
nordrhein-westfälischen Wirtschaft, Herr Jochim-
sen, bestehen in der Tatsache, daß hier zu viele kon-
junktur- und wechselkursanfällige Produkte für zu 
viele konjunkturanfällige Kunden hergestellt wer-
den. Das ist wohl wahr. Aber man kann doch nicht 
die extreme Wechselkursanfälligkeit der Wirtschaft 
beklagen und gleichzeitig behaupten, daß die Struk-
tur dieses Landes völlig in Ordnung sei. Dies 
schließt sich eben logisch wechselseitig aus. 

Wenn Sie sich die Zahlen ansehen, dann werden 
Sie feststellen, daß der Anteil der Problembranchen 
in der nordrhein-westfälischen Wirtschaft über-
durchschnittlich hoch ist, während der Anteil der 
Wachstumsbranchen unterdurchschnittlich ausge-
prägt ist. Der Anteil der technologieintensiven Pro-
dukte am nordrhein-westfälischen Umsatz beträgt 
knappe 9 %. Der Bundesdurchschnitt — ich rede, 
wie gesagt, vom Durchschnitt — ist mit 13,5 % um 
glatt die Hälfte höher als in Nordrhein-Westfalen. 
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Siebter Punkt. Hier haben wir die Erklärung da-

für, warum es eine Abkoppelung der nordrhein-
westfälischen Wirtschaft von der Entwicklung unse-
rer Volkswirtschaft gegeben hat und warum trotz 
der für die Exportwirtschaft günstigen Wechsel-
kursentwicklung der Exportanteil Nordrhein-West-
falens am Gesamtexport unserer Wirtschaft nicht 
nur nicht gehalten werden konnte, sondern weiter 
zurückgegangen ist. Herr Jochimsen, wenn Sie sich 
die Berichte Ihrer eigenen Landeszentralbank an-
sehen, dann finden Sie dort das Bedauern darüber, 
daß selbst im Exportboomjahr 1984 die nun eigent-
lich von den Wechselkursen begünstigte nordrhein

-

westfälische Entwicklung nicht einmal im Export 
den Zuwachs im Durchschnitt des Bundes hat hal-
ten können, sondern auch im Jahre 1984 mit 12 
gegenüber 15 % erneut dahinter zurückgeblieben 
ist. 

(Abg. Wolfram [Recklinghausen] [SPD] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich bitte um Nachsicht, ich habe nur noch zwei 
Minuten Redezeit. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Aber 
Sie werden mithelfen, daß die Koksexporte 

der EG beibehalten werden!) 

Achter Punkt. Unter sozialdemokratischer Ver-
antwortung sind die nordrhein-westfälischen Schu-
len und Hochschulen zum Experimentierfeld stän-
dig neuer Reformüberlegungen gemacht worden. 
Wenn es irgendwo Innovationen — im umstritten-
sten Sinn dieses Wortes — gegeben hat, dann auf 
diesem Gebiet. Keine Dummheit im Bereich der 
deutschen Schul- und Hochschulpolitik ist in nord-
rhein-westfälischen Schulen und Hochschulen 
nicht durchexerziert worden. Das rechtzeitige Aus-
wechseln des dafür verantwortlichen Kultusmini-
sters war ja ein sinnfälliger, wenn auch später Aus-
druck dafür. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Neunter Punkt. Meine Damen und Herren, inzwi-
schen laufen dieser Landesregierung die eigenen 
Bürger doch längst in Scharen davon. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Und Sie 
sind Lehrbeauftragter in Bochum!) 

Die Bevölkerung Nordrhein-Westfalens reagiert mit 
massiven Abwanderungen auf die wirtschaftliche 
und politische Negativentwicklung der letzten Jah-
re. In keinem einzigen Bundesland sind die Abwan-
derungen in andere Regionen der Bundesrepublik 
in den letzten Jahren stärker gewesen als in Nord-
rhein-Westfalen. Verehrte Kollegen von der Opposi-
tion, die Abstimmung mit dem Möbelwagen haben 
Sie längst verloren, bevor die Wähler am 12. Mai 
überhaupt zur Wahlurne schreiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Letzter Punkt. Nordrhein-Westfalen hat nach 
meiner festen Überzeugung nach wie vor hervorra-
gende Voraussetzungen, seine frühere Leistungsfä-
higkeit wiederherzustellen. Es leidet allerdings seit 
einer unerträglich langen Zeit von Jahren unter 
einer Wirtschaftspolitik, die durch Versäumnisse,  

durch Verdrängungen und durch Vertrauensverlu-
ste seine Zukunft gefährdet hat. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Lehrbe

-

auftragter für Miesmacherei!) 

Nordrhein-Westfalen hat zuwenig Wachstum und 
zu viele Arbeitslose, zu wenige Investitionen und zu 
viele Schulden, zuwenig Technologie und zuviel 
Ideologie, zuwenig Phantasie und zuviel Bürokratie, 
zuwenig Innovation und zuviel Filz, zu wenige Exi-
stenzgründungen und zu viele Pleiten, zu wenige 
selbständige Handwerksmeister und Unternehmer 
und zu viele Beamte — auch eine Spitzenstellung 
im öffentlichen Dienst hat Nordrhein-Westfalen zu-
gegebenermaßen längst erreicht —, zu wenige Mit-
telständler und zu viele Großkonzerne, zuwenig 
Forschung und zu viele Subventionen, zuwenig 
Markt und zuviel Staat. Dieses Land, meine Damen 
und Herren, braucht eine Wende, zu der Sozialde-
mokraten — mit oder ohne parlamentarische Un-
terstützung durch GRÜNE nach hessischem Muster 
— schon deswegen nicht in der Lage sind, weil sie 
bis heute weder die Notwendigkeit noch die Mög-
lichkeiten einer konsequenten Kurskorrektur be-
griffen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Jens. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Darf der jetzt 
schon reden oder ist noch ein Minister 
dran? — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Dr. Jens (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es klang alles sehr gut, was der Herr 
Lammert hier so losgelassen hat, 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU) 

aber ich muß Ihnen sagen: es war nahezu alles 
falsch. 

(Beifall bei der SPD) 

Man sollte das einmal sauber auseinandernehmen. 
Ich finde, wir sind hier im Deutschen Bundestag 
und nicht in einer Wahlveranstaltung in Bochum, 
Herr Lammert. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, Sie haben diesen Saal verwechselt. Sie 
sollten etwas korrekter vorgehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie tun so, als sei — was zum Teil richtig geschil-
dert wurde — das Land dafür zuständig, aber Sie 
wissen ganz genau, daß es strukturelle Veränderun-
gen gibt, für die die Landesregierung wirklich über-
haupt keine Verantwortung trägt. Aber das wird 
alles ignoriert. Sie schmeißen alles in einen Topf, 
rühren es kräftig um und bilden sich ein, die Bürger 
sind so dumm und glauben Ihnen das auch noch. 
Ein großer Irrtum! 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Das werden wir am 12. Mai sehen!) 

Aber Sie kriegen wahrscheinlich noch etwas über 
30 % in Nordrhein-Westfalen. Davon gehe ich ein- 
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mal aus. Die FDP — das haben wir heute morgen 
gesehen — kämpft um ihr Überleben. Das ist mir 
völlig klar. Denn der Bundeswirtschaftsminister 
Bangemann hat künstlich die Zeit gefüllt und dafür 
gesorgt, daß kein sozialdemokratischer Redner 
mehr vor der Mittagspause dran kam. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Dann hätte 
den Leuten das Essen nicht geschmeckt!) 

Er hat sehr seicht, sehr oberflächlich seine Position 
dargelegt. Ich wundere mich immer, daß die Journa-
listen das dem Herrn Bangemann überhaupt noch 
abnehmen. 

(Dr. Lippold [CDU/CSU]: Nun sagen Sie 
selbst einmal etwas zur Sache!) 

Eines fand ich ganz gut, was der Herr Bange-
mann gesagt hat. Er hat deutlich gemacht, daß wir 
zur Zeit eine Wachstumsbranche haben, und zwar 
die Umweltschutzindustrie. Sie prosperiert und ex-
pandiert. Das ist eine positive Entwicklung. Aber 
denken Sie doch einmal darüber nach: Wie kommt 
das eigentlich? Es gibt keinen Bereich, wo wir in 
letzter Zeit soviel an staatlichen Maßnahmen er-
griffen haben wie im Umweltschutzsektor: Gebote, 
Verbote, neue Auflagen, Zuschüsse und dergleichen 
mehr. Hier wurde massiv vom Staat Industriepoli-
tik betrieben. Herr Bangemann hat das auch aner-
kannt. Aber er glaubt, das seien alles die Markt-
kräfte gewesen. Ein bodenloser Unsinn! 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Strategie dieser 
Regierung geht nicht auf. Rahmenbedingungen ein 
bißchen verbessern — so heißt es auch in den Ant-
worten zu unseren Anfragen —, was wir schon seit 
vier Jahren machen, hat dazu geführt, daß wir mitt-
lerweile im März 2,6 Millionen Arbeitslose haben. 
Das ist einmal mehr ein neuer Nachkriegsrekord in 
diesem Lande. Das können Sie nicht einfach igno-
rieren. Die Arbeitslosen sind unser Problem. Darum 
hat sich diese Regierung zu kümmern. Aber sie tut 
überhaupt nichts. Die Anzahl der Arbeitslosen ist, 
seitdem diese Regierung dran ist, um 800 000 gestie-
gen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

800 000 Arbeitslose mehr, aber nichts wird dagegen 
getan! 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Hört! 
Hört!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte nicht nur 
scharfe Worte finden, sondern hier auch sozialde-
mokratische Vorstellungen zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit vortragen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wird Zeit!) 

Die Arbeitslosigkeit ist unseres Erachtens das 
wichtigste Problem. Wir haben jetzt in der Fraktion 
gehört, bis Mitte der 90er Jahre — so sagte die Vize-
präsidentin der Bundesanstalt für Arbeit Frau En-
gelen-Kefer — werden wir, wenn seitens dieser Re-
gierung nichts geschieht, mit dieser hohen Arbeits-
losigkeit, die wir heute zu verzeichnen haben, noch 
leben müssen. Ich füge hinzu: Bis Mitte der 90er 

Jahre werden wir in diesem Lande auch noch welt-
wirtschaftliche Veränderungen erleben, die viele In-
dustriezweige in Bedrängnis bringen. Das ist unser 
eigentliches Problem. Die Regierung legt die Hände 
in den Schoß und versucht durch Gesundbeten die 
Probleme zu lösen. 

Sehen wir uns die Stahlindustrie an. Da herrscht 
allgemeine Enttäuschung über den Bundeswirt-
schaftsminister Bangemann. Selbst der Chef der 
Wirtschaftsvereinigung Eisen- und Stahlindustrie 
hat das vor kurzem lautstark in der Öffentlichkeit 
zum Ausdruck gebracht. Subventionszahlungen in 
der Stahlindustrie können jetzt, nachdem Herr 
Bangemann umgefallen ist, bis Ende 1985 beantragt 
und bewilligt werden. Der Wirtschaftsminister war 
gewarnt. Er sollte sich nicht wundern, wenn jetzt 
neue Subventionsforderungen seitens der deut-
schen Stahlindustrie auf diese Regierung zukom-
men. 

In den deutschen Raffinerien bangt mittlerweile 
fast jeder Arbeitnehmer um seinen Arbeitsplatz. 
Daran ist nicht die Landesregierung schuld. Ein 
dummes Gerede! Der Wirtschaftsminister redet 
zwar von der notwendigen Versorgungssicherheit, 
aber er ist nicht bereit, auch nur ein bißchen zur 
Versorgungssicherheit in diesem Lande zu tun. 

(Gattermann [FDP]: Was denn?) 

In Deutschland sterben die Raffinerien einmal 
mehr wesentlich schneller als in Frankreich und 
Italien. Wenn Sie mich fragen, Graf Lambsdorff: 
„Was denn?", dann bitte ich Sie doch, gucken Sie 
sich einmal an, was in Frankreich, was in Irland, 
was in anderen europäischen Ländern getan wird. 
Ich sehe nicht ein, daß dort die Arbeitsplätze erhal-
ten bleiben und bei uns kaputtgemacht werden. Das 
geht nicht an. 

(Beifall bei der SPD — Kraus [CDU/CSU]: 
Konkreter Vorschlag!) 

Wir werden im Ausschuß konkret darüber reden. 
Aber Versorgungssicherheit, die von Herrn Bange-
mann gefordert wird, muß auch definiert werden. 
Und da ist dann die Regierung gefordert, zu sagen, 
wie sie diese Versorgungssicherheit gewährleisten 
will. Man hat schon fast das Gefühl — wenn ich bei 
den Raffinerien bin —, an diesem Raffineriesterben 
nehmen insbesondere, zur Zeit wenigstens, die Raf-
finerien in Nordrhein-Westfalen teil. Man hat schon 
das Gefühl, daß hier systematisch zu Lasten dieses 
Landes seitens einiger Unternehmer Politik ge-
macht wird. Dagegen wehren wir uns. Überdurch-
schnittlich viele Raffineriekapazitäten sind in 
Nordrhein-Westfalen abgebaut worden. Das läßt 
sich überhaupt nicht leugnen. 

Oder nehmen wir die Glasindustrie: In der Glas-
industrie gibt es europaweit bereits erhebliche 
Überkapazitäten. Dennoch werden mit Hilfe von 
Subventionen in anderen europäischen Ländern 
weitere, neue Kapazitäten aufgebaut. Die Folge ist 
Verlust von Arbeitsplätzen in den nicht subventio-
nierten Industrieunternehmen der Bundesrepublik 
Deutschland, wenn sich der Bundeswirtschaftsmi-
nister weiterhin weigert, auf diesem Felde irgend 
etwas zu unternehmen. 
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Ich will gar nicht die ganzen Branchen durchge-

hen, aber auch die Werften sind von dieser weltwirt-
schaftlichen Veränderung betroffen, ebenso die 
Chemiefaserindustrie, die Elektronikindustrie. Und 
ich frage: Wie lange dauert es eigentlich noch, bis 
auch die deutsche Automobilindustrie mit in diesen 
Strudel beineingerissen wird. Das ist nur noch eine 
Frage der Zeit. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Wenn Sie das 
Tempolimit durchsetzen!) 

Ich sage: Den in Not geratenen Branchen zu hel-
fen ist unvermeidlich. Aber wann werden wir end-
lich erkennen: Wir kommen nur von den Erhal-
tungssubventionen weg, die wir alle gemeinsam be-
klagen, wenn es uns gelingt, zukunftsträchtige neue 
Arbeitsplätze zu schaffen? Rechtzeitig und am rich-
tigen Orte brauchen wir Arbeitsplätze, wenn wir 
den Strukturwandel bewerkstelligen wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch im Re

-

vier!) 

Das ist sicherlich in erster Linie Aufgabe der Unter-
nehmen, aber es ist nicht ausschließlich Aufgabe 
der Unternehmen. Gegen einige Probleme, mit de-
nen wir zu kämpfen haben, können die Unterneh-
men gar nichts machen. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Wer denn?) 

Ich erinnere: Die weltwirtschaftlichen Struktur-
wandlungen haben das Investitionsrisiko derart er-
höht, daß es sich in vielen Branchen überhaupt 
nicht mehr rentiert, zu investieren. Ein neu entstan-
dener internationaler Kapitalmarkt hat einen Real-
zins hervorgebracht, der nahezu alle privatwirt-
schaftlichen Investitionen unrentabel macht. 
Frankreich, Großbritannien, USA und Japan verzer-
ren auf unterschiedliche Art und Weise die Wettbe-
werbsbedingungen der deutschen Unternehmen. 
Und diese Veränderungen können die Unterneh-
men nicht bewältigen. 

Nein, meine Damen und Herren, ich meine, wir 
brauchen wirklich konzertiert, gemeinsam, viel-
leicht zwischen Regierungsparteien und Opposi-
tion, eine neue Innovationsoffensive. Aber da darf 
der Staat nicht außen vorstehen, da muß er mit 
aktiv werden. Es bedarf einer Innovationsoffensive, 
insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen. 
Zuständig dafür ist allerdings nicht das Land Nord-
rhein-Westfalen, zuständig ist auch nicht Baden-
Württemberg, sondern zuständig für eine derartige 
Innovationsoffensive wäre der Bund, wäre der Bun-
deswirtschaftsminister. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Baden-Württem

-

berg macht es aber! — Carstensen [ Nord

-

strand]  [CDU/CSU]: Wofür ist die Landes

-

regierung denn noch da?) 

— Zum Teil gegen das Grundgesetz, Herr Wiss-
mann. 

Bei dieser Innovationsoffensive geht es nicht so 
sehr um neue Rationalisierungsinvestitionen, son-
dern es geht um die Entwicklung von Produkten, 
die von den Unternehmen möglichst schnell in den 
Markt eingeführt werden müssen. Die Anregungen 
zu derartigen Innovationshilfen sollten nicht vom 

Staat, sondern von den Unternehmen ausgehen. 
Das Angebot zur Innovationshilfe ist schließlich al-
len Unternehmen, die miteinander im Wettbewerb 
stehen, zu unterbreiten. Das Subsidiaritätsprinzip 
sollte Anwendung finden. Der Wettbewerb als we-
sentliches Element einer dezentralen Ordnung 
bleibt auf diese Art und Weise nicht nur erhalten, 
sondern wird sogar noch gestärkt. 

Ich kann mir vorstellen, daß so etwas den For-
schungsminister dieser Regierung interessiert. 
Aber der Bundeswirtschaftsminister wird von sei-
nen hohen Beamten möglicherweise zurückgepfif-
fen werden. 

Und in einem Punkt verweigert der Wirtschafts-
minister ganz offensichtlich die Mitarbeit: Wir 
brauchen, um Strukturen zukunftsträchtig gestal-
ten zu können, Prognosen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Deswegen 
wollt ihr auch die Volkszählung verschie

-

ben!) 

Wir brauchen Prognosen der wirtschaftswissen-
schaftlichen Forschungsinstitute über die wirt-
schaftliche Entwicklung. Hier muß der Wirtschafts-
minister Aufträge erteilen und die notwendigen 
Mittel für derartige Prognosen zur Verfügung stel-
len. 

Ich füge hinzu: Für uns Sozialdemokraten geht es 
bei Innovationen immer auch um Sozialinnovatio-
nen. Das heißt: Wir brauchen Umweltschutz, wir 
brauchen Humanisierung des Arbeitslebens, wir 
brauchen mehr Mitbestimmung als bisher. 

Meine Damen und Herren, ich gebe zu, diese in 
aller Kürze skizzierte Innovationsoffensive löst un-
sere Beschäftigungsprobleme mit Sicherheit nicht 
von heute auf morgen. Aber sie trägt zur Lösung 
bei. 

(Beifall bei der SPD) 

Erforderlich wäre ferner die Schaffung von mehr 
gesamtwirtschaftlicher Nachfrage. Unser „Pro-
gramm Arbeit und Umwelt" haben wir auf den 
Tisch gelegt. 

Im Dienstleistungsbereich könnten mehr Arbeits-
plätze geschaffen werden, und zwar sowohl im pri-
vaten als auch im öffentlichen Dienstleistungsbe-
reich. Wenn allerdings die Länder und Gemeinden 
hier mehr tun sollen, dann darf der Bund sie nicht 
weiterhin am finanzpolitischen Gängelband halten. 
Wie gesagt, auch im privaten Dienstleistungsbe-
reich könnten attraktivere Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Eine wichtige Voraussetzung ist die Sen-
kung der Lohnnebenkosten. Wir haben den Vor-
schlag gemacht, die Lohnnebenkosten durch eine 
Wertschöpfungsabgabe zu senken. Greifen Sie das 
auf, damit mehr Arbeitsplätze im privaten Dienst-
leistungsbereich geschaffen werden. 

Erforderlich ist außerdem sicherlich eine Verbes-
serung der beruflichen und regionalen Mobilität — 
jedoch nicht nur der Arbeitnehmer, sondern auch 
des Kapitals. Darüber, wie das erreicht werden 
kann, wird Frau Skarpelis-Sperk für meine Frak-
tion gleich anschließend sprechen. 
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Aber das, meine Damen und Herren, was von der 

FDP kommt, nämlich die direkten Löhne durch 
eine Änderung des Tarifvertragsrechts unter den 
Tariflohn abzusenken, 

(Gattermann [FDP]: Ausgehandelte Tarif-
verträge! Das ist ein Unterschied!) 

ist für uns allerdings völlig indiskutabel. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeswirtschaftsminister — er ist jetzt nicht 
da —, es gibt einige gesellschaftspolitische Eckpfei-
ler in dieser Demokratie. Zu diesen Eckpfeilern ge-
hört für mich die Tarifautonomie, die Tarifhoheit. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

An diesen Eckpfeilern darf von keiner Partei in die-
sem Parlament gerüttelt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit seinem skurrilen Vorschlag zur Rentenre-
form hat Herr Bundeswirtschaftsminister Bange-
mann einmal mehr 2 Millionen Rentner verunsi-
chert. Ich weiß zwar nicht, was er auf dem Feld der 
Rentengesetzgebung zu suchen hat, aber er nutzt 
offenbar jede Möglichkeit, um in die Öffentlichkeit 
zu kommen. Es gehört, meine Damen und Herren, 
meines Erachtens schon verflucht viel Talent dazu, 
das sonst so angesehene Wirtschaftsressort in so 
kurzer Frist so herunterzuwirtschaften. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es ist höchste Zeit, 
daß die Weichen zur Verbesserung der Beschäfti-
gung in diesem Lande neu gestellt werden. Zu viele 
Menschen, insbesondere auch junge Menschen, 
sind seit langem ohne Arbeit. Alle möglichen politi-
schen Hebel müssen hier zur Schaffung neuer, zu-
kunftsorientierter Arbeitsplätze herumgeworfen 
werden. Wir Sozialdemokraten wären dazu bereit. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Ja, und Düsseldorf?) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Da Herr Mi-
nister Jochimsen ebenso wie Herr Jens auf die Dis-
kussion eingegangen ist, die im Augenblick zu Fra-
gen der Tarifautonomie und des Tarifrechts geführt 
wird, will ich unsere Position dazu noch einmal in 
ganz wenigen Sätzen darlegen. 

Herr Jens, es ist unbestritten, daß Tarifautono-
mie ein integraler Bestandteil einer marktwirt-
schaftlichen Ordnung ist. Wir fordern deswegen 
auch keine Änderung des Tarifvertragsrechts, son-
dern wir geben den Tarifvertragsparteien zu beden-
ken, ob nicht tarifrechtliche Lösungen — genauer 
gesagt: tarifvertragliche Lösungen — gefunden 
werden sollten, die dem Produktionsfaktor Perso-
nal- und Arbeitskosten eine Bandbreite nach unten 
gestatten und ihn sich nicht immer nur nach oben 
entwickeln lassen. 

Wer das von vornherein sogar als Überlegung ab-
lehnt, muß zwei Fragen beantworten. Erstens: Soll  

es wie bisher einem Arbeitslosen gesetzlich ver-
wehrt bleiben, mit einem Arbeitgeber einen Vertrag 
unter den Tariflöhnen abzuschließen, und soll er 
dann arbeitslos bleiben müssen? Zweitens: Soll es 
dem Inhaber eines Betriebs und seiner Belegschaft 
erlaubt werden oder weiter verboten bleiben, daß 
sie eine gegen Mißbräuche geschützte Regelung 
treffen, die Unter-Tarif-Bezahlung für einen be-
grenzten Zeitraum ermöglicht, wenn dies die Kon-
kursgefahr von dem Unternehmen abwendet, oder 
soll ihm das verboten bleiben; soll der Betrieb pleite 
gehen und sollen alle Arbeitsplätze verlorengehen? 
Die Fragen müssen beantwortet werden. 

(Zuruf des Abg. Frau Dr. Timm [SPD]) 
Wir stellen diese Fragen ernsthaft. Und nun will 

ich eines in aller Ruhe sagen. Ich lehne es mit aller 
Entschiedenheit ab — Herr Jens, ich gucke Sie nur 
an; ich meine Sie nicht; ich sehe den Herrn Lutz 
nicht —, wenn in diesem Zusammenhang davon ge-
sprochen wird, daß jemand, der eine solche Diskus-
sion beginnt und führt, als „Terrorist im Nadelstrei-
fen" bezeichnet wird. Wenn das die Form der Aus-
einandersetzung ist, meine Damen und Herren von 
der Sozialdemokratischen Fraktion, die Sie führen 
wollen, in der Nähe übrigens dessen, was Herr Ju-
dith neulich mit seiner Sympathie, seinem Ver-
ständnis für Terroristen, gesagt hat, wenn das die 
Form der Diskussion ist, die wir über Fragen von 
existenzieller Bedeutung für die Arbeitnehmer im 
Land führen, dann kann ich nur sagen: Wir haben 
einen Tiefpunkt der parlamentarischen und politi-
schen Auseinandersetzung mit Ihnen erreicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf der Abg. Frau Dr. Timm [SPD]) 

Wenn Sie es nachlesen wollen. Es steht im „Poli-
tisch-Parlamentarischen Pressedienst", der von Ih-
nen verantwortet wird. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Ganz vom hohen 
Roß aus!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie — — 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Nein. Herr Präsident. 
Wer sich sieben Jahre lang amtlich mit dem 

Thema „regionale Strukturpolitik" zu beschäftigen 
hatte, kommt zu dem Ergebnis, daß das weder das 
einfachste Arbeitsgebiet noch das Arbeitsgebiet ist, 
das sehr viel Erfolg und Befriedigung verschaffen 
kann und besonders viel Spaß macht — um es mal 
so auszudrücken —. Man könnte zu dem Fazit kom-
men, das der bedeutende deutsche Nationalökonom 
Theodor Wessels vor 50 Jahren schon gefunden hat: 
Was man nicht definieren kann, das sieht man als 
Struktur an, und darunter wird alles gepackt, was 
sich nicht lösen läßt. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen gibt es 
in einer Wettbewerbsordnung keine überzeugende 
ökonomische Begründung für eine regionale Struk-
turpolitik. Aber das kann und darf nicht heißen, daß 
wir in der Konsequenz eine Absage an regionale 
Strukturpolitik, an Regionalpolitik verkünden. Aber 
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es sollte wohl doch zu der Erkenntnis führen — und 
dieses Thema ist ja Inhalt unserer Debatte — daß 
regionale Strukturpolitik ein in sich begrenztes 
Hilfsmittel ist, daß es immer nahe bei staatlicher 
Intervention liegt, immer nahe bei Wettbewerbsver-
zerrung, immer nahe bei mehr Bürokratie. 

Dazu kommen die Abstimmungsprobleme in ei-
nem föderalistischen Land wie der Bundesrepublik 
Deutschland; die Neuabgrenzung der Fördergebie-
te, die Neufestlegung der Kriterien. Herr Kollege 
Jochimsen, wie häufig haben wir im Planungsaus-
schuß und im Unterausschuß zwischen Bund und 
Ländern mit ganz unterschiedlichen Frontstellun-
gen Kämpfe ausgefochten, die nicht immer von der 
Einsicht zeugten, daß man gegenüber dem Schwä-
cheren oder dem schwächer Gewordenen Solidari-
tät zu zeigen hat. Das alles ist jedesmal eine Be-
währungsprobe für die Zusammenarbeit zwischen 
dem Bund und den Ländern. Keiner kann j a be-
kanntlich auf der Grundlage unserer Verfassungs-
ordnung mit seinem Kopf, mit seiner Mehrheit 
durch die Wand gehen. 

Ich glaube, daß Nordrhein-Westfalen auf Grund 
der eingetretenen Entwicklung nicht ganz zu Un-
recht die Form und den Umfang des horizontalen 
Finanzausgleichs, wie er immer noch besteht, kriti-
siert. Darin sind wir schon früher mit Ihnen einig 
gewesen. Wir sind mit Ihnen früher auch in der 
Frage einig gewesen, ob eigentlich die Lasten der 
Kohlenhilfe — ein Drittel — nur den beiden Kohle-
ländern und nur den Stahlländern, wo es um Stahl 
geht, aufgebürdet werden können. Ich erinnere 
mich an die Schwierigkeiten, die wir z. B. bei der 
Neuabgrenzung der Förderkriterien hatten, wenn 
ein Land wie Baden-Württemberg meinte, der Indi-
kator Arbeitslosigkeit brauche nicht sehr stark 
durchzuschlagen. Es war klar, warum. Weil die Ar-
beitslosigkeit dort erfreulich niedrig ist und weil 
man mit einem solchen Indikator ein wenig von den 
Fleischtöpfen Ägyptens entfernt wird. 

Die Änderung der Förderkulisse, die jedesmal — 
im übrigen auch in der Europäischen Gemeinschaft 
— Schwierigkeiten macht, der Austausch von 
Schwerpunktorten, der immer nur untereinander 
und gegenseitig vorgenommen werden kann und 
wo niemand über eine Landesgrenze hinweg etwas 
tut, und nicht zuletzt die Schwierigkeiten, die wir 
mit der Europäischen Kommission in der Frage der 
Förderung des Zonenrandgebietes haben, wo uns ja 
mit verstärktem Druck die Frage gestellt wird: im-
mer noch Folgen der Teilung Deutschlands nach 40 
Jahren? — alles das kann und darf die Bundesregie-
rung und uns nicht hindern, diese Positionen ge-
rade gegenüber der EG mit Nachdruck zu vertreten. 
Aber das darf die Bundesregierung und uns auch 
nicht daran hindern zu sehen, daß ein Präferenzge-
fälle innerhalb der Bundesrepublik Schwierigkei-
ten macht. 

Vorgestern abend habe ich das in meinem eige-
nen Wahlkreis zufällig festgestellt: drei Förderorte, 
jeder 20 Minuten vom anderen entfernt. Einer wird 
mit 10 %, einer wird mit 15 %, einer wird mit 20 % 
gefördert. Macht das insgesamt Sinn? 

Die Gebietsabgrenzungen führen zu Wettbe-
werbsverzerrungen. Der Wettlauf mit Fördersätzen, 
der Wettlauf mit Gewerbesteuerhebesätzen, der 
Wettlauf mit niedrigen Grundstückspreisen um In-
dustrieansiedlung, die Frage der Kumulierung der 
Fördersätze und der Fördermöglichkeiten, die theo-
retisch ja auch einmal bis zu 100 % gehen könnten 
— das alles sind in der Tat Schwierigkeiten, die 
man sehen muß und die einen erkennen lassen 
müssen, daß wir es nur mit einem relativ erfolgrei-
chen Instrument zu tun haben. 

Erinnern Sie sich doch daran, daß sich zwei ge-
standene Ministerpräsidenten von marktwirtschaft-
licher Prägung darüber stritten, wer denn wohl hö-
here Fördersätze angeboten habe, um die Wieder-
aufarbeitungsanlage in sein Bundesland zu bekom-
men. Oder nehmen wir einmal zur Kenntnis, daß 
die niedersächsische Landesregierung meint, sie 
könne ihren Anteil am Volkswagenwerk aus regio-
nalpolitischen Gründen nicht privatisieren. Mit der 
Begründung können wir die staatlichen Aktivitäten 
auf Produktion und industrielle Tätigkeit in der 
Bundesrepublik noch kräftig ausweiten. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Das ist so wie mit 
der marktwirtschaftlichen Treue des Wirt

-

schaftsministers bei Stahlfragen!) 

Das alles führt aber trotz dieser Vorbehalte den-
noch zu dem Ergebnis — das sage ich ausdrücklich, 
um nicht diejenigen zu entmutigen, die sich mit die-
sem dornigen Gebiet beschäftigen müssen — , daß 
Regionalpolitik notwendig ist, um die Einheitlich-
keit der Lebensverhältnisse in der Bundesrepublik 
sicherzustellen. Wenn man überhaupt noch Zweifel 
haben müßte und wollte, daß auf politische Ereig-
nisse mit wirtschaftlichen Folgen politisch-wirt-
schaftlich reagiert werden soll und muß, dann stellt 
sich das klar am Beispiel Berlin heraus. Aber wir 
sollten versuchen, Friktionen möglichst zu vermei-
den. Wir sollten versuchen, Egoismen, in erster Li-
nie Länderegoismen, zu überwinden. Wir sollten 
uns die Flexibilität und die Möglichkeit erhalten, 
auf Veränderungen in notwendiger Weise zu reagie-
ren. 

Wir müssen uns auch dessen bewußt bleiben, daß 
nach aller Erfahrung in der Hochkonjunktur För-
dermaßnahmen in strukturschwachen Gebieten 
meistens zu Neugründungen, zum Vorschieben von 
Brückenköpfen existierender Unternehmen aus 
den Ballungsgebieten führen und daß dann in der 
Rezession gerade diese geförderten Einrichtungen 
als erste geschlossen, zurückgezogen werden. Ein 
Stück Sisyphusarbeit ist in regionaler Gemein-
schaftsaufgabe, regionaler Wirtschaftspolitik, im-
mer enthalten. 

Vor allem aber warne ich vor dem Aberglauben, 
Fördersätze, Subventionen seien eine Wunderdroge 
und sie bedürften keiner gesamtpolitischen, keiner 
gesellschaftspolitischen Unterstützung. Ich glaube, 
es ist aus den Entwicklungen in der Bundesrepu-
blik abzusehen: Sie können noch soviel Geld ausge-
ben, wenn Sie eine unternehmensunfreundliche Po-
litik betreiben, 

(Zuruf von der SPD: Oh Gott!) 
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scheitern Sie mit der Aufgabe der Neuansiedlung, 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Dann weisen Sie das Geld zurück!?) 

scheitern Sie mit der Aufgabe, neue Arbeitsplätze 
zu schaffen. Deswegen, Herr Jochimsen, sind Sie zu 
einem guten Teil in Nordrhein-Westfalen geschei-
tert. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Strauß in 
Ostbayern!) 

Ich habe heute mit Interesse gehört, daß Sie Aus-
flüge in die Weltwirtschaft, nach Japan und in die 
Vereinigten Staaten, unternommen haben. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wo wa-
ren Sie denn überall?) 

Ich denke, daß das eher ein Ablenkungsmanöver 
war, weil Sie Ihre Hausaufgaben in Düsseldorf 
nicht bewältigt haben. Es wäre uns lieber gewesen 
zu erfahren, wie Sie die nordrhein-westfälischen 
Probleme lösen, statt zu hören, wie Sie die Pro-
bleme in anderen Teilen der Welt zu lösen geden-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Wo waren Sie 

überall?) 

In fast allen relevanten wirtschaftlichen Bereichen 
— ich brauche das nicht zu wiederholen, denn der 
Herr Kollege Lammert hat es Stück für Stück, wie 
ich fand, sehr präzise dargelegt — hat sich die nord-
rhein-westfälische Wirtschaft und das Land Nord-
rhein-Westfalen beklagenswerterweise — niemand 
von uns, der in diesem Lande zu Hause ist, stellt das 
etwa mit Vergnügen fest, um diesem Mißverständ-
nis vorzubeugen — unter dem Bundesdurchschnitt 
entwickelt. 

Meine Damen und Herren, es kommt ein Punkt 
hinzu, den, so glaube ich, Herr Lammert nicht er-
wähnt hat: der Schuldenzuwachs des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Wir hatten damit gerechnet, Ihr 
Finanzminister werde heute auch hier sein, er ist es 
nicht. Der Schuldenzuwachs des Landes Nordrhein-
Westfalen gehört zu dem Exorbitantesten, was sich 
ein Bundesland leistet. 

(Zuruf von der SPD: Schleswig-Holstein!) 

— Ich komme zu Schleswig-Holstein gleich noch. 

Das führt dazu, meine Damen und Herren, daß 
sich ein Bundesland wie Nordrhein-Westfalen öf-
fentlich hinstellt und erklärt: Wir wollen keine 
Steuersenkung, wir lehnen eine Steuersenkung ins-
gesamt ab. Vor dem Hintergrund der Tatsache, daß 
sich der Anteil der Lohnsteuer am Gesamtsteu-
eraufkommen inzwischen zu einer sozial unvertret-
baren Höhe entwickelt hat, vertritt eine Regierung, 
die angeblich einer Arbeitnehmerinteressen ver-
pflichteten Partei angehört, die Position, diese Aus-
plünderung der Lohnsteuerzahler weiter fortzuset-
zen, nur weil sie ihre Finanzen nicht in Ordnung 
halten kann. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sie haben schon 
einmal anders geredet, Herr Kollege 

Lambsdorff!) 

Herr Kollege Jochimsen, auch bei den Exporter-
folgen ist richtig, was Herr Lammert gesagt hat, 
daß Sie auch hier trotz der Exportstärke und der 
Exportabhängigkeit, die Sie zu Recht unterstrichen 
haben — daß es strukturelle Probleme in Nord-
rhein-Westfalen gibt, bestreitet ja niemand; ich sage 
dazu gleich noch ein Wort —, in der Entwicklung 
hinter dem Bund hinterherhinken. 
Nun muß ich eins mit aller Deutlichkeit sagen: 

Wenn Sie hier formulieren, die Exporterfolge seien 
der Bundesregierung — der Bundesregierung über-
haupt nicht, sondern allenfalls der deutschen Volks-
wirtschaft — in den Schoß gefallen wegen des ho-
hen Dollarkurses, dann ist das eine deutliche Her-
absetzung der ungeheuren Bemühungen von Ar-
beitnehmern und Unternehmern, ihre Position auf 
den Weltmärkten zu halten, und eine ungeheure 
Herabsetzung der qualitativen Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Unternehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Nichts hat so deutlich gemacht wie der größte Han-
delsbilanzüberschuh, den wir in realen Ziffern je 
erreicht haben — das war im Jahre 1984 der Fall; 
real, nicht nominal —, daß die deutsche Wirtschaft 
wettbewerbsfähig ist auf breiter Front: technolo-
gisch, in ihren Investitionsgütern, in der Breite der 
Produkte, in der Angebotspalette. Daß der Dollar-
kurs dabei geholfen hat, wird nicht bestritten. Aber 
er hat im wesentlichen geholfen, um die Erträge zu 
verbessern. Kein Mensch, Herr Jochimsen, hat doch 
wohl seine Exportaktivitäten auf einer Dollarbasis 
von DM 3,40 kalkuliert. Das liegt alles weit darun-
ter. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine schwere 
Erblast!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Ehren-
berg? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Ja. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege Lambsdorff, 
Ihre Aussagen zu der Dokumentation der Lei-
stungsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft sind 
unbestritten; aber würden Sie zustimmen, daß es 
sehr viel wünschenswerter gewesen wäre, wenn 
diese deutsche Wirtschaft die hohen Erträge daraus 
zu Investitionen in der Bundesrepublik genutzt hät-
te, statt 29,5 Milliarden DM Kapitalexport zu betrei-
ben? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Ehren-
berg, wir sind uns einig darüber, daß in jedem kon-
junkturellen Aufschwung — insbesondere dann, 
wenn er mit strukturellen Problemen verbunden 
ist, wie wir das heute sehen — die privaten Investi-
tionen und die Ausrüstungsinvestitionen später an-
steigen. Es ist übrigens eine Gefahr, daß die kon-
junkturelle Besserentwicklung uns einlullt und uns 
einschlafen läßt, statt die zugrunde liegenden struk-
turellen Probleme zu beseitigen. Das darf uns nicht 
passieren, sonst sind wir in der nächsten Rezession 
übel dran. Wir rechnen damit — ich halte diese 
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Rechnung für durchaus begründet, und zwar auf 
Grund der jetzt vorliegenden Zahlen für 1985 —, 
daß sich der Trend der Investitionen verbessert. Er 
wird sich insbesondere dann verbessern, wenn die 
Zinssätze in den Vereinigten Staaten herunterge-
hen. 

(Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 
[SPD]) 

— Nein, Herr Kollege Wolfram, es ist ein ganz 
erstaunliches Ergebnis, daß die Kapitalabflüsse aus 
der Bundesrepublik Deutschland, die zu einem gu-
ten Teil übrigens Geldabflüsse und nicht Kapitalab-
flüsse sind, angesichts des realen Zinsgefälles zwi-
schen der Bundesrepublik und den Vereinigten 
Staaten nicht sehr viel höher ausgefallen sind. 

Meine Damen und Herren, zum Nord-Süd-Pro-
blem ist häufig genug gesprochen worden. Ich 
stimme Herrn Jochimsen zu: Es handelt sich nicht 
um ein Nord-Süd-Problem. Jedenfalls kann man es 
nicht darauf verkürzen — das auch zu Ihrem Zwi-
schenruf —; denn gerade das Land Schleswig-Hol-
stein — der Neid muß es zugestehen, ich bin jeden-
falls nicht bereit, das zu streichen —, das bekannt-
lich im Norden liegt, hat bewiesen, daß es mit einer 
kontinuierlichen, verläßlichen, soliden Wirtschafts-
politik inzwischen nicht nur Anschluß an die bun-
desdeutsche Entwicklung gefunden hat, sondern in 
einigen Bereichen darüberliegt. Dies ist ein Muster-
beispiel dafür, daß das nicht nur etwas mit Norden 
oder Süden zu tun hat, wenngleich sich diese Ent-
wicklung im Süden natürlicher deutlicher zeigt. 

Ich übersehe — ich sage das noch einmal, Herr 
Kollege Jochimsen — die Probleme des Ruhrgebie-
tes nicht. Sie sind nicht dafür verantwortlich, daß 
Sie Stahl- und Kohlestruktur geerbt haben. Wenn 
Sie vom Umfall des Bundeswirtschaftsministers 
Bangemann sprechen, so möchte ich in diesem Zu-
sammenhang allerdings ein Wort sagen. Ich kenne 
aus eigener leidvoller Erfahrung, welch fabelhafte 
Erwartungen Sie an internationale Verhandler ha-
ben, um dann hinterher beckmesserisch zu kom-
men und zu sagen: Ihr habt leider die anderen zehn 
Europäer nicht so vergewaltigt, wie wir das haben 
wollten. — Wir werden uns in vielen europäischen 
Verhandlungen daran gewöhnen müssen — der Ka-
talysator ist auch ein Beispiel dafür —, daß wir mit 
unserem Kopf und mit unseren eigenen Vorstellun-
gen — leider, weil wir unsere Vorstellungen natür-
lich für richtig halten — nicht immer durch die 
Wand gehen können. Das ist mir genauso gegangen. 
Unter diesen Bedingungen halte ich das Ergebnis, 
das Herr Bangemann mitgebracht hat, für durchaus 
vertretbar. Der Hinweis, daß die Kommission die 
Festsetzung in Zukunft allein vornehmen könne 
und daß eine Tonne Kapazitätsreduktion zu einer 
Milliarde DM Subvention in Beziehung gebracht 
werden könne, ist schlicht falsch und entspricht 
nicht den Absprachen im Ministerrat. 

Meine Damen und Herren, ich sagte schon: Wir 
werfen Ihnen doch nicht vor, daß das Land Nord-
rhein-Westfalen gegebene Strukturen vorgefunden 
hat. Was wir Ihnen aber vorwerfen, Herr Jochim-
sen, ist die Tatsache, daß Sie diese Strukturen bis 
aufs Messer verteidigt, erhalten, verfestigt und zu 

ihrer Verkrustung beigetragen haben, anstatt ihre 
Auflockerung bewirkt zu haben. Anstatt dazu beizu-
tragen, daß es Neuansiedlungen im Lande Nord-
rhein-Westfalen gibt, haben Sie sie erschwert. Nir-
gendwo sind die Genehmigungsverfahren so zeit-
raubend. Nirgendwo ist so viel Bürokratie. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie ken-
nen doch das Ruhrgebiet!) 

— Das Ruhrgebiet — diejenigen, die es kennen, 
wissen das — ist viel besser als sein Ruf. Das gilt 
für die Infrastruktur. Es gilt vor allem aber für die 
Menschen, die dort leben. Man hat nun aber das 
Ansehen des Ruhrgebiets — Herr Lammert hat das 
erwähnt — mit jener schlampigen Smog-Verord-
nung ruiniert. Die Gebietsabgrenzung wurde in ei-
ner Weise vorgenommen, die den Kern des Ruhrge-
bietes als die Drecksammelstelle des Landes Nord-
rhein-Westfalen definiert. Man hat dann noch eine 
Verordnung gemacht, nach der die Ärzte zwar die 
Autos benutzen dürfen, die Heilpraktiker sich aber 
erst einstweilige Verfügungen dafür holen müssen. 
Bei denselben Smog-Werten in Düsseldorf und 
Köln wie im Kern des Ruhrgebietes dürfen Sie in 
Düsseldorf Auto fahren, in Essen aber nicht mehr, 
nur um den Charakter des Ruhrgebietes als einer 
verschmutzten Landschaft darzustellen. Meine Da-
men und Herren, dies alles geschah zu dem höhe-
ren Zwecke, damit vor den Fernsehschirmen des 
Haus- und Hofrundfunks WDR, dieser gebühren-
pflichtigen öffentlich-rechtlichen Bevormundungs-
anstalt, der Gesundheitsminister Farthmann wie 
ein Derwisch auftauchen durfte. Das war offen-
sichtlich der Schaueffekt dieser Veranstaltung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Kollege Jochimsen, Sie werden in Nordrhein-
Westfalen Jahre brauchen, um diesen Ansehensver-
lust des Ruhrgebietes wiedergutzumachen. Das ist 
Ihre Schuld. Das ist das Verschulden Ihrer Regie-
rung. 

Sie haben im übrigen viel zuwenig getan, um 
kleine und mittlere Unternehmen für Nordrhein-
Westfalen zu gewinnen. Wir wissen aus den Verei-
nigten Staaten, daß von den dort entstandenen 25 
Millionen neuen Arbeitsplätzen — jeder Vergleich 
muß immer cum grano salis genommen werden; 
diesen aber darf man ziehen — 80 % durch kleine 
und mittlere Unternehmen entstanden sind. Hier 
liegt die Antwort auf die Frage nach der Lösung 
unseres entscheidenden Problems, nämlich des Pro-
blems der Arbeitsplätze. In Nordrhein-Westfalen 
aber vertreibt Ihre Politik die Ansiedlungswilligen. 

(Widerspruch bei der SPD — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD]: Sie machen sich 
doch lächerlich! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Was bewirkt denn eine Partei, die in einem Wahl-
kampf Plakate aufhängt, auf denen steht: Der Auf-
schwung ist nur für Millionäre? Sie bewirkt, daß 
Herr Späth sich in der Villa Reitzenstein die Hände 
reibt und sagt: Die wollen dort keine Millionäre? 
Her zu mir nach Baden-Württemberg! Sie sind mir 
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lieb und wert. Sie gründen bei mir Betriebe und 
schaffen mir Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der FDP — Abg. Dr. Jens [SPD] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Nein, Herr Präsident, 
die Zeit ist zu knapp. 

Es geht nicht um Aufschwung für Millionäre, son-
dern es geht um Arbeitsplätze für Millionen. Das ist 
das Problem, gerade auch im Lande Nordrhein

-

Westfalen. 

Der Kollege Jens meint, die Lohnnebenkosten 
müßten abgebaut werden. Wir sind ja völlig einig 
mit ihm. Haben Sie aber eigentlich in Nordrhein-
Westfalen den Bildungsurlaub eingeführt, und ist es 
richtig, daß, wenn 4 % der Arbeitnehmer den Bil-
dungsurlaub in Anspruch nehmen, sämtliche För-
dermittel für die kleinen und mittleren Unterneh-
men damit aufgezehrt werden? 

(Zurufe von der SPD) 

Ist es richtig, daß Programme, die für die Wahrneh-
mung des Bildungsurlaubs angeboten werden, zu-
nächst einmal die „Einführung in das Gesellschafts-
und Verfassungsrecht der DDR" zu Lasten der Un-
ternehmen ermöglichen? 

Sie haben in Nordrhein-Westfalen das zehnte 
Pflichtschuljahr eingeführt, Sie haben die Wahlfrei-
heit zwischen berufsbildendem zehnten Schuljahr 
und allgemeinbildendem zehnten Schuljahr abge-
schafft. Natürlich, Herr Jochimsen, Sie haben die 
Hochschulen in die Zentren der Wirtschaft gesetzt, 
das ist richtig. Haben Sie aber etwas getan, um den 
Transfer der Ergebnisse aus diesen Hochschulen in 
die Industrie zu besorgen? 

(Catenhusen [SPD]: Ja, gehen Sie doch ein-
mal nach Dortmund! Ein Ignorant!) 

Nichts haben Sie getan! Sie haben überbürokrati-
sierte Drittmittelforschung vom Stapel gelassen, 
Sie haben die Hochschulen mit Bürokratie und Pa-
pierkrieg belastet. 

Ich muß Ihnen sagen: Eigentlich müßte der Mini-
sterpräsident Ihres Landes hier sitzen und nicht die 
Nebengehilfen; der Hauptverantwortliche müßte 
hier sitzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Ich würde Herrn Rau empfehlen, einmal nach 
Aachen zu fahren und die Technische Hochschule, 
z. B. das Institut für Maschinenbau, aufzusuchen 
und sich über die Folgen und Auswirkungen der 
Drittmittelforschungsregelungen in Nordrhein

-

Westfalen zu informieren. Das wäre in Aachen bes-
ser angebracht, als daß er das Klinikum mit fröhli-
chem Gesicht einweiht, wo sie 2,4 Milliarden DM 
vergraben haben, ein Milliardengrab. 

(Zurufe von der SPD) 

Übrigens, die lateinische Übersetzung für Milliar-
dengrab lautet „Rausoleum". 

(Heiterkeit und Beifall hei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie sich vor die-
ser Kulisse und vor diesem Hintergrund dann noch 
überlegen und wenn sich die potentiellen Investo-
ren überlegen, daß da auch noch ein grünes Ein-
sprengsel in diese rote Landschaft kommen könnte, 
so können Sie die Investitionserwartungen abschät-
zen, die diese Leute noch ernsthaft realisieren kön-
nen. 

Herr Jens spricht von der Kohleverflüssigung. Ja, 
meine Damen und Herren, die Kohleverflüssigung 
war bis vor wenigen Wochen noch ein Streitthema 
mit dem Saarland. Dann kommt ein sozialdemokra-
tischer Ministerpräsident, der sagt: Kohleverflüssi-
gung, damit haben wir nichts im Sinn, wollen wir 
nicht. — Wie lange bleiben Sie denn noch bei Ihrer 
Position, die Kohleverflüssigung in Nordrhein

-

Westfalen zu wollen? 

Sie haben das halbe Land Nordrhein-Westfalen 
in den Bereichen Kultur, Schule und Soziales und 
Verkehr bereits durch den Landschaftsverband 
Rheinland einer rot-grünen Koalition ausgeliefert, 
mit Zustimmung des Herrn Rau, der landauf, 
landab erklärt, das gäbe es bei ihm nicht. Die Er-
gebnisse und Folgen sieht man heute schon. 

(Beifall bei der FDP — Stahl [Kempen] 
[ SPD]: Sie waren schon einmal besser!) 

Es gibt, meine Damen und Herren, im Ruhrgebiet 
seit einigen Generationen, ich glaube, seit den 20er 
Jahren, ein altes Ruhrgebietsmotto: Wenn die Bi-
lanz nicht stimmt, wenn die Zahlen nicht stimmen, 
dann müssen sich die Gesichter ändern. — In Düs-
seldorf müssen sich die Gesichter ändern, möglichst 
bald. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Stahl  [Kempen] [SPD]: Das war aber 

schwach!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidt (Hamburg-Neustadt). 

Schmidt (Hamburg-Neustadt) (GRÜNE): Meine 
Damen und Herren! Sie sehen, hier vorne hat sich 
einiges geändert. Kleine Strukturen sind verändert 
worden, auch das ist Strukturpolitik. Sie können 
jetzt sehen, es gibt in diesem Hause zwei Arten von 
Strukturen: die baulichen Strukturen für die Star-
ken; das sieht dann so aus, daß das Fußvolk unten 
ist, etwas höher die Redner, ganz oben das Präsi-
dium und hinter allem dann der Raubvogel da 
oben. 

(Seiters [CDU/CSU]: Herr Präsident, was 
soll das denn? — Zuruf von der CDU/CSU: 
Da hört das Mitleid auf! — Pfui-Rufe und 

weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ein Adler ist ein Raubvogel. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
rufe Sie zur Ordnung. Dies ist ein Symbol des Deut- 
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schen Bundestages, von dem Sie gesprochen ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD — Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Schmidt (Hamburg-Neustadt) (GRÜNE): Es bleibt 
dabei, daß ein Adler ein Raubvogel ist. 

Vizepräsident Westphal: Nicht einmal das stimmt. 
Sie sollten sich einmal ein bißchen in der Natur 
erkundigen, bevor Sie solche Reden halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Schmidt (Hamburg-Neustadt) (GRÜNE): Also las-
sen wir das den Ornithologen zur Entscheidung. 

(Seiters [CDU/CSU]: Eine prima Einfüh

-

rung machen Sie hier!) 

Zur bisherigen Debatte muß ich sagen: Über die 
vorliegenden Drucksachen ist hier kaum geredet 
worden. Was hier im wesentlichen gemacht worden 
ist, ist Wahlkampf für NRW. Dazu ist hier eigentlich 
nicht der Platz. Das Wesentliche, worüber es zu 
reden gilt, ist in der Industriepolitik das, was so-
wohl in der Anfrage der SPD als auch in der Ant-
wort der CDU-Regierung über die Zielsetzung ge-
schrieben steht — und darin sind sich Regierung 
und SPD-Opposition völlig einig —, daß die wesent-
lichen Orientierungspunkte sind: Japan und USA, 
Telekommunikation, Atomtechnologie, Mikroelek-
tronik und Gentechnologie. 

In ihrer Anfrage an die Bundesregierung schreibt 
die SPD: USA, Japan und einige europäische Län-
der unternehmen verstärkte Anstrengungen, welt-
weit neue Märkte zu erschließen. Die Bundesrepu-
blik könne sich diesem Wettbewerb keineswegs ent-
ziehen. Deshalb fragt die SPD die Regierung — ich 
zitiere —: 

Wird die Bundesregierung in Zukunft stärker 
als bisher eine industriepolitische Schwer-
punktförderung auch zur Erschließung neuer 
Wachstumsfelder (Kommunikationswesen, Mi-
kroelektronik, Biotechnologie usw.) betreiben, 
um ... zu mehr qualitativem Wachstum zu kom-
men? 

Wenn wir uns gleichzeitig ansehen, was die Bundes-
regierung hier, was Herr Rau in NRW mit dem 
Schnellen Brüter oder Herr von Dohnanyi in Ham-
burg mit neuen Technologien betreiben, können wir 
feststellen: Regierung und SPD sind sich erstens 
darin einig, daß qualitatives Wachstum für sie 
heißt: Schneller Brüter, Kernfusion, Automatisie-
rung und Verkabelung, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Käse ist das doch! 
Das müssen Sie doch zugeben!) 

heißt Gentechnik und Weltraumforschung. 

Zweitens. Das deutsche Trauma, im Wettlauf um 
die Weltmärkte zu kurz zu kommen, ist wiederauf-
erstanden — mit der Variante, daß es im klassi-
schen Imperialismus vor 1914 darum ging, die Zu-
kunft auf dem Wasser zu suchen; heute wird sie im 
Weltraum gesucht. Und eine weitere Variante: Frü-

her war es der Alldeutsche Verband, der die Regie-
rung aufforderte, kräftiger zuzupacken. Heute ist es 
die Sozialdemokratie, aber das macht die Sache 
nicht besser. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zur Kritik dieser Politik ist erstens zu sagen: Wer 
heute Exportoffensiven deutscher Konzerne als 
Priorität unserer Industriepolitik fordert, muß wis-
sen, daß er vielleicht den deutschen Wohlstand 
mehren wird — nicht für alle, weiß Gott nicht für 
alle —, mit Sicherheit aber wird er Hunger und 
Elend in der Dritten Welt weiterhin verschärfen. 
Und wer auf den Wettlauf mit den USA und mit 
Japan setzt, setzt indirekt auch auf den Wettlauf 
mit dem Hunger und dem Massensterben in der 
Dritten Welt. Und von dieser Schuld kann man sich 
nicht freikaufen mit 300 DM in die Sammelbüchse, 
zumal dann nicht, wenn dieser „Ablaß" aus Steuer-
geldern finanziert wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Was Sie als Zukunftstechnologien be-
zeichnen, sind stofflich wie sozial Zerstörungstech -
nologien. Es ist kein Zufall, daß das größte Techno-
logieprojekt, über das heute morgen hier diskutiert 
wurde, zugleich das gigantischste Rüstungsprojekt 
aller Zeiten ist. Moderne Technologie ist in vielen 
Bereichen auf Zerstörung und Zusammensetzung 
in Frankensteinmanier angelegt. Das haben wir bei 
den chlorierten Kohlenwasserstoffen, bei denen als 
neuer Stoff Dioxin entsteht, das haben wir in der 
Atomtechnologie, wo als Zerfallsprodukt strahlende 
Materie entsteht, die zu Plutonium weiterverarbei-
tet wird, und das haben wir eben auch in rüstungs-
politischer Hinsicht, wo das Ziel letztendlich darauf 
ausgerichtet ist, die Sowjetunion zu zerlegen und 
sie in anderen Bestandteilen, die dem Westen ge-
nehm sind, wieder zusammenzusetzen. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Diese Zusammenhänge bestehen im zivilen wie 
im militärischen Bereich, und es ist schwer zu ent-
scheiden, von welchen Entwicklungen, den zivilen 
oder den militärischen, die Welt stärker bedroht 
ist. 

Der Einstieg in das Plutoniumzeitalter, der mit 
Kalkar droht, wäre in unseren Augen genauso kata-
strophal, wie die Mittelstreckenraketen-Stationie-
rung vor wenigen Monaten. Und wenn es bei den 
NRW-Wahlen industriepolitisch gelänge, die neuen 
Reaktorlinien der Rau-SPD zu stoppen, wäre das 
für uns ein riesiger Erfolg, der die Wahl lohnen wür-
de. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Stahl [Kem

-

pen] [SPD]: Deshalb kommt ihr auch nicht 
in den Landtag!) 

Drittens. Wir bestreiten nicht, daß Informatik, 
Atom- und Weltraumtechnologie Produkte wissen-
schaftlicher Spitzenleistungen sind. Wir bestreiten 
nur, daß sie intelligent sind; denn es ist zweifellos 
Weltspitze, einen Schnellen Brüter zu bauen, aber 
intelligenter ist es, Prozeßwärme zu nutzen, Ge-
bäude zu isolieren, Sonnen- und Windenergien zu 
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nutzen und dabei außerdem noch eine Menge Ar-
beitsplätze zu schaffen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweifellos ist ebenso die Weltraumtechnik atem-
beraubend fortschrittlich. Nur: Wie intelligent ist es, 
wenn die Supermächte oben ihre Weltraumschiffe 
zusammenkoppeln und unten die Leute vor leeren 
Lebensmittelgeschäften Schlange stehen — wie in 
Moskau — oder ohne Sozialhilfe in Abrißhäusern 
hausen wie in New York oder Detroit —? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb sage ich viertens: Es ist einigermaßen 
pervers, wenn Regierung und SPD hier darüber 
streiten, wer geeigneter ist, die Eroberung der Welt-
märkte oder gar — das haben wir von der Regie-
rung heute gehört — den Krieg der Sterne zu mana-
gen. Wie blind für die Probleme und Mißstände im 
eigenen Land müssen Politiker eigentlich sein, aus-
gerechnet heute Exportförderungen zu diskutieren, 
wo dort Rekordumsätze gemacht werden und das 
Geschäft blüht! 

Oder wie betrunken vom technischen Fortschritt 
muß eine Arbeitnehmerpartei sein, die ausgerech-
net jetzt die Computer-Förderung in ihren Antrag 
schreibt, wo schon Millionen Rationalisierungsop-
fer arbeitslos sind und viele andere durch Roboter 
und Büroautomation bedroht sind! 

(Beifall bei den GRÜNEN — Seiters [CDU/ 
CSU]: Feine Verbündete habt ihr!) 

Zu Herrn Jochimsen und NRW: In Ihrem Bun-
desland mit den meisten Arbeitslosen — absolut, 
nicht prozentual — schlagen Sie ein Programm Zu-
kunftstechnologien vor: Kohleveredelung, Mikro-
elektronik, Telekommunikation, Biotechnik — das 
alles finanziert mit dreistelligen Millionenbeträgen. 
Was glauben Sie, wieviel arbeitslose Püttmänner, 
Stahlkocher oder Büroarbeiterinnen in diesen 
Branchen unterzubringen sind? Sie glauben doch 
wohl selbst nicht, daß Sie damit die bestehenden 
Arbeitsplatzprobleme lösen. 

Oder auch: Welche sozialen Bedürfnisse haben 
Sie damit im Auge, wenn Sie auf diese Technolo-
gien setzen? Brauchen die Leute, die in NRW in 
Armut leben, die von der Sozialhilfe leben, gentech-
nische Produkte? Brauchen sie Glasfasern und eine 
entsprechende Telekommunikation? Oder ist es 
nicht so, daß sie ganz einfache, banale, alltägliche 
Konsumprodukte brauchen — wie gesunde Woh-
nungen, Einrichtungen, Kühlschränke, Verkehrs-
mittel? Wenn das so richtig ist, muß Politik gerade 
von Sozialdemokraten darin bestehen, denke ich, in 
diesen Bereichen Arbeitsplätze zu schaffen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gleichzeitig gibt es in NRW vielleicht die meisten 
Aufgaben, ein Riesenfeld von Aufgaben im Bereich 
der ökologischen Sanierung. Die GRÜNEN fordern 
deshalb dringend Investitionen für alternative 
Energieversorgung, Gebäudeisolierung, Brauchwas-
sersysteme, saubere Müllverwertung, öffentlichen 
Personennahverkehr. 

Ich weiß, daß das auch von SPD-Seite immer wie-
der verbal bekundet wird. Nur: Dann muß sie auch 
die Millionen- und Milliardenbeträge, die sie in die 
Zukunftstechnologien wie Schnelle Brüter und so 
etwas steckt, für diese Belange flottmachen. 

(Zuruf von der SPD: Das tut sie auch!) 

Bei der Frage der neuen Technologien kann man 
sich auch nicht, wie das vor allen Dingen die FDP 
immer wieder einbringt, auf die Risikobereitschaft 
und auf die Entscheidungen der Unternehmer ver-
lassen. Die Krisenbranche Stahl zeigt tatsächlich, 
was dabei passiert. Die Branche wird überleben. 
Was kaputtgeht, sind die Arbeitsplätze — im Na-
men des Fortschritts. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dort muß angesetzt werden. Dabei ist es schädlich, 
den Betroffenen zu sagen: Ihr müßt auf sozialen 
Konsens bauen. 

Richtig ist, was die IG Metall dagegengesetzt hat, 
indem sie gesagt hat: Für die Arbeitnehmer gibt es 
einen einzigen Ausweg, und das ist die Vergesell-
schaftung der Stahlbranche. Nicht, daß damit in-
haltliche Probleme wie Überkapazitäten automa-
tisch gelöst werden; 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

man kann planen, Wolfgang Roth. 

(Roth [SPD]: Was heißt denn das?) 

Vor allem hat man dann von Arbeitnehmerseite die 
Möglichkeit, wirklich mitzubestimmen, was Fort-
schritt ist und was keinen Fortschritt für Arbeit-
nehmer darstellt. Darum geht es: Einfluß zu bekom-
men von Arbeitnehmerseite auf das, was es an Ra-
tionalisierung, an neuen Technologien natürlich 
auch innerhalb der Stahlunternehmen gibt. 

Es ist richtig, daß sich diejenigen, die einen alter-
nativen Fortschritt, einen ökologischen und sozia-
len Fortschritt wollen, in der Defensive befinden. 
Sie befinden sich in einer Situation, in der sie im 
wesentlichen Abwehrkämpfe organisieren müssen. 
Das gilt für unsere ökologische Seite genauso für 
die Abwehrkämpfe gegen AKWs oder gegen die 
Chemie, wie die gewerkschaftliche Seite zur Zeit 
nur Abwehrkämpfe 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Ihr seid gegen al

-

les! Das ist das Problem!) 

gegen Büroautomation oder gegen Roboter organi-
sieren können. Aber diese Aufgabe ist die wesentli-
che, die wir auch in dieser industriepolitischen De-
batte formulieren können. Es geht momentan im 
wesentlichen darum, die neuen Technologien zu 
stoppen. Darum kämpfen wir. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zum Schluß ein Wort zu Herrn Bangemann. Er 
hat heute morgen gesagt, daß die Probleme in den 
strukturschwachen Gebieten zu lösen seien, indem 
man weiter überlegt das Tarifrecht zu ändern, wenn 
die Tarifpartner nicht von selbst auf Besserungen 
kommen. Die Gefahr besteht, daß das Tarifrecht 
außer Kraft gesetzt wird. 
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Er hat weiterhin gesagt, es müsse das Ziel sein, 
gerade in den unteren Lohngruppen Einsparungen 
vorzunehmen. Was heißt das denn konkret? Untere 
Lohngruppen sind die Leichtlohngruppen, sind im 
wesentlichen Frauen. Das Einkommen, Herr Ban-
gemann, liegt in diesen Lohngruppen monatlich bei 
wenig über 1 000 Mark. Das antasten zu wollen, 
heißt, diese Einkommen unter Sozialhilfeniveau zu 
drücken, heißt, die Armutsgrenze zu unterschreiten. 
Das ist eine skandalöse Krisenlösung. Da sehen 
wir, was mit Ihren Rentenvorschlägen gemeint war: 
nicht die Grundrente, sondern die Rentenansprü-
che in Grund und Boden stampfen war Ihr Ziel. 

Eine Empfehlung zum Schluß, Herr Bangemann: 
Sollten Sie noch einmal einen sozialen Anfall be-
kommen, dann setzen Sie sich ruhig hin und warten 
Sie, bis er vorbei ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wissmann. 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn der Kollege Schmidt sagt, 
es müsse im wesentlichen darum gehen, neue Tech-
nologien zu stoppen, wie er gerade eben formuliert 
hat, dann, Herr Kollege Schmidt, müssen Sie sich 
darüber im klaren sein, daß wir als modernes Indu-
strieland die umweltpolitischen Herausforderun-
gen, vor denen wir stehen, nicht werden lösen kön-
nen, wenn uns die technologischen Mittel, die wir 
sowohl beim Katalysator als auch bei modernen Fil-
teranlagen dringend brauchen, nicht zur Verfügung 
haben werden, um unsere Umweltprobleme zu lö-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe den Eindruck, auch mit der neuen Garni-
tur der GRÜNEN im Parlament hat sich das 
Problem der Wirtschaftspolitik nicht gelöst. Mehr 
oder weniger verfolgen Sie immer noch denselben 
Chlorophyllmarxismus, den wir von Ihren Vorgän-
gern kennen. 

Ich hoffe, daß es doch noch Lernprozesse gibt und 
wir dann eine ernsthaftere Diskussion führen kön-
nen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Wir stehen in der heutigen Debatte über Wirt-
schafts- und Regionalpolitik doch in wesentlichen 
Teilen vor einer anderen Diskussion, als wir sie, 
wenn es um Regionalpolitik ging, lange Zeit geführt 
haben. Früher ging es im wesentlichen um die Dif-
ferenz zwischen ländlich bestimmten und indu-
striell bestimmten Regionen. Heute geht es immer 
mehr um die Differenzen und das Gefälle zwischen 
den Industrieregionen, die sich positiv entwickeln, 
und den sogenannten alten Industrieregionen. Am 
deutlichsten läßt sich das am Beispiel des Landes 
Nordrhein-Westfalen zeigen. Die Diskussion dar-
über hat j a vorhin bereits stattgefunden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Es geht um Ra-

tionalisierungen!) 

Aber man könnte den Eindruck bekommen, es sei 
eine parteipolitische Debatte. Es ist keine parteipo-
litische Debatte in irgendeinem vordergründigen 
Sinne, sondern es zeigt, wie stark die politischen 
Rahmenbedingungen, die in den Ländern gesetzt 
werden, Einfluß auf die Entwicklung der Regionen 
haben. Am besten kann man dies an Nordrhein-
Westfalen auf der einen Seite 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Zum Beispiel 
Niedersachsen! — Stahl [Kempen] [SPD]: 
Mit dem Saarland kann man das am be

-

sten zeigen! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

und an Berlin auf der anderen Seite zeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, Nordrhein-Westfalen, 
ein Land mit einer vorzüglichen geographischen 
Lage, Nordrhein-Westfalen, ein Land mit einer ex-
zellenten Infrastruktur, Nordrhein-Westfalen, ein 
Land mit sieben Universitäten in dem Wirtschafts-
zentrum, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Die haben wir vor 
kurzem erst eingerichtet!) 

dieses Land mit diesen Bedingungen ist gleichzeitig 
das Land, das im Ruhrgebiet ca. 15 % Arbeitslosig-
keit aufweist, das Land, das vor 20 Jahren die Num-
mer eins im Bundesgebiet war und heute zum größ-
ten Subventionszentrum der Republik geworden ist. 
Relativ gute Ausgangsbedingungen und schlechte 
wirtschaftliche Ergebnisse — das hat nicht nur mit 
Strukturen zu tun, das hat auch etwas mit einer 
mangelnden innovativen Landespolitik zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

Auch darüber müssen wir reden, wenn wir über 
regionale Strukturpolitik debattieren. 

Auf der anderen Seite das Land Berlin. Im Jahre 
1981 hat dort die Regierungsverantwortung ge-
wechselt. Was hat sich in der Zwischenzeit bewegt? 
Das Bild hat sich innerhalb von vier Jahren total 
verändert. 

(Abg. Dr. Ehrenberg [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Trotz schlechterer Ausgangsbedingungen als bei-
spielsweise in vielen Teilen Nordrhein-Westfalens 
ist dort im vergangenen Jahr die volkswirtschaftli-
che Leistung, gemessen am preisbereinigten Brut-
toinlandsprodukt, um 2,9 % gewachsen. Höher als im 
ganzen Bundesgebiet war dort der Zuwachs. Die 
Industrieproduktion ist in Berlin um 7 % gewachsen. 
Die Zahl der Beschäftigten hat erstmals nach ei-
nem jahrelang rückläufigen Trend in Berlin zuge-
nommen. Herr Jens hat vorhin von einer Innova-
tionsoffensive gesprochen. Darauf kann ich nur ent-
gegnen: Das, was in Berlin mit dem Innovations-
fonds, mit dem Technologie- und Personaltransfer, 
mit dem Berliner Gründerzentrum, mit der An-
schubfinanzierung für zukunftsorientierte Techno-
logien gemacht wurde — — 

(Stahl  [Kempen] [SPD]: Wenn Sie die Zu-

schüsse von Berlin nach Nordrhein-West- 
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falen geben, wird man dort noch erfolgrei-
cher sein! — Weitere Zurufe von der SPD 

und den GRÜNEN) 

— Sie regen sich auf, weil Sie es in den Ländern, in 
denen Sie regiert haben, nicht fertiggebracht ha-
ben, eine solche Innovationsoffensive ins Werk zu 
setzen 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

wie in Berlin, wie in Baden-Württemberg, wie in 
Bayern, wie in Schleswig-Holstein und wie in Nie-
dersachsen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Wissmann (CDU/CSU): Die Zeit ist so begrenzt, 
daß ich jetzt keine Zwischenfrage zulassen 
möchte. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Aber ich weiß, was Herr Ehrenberg fragen will, weil 
er es vorhin schon in Zwischenrufen angedeutet 
hat. Er will fragen: Ja, gilt dies denn nur für Berlin, 
Bayern und Baden-Württemberg, gibt es nicht auch 
CDU-regierte Länder, in denen die Verhältnisse 
noch viel schlechter sind? 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Und das Saarland 
haben Sie ganz vergessen!) 

Natürlich, Herr Kollege Ehrenberg, habe ich mich 
bei der Vorbereitung auf diese Debatte sehr inten-
siv gerade dieser Frage gewidmet. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das glauben wir 
nicht! — Zurufe des Abg. Dr. Ehrenberg 
[SPD] und weiterer Abgeordneter der SPD 

und der GRÜNEN) 

Ich will Ihnen hier einmal nicht von der CDU er-
stellte, sondern überparteilich seriös erarbeitete 

(Lachen und demonstrativer Beifall bei der 
SPD und den GRÜNEN) 

Zahlen vortragen, die wir als CDU deswegen beson-
ders gut verwenden können, weil sie von überpar-
teilichen Institutionen stammen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Diese Zahlen, die Sie wahrscheinlich sehr nach-
denklich werden lassen, zeigen, daß es im ganzen 
Bundesgebiet nicht ein pauschales Süd-Nord-Gefäl-
le, sondern ein politisches Mitte-links-Gefälle gibt, 
ein Gefälle zwischen CDU/CSU-regierten und SPD

-

regierten Ländern. 

(Zurufe von der SPD: Niedersachsen! 
Schleswig-Holstein!) 

Meine Kollegen von der Opposition, ich trage Ih-
nen gern aus den volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen der Länder in der Gemeinschaftsveröf-
fentlichung der Statistischen Landesämter die Zah-
len über den Zuwachs der Bruttoanlageinvestitio-
nen zwischen 1970 und 1982 vor. Ich nenne zunächst 
die Zahlen für die SPD-regierten Länder: Hamburg 
minus 11,8 %, Hessen minus 10,8 %, Berlin, in dieser 
Zeit SPD-regiert, minus 5,2 % und, Herr Jochimsen, 

Nordrhein-Westfalen mit mageren Stagnationszah-
len von plus 0,2 %. Das sind Zahlen SPD-regierter 
Länder nach überparteilich unumstrittenen statisti-
schen Unterlagen. 

Jetzt nenne ich — man muß wissen, daß die Brut-
toanlageinvestitionen über die Beschäftigung in 
den jeweiligen Regionen, über den Arbeitsmarkt 
mitentscheiden — die Zuwachsraten der CDU/CSU

-

regierten Länder — ich darf Sie bitten, gelassen 
zuzuhören und es zu verarbeiten —: Schleswig-Hol-
stein 32,1 %, Bayern 18,5 %, Saarland 17,8 %, Baden-
Württemberg 16,2 %, Niedersachsen 13,1 % und 
Rheinland-Pfalz 10,7 %. 

Meine Damen und Herren, es gibt keinen über-
zeugenderen Beweis für den Einfluß, den die Wirt-
schaftspolitik der Länder auf die Entwicklung von 
Regionen haben kann, als diese Zahlen. Wir haben 
ein dramatischer werdendes politisches Mitte-links-
Gefälle. Dem sollten Sie sich als sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion in Ihrer Politik stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Kem

-

pen] [SPD]: Deshalb haben Sie den 
gleichen Wirtschaftsminister übernom

-

men!) 

Überzeugend wird dieser Eindruck durch eine vor 
kurzem veröffentlichte Umfrage des EMNID-Insti-
tuts unter 300 Topmanagern deutscher Unterneh-
mer über Ansiedlung, Investitionsabsichten und 
Einschätzung der Bundesländer und Regionen ge-
deckt. Ich zitiere aus dem Ergebnis dieser vor 
kurzem veröffentlichten Untersuchung: 

Was wir fanden, waren bemerkenswerte, in der 
Deutlichkeit beinahe abenteuerliche Trends, 
die in Zukunft für einige Bundesländer einiges 
erhoffen, für andere vieles befürchten las-
sen... 

Den SPD-regierten Ländern wird hingegen 

— von den Befragten — 

im Schnitt eine „relativ schlechte politische 
Wirtschaftsförderung" attestiert, während den 
CDU/CSU-regierten Ländern „eine hohe Stand-
ortattraktivität" und eine beispielhafte Wirt-
schaftsförderung attestiert wird. 

Sie können das natürlich wegwischen und sagen: 
Gut, das waren Manager. Aber das sind diejenigen, 
die die Investitionsentscheidungen treffen. Ich 
kann nur sagen: Wenn es so weitergeht wie in Hes-
sen mit rot/grün und wie in Nordrhein-Westfalen 
mit Rau/Jochimsen, dann werden Sie noch mehr 
Abwanderungen aus den Regionen haben, in denen 
die SPD bisher regiert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Kem

-

pen] [SPD]: Deshalb sind Sie auch im Saar

-

land drangeblieben!) 

Auch deswegen brauchen wir einen Wechsel. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen den 
Wechsel in den Ländern und eine erneuerte Fort-
führung dessen, was wir im Bund mit der regiona-
len Wirtschaftspolitik vorhaben. Während in der 
Vergangenheit unter Ihrer entscheidenden Mitver-
antwortung die Haushaltsmittel für die regionale 
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Wirtschaftspolitik gekürzt worden sind, hat diese 
Regierung sie deutlich erhöht. Aber wir wissen, daß 
geprüft werden muß, ob die Effizienz der Gemein-
schaftsaufgabe nicht verbessert werden kann. 

Uns geht es dabei vor allem um zwei Punkte. Zum 
einen wollen wir stärkere Anreize für qualitativ 
hochwertige Arbeitsplätze und innovative Aktivitä-
ten in der Gemeinschaftsaufgabe verankert haben. 
Zum zweiten wollen wir eine stärkere Einbezie-
hung von Dienstleistungs- und Handwerksbetrie-
ben in die Regionalförderung besser als bisher si-
chergestellt haben. 

Aber was immer wir in der regionalen Wirt-
schaftspolitik des Bundes tun, wir werden nur Er-
folg haben, wenn unsere Maßnahmen von einer In-
novationsoffensive in den Ländern, von denen Herr 
Jens vorhin gesprochen hat, begleitet werden. 

(Dr. Jens [SPD]: Und wofür der Bund zu

-

ständig ist!) 

Davon können wir aber in den SPD-regierten Län-
dern so wenig erkennen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Nichts!) 

Wir werden nur Erfolg haben, wenn auch im Bund 
die Störfaktoren, die einer Erneuerung der sozialen 
Marktwirtschaft entgegenstehen, konsequent besei-
tigt werden. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das kann man gar 
nicht mehr hören!) 

Dazu zählt auch ein Bereich, in dem wir bisher 
nicht den gewünschten Erfolg gehabt haben, näm-
lich der Bereich des Abbaus von Subventionen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Da habt ihr noch 
etwas draufgelegt!) 

Wenn Graf Lambsdorff mit Recht immer wieder 
ordnungspolitische Bekenntnisse ablegt, dann füge 
ich als Vertreter der CDU/CSU-Fraktion hinzu: uns 
geht es darum, daß beispielsweise diese ordnungs-
politischen Bekenntnisse eingehalten werden, 
wenn es um den letzten Brüsseler Stahlkompromiß 
und seine Folgen geht und darum, daß wir peinlich 
genau darauf achten, daß dieser Stahlkompromiß 
nicht neu die Schleusen für ein Übermaß an Sub-
ventionen in anderen Ländern zu Lasten unserer 
eigenen Stahlwirtschaft öffnet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Uns geht es darum, daß wir in der Bundesrepublik 
dazu beitragen, daß es nicht zu einem neuen Wett-
lauf kommt, beispielsweise beim Thema Stahl, und 
daß wir in der Bundesrepublik über die zugesagten 
Stahlhilfen hinaus keine weiteren Stahlhilfen mehr 
geben. 

(Dr. Jens [SPD]: Vorsichtig!) 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, wir 
werden den Weg, den wir als Regierung der Mitte 
eingeschlagen haben, fortsetzen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Vor

-
wärts, Kameraden, es geht zurück!) 

Wir werden den Weg fortsetzen, mehr als bisher 
kleinen und mittleren Betrieben eine Chance zu 

geben, gerade in den Regionen, in denen es Schwie-
rigkeiten gibt. Baden-Württemberg oder Bayern 
sind nicht deswegen erfolgreich, weil es dort in er-
ster Linie erfolgreiche Großunternehmen gäbe, son-
dern deswegen, 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Weil Mercedes so 
klein ist!) 

weil es dort eine gesunde mittelständische Struktur 
gibt. Und die nicht zu zerschlagen, sondern zu för-
dern müßte eigentlich eine gemeinsame Aufgabe 
aller Parteien des Deutschen Bundestages sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stahl  [Kempen] [SPD]: Sie wollen noch 
mehr nach Baden-Württemberg tun und 
weniger nach Nordrhein-Westfalen? Das 

ist typisch!) 

Meine Damen und Herren, jungen Leuten, die 
Existenzen gründen wollen, zu helfen, statt ihnen, 
Herr Stahl, mit Bürokratie im Wege zu stehen, ge-
hört zum weiteren Teil einer vernünftigen Innova-
tionspolitik. Ich kann die sozialdemokratischen 
Kollegen nur einladen, dort, wo sie Verantwortung 
haben, den erfolgreichen Weg der Erneuerung der 
sozialen Marktwirtschaft, den wir in Bonn gehen, 
durch aktive Ländermaßnahmen zu begleiten. In 
Nordrhein-Westfalen hoffen wir, daß dort bei den 
Wahlen die Voraussetzungen für eine bessere Wirt-
schaftspolitik geschaffen werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stahl  [Kempen] [SPD]: Da werden Sie aber 
noch lange im Keller bleiben, nehme ich 

an!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Skarpelis -Sperk. 

Frau Dr. Skarpelis -Sperk (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nach zwei Rederunden, 
in denen die Herren Wissmann, Lammert und 
Lambsdorff vorgeführt haben, wie sich ernste Wirt-
schaftsprobleme zu billigen Wahlkampftiraden her-
abwürdigen lassen, nach dem Motto: „Hat es Regen, 
hat es Schnee, war's die böse SPD; wenn die liebe 
Sonne lacht, hat's die CDU gemacht", 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das hatten Sie 
doch schon aufgeschrieben, als die noch 

gar nicht geredet hatten!) 

der Herr Schmidt von den GRÜNEN Flick-Sprüche 
als Volksmund des Ruhrgebiets ausgab und einem 
Auftakt von Herrn Bangemann, der für seine matte 
Entertainment-Leistung bestenfalls mit Frühjahrs-
müdigkeit entschuldigt werden kann, möchte ich 
mich nun doch mit dem Thema, nämlich den Ant-
worten der Bundesregierung auf die zwei Großen 
Anfragen zur Industrie- und Regionalpolitik, bef as-
sen. 

Sieht man sich die Antworten der Bundesregie-
rung auf die Große Anfrage der SPD-Fraktion 
durch, wähnt man sich auf den ersten Blick in einer 
heilen ökonomischen Welt. Die Bundesregierung, so 
liest man wörtlich, sei mit ihrer Politik auf dem 
rechten Weg, und dies zeige die positive Wirt-
schaftsentwicklung seit ihrem Amtsantritt. Ein 
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neuer Wachstumsprozeß sei eingeleitet, Vertrauen 
und Zuversicht gestiegen. Nach dieser Analyse und 
weiteren schönen Worten über die gesamtwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen verblüfft es 
nicht, wenn die Bundesregierung keinen Anlaß für 
zusätzliche Aktivitäten sieht, um den technologi-
schen und industriellen Herausforderungen zu be-
gegnen. 

Deutlich anders allerdings sieht dieselbe Bundes-
regierung die Lage im Zusammenhang mit der am 
selben Tag beantworteten Großen Anfrage der Re-
gierungsfraktionen. Hier ist, durchaus zu Recht, 
von verstärkten strukturellen Herausforderungen 
an die deutsche Wirtschaft, von insgesamt abge-
schwächtem Wirtschaftswachstum und einer unbe-
friedigenden Arbeitsmarktsituation mit teilweise 
erheblichen regionalen Unterschieden die Rede. In 
dieser Anfrage sieht die Bundesregierung sogar ei-
nen Handlungsbedarf zur Verbesserung der regio-
nalen Wachstums- und Beschäftigungswirkungen 
und der Erleichterung des Strukturwandels, nicht 
ohne freilich gleich zu Beginn dezent, aber deutlich 
anzumerken, daß eine regionale Wirtschaftspolitik 
primär in die Zuständigkeit der Länder falle. Und 
damit wäre der Herr Bundesminister für Wirtschaft 
weitgehend aus der Verantwortung. 

Fürwahr eine großartige Analyse: Dort, wo sich 
die Bundesregierung als zuständig erklärt, in der 
Gesamtwirtschaft, läuft angeblich alles zum besten. 
Da braucht man nichts zu tun, außer sich selbst zu 
loben. Dort aber, wo nicht mehr zu verheimlichen 
ist, daß das „problembehaftete und sowieso bloß 
mäßige Wachstum" — so die „Süddeutsche Zeitung" 
vom vergangenen Wochenende —, die Zahl der Ar-
beitslosen im Jahresdurchschnitt wohl kaum unter 
2,3 Millionen gedrückt werden wird, wo die Zahl der 
Insolvenzen sprunghaft zunimmt, wo schmerzhaft 
sichtbar wird, daß mehr Investitionen nicht zu ei-
nem Mehr an Arbeitsplätzen führen, dort, draußen 
in den Regionen, werden — wenn auch stark ver-
harmlosend — einige Probleme eingestanden. Für-
wahr eine schöne Aufgabenverteilung für Herrn 
Bangemann: Sie schont die Nerven des Wirtschafts-
ministers und die Kasse des Bundesfinanzmini-
sters. Falls etwas schiefgeht, haben Länder und 
Kommunen den Schwarzen Peter. 

Nach solchen Zuständigkeitsvermerken darf man 
getrost annehmen, daß die Lage in wichtigen Regi-
onen nicht eben erfreulich ist und weitere Ver-
schlechterungen anstehen. 

Tatsache ist denn auch, wie eine Anhörung des 
Wirtschaftsausschusses zur Fortentwicklung der 
Regionalpolitik am 27. Februar 1985 ergeben hat  — 
Herr  Wissmann, dort hätten Sie andere Erkennt-
nisse als die gewinnen können, die Sie zu Ihren 
schönen Mitte-Links-Sprüchen veranlaßt haben; 
dort hätten Sie von den ernsthaften Problemen der 
Regionen hören können —, daß sich die Entwick-
lungsunterschiede zwischen den Regionen — ent-
gegen dem Verfassungsauftrag — nicht vermindert, 
sondern eher verschärft haben. Wo sind denn — um 
auch einmal die andere Seite der Medaille in Erin-

nerung zu bringen — die Arbeitsmarktzahlen bei 
Ihnen geblieben, Herr Wissmann? 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Da wäre ruhig die Arbeitslosenzahl von Göppingen 
zu nennen, die die niedrigste im Bundesgebiet ist. 
Aber bitte, nennen Sie dann auch die von Leer. 
Denn Sie wissen genau, daß dieser Ort nicht in 
Nordrhein-Westfalen, sondern in Niedersachsen 
liegt und mit 26 % die höchste Arbeitslosigkeit aller 
Arbeitsamtsbezirke hat. 

Tatsache ist, daß zu den traditionell struktur-
schwachen Gebieten — meist ländlichen Regionen 
mit unterdurchschnittlicher Wirtschaftskraft wie 
der Westküste Schleswig-Holsteins, CDU-regiert, 
Emsland-Ostfriesland, CDU-regiert, Eifel, CDU-re-
giert, Ostbayern, CSU-regiert, und anderen Teilen 
des überwiegend CDU/CSU-regierten Zonenrand-
gebietes neue gravierende Problemregionen dazu-
gekommen sind. Da sind wir uns alle einig: Die 
altindustriell geprägten Regionen des Saarlandes, 
jahrzehntelang CDU-FDP-regiert, des Ruhrgebiets, 
in der Tat SPD-regiert, und an der Küste, größten-
teils CDU-regiert, sind Regionen, in denen stark 
schrumpfende Branchen wie Kohle, Stahl, Schiff-
bau, aber auch Textil- und Bekleidungsindustrie an-
gesiedelt sind. 

Tatsache ist, daß sich neben den bekannten 
Standortproblemen der peripheren Gebiete sekto-
rale Strukturkrisen zu massiven regionalen Be-
schäftigungsproblemen verfestigt haben. Diese Ent-
wicklungen können keineswegs nur als vorüberge-
hend angesehen werden und lassen sich auch nicht, 
wie die Antworten der Bundesregierung zu sugge-
rieren versuchen, durch eine bloße Verbesserung 
der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
für die Unternehmen, etwa mehr „Wettbewerb nach 
innen und außen", lösen. Auch bei noch so deutlich 
zur Schau getragenem Optimismus: Sie, die Herren 
Wahlredner vom Dienst und Minister, werden, auch 
wenn Sie auf der Hannover-Messe davon ablenken, 
froh sein müssen, wenn Sie den miserablen Stand 
von 2,3 Millionen Arbeitslosen im Jahresdurch-
schnitt auch nur halten werden, 

(Beifall bei der FDP) 

gehen Sie doch jetzt schon mit einem gegenüber 
dem Vorjahr um 80 000 Arbeitslosen erhöhten Sok-
kel an Arbeitslosigkeit in den Frühsommer. Der 
kalte Winter, der Ihnen zur Entschuldigung diente, 
ist auch schon ein bisserl vorbei; in Bonn blühen die 
Magnolien. 

Tatsache ist auch, daß den stark schrumpfenden 
Branchen und den an Massenarbeitslosigkeit lei-
denden Regionen praktisch keine Branchen und 
keine Länder gegenüberstehen, die in der Lage wä-
ren, auch nur die „freigesetzten" Arbeitskräfte auf-
zunehmen, geschweige denn die geburtenstarken 
Jahrgänge in die Arbeit zu integrieren. Unter allen 
40 industriellen Branchen in allen Bundesländern 
gibt es, abgesehen vom Fahrzeugbau und Luftfahr-
zeugbau in Bayern — und auch der wird in Pro-
bleme kommen —, praktisch keine Branche, die 
heute mehr Arbeitsplätze als vor zehn Jahren be-
schäftigt. Kein einziges Land der Bundesrepublik, 
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auch nicht das Land Bayern, ist in der Lage, per-
saldo Arbeitskräfte aus anderen Regionen aufzu-
nehmen. 

Tatsache ist auch, daß, schreibt man die beste-
henden Arbeitsmarkttrends fort, durch das anhal-
tende Einströmen geburtenstarker Jahrgänge in 
den Arbeitsmarkt die regionalen Disparitäten in 
der Bundesrepublik nicht abnehmen, sondern zu-
nehmen werden. Auch der Einsatz neuer Technolo-
gien, so sinnvoll und notwendig er auch wegen un-
serer internationalen Wettbewerbsfähigkeit sein 
mag, wird aller Voraussicht nach die Standortpro-
bleme der peripheren Regionen und generell die 
regionalen Unterschiede weiter verschärfen. 

Sagen Sie nun bitte, meine Damen und Herren 
von der Regierungsfraktion, mir nicht, das seien 
Kassandrarufe, ich malte das Bild der künftigen 
regionalen Entwicklung zu schwarz. Uns Sozialde-
mokraten wäre es weiß Gott lieber, wir könnten mit 
Ihnen gemeinsam über andere Zukünfte und posi-
tive Entwicklungsszenarien für das Saarland, die 
Küstengebiete Schleswig-Holsteins und Nieder-
sachsens, über die künftige Entwicklung des Ruhr-
gebiets, der Eifel und Ostbayerns reden. Nur, diese 
Möglichkeit, eine konkrete und vertiefte Debatte 
anhand von Zahlen und Fakten über wahrscheinli-
che Zukünfte zu führen, haben sie sich und uns 
genommen, weil der Herr Minister Bangemann und 
der Vorgänger Graf Lambsdorff sich stets gewei-
gert haben, sektorale und regionale Prognosen und 
Szenarien über denkbare Gefährdungen in Auftrag 
zu geben. 

(Dr:Ing. Kansy [CDU/CSU]: Haben Sie 
schon was vom Raumordnungsbericht ge

-

hört?) 

— Sicher. Den habe ich sogar gelesen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Freut mich!) 

Sicher, Prognosen können falsch sein, Vorausset-
zungen und Rahmenbedingungen sich ändern. 

Aber gleichzeitig verteilen Sie mit großzügiger 
Hand 100 Milliarden DM Subventionen, von denen 
die Bundesregierung sich bis heute nicht in der 
Lage sieht, auch nur grob die räumlichen Wirkun-
gen abzuschätzen, Herr Kollege. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Raumordnung 

vollzieht sich über Jahrzehnte!) 

Nur so haben Sie die Chance, strukturelle und re-
gionale Gefährungspotentiale zu erkennen, nicht 
erst dann, wenn eine Erhaltung von Arbeitsplätzen 
nur noch schwer möglich ist oder der zeiterfor-
dernde Aufbau von Ersatzarbeitsplätzen zu spät 
kommt, um tiefergehende Krisen ganzer Regionen 
und hunderttausender Menschen, die dort leben, zu 
verhindern. 

Hat sich nämlich ein Wirtschaftseinbruch, eine 
Beschäftigungskrise einmal regional verfestigt, so 
ist es mit den uns derzeit zur Verfügung stehenden 
regionalpolitischen Instrumenten außerordentlich 
schwer, wieder hochzukommen. Dafür gibt es eine 
Fülle von Gründen. Einer der wichtigsten ist, daß 
die Schwierigkeiten nahezu aller Problemregionen,  

also nicht nur der sogenannten altindustriellen Re-
gionen, sektoraler Art sind, d. h., daß sich in den 
strukturschwachen Regionen die strukturschwa-
chen Branchen konzentrieren. Das will man aber 
aus ideologischen Gründen nicht wahrhaben. Schon 
Graf Lambsdorff hat sich beharrlich geweigert, 
Strukturpolitik oder noch viel mehr Industriepolitik 
machen zu wollen. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Ja!) 

Wohlgemerkt „zu wollen", denn natürlich haben 
Hilfsmaßnahmen und vielfältige Subventionspro-
gramme bei Kohle, Stahl und Werften tatsächlich 
industriepolitische Wirkungen gehabt. 

Weil sie es nicht wollten und weil sie sich nicht 
koordiniert darum gekümmert haben, sind in dieses 
bundespolitische Vakuum die Länderwirtschaftsmi-
nister hineingestoßen, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wer war denn 
Bundeskanzler in dieser Zeit? Sie reden 

dauernd von Herrn Lambsdorff!) 

nicht weil sie es unbedingt wollten, sondern weil 
ihnen angesichts der bundespolitischen Abstinenz 
gegenüber drängenden Wirtschaftsproblemen gar 
nichts anderes übrig blieb, übrigens weitgehend un-
abhängig vom Parteibuch. Bei manchen Ministern 
ist es schon fast amüsant zu betrachten, wie dem 
täglichen Morgengebet zur freien Marktwirtschaft 
ein knallharter interventionistischer wirtschaftspo-
litischer Arbeitstag folgt. 

(Zuruf des Abg. Dr. Graf Lambsdorff 
[FDP]) 

— Diese Länderwirtschaftsminister tun es leider 
nicht koordiniert miteinander und zum Teil sogar 
gegeneinander. Bei wichtigen industriepolitischen 
Themen, z. B. der Stahl- und der Werftenfrage, er-
weist sich die fehlende bundespolitische Koordina-
tion als überaus bedenklich, gerade wenn es um die 
Interessensvertretung gegenüber Brüssel geht. 

Dieser Ausfall des Bundes hat in den letzten Jah-
ren auch zu einem verstärkten Subventionswettlauf 
der Länder und der Kommunen um Wirtschaftsför-
derung geführt. Was haben die OB und Minister 
nicht alles getan, um einige wenige High-Tech-Un-
ternehmen an sich zu locken. Jede Region kümmert 
sich angesichts der Massenarbeitslosigkeit nur 
mehr um die eigenen Probleme. Das ist auch und 
nicht zuletzt Schuld des Bundes. 

Von Solidarität unter den Regionen ist kaum 
mehr etwas zu spüren. Bauaufträge werden mit List 
und Tücken nach Möglichkeit innerhalb der Region 
vergeben. Der Herr Minister Bangemann sollte ne-
ben seine weltweite Initiative zur Bekämpfung des 
Protektionismus bald eine zur Vermeidung des in-
neren Protektionismus starten, der sich heimlich 
und stetig wie ein Schimmelpilz ausbreitet und eine 
vernünftige Arbeitsteilung zwischen den Regionen 
allmählich zu bedrohen beginnt. 

Die lobenswerten Begriffe Dezentralisierung und 
Regionalisierung haben durch das gesamtwirt-
schaftliche Versagen des Bundes einen bitteren 
Beigeschmack bekommen; denn der Bund regiona-
lisiert die Probleme erst dann, wenn sie gesamtwirt- 
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schaftlich oder sogar international entstanden und 
auch nur zu lösen sind. Er dezentralisiert die Ver-
antwortung, ohne gleichzeitig auch die Lösungs-
möglichkeiten und vor allem die benötigten Mittel 
zu dezentralisieren. Ganz im Gegenteil: Die Konso-
lidierung der Bundeskasse, dieser gigantische Ver-
schiebebahnhof auf Kosten der unteren Ebenen, 
verbaut geradezu jede Möglichkeit, selbst aus Pro-
blemen herauszukommen, die örtlich und regional 
vielleicht noch zu lösen wären. 

Selbst wenn der Herr Minister Bangemann und 
die Bundesregierung mit ihren Zuständigkeitsver-
weisungen formal im Recht wären: Die Probleme 
dieses Landes, seine Massenarbeitslosigkeit, die 
wachsenden Schwierigkeiten wichtiger Branchen 
und zunehmend vieler Regionen lösen wir mit dem 
von der Bundesregierung und unseren Wahlkämp-
fern angewandten Buchbinder-Wanninger-Prinzip 
nicht: Jedesmal, wenn er angerufen wird, um etwas 
zu lösen, sagt er, da sei jemand anderes zuständig: 
„Moment, ich verbinde mit dem Landeswirtschafts-
minister." Aufgabe jeder Politik ist es aber, Lö-
sungsmöglichkeiten für festgestellte Probleme zu 
suchen und dann eine Lösung gemeinsam durchzu-
setzen, nicht aber, Probleme zu verharmlosen, Lö-
sungen anzukündigen und sich, falls es schwierig 
wird, aus der Verantwortung wegzustehlen. 

Um zu ihren regionalpolitischen neuen Ansätzen 
zu kommen: Das, was von Ihnen als Lösung des 
anstehenden Problems vorgeschlagen wird, ist 
dann doch erstaunlich. An Stelle einer grundlegen-
den Reform des Systems der regionalen Wirt-
schaftspolitik, wie sie auch in der einschlägigen 
Fachwelt diskutiert wird, schlagen Sie Ziselierar-
beiten an einem System der Regionalpolitik vor, 
das unter den veränderten Bedingungen der inter-
nationalen wie der nationalen Arbeitsteilung, der 
allgemeinen Wachstumsbedingungen und der Mas-
senarbeitslosigkeit, weitgehend obsolet geworden 
ist. 

Wir alle, aber auch Sie haben zur Kenntnis neh-
men müssen, daß es eine wesentliche Vorausset-
zung traditioneller Investitions- und Neuansied-
lungsförderung, nämlich ein kräftiges gesamtwirt-
schaftliches Wachstum mit einem starken Arbeits-
kräftebedarf, schlicht nicht mehr gibt. Deswegen 
wirkt ein Finanzspritzchen hier und dort auch nicht 
mehr so, wie es einmal in den 70er Jahren gewirkt 
hat. Lieber Ritter Martin — er ist leider nicht da —, 
mit dem Blasrohr der Gemeinschaftsaufgabe kann 
man wohl einen Spatzen, nicht aber den Drachen 
der Massenarbeitslosigkeit bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Müller [Bre-
men] [GRÜNE]: Aber Greifvögel könnte 

man treffen!) 

— Greifvögel sind geschützt, aber der Drache Mas-
senarbeitslosigkeit in diesem Parlament hoffentlich 
nicht. 

Die Schwachstellen der gegenwärtigen Regional-
politik lassen sich im wesentlichen in sechs Punk-
ten umschreiben. Sie liegen erstens in ihrem heute 
völlig unzureichenden Umfang; zweitens in dem 
verlorengegangenen Konsens darüber, was man  

mit der Gemeinschaftsaufgabe erreichen kann und 
soll; drittens in den geringen statistischen Kennt-
nissen über die Lage der Regionen und Menschen, 
die in ihnen wohnen; viertens in der fehlenden Ko-
ordination der Regionalpolitik mit einer vernünfti-
gen Industriepolitik und überhaupt anderen Fach-
politiken; fünftens in der Untauglichkeit bzw. Unan-
gemessenheit vieler Instrumente; und sechstens in 
der weitgehend fehlenden Einbeziehung von Ideen, 
Institutionen und Menschen aus den betroffenen 
Regionen selbst. 

Erste Schwachstelle: Umfang der Geldmittel: Mit 
einem jährlichen Volumen von 1,3 Milliarden DM 
umfaßt diese Gemeinschaftsaufgabe etwa 1,5% des 
Subventionsvolumens. Sie ist damit eine kleine Ge-
meinschaftsaufgabe und kaum in der Lage, selbst 
zufällige ungeplante regionalpolitische Effekte an-
derer Ausgabeprogramme auszugleichen. 

Wenn die Bundesregierung tatsächlich die regio-
nalen Probleme ernst nähme und im Zeitalter der 
Massenarbeitslosigkeit wirklich lösen wollte, so 
müßte man, da Sie ja global gegen Massenarbeitslo-
sigkeit nichts unternehmen und damit die Regio-
nen im Stich lassen, die Mittel mindestens verzehn-
fachen. Unterhalb einer Verdoppelung, also der An-
hebung auf das Niveau der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur", erweist sich re-
gionale Wirtschaftsförderung des Bundes als reines 
Feigenblatt. 

Zweite Schwachstelle: Fehlender Konsens über 
Ziele. Wenn wir uns die Diskussionen ansehen, 
dann fragt man sich kaum mehr: Was sind die 
Kernprobleme der Regionen? Wo liegen eigentlich 
künftige Gefährdungsmöglichkeiten? Was kann 
man mit welchen Mitteln wo und wie erreichen? 
Man fragt im Grunde genommen nur mehr danach, 
wie ein vorgegebenes Volumen von 1,3 Milliarden 
DM am besten so verteilt werden kann, daß die 
Bürokraten zufrieden nach Hause gehen können. 
Das ist leider die Realität der Gemeinschaftsaufga-
be. 

Dritte Schwachstelle: Fehlende statistische 
Kenntnisse. Ich glaube, da sind wir uns einig. Die 
Volkszählung, aber nicht nur die, sondern verbes-
sertes statistisches Material, muß her. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht nicht an, daß wir wissen, daß die Zahlen 
weitgehend falsch sind, und daß wir trotzdem mit 
ihnen weiterarbeiten nach dem Motto: Ich weiß 
zwar, daß die Uhr falsch geht, aber irgendeine In-
formation ist besser als keine. 

Vierte Schwachstelle: Fehlende Koordination mit 
anderen Fachpolitiken, insbesondere der sektoralen 
Strukturpolitik. Die fehlende Koordination mit der 
sektoralen Strukturpolitik ist angesichts der ordo

-

liberalen Haltung der FDP leider kein Wunder. Wer 
es ablehnt, Industriepolitik zu betreiben, wer Hilfe 
und Sanierung für angeschlagene Branchen für ei-
nen ordnungspolitischen Sündenfall ansieht, wer 
nicht begreifen kann, daß sektorale und regionale 
Strukturpolitik zwei Seiten einer Medaille sind, der 
kann auch nicht koordinieren, Herr Lambsdorff — 
nicht, weil es nicht geht, sondern weil er politisch 
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nicht mag. So ist halt der politische Teil der Wirt-
schaftspolitik des Bundes ein strukturpolitischer 
Flickerlteppich, bei dem nur hie und da und quasi 
aus Zufall ein ordentliches Muster herauskommt. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Die dringend nötige regionale Koordination der 
öffentlichen Infrastrukturausgaben unterbleibt 
trotz aller Expertenklagen aus Wissenschaft und In-
dustrie weiterhin. Der Rückzug der Bundesbahn 
aus der Fläche durch Streckenstillegungen, der 
Rückzug der Post aus dem flachen Land sind Maß-
nahmen, die Sie durch noch so große Infrastruktur-
investitionen über die Gemeinschaftsaufgabe kaum 
mehr konterkarieren können. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Meyer zu Ben

-

trup [CDU/CSU]: Sie haben doch die Post

-

ämter in den letzten zehn Jahren geschlos

-

sen!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, ich 
muß Sie darauf aufmerksam machen, daß Ihre Re-
dezeit abgelaufen ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist aber 
schade! — Wir hatten uns so an ihre 

schöne Stimme gewöhnt!) 

Frau Dr. Skarpelis -Sperk (SPD): Ich kann damit lei-
der zur Schwachstelle Instrumentenkasten und 
auch zur sechsten Schwachstelle fehlende regionale 
Entwicklungskonzepte leider nichts mehr sagen. 

Aber ich frage Sie — und das ist mein letzter 
Satz —: Wäre es nicht sinnvoller, statt von oben 
Instrumente zu verordnen und zu wenig Mittel aus-
zugeben, Konzepte der inneren Entwicklung unten 
von den Regionen selbst entwickeln zu lassen, dann 
in übergeordneten staatlichen Stellen abzustimmen 
und zu koordinieren und den Regionen dann ausrei-
chende Mittel zu übertragen, mit denen sie ihre 
Konzepte selbst durchführen und auch kontrollie-
ren können? 

Die Bereitschaft der Betroffenen — häufig ist es 
auch der Mut der Verzweiflung —, selbst ihr Schick-
sal in die Hand zu nehmen, ihre eigene Zukunft 
selbstverantwortlich zu gestalten, statt resigniert 
den nächsten Schicksalsschlag abzuwarten, ist vor-
handen. Es liegt an Ihnen, der Bundesregierung, sie 
zu ermuntern und den Menschen in den hart betrof-
fenen Regionen statt schöner Worte eine faire 
Chance zu geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die von mir sonst 
sehr geschätzte und heute sehr engagierte Kollegin 
Skarpelis-Sperk hat mit einem schönen Reim be-
gonnen: „Wenn die liebe Sonne lacht, hat's die CDU 
gemacht." — Das ist nicht ganz vollständig. Ich mei-
ne, aus nordrhein-westfälischer Sicht müsse hier  

hinzugefügt werden: „Diejenigen, die versagten, wa-
ren Sozialdemokraten." 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Ich möchte speziell auf die Regionalpolitik einge-
hen und gern Vergleiche ziehen, aber nicht dieses 
düstere Bild malen wie meine Vorrednerin. Ge-
meinschaftsaufgabe, Zonenrandförderungsgesetz 
und Investitionszulagengesetz bilden heute das ge-
meinsame Fundament, auf dem die bundesweite 
Regional- und Zonenrandförderung beruht. Sie 
wurde von Anfang an als eine gemeinsame Ver-
pflichtung von Bund und Ländern angesehen. Unter 
veränderten gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen — das Wachstum hat sich abgeschwächt, 
die Investitionsquote ist rückläufig, um nur einige 
Indikatoren zu nennen — stellt sich die Frage, ob 
das traditionelle, auf eine expandierende Wirtschaft 
ausgerichtete Instrumentarium der bisherigen Re-
gionalpolitik noch ausreicht. 

Die Antworten der Bundesregierung auf die 
heute zu behandelnden beiden Großen Anfragen 
lassen ganz deutlich ein zentrales Ergebnis erken-
nen. Eine erfolgreiche regionale Strukturpolitik ist 
nur mit marktwirtschaftlicher Ausrichtung mög-
lich. Jeder Versuch der direkten staatlichen Steue-
rung der Regionalentwicklung ist zum Scheitern 
verurteilt, da er die auf freiwilliger Basis getroffe-
nen Entscheidungen der am Wirtschaftsprozeß Be-
teiligten nicht berücksichtigt. 

Die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen, die für die Entwicklung in den einzelnen Regi-
onen maßgeblich sind, wurden durch die Wirt-
schaftspolitik der früheren Bundesregierung so ver-
zerrt, daß nun kostbare Zeit für notwendige Korrek-
turen vergeht. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Notwenige Anpassungsprozesse verlaufen dadurch 
schmerzlicher, als sie sonst verlaufen wären. 

Über die Effizienz der bisherigen Regionalpolitik 
ist in der Vergangenheit viel gesagt und sehr viel 
geschrieben worden. Allen Unkenrufen zum Trotz 
steht für mich fest: Das regionalpolitische Instru-
mentarium hat sich auch unter erschwerten Rah-
menbedingungen grundsätzlich bewährt. Allerdings 
muß es fortentwickelt werden. So schreibt z. B. der 
Sachverständigenrat in seinem jüngsten Jahresgut-
achten: „In den letzten drei Jahrzehnten hat die 
Regionalpolitik dazu beigetragen, das interregio-
nale Wohlstandsgefälle zu verringern. Aber sie hat 
es selbstverständlich nicht beseitigen können ..." — 
Was  die Regionalpolitik allerdings bewirkt hat, läßt 
sich am besten verdeutlichen, wenn man sich die 
Entwicklung in einer bestimmten Region ansieht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gestat-
ten Sie deshalb, daß ich Ihnen hierzu als Beispiel 
einige Befunde über meine niederbayerische Hei-
mat präsentiere. Niederbayern liegt bei den Zu-
wachsraten — wohlweislich: bei den Zuwachsraten 
— wichtiger Indikatoren wie etwa bei dem Brutto-
inlandsprodukt je Person der Wohnbevölkerung, bei 
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den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten oder 
beim Einkommensniveau im produzierenden Ge-
werbe an der Spitze aller bayerischen Regierungs-
bezirke. Es ist zwar noch ein Nachholbedarf gege-
ben, aber die Schere zum Landesdurchschnitt 
schließt sich schön langsam. Daß gerade das einst 
so strukturschwache Niederbayern große Erfolge 
erzielen konnte, werte ich nicht zuletzt auch als 
Bestätigung der Strukturpolitik in Bayern. Ich mei-
ne, die bayerische Staatsregierung hat hier Maß-
stäbe gesetzt. Allein im Bereich der regionalen 
Wirtschaftsförderung wurde z. B. in diesem Regie-
rungsbezirk in den letzten zehn Jahren ein Investi-
tionsvolumen von mehr als 3,3 Milliarden DM bezu-
schußt. Dadurch sind nach Angaben der geförder-
ten Unternehmen rund 15 000 neue Arbeitsplätze 
entstanden. Zahlreiche weitere Arbeitsplätze konn-
ten gesichert werden. So ist der Anteil der Arbeits-
losen im Grenzland an den bayerischen Arbeitslo-
sen von 40 % im Jahre 1970 auf rund 24% im Jahre 
1984 gesunken. 

Verehrter Herr Minister Jochimsen, Sie haben 
vorhin angesprochen, daß Sie der Meinung seien, es 
sei vielleicht zu viel an Förderungsvolumen in den 
Freistaat Bayern gegangen. Ich möchte daran erin-
nern — vielleicht ist es Ihnen noch nicht aufgefal-
len —, daß gerade, was indirekte Projektförderung 
anbelangt, aus dem Bundesforschungsministerium 
pro Einwohner z. B. im Jahre 1983 allein auf das 
Land Nordrhein-Westfalen bezogen 344 DM gege-
ben wurden, auf das Land Bayern bezogen 266 DM. 
Das heißt, Sie haben allein aus diesem Topf um 
über 30 % mehr bekommen und trotzdem nicht das 
Vernünftige daraus gemacht. Ich meine, das des-
halb sagen zu müssen, weil vorhin dieser Hinweis 
auf Bayern gekommen ist. 

Nun, meine Damen und Herren, daß Niederbay-
ern gerade in Bereichen große Fortschritte erzielen 
konnte, in denen die Entwicklungsrückstände am 
größten waren, ist kein Einzel- und erst recht kein 
Zufallsergebnis. Hier war der Einfluß einer Regio-
nalpolitik spürbar, die sich im Laufe der Zeit auch 
immer wieder strengen Erfolgskontrollen unter-
worfen hat. Hier war und ist auch eine CSU-Staats-
regierung am Ruder, die immer bestrebt ist, ver-
nünftige wirtschaftliche Rahmenbedingungen zu 
schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rossmanith 
[CDU/CSU]: Nicht nur bestrebt, die macht 

das auch!) 

Meine Damen und Herren, bei uns in Bayern ist 
halt die Welt noch in Ordnung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann mir auch nur ein müdes Lächeln abge-
winnen, wenn der Hamburger Bürgermeister von 
Dohnanyi feststellt, „er schaue voller Neid zu, wie 
seine südlichen Nachbarn blühen". Ich kann mir 
vorstellen, daß es mehreren sozialdemokratischen 
Regierungschefs so geht wie ihm; aber wie gesagt, 
seine Vorgänger waren Sozialdemokraten, er selbst 
ist einer. Vielleicht können sie, was Wirtschaftliches 
anlangt, damit nicht so gut umgehen, wie es speziell  

konservativ- und liberalgeführte Landesregierun-
gen —, wie in Bayern — eben praktizieren. 

(Rossmanith [CDU/CSU]: Die wollen auch 
gar nicht!) 

Meine Damen und Herren, die bisher im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur" durchgeführten Er-
folgskontrollen haben den Beweis erbracht, daß die 
Regionalpolitik und insbesondere die Regionalför-
derung positive Wirkungen entfaltet. Daß diese In-
strumente dabei nicht starr und schablonenhaft ge-
handhabt werden, zeigen die laufenden Instrumen-
tendiskussionen in den Gremien der Gemein-
schaftsaufgabe, aber auch die Neuabgrenzung der 
Fördergebiete 1981 und die geplante Neuabgren-
zung der Fördergebiete 1986. 

Auch die vor kurzem vor dem Ausschuß für Wirt-
schaft durchgeführte Expertenanhörung über den 
Stand der Regionalpolitik bestätigt meine vorher 
erwähnte Einschätzung: Von den meisten dort ver-
tretenen Instituten wurde keine Umorientierung 
der Regionalpolitik gefordert. Trotz äußerst hetero-
gener Stellungnahmen ergab sich letztlich als Resü-
mee, daß die Regionalpolitik dazu beigetragen hat, 
die Disparitäten zwischen den strukturschwachen 
Gebieten und dem Rest des Bundesgebietes zu ver-
ringern. Das bisherige System der Gemeinschafts-
aufgabe mit den verschiedenen Indikatoren hat 
sich also in großen Teilen bewährt und, so meine 
ich, sollte daher im Grundsatz beibehalten werden. 

Gerade in dem von mir genannten Beispiel 
Bayern konnten die regionalen Disparitäten in der 
Vergangenheit teilweise abgebaut werden. Mein 
vorher erwähntes Beispiel Niederbayern verdeut-
licht dies nachdrücklich. 

Bezüglich wichtiger wirtschaftsstruktureller Indi-
katoren haben sich die strukturschwachen und pe-
ripheren Gebiete Bayerns in der Vergangenheit im-
mer weiter dem bayerischen Durchschnitt angenä-
hert. Trotzdem gilt es noch viel zu tun. Das allseits 
gesetzte und gesteckte Ziel von gleichen Lebensbe-
dingungen in allen Landesteilen ist noch lange 
nicht erreicht. Nach wie vor gibt es viele struktur-
schwache und periphere Gebiete, die noch zum Teil 
erhebliche Entwicklungsrückstände haben. 

Ich habe daher kein Verständnis, wenn behauptet 
wird, den Bayern gehe es im allgemeinen zu gut. 

(Glos [CDU/CSU]: Das ist unwahr!) 

Im Zonenrandgebiet gibt es nach wie vor mit die 
höchsten Arbeitslosenquoten in Deutschland. Die 
vergleichsweise günstige Entwicklung in einigen 
südbayerischen Räumen, darunter der Region Mün-
chen, führt auf gesamtbayerischer Ebene zu Nivel-
lierungseffekten, die in einer Globalbetrachtung 
leicht übersehen werden. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sehr 
sachlich! Sehr objektiv!) 

— Herr Kollege Wolfram, ich bin immer ein sachli
-

cher Mensch gewesen und werde es auch bleiben, 
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im Gegensatz zu verschiedenen anderen Kollegen 
hier in diesem Haus. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Ihr Bei

-

trag unterscheidet sich wohltuend von den 
anderen!) 

Diese positive Bewertung der wirtschaftlichen 
Entwicklung Süddeutschlands, vor allem Bayerns, 
beruht nicht auf einer umfassenden Analyse, son-
dern der Verwendung einiger weniger, für diese 
Räume positiver Daten. Ich wiederhole die Notwen-
digkeit der Regionalförderung für periphere und 
strukturschwache Räume, ob z. B. der Westküste 
Schleswig-Holsteins, dem Emsland, Ostfriesland, 
der Eifel, dem Bayerischen Wald und anderen Tei-
len des Zonenrandgebiets. Sie dürfen unter keinen 
Umständen mit in Frage gestellt werden. 

(Zustimmung der Abg. Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU] und Abg. Frau Skarpelis-Sperk 
[SPD] — Glos [CDU/CSU]: Auch des nord

-

bayerischen Zonenrandgebiets!) 

Deshalb begrüße ich die klare und eindeutige 
Stellungnahme der Bundesregierung und möchte 
mich vor allen Dingen bei Ihnen, Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Dr. Sprung, bedanken, daß 
ein differenziertes Bild der räumlichen Entwick-
lung in der Bundesrepublik Deutschland gezeich-
net worden ist. Gerade die Probleme in den periphe-
ren und strukturschwachen Gebieten, insbesondere 
im Zonenrandgebiet, dürfen auf keinen Fall ver-
nachlässigt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gerade in jüngster Zeit wird die Regionalpolitik 
gern als Vehikel zur Lösung eines vielfältigen Bün-
dels wirtschaftlicher Probleme benutzt. Es mag da-
her nützlich sein, noch einmal die eigentlichen Ziele 
der Regionalpolitik in Erinnerung zu rufen. 

Erstens die ausgleichspolitische Zielsetzung. Sie 
versucht, die Lebensbedingungen der Bevölkerung 
in solchen Regionen generell anzuheben, denen bis-
her das geringste Wohlstandsniveau vorenthalten 
ist. 

Zweitens die wachstumspolitische Zielsetzung, 
nämlich das Bestreben, die wirtschaftlichen Kräfte 
im Raum so zu verteilen, daß das gesamtwirtschaft-
liche Wachstum möglichst hoch wird. 

Drittens die stabilitätspolitische Zielsetzung. Hier 
geht es vor allen Dingen darum, einseitige Bran-
chenstrukturen abzubauen und damit die Anpas-
sungsfähigkeit der Wirtschaft solcher Regionen zu 
erhöhen. 

Vielfach wird behauptet, die Regionalpolitik sei 
primär am Ausgleichsziel orientiert. Die wachs-
tumspolitische Begründung für die Regionalpolitik 
ist in den Hintergrund gedrängt worden bzw. es 
wird behauptet, der Abbau der Wohlstandsunter-
schiede gehe letztlich auf Kosten des gesamtwirt-
schaftlichen Wachstums. Dies war auch bei der An-
hörung zu vernehmen, die vor nicht allzulanger Zeit 
vom Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundesta-
ges durchgeführt worden ist. 

Weiterhin war für mich interessant und für viele 
Wortbeiträge symptomatisch, was sachverständige 
Experten dort gesagt haben. So führte u. a. der 
Hauptgeschäftsführer der Handelskammer Nieder-
bayern-Oberpfalz, Hinterdobler, und der Hauptge-
schäftsführer der Industrie- und Handelskammer 
Oberfranken, Angerer, Richtiges aus, als sie darauf 
hinwiesen, daß man sich bei der Auswahl der Indi-
katoren doch vergegenwärtigen solle, was die Re-
gionalpolitik überhaupt zu leisten in der Lage sei. 
Sie stellten zu Recht die Frage, ob die Regionalpoli-
tik überhaupt mehr leisten könne, als die Einkom-
mensverhältnisse sowie die freie Verfügung über 
Mehreinkommen zu begünstigen. Denn dies ist 
doch letztendlich das Ziel. 

Um nicht mißverstanden zu werden, möchte ich 
klarstellen, daß ich den Einsatz regionalpolitischer 
Instrumente auch in zentral gelegenen Verdich-
tungsräumen nicht grundsätzlich ablehne. Nur, 
meine Damen und Herren, müssen in Zeiten be-
schränkter Mittel, in denen eine Ausweitung der 
Gebietskulisse nicht vorstellbar ist, Schwerpunkte 
gesetzt werden. Diese Prioritäten liegen aber nach 
wie vor bei den schwachstrukturierten ländlichen 
und peripheren Gebieten. 
Eine Aufnahme zentral gelegener Verdichtungs-

räume mit bester Infrastrukturausstattung und ho-
hem Durchschnittseinkommen — so möchte ich 
feststellen — in die Fördergebietskulisse hätte für 
das System der deutschen Regionalförderung er-
hebliche Konsequenzen. Deshalb sind, so meine ich, 
Bestrebungen, auf dem Wege über eine Überge-
wichtung des Arbeitslosenindikators Verdichtungs-
räume, die mit bester Infrastruktur ausgestattet 
sind, aber hohe Arbeitslosenquoten aufweisen, in 
die bisherige Gebietskulisse der Gemeinschaftsauf-
gabe einzubeziehen, meiner Meinung nach abzuleh-
nen. Die Arbeitsmarktsituation ist nur ein Teil-
aspekt für die Beurteilung regionaler Probleme. 
Denn ebenso bedeutsam sind Wirtschaftskraft und 
Einkommensniveau, Infrastrukturausstattung und 
überregionale Lage. 

Meine Damen und Herren, die Standorte müssen, 
so meine ich, um attraktiv zu sein, in erster Linie 
politisch berechenbar bleiben. Dort, wo Rote und 
Grüne bestimmen, ist das nicht der Fall. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich 
möchte Sie deshalb fragen, gerade Sie von der Op-
position: Würden Sie in einem Erdbebengebiet ein 
Haus bauen? Ich auf keinen Fall, Sie vielleicht 
doch. 

Ich möchte zum Schluß kommen, weil ich nicht 
mehr allzuviel Zeit habe, und möchte noch folgen-
des bemerken. Die eigentlichen Problemgebiete 
Deutschlands, so sagte einmal Professor Klemmer 
von der Universität Bochum, sind — im Gegensatz 
zu den altindustrialisierten Gebieten — nicht für 
die dort entstandenen Engpässe verantwortlich, 
und diese Gebiete dürfen nicht deswegen weiter 
diskriminiert werden, weil andere Gebiete den 
Strukturwandel zu spät bemerkt und ziemlich 
schwerfällig darauf reagiert haben. Sie sind nicht 
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für die Technikfeindlichkeit linker und grüner Ideo-
logen, Tagträumer und Panikmacher verantwort-
lich zu machen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich deshalb zusammenfassen: Die 
Anhörung, die kürzlich stattgefunden hat, war, so 
meine ich, für die meisten Kollegen, die anwesend 
waren, sehr aufschlußreich. Es wurde dort — und 
das möchte ich hier zum besten geben — festge-
stellt: 

Erstens. Das bisherige System mit den Förder-
schwerpunkten und -indikatoren hat sich bewährt; 
es muß nur den veränderten Wachstums- und Be-
schäftigungsbedingungen angepaßt werden. 

Zweitens. Die Voraussetzungen für wettbewerbs-
fähige, technologisch hochwertige Arbeitsplätze in 
strukturschwachen Gebieten sind nachhaltig zu 
verbessern. Hier denke ich vor allen Dingen daran, 
daß wir in den strukturschwachen Gebieten vom 
Bundespostminister Schwarz-Schilling bei der Ver-
kabelung genauso berücksichtigt werden, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

wie wir beim Bundesverkehrsminister Werner Dol-
linger Berücksichtigung gefunden haben, der ge-
rade in strukturschwachen und peripheren Gebie-
ten den Straßenausbau vorangetrieben hat. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, ich muß Sie 
darauf aufmerksam machen, daß Ihre Redezeit ab-
gelaufen ist. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Präsident, ich komme 
gleich zum Schluß. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Westphal: Ja, Sie müssen zum 
Schluß kommen. 

Hinsken (CDU/CSU): Drittens. Das Prinzip des 
Primäreffekts ist weiterhin aufrechtzuerhalten. 
Hier möchte ich mich dem anschließen, was der 
Kollege Wissmann gesagt hat. 

Viertens. Die bisher nicht erlaubte Kumulierbar-
keit der Regional- und der Forschungszulage muß 
erlaubt werden. 

Fünftens. Der förderfähige Anteil der Investi-
tionskosten besonders innovativer Projekte soll er-
weitert werden. 

Sechstens. Die Entwicklungschancen struktur-
schwacher Regionen sind zu wahren. 

Siebentens. Erforderlich ist die Einbeziehung in 
die Förderung der Infrastruktureinrichtungen für 
die neuen, wirtschaftsrelevanten Telekommunika-
tionsdienste usw. 

(Zander [SPD]: Herr Präsident, das geht 
bis „Zwölftens"!) 

Achtens. Daran möchte ich Sie besonders erin-
nern, und ich hoffe, daß ich Verständnis finde: Es 
sollen Behördenverlagerungen in strukturschwache 
Gebiete vorgenommen werden. Hier darf es nicht  

beim Reden bleiben, sondern hier muß auch das 
Notwendige an Taten folgen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nur Behör

-

den, die man auch tatsächlich braucht!) 

Neuntens. Zu den Beihilfekontrollen der EG

-

Kommission möchte ich an die Bundesregierung 
den Wunsch richten, sich gegenüber der EG-Kom-
mission dafür einzusetzen, daß sie nicht in totalen 
Bürokratismus münden und eine praktikable und 
effiziente Ausgestaltung sowie Handhabung des eu-
ropäischen Regionalfonds erreicht wird. 

(Zander [SPD]: Das mußte einmal gesagt 
werden!) 

Zehntens. Es war für mich eine völlig neue Er-
kenntnis — und ich darf mich, verehrter Herr Prä-
sident, in diesem Zusammenhang bei Ihnen dafür 
bedanken, daß Sie mich haben überziehen las-
sen —, von einer sozialdemokratischen Bundestags-
abgeordneten heute in Erfahrung bringen zu dür-
fen, daß sie dringendst eine Volkszählung fordert. 
Wenn ihre Genossen und ihre Kollegen in Zukunft 
genauso tönen und draußen die gleiche Meinung 
vertreten, haben sie künftig mehr Achtung von mir 
zu erwarten, als es bislang der Fall war. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Müller (Bremen). 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte das mit dem 
Vogel dort oben erst einmal klären. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Meyers Lexikon von 1924 beschreibt die Tätigkeit 
dieses Vogels so: Er lebt und jagt paarweise und 
wird namentlich dem Kleinvieh sehr gefährlich. 
Auch stößt er bisweilen auf Kinder und greift selbst 
Erwachsene an. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Sie brauchen keine 
Angst zu haben! Machen Sie ruhig wei

-

ter!) 

Die Brockhaus-Enzyklopädie von 1966 definiert den 
Adler als eine weitverbreitete Unterfamilie der 
Tagraubvögel. 
Es ist zu bedauern, daß dieses Tier nicht mehr 

sehr weit verbreitet ist. Ich meine, man sollte heute 
dazu übergehen, den Adler als Greifvogel zu be-
zeichnen, um auf diese Art und Weise deutlich zu 
machen, daß er nicht gefährlich ist und daß man 
ihn nicht jagen sollte. 

Ich war davon ausgegangen, daß wir heute eine 
Debatte zu der Problematik von strukturschwachen 
Gebieten haben. Was ich dabei aber am deutlich-
sten herausgehört habe, ist, daß alle Welt — jede 
Partei hier mit Ausnahme von uns — 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

die These vertritt, daß moderne Technik das Heil
-

mittel für strukturschwache Gebiete wäre. Sie müs- 
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sen sich überlegen — und ich bitte Sie, sich das erst 
einmal klarzumachen —, daß mit Sicherheit nicht 
davon auszugehen ist, daß die Arbeitslosigkeit in 
strukturschwachen Gebieten mit Hilfe moderner 
Technik zu beheben sein wird. 

Der Konzern IBM Deutschland — und der zeich-
net sich immerhin nicht nur durch die Produktion, 
sondern auch durch die Anwendung modernster 
Technik aus — hatte von 1982 bis 1983 ein Umsatz-
plus von immerhin 15,5 % zu verzeichnen. In der 
gleichen Zeit wurden innerhalb von IBM Arbeits-
plätze in einer Größenordnung von 1,2% abgebaut. 

Damit möchte ich deutlich zu machen versuchen, 
daß man hier einen Mythos aufgeben muß. Man 
kann nicht mehr der These folgen, daß der Segen 
für die strukturschwachen Gebiete in der modernen 
Technik liegt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies ist jetzt, meine Damen und Herren, per se kein 
technikfeindliches Argument, sondern es ist einfach 
ein Tatbestand. Es ist auch wichtig, klarzumachen, 
daß das, was wir heute an Arbeitslosigkeit zu ver-
zeichnen haben — davon sind die strukturschwa-
chen Gebiete am stärksten betroffen —, natürlich 
ein Ergebnis der Anwendung von Rationalisie-
rungstechniken ist. Davon muß man ausgehen. 

Deswegen ist es nicht glaubwürdig, Hoffnungen 
in einer Situation zu verbreiten, in der die Arbeits-
losigkeit weiter im Steigen begriffen ist, zumindest 
noch im Laufe dieses Jahres, in einer Situation, in 
der die strukturschwachen Gebiete besonders dar-
unter zu leiden haben. 

Das heißt, die Arbeitslosigkeit ist nicht durch den 
Einsatz moderner Technik zu beseitigen. Was man 
allerdings mit Hilfe moderner Technik machen 
könnte — wir als GRÜNE wären sehr froh, wenn 
sie dort angewandt würde —, ist die Sanierung von 
Industriebranchen beispielsweise im Ruhrgebiet, 
anstatt neue Flächen zu erschließen, zuzubetonie-
ren und auf diese Art und Weise weitere ökologi-
sche Schäden hervorzurufen. 

Wir wären froh, wenn es Programme in dieser 
Richtung gäbe; denn gerade in strukturschwachen 
Gebieten altindustrieller Art ist es so, daß jede wei-
tere Zubetonierung den Reiz und — das ist für mich 
entscheidend — die Attraktivität solcher Gebiete 
auch für die Ansiedlung von Betrieben eindeutig 
schmälert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Von Ihnen, Herr Bangemann, wurde erneut die 
regionale Lohndifferenzierung angeboten. Wenn 
man eine regionale Lohndifferenzierung fordert 
und gleichzeitig von moderner Technik redet, dann 
hat man eines nicht verstanden: Gerade bei den 
modernen hochtechnisierten Betrieben spielt ein 
Faktor eine sehr geringe Rolle, nämlich die Lohnko-
sten. Das heißt, wenn Sie der Meinung sind, daß mit 
moderner Technik bezüglich der Arbeitslosigkeit 
überhaupt etwas zu bewirken ist, dann kommen Sie 
bitte nicht mit dem Argument der Lohndifferenzie-
rung. Das schließt sich gegenseitig aus. Ich würde 
es gern einmal hören, daß Sie der Klientel der Yup-

pies, die die FDP zur Zeit sehr umwirbt, sagen, daß 
ihre vergleichsweise hohen Löhne wachstumshem-
mend wirken. Ich glaube, die langweiligen Schals 
der Klientel der Yuppies würden Ihnen um die Oh-
ren gehauen — und das übrigens zu Recht bei die-
ser Argumentation. 

Wenn ich bedenke, daß die Gemeinschaftsauf-
gabe — auch darum geht es in dieser Debatte — 
bislang bezüglich der unterschiedlichen regionalen 
Strukturen und bezüglich der unterschiedlichen re-
gionalen Arbeitslosigkeit überhaupt nichts bewirkt 
hat und im Grunde genommen nur 1,5% des gesam-
ten Subventionsvolumens ausmacht, dann muß ich 
davon ausgehen, daß die Hilfe für strukturschwa-
che Gebiete — seien sie im Ruhrgebiet, seien sie im 
Weser-Ems-Raum, seien sie meinetwegen in Bay-
ern — überhaupt nicht das Thema ist und gar nicht 
gewollt wird. Sonst müßten Sie nämlich Subventio-
nen in wesentlich größerem Maße streichen und für 
diese Gemeinschaftsaufgabe zur Verfügung stel-
len. 

Die Bundesregierung sagt in der Antwort auf die 
Große Anfrage der SPD, sie sei mit ihrer Politik auf 
dem richtigen Weg. Ich habe den Eindruck, daß der 
Bundeskanzler dies völlig anders beurteilt. Ausge-
rechnet auf dem Deutschen Bankentag schüttete er 
kürzlich in seltener Offenheit sein Herz über die 
Lage der Nation aus und leugnete damit — endlich, 
kann ich nur sagen — erfreulicherweise das Gerede 
von Optimismus und dergleichen. Er sagte zu den 
Herren der Banken über die Wirtschaftslage in der 
Bundesrepublik und Europas — ich zitiere Herrn 
Kohl —: 

Ich kann allen Ärger verstehen, wenn Sie mor-
gens die Zeitung aufschlagen. Ich kann verste-
hen, daß Sie sagen: Warum dauert das so lange? 
Warum ist das so mühsam? Warum ist das alles 
so schwierig? Glauben Sie mir, 

— sagte der Kanzler — 

nachts um 3 geht es mir nicht anders. 

So mies ist also die Lage, daß der Kanzler sich 
nachts um 3 fragt, warum das alles so schwierig 
ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Bohl [CDU/ 
CSU]: Ein Witzbold sind Sie!) 

Es gibt ein weiteres Problem, auf das man hier 
vielleicht eingehen könnte, nämlich die Art und 
Weise, wie gerade strukturschwache Gebiete in der 
Bundesrepublik zusätzlich dadurch belastet wer-
den, daß das Problem der Umweltverschmutzung 
verlagert wird. Wenn ich an den gesamten Dreck 
denke, der hier im Rhein vorbeifließt, wenn ich 
sämtliche Gifte hinzuzähle, die über die Elbe, die 
Weser, in die Nordsee direkt transportiert werden 
und diese zur Zeit bereits zum Umkippen bringen 
und damit zerstören, dann sage ich: Auf diese Art 
und Weise geht gerade in strukturschwachen Ge-
bieten an der Küste ein entscheidender Struktur-
vorteil kaputt, nämlich die Nordsee. Sie können sich 
denken, daß die Erholungs- und Feriengebiete dort 
ihre Attraktivität verlieren, wenn man sich durch 
einen fast einen Meter hohen braunen Schaum in 
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Richtung Nordsee kämpfen muß. Auf diese Art und 
Weise wird ein Gebiet, in dem die Arbeitslosigkeit 
ganz besonders hoch ist und wo es wenigstens sai-
sonale Beschäftigungsmöglichkeiten gibt, zusätz-
lich kaputtgemacht. 

Auch wenn hier in NRW Wahlkampf ist, möchte 
ich noch etwas auf die Problemlage der Küste ein-
gehen. Ich nenne z. B. den Weser-Ems-Raum. Dort 
sind teilweise modernste Chemie- und Verhüttungs-
werke an die Weser gestellt worden. Die Folgen 
davon sind schon sehr früh durch die Medien ge-
gangen: Tote Kühe waren zu besichtigen. Entschei-
dend ist, daß durch diese Art der Industrialisierung 
kaum neue Arbeitsplätze geschaffen wurden. Was 
aber bewirkt wurde, war die endgültige Zerstörung 
ganz bestimmter Räume dort. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist Moderni-
sierung der Volkswirtschaft!) 

Diese Gebiete werden also durch eine wirklich 
hoffnungslose Politik der Nachindustrialisierung, 
auf die jetzt noch eine Politik der hohen Technolo-
gie gesetzt wird, gezwungen, alles zu akzeptieren, 
was dort auf irgendeine Art und Weise und Einkom-
men schafft. Ein drastisches Beispiel ist die Gülle. 
Wer wagt es denn heute noch, in einem struktur-
schwachen Gebiet gegen Massentierhaltung zu pro-
testieren? Die Massentierhaltung ist zur Versor-
gung mit teilweise — man muß es einfach sagen — 
hormonverseuchtem Fleisch für die Ballungszen-
tren notwendig. Bei einer Massentierhaltung fällt 
eine derartige Menge von Gülle — das sind Tierex-
kremente — an, daß es zum Himmel stinkt. Wenn 
diese unökologisch großen Mengen auf Äcker und 
Felder gebracht und dort verbuddelt werden — was 
dort geschieht —, dann wird auch noch das Trink-
wasser mit Nitrat versaut. 

Es gibt in der Bundesrepublik so etwas wie eine 
Ausbeutung der strukturschwachen Gebiete auf der 
ökologischen Ebene. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Opfer sind insbesondere die strukturschwachen 
Gebiete an der Küste. Wenn die Nordsee als große 
Giftdeponie benutzt wird, weil fahrlässig mit den 
Abwässern industrialisierter Gebiete umgegangen 
wird, wenn Herr Bangemann hier zusätzlich regio-
nale Lohndifferenzierungen vorschlägt, was für die 
Küstenländer doch eigentlich nichts anderes bedeu-
tet, als daß sie zu Billiglohnländern gemacht wer-
den sollen, dann müssen Sie doch einsehen, daß 
das, was hier im Rahmen der allgemeinen Wirt-
schaftspolitik diskutiert wird, den strukturschwa-
chen Gebieten in der Bundesrepublik überhaupt 
nichts gebracht hat. Verstehen Sie mich nicht 
falsch! Ich glaube schon, daß eine ökologische Mo-
dernisierung, die Rhein-, Weser- und Elbeanlieger 
entgiften würde, im Ruhrgebiet sehr viele Arbeits-
plätze schaffen könnte. Dadurch könnten aber ins-
besondere auch strukturschwache Küstengebiete 
als Ferien- und Erholungszentren erhalten werden. 
Das ist kein Gegensatz. Es ist notwendig, weil nicht 
eine Region auf Kosten der anderen saniert werden 
sollte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Noch ein Wort zur Sozialdemokratie und dazu, 
was hier zur modernen Technik als Hoffnungsträ-
ger gesagt worden ist. Die SPD sollte sich vielleicht 
doch einmal bei den Gewerkschaften umschauen, 
die teilweise mit sehr vielfältigen Initiativen für 
eine arbeitnehmerorientierte Regionalpolitik für 
die struktur- und wachstumsschwachen Regionen 
weitaus realistischere und sozialere Konzepte ent-
wickelt haben als die sehr naive Technologieförde-
rungspolitik, die hier als aktive Industriepolitik ver-
kauft wird. So hat beispielsweise die IG Metall in 
Hamburg ein Konzept vorgelegt, das in anderen 
Ländern wie England, Schweden und Österreich 
Furore gemacht hat. Sie schlägt einen regionalen 
Entwicklungsfonds vor. Ich gehe heute davon aus, 
daß angesichts der Strukturbedingtheit der Arbeits-
losigkeit gerade regionale, lokale Antworten die Art 
von Politik sind, die überhaupt noch eine Chance 
hat, Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Das entspricht 
den Bedürfnissen der Menschen und kommt nicht 
zentralistisch von oben. 

Denken Sie an Entwicklungsfonds wie beispiels-
weise das Londoner Enterprise-Modell! Das ist ein 
Beispiel für innovative Wirtschaftspolitik, die im 
Unterschied zu Technologieparks, Gründerzentren 
oder wie das moderne Zeugs so heißt, was ja jeder 
Bürgermeister zur Zeit haben will, gezielt soziale 
und ökologische Innovation fördert. 

Auf der einen Seite wird stets behauptet, eine 
Strukturpolitik, die das endogene Entwicklungspo-
tential einer Region fördern wolle, sei utopisch, da 
keine endogenen Potentiale mehr vorhanden seien. 
Auf der anderen Seite gibt die Regierung vor, die 
von ihr betriebene Förderung setze verstärkt bei 
den vorhandenen ökonomischen Kräften in den 
strukturschwachen Regionen an. Der Widerspruch, 
der hier zum Tragen kommt, wird im Grunde ge-
nommen am deutlichsten an dem Skandal der Ent-
eignung der Finanzen der Gemeinden. Was in den 
letzten drei Jahren passiert und was als eine Politik 
der Haushaltsanierung verkauft worden ist, ist im 
Grunde genommen eine Verlagerung der Haus-
haltsprobleme auf die Gemeinden. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Gerade die Gemeinden sind meiner Ansicht nach 
die einzigen, die noch in der Lage sind, die Pro-
bleme so zu lösen, daß nicht eine Mobilität gefor-
dert wird, wie man es ja so häufig von der CDU 
hört. Es ist ein sehr schöner Widerspruch, den man 
sehr gern aufnimmt. Sie fordern mehr Mobilität. 
Sie sagen den Leuten in den strukturschwachen 
Gebieten: Geht doch nach Sindelfingen, nach Ba-
den-Württemberg oder sonstwohin! 

Es ist völlig im Widerspruch erstens zu den Wün-
schen der Leute, die so etwas wie Lebenszusam-
menhänge — nennen wir es meinethalben Heimat 
— haben und halten wollen. Zweitens kommt hinzu, 
daß es das Problem nicht grundsätzlich lösen, son-
dern nur verlagern würde; denn grundsätzlich sind 
damit mehr Arbeitsplätze nicht zu schaffen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das heißt, die Sanierung des Bundeshaushaltes 
durch den Verzicht auf eine aktive Beschäftigungs- 
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politik hat zur Zeit das Problem in die Gemeinden 
verlagert. Dort gehen die Haushalte kaputt, weil 
hohe Sozialhilfegelder gezahlt werden müssen. 

(Zuruf von der CDU) 

Auf diese Art und Weise schließt sich doch der Teu-
felskreis, daß dort die Gelder fehlen, mit denen auf 
irgendeine Art und Weise noch regionale Struktur-
politik gemacht werden könnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Keine Ahnung, 
aber große Worte!) 

Die Bundesregierung hat faktisch die Gemeinden 
enteignet und brüstet sich gleichzeitig mit der Sa-
nierung des Haushalts. Das ist das Problem; das ist 
die Verlagerung, von der ich sprechen wollte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Damit ist gleichzeitig ein regionalwirtschaftliches 
Konzept zerstört worden, das angesichts der struk-
turellen Bedingtheit der Arbeitslosigkeit die einzige 
Chance einer bedürfnisgerechten Wirtschaftspolitik 
von unten gewesen wäre. Nichts ist angesichts der 
Finanzsituation der Gemeinden heutzutage, und 
zwar insbesondere der Finanzsituation in den 
strukturschwachen Gebieten, zynischer als das 
ständige Gerede von der Haushaltssanierung des 
Bundes. Dort ist Politik verunmöglicht worden 
durch das Gerede hier. Dort ist Gestaltung verun-
möglicht worden. 

Ich halte es für problematisch, sich mit einer 
Haushaltssanierung brüsten zu wollen, wenn man 
gleichzeitig weiß, wie schwer es die Gemeinden ha-
ben, Sozialhilfehaushalte aufzustellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben von 
Haushalt doch überhaupt keine Ahnung!) 

Es ist allerdings genauso zynisch — um das deut-
lich an die Adresse der SPD zu sagen —, allein 
daran zu glauben, erneut auf der Grundlage von 
schuldenfinanzierten Investitionsprogrammen mit 
Hilfe von Investitionen in moderne Technik die 
Wirtschaftskrise und die Arbeitslosigkeit beheben 
zu können. Das wird nicht möglich sein. 

Doch eines sollte klar sein: Die Fehler der alten 
Regierung rechtfertigen es noch lange nicht, die jet-
zige Abwälzungspolitik der Probleme in Richtung 
Gemeinden auf irgendeine Art und Weise zu vertei-
digen. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Mi-
nister für Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zweiter Ver

-

such!) 

Minister Dr. Jochimsen (Nordrhein-Westfalen): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nur ei-
nige wenige Bemerkungen zum jetzt erreichten 
Stand der Debatte. Graf Lambsdorff hat gesagt: Wir 
dürfen uns von der Konjunktur nicht einlullen las-
sen; sonst werden die verschlafenen Strukturpro-
bleme Treibsatz für die neue Rezession. Er hat aber  

vergessen, die Arbeitslosigkeit als ein unbewältig-
tes Problem zu nennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, über 
diese Probleme einer neuen Rezession, wenn die 
globalen und die strukturellen Probleme in der 
Bundesverantwortung nicht aufgearbeitet werden, 
habe ich gesprochen. Aber statt daß darauf von der 
Bundesregierung geantwortet wird — auch die 
Rede von Ihnen, Herr Bangemann, heute morgen 
hat dazu nichts Erleuchtendes enthalten —, anstatt 
daß die Koalitionsvertreter dazu Stellung nehmen, 
haben sie hier Wahlkampf betrieben. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie haben da- 
mit angefangen!) 

— Nein, davon kann überhaupt keine Rede sein. 

Nach dieser Debatte hat man fast den Eindruck, 
daß bei den Koalitionsvertretern Nordrhein-Westfa-
len nicht mehr Teil der Bundesrepublik ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll das 
denn?) 

Besonders Herr Lammert hat hier eine Horror

-

stunde aufgemacht. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Man hat auch den Eindruck: Ihm passen die Men-
schen nicht, ihm passen die Politiker nicht, ihm pas-
sen die Stadtqualitäten nicht, ihm paßt die Wirt-
schaftsstruktur nicht. Nein, er will eine Einheits-
wirtschaftsstruktur über alle Länder legen. Skiab-
fahrten müssen sozusagen in allen Bundesländern 
gleich sein; dann herrscht regionale Ausgeglichen-
heit. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: So einen 
Quatsch habe ich schon lange nicht mehr 

gehört!) 

Es hätte nur noch gefehlt, daß Herr Lammert 
gesagt hätte: Daß Herr Rummenigge zu Inter Mai-
land gegangen ist, ist ebenfalls die Schuld der nord-
rhein-westfälischen Landesregierung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Quatsch! 
Dafür melden Sie sich ein zweites Mal, um 
das zu erzählen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

So war der Stil, in dem hier gehandelt worden ist. 

Ich selber nehme diese Kopie, Herr Lammert, die 
Sie von Herrn Worms vorgenommen haben, und die 
angebliche Dokumentation sehr ernst, weil sie näm-
lich ein Niedermachen von Nordrhein-Westfalen 
und des Reviers beinhaltet, das Sie politisch so we-
nig verantworten können wie ich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Smog-Ver

-

ordnung kommt doch von Ihnen, nicht von 
uns!) 

Ich habe bei Herrn Biedenkopf ganz andere Töne 
gehört. Wenn man das in Gütersloh Gesagte nach-
liest, wird man feststellen, daß wir statt eines Nord-
Süd-Gefälles in Nordrhein-Westfalen ein Ost-West-
Gefälle oder ein West-Ost-Gefälle gekriegt haben, 
wie man das vielleicht auch nennen könnte. 
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Vizepräsident Stücklen: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Wissmann? 

Minister Dr. Jochimsen (Nordrhein-Westfalen): 
Meine Damen und Herren, ich habe sehr wenig 
Zeit. Ich kann leider keine Zwischenfrage zulas-
sen. 

Herr Lammert und Herr Wissmann haben von 
den Problemen des Landes als seinen Problemen 
gesprochen. Ich darf dabei nur sagen: Seine Pro-
bleme will und wird Nordrhein-Westfalen lösen. 
Aber zu den Problemen, die — wenn ich vom Bund 
rede — Nordrhein-Westfalen von draußen ins Land 
gekarrt kriegt, haben wir nichts gehört; das ist hohe 
Arbeitslosigkeit, das sind die Probleme bei Kohle, 
Stahl, Ölraffinerien, das ist die allgemeine Wirt-
schafts- und Sozialpolitik. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Warum sind die 
denn in Nordrhein-Westfalen höher als an-
derswo, wenn das importiert sein soll? 

— Haben Sie nicht Ihre eigene Anfrage gelesen, die 
sagt: Wir wollen mehr Kenntnisse darüber haben? 
Sie selber haben die Kenntnisse, die in der eigenen 
Antwort der Bundesregierung hierzu enthalten 
sind, daß es nämlich das Nord-Süd-Gefälle nicht 
gibt, daß es ein Geschwafel ist, was darüber geredet 
wird, nicht annehmen wollen. 

(Beifall bei der SPD — Wissmann [CDU/ 
CSU]: Lesen Sie das mal genauer!) 

Ich könnte Ihnen jetzt die jüngsten Zahlen der 
Investitionstätigkeit nennen, die — ich habe das 
schon erwähnt — bei uns wesentlich höher als etwa 
in Bayern und Baden-Württemberg liegen, was das 
Investitionsgütergewerbe und die Verbrauchsgüter-
industrie angeht. Die zeigen nämlich, daß Struktur-
wandel und Innovationsfähigkeit angenommen 
worden sind. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Bruttoanlageinve-
stitionen!) 

Ich könnte natürlich auch noch andere Zitate aus 
der Wirtschaft anbringen, die das satt hat, wie die 
CDU in Nordrhein-Westfalen das Land herunterre-
det. 

Aber ich möchte zum Abschluß nur eine Feststel-
lung treffen: Zu allem Gerede, das Sie heute an den 
Tag gelegt haben, und dem, was Herr Wissmann 
gesagt hat, und Zitaten von EMNID-Umfragen, bei 
denen die Manager ja noch nicht einmal wissen, 
daß die Steuerstruktur in der Bundesrepublik bun-
deseinheitlich gleich ist — da wird ja den SPD-Län-
dern eine viel höhere Steuerbelastung als den CDU

-

Ländern zugeschrieben —, kann man doch nur sa-
gen: Es ist doch nicht seriös, solche Umfragen in die 
Politik einzuführen. Daß sie im Wahlkampf nutzen, 
kann ich verstehen, aber doch nicht im Deutschen 
Bundestag! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hatte das hier ein bißchen als eine seriöse De-
batte verstanden im Sinne von Beiträgen, die uns 
weiter voranbringen sollen. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Warum geht denn 
Nixdorf weg?) 

— Das geht doch überhaupt nicht weg. Ich habe 
hier darüber schon einmal gesprochen. Ich schreibe 
Ihnen dazu. 

Wo ein Wechsel notwendig ist, haben die Wähler 
im Saarland gezeigt. Dort war der Wechsel zur SPD 
überfällig, 

(Beifall bei der SPD) 

und zwar gerade wegen der regionalen Kumulation 
der Probleme globaler und sektoraler Politik, die 
Sie nicht lösen. 

(Roth [SPD]: Und der nächste heißt Al

-

brecht!) 

In Nordrhein-Westfalen brauchen wir keinen Wech-
sel, sondern die Fortsetzung unserer erfolgreichen 
Politik, 

(Beifall bei der SPD) 

die den sozialen Frieden nicht aufs Spiel setzt und 
damit auch der Wirtschaft nützt. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich habe in meiner Eingangsrede den Ver-
such gemacht, zu erläutern, wie die Politik der Bun-
desregierung in bezug auf die Strukturpolitik und 
die Industriepolitik aussieht. Es ist richtig, daß das 
nicht die Politik der Opposition ist. Insofern gibt es 
da einen Sachgegensatz. 

Aber das, was Herr Jochimsen gerade gesagt hat, 
stellt die Dinge nun wirklich auf den Kopf. Deswe-
gen, Herr Jochimsen, werden Sie mir nachsehen, 
wenn ich das richtigstellen muß. Ich tue das deswe-
gen, weil die Therapie, wenn die Diagnose schon 
falsch ist, auf gar keinen Fall gelingen kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Da gibt es nun Zahlen, an denen niemand in Nord-
rhein-Westfalen vorübergehen kann. Ich sage das 
nicht, um die Behauptung zu untermauern, daß in 
Nordrhein-Westfalen die Menschen weniger lei-
stungsfähig, weniger leistungsbereit sind. Aber es 
ist sehr wohl die Frage erlaubt, warum das indu-
strielle Herz der Bundesrepublik Rhythmusstörun-
gen hat. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Und das ist eine unbestreitbare Tatsache, verehrter 
Herr Kollege Jochimsen: In Nordrhein-Westfalen 
liegt die Arbeitslosenquote deutlich über dem Bun-
desdurchschnitt. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: In ande
-

ren Ländern auch!) 



9806 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. April 1985 

Bundesminister Dr. Bangemann 
Wir haben im Ruhrgebiet sogar 14 % Arbeitslosig-
keit. Die Zahl der Erwerbstätigen hat stärker abge-
nommen als sonstwo. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Nieder

-

sachsen!) 
Die Wachstumsdynamik ist geringer. Die Erwerbs-
bevölkerung ist durch die Binnenwanderung ge-
schrumpft.. 
Ich vergleiche das jetzt gar nicht mit dem Nord-

Süd-Konflikt; denn man kann sich durchaus dar-
über unterhalten. Herr Jochimsen, darin sind wir 
uns einig. Ich selber habe dazu beigetragen, daß die-
ses dumme Schlagwort „Nord-Süd-Gefälle", wenn es 
irgend geht, aus der Diskussion herausgebracht 
wird; denn die norddeutschen Länder tun sich den 
geringsten Gefallen damit, noch den Eindruck zu 
erwecken, als ob das so sei. Dieses Schlagwort muß 
man sicherlich aus der Diskussion herausnehmen. 
Aber es ist auch unbestreitbar, daß es für die relativ 
gesehen schlechtere Situation in Nordrhein-Westf a-
len strukturelle Ursachen gibt. 
Eine objektive Ursache habe ich selber genannt. 

Deshalb halte ich den Vorwurf, Wahlkampf zu be-
treiben, jedenfalls an meine Adresse gerichtet für 
falsch. Sie haben die strukturelle Ursache Kohle 
und Stahl und wissen ganz genau, Herr Jochimsen 
— deswegen muß ich das, was Sie heute nachmittag 
zu Beginn der Diskussion gesagt haben, zurückwei-
sen —: Diese Bundesregierung hat im Einverneh-
men mit Ihrem Land und zugunsten dieser beiden 
von der Krise betroffenen Industriebranchen eine 
klare Kohle- und Stahlpolitik betrieben. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Roth? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Bitte sehr. 

Roth (SPD): Sind Sie so lieb, weil die früheren 
Wirtschaftsminister im Saarland Ihrer Partei ange-
hören, ein paar Worte zur Arbeitslosenquote und 
zur strukturellen Lage des Saarlandes zum jetzigen 
Zeitpunkt zu sagen. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Roth, das möchte ich jetzt nicht. Deswegen 
habe ich zu Anfang ausdrücklich gesagt, ich wolle 
das Thema nicht im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern erörtern. Wenn Herr Jochimsen als nord-
rhein-westfälischer Wirtschaftsminister hier Be-
hauptungen aufstellt, die nachweislich nicht richtig 
sind, befasse ich mich damit. 
Sie haben die gleichen Strukturprobleme mit 

Kohle und Stahl auch im Saargebiet, wobei diese 
dort noch schärfer aufgetreten sind, erstens weil 
das Land kleiner ist und zweitens weil es später in 
den Gesamtverband der Bundesrepublik eingeglie-
dert worden ist. Das bestreite ich gar nicht. Ich rede 
auch gar nicht, wie Herr Jochimsen meint, über die 
Versäumnisse der einen oder der anderen Regie-
rung. Ich will vielmehr versuchen, ein klares, objek-
tives Bild der Lage in Nordrhein-Westfalen zu 
zeichnen. Wenn wir dazu nicht mehr in der Lage  

sind, kann man auch den Bürgern in Nordrhein

-

Westfalen nicht helfen. Ein Landeswirtschaftsmini-
ster, der hier herkommt und so tut, als sei in seinem 
Lande alles in Ordnung, hilft seinem Land und sei-
nen Bürgern nicht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Warum — das ist doch die Frage — sind denn die 
Unternehmen mit technologisch hochwertigen Pro-
dukten, die inzwischen die Exportbemühungen und 
Exporterfolge der Bundesrepublik tragen, in Nord-
rhein-Westfalen unterrepräsentiert? Warum haben 
wir in Nordrhein-Westfalen ein Defizit im Dienstlei-
stungsbereich? 

Herr Jochimsen, Sie haben ein Strukturpro-
gramm mit 5 Milliarden DM für das Ruhrgebiet 
aufgelegt. Wofür ist das Geld ausgegeben worden? 
Welche Erfolge hat es gehabt? Es hat lediglich die 
bestehende überholte Struktur konserviert und hat 
keine einzige Wachstumsdynamik in Gang gesetzt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Gestatten Sie mir, nachdem Sie, Herr Jochimsen, 
das auch schon so gesagt haben, diese eine kleine 
Bemerkung: Wer sein Geld für das Klinikum Aa-
chen verpulvert, braucht sich nicht zu wundern, 
wenn er keines mehr für vernünftige Sachen hat. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Behördliche Auflagen sind in Nordrhein-Westfa-
len besonders strikt. Die Genehmigungsverfahren 
dauern dort am längsten in der ganzen Bundesre-
publik. Da muß man sich nicht wundern, wenn die 
Leute abgeschreckt werden. Sie sollten das Image 
Ihres Landes verbessern, anstatt eine unzulängli-
che Smog-Verordnung durch einen Probelauf ein-
mal auszuprobieren. Sie sollten sich wirklich darum 
bemühen, das Image Ihres Landes zu verbessern 
und dafür zu sorgen, daß die Unternehmen, die sich 
in Nordrhein-Westfalen ansiedeln wollen, das auch 
tatsächlich tun. Damit würden Sie ein Klima erzeu-
gen, das die Bundesregierung für die gesamte Bun-
desrepublik erzeugt hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen bei der SPD — Roth [SPD]: Für das 

Saarland vor allem!) 

Wir haben 2,5% Wachstum erzeugt, wir haben 
53 Milliarden DM Handelsbilanzüberschuß, 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Arbeitslo

-

sigkeit!) 

wir haben eine Stabilität von etwas mehr als 2 % 
erreicht. Wir haben das alles mit Nordrhein-Westfa-
len erreicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Trotz Nordrhein

-

Westfalen!) 

Nordrhein-Westfalen geht in diese statistischen Zif-
fern ein. 

Wir bemühen uns, das insgesamt im Interesse der 
Bundesrepublik zu sehen. Da haben wir, meine ich, 
ein gutes Recht darauf, daß der Landesminister von 
Nordrhein-Westfalen sich nicht hier hinstellt und 
unglaubliche Behauptungen aufstellt, sondern daß 
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er sich bemüht, die Wirtschaft seines eigenen Lan-
des in Ordnung zu bringen, damit die allgemeinen 
statistischen Durchschnittszahlen der Bundesrepu-
blik besser aussehen, als sie heute schon sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Ehrenberg. 

(Roth [SPD]: Aber jetzt voll ran! Unsere 
Geduld ist zu Ende!) 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Bundeswirtschaftsminister, 
Sie haben zu Beginn Ihrer Intervention jetzt ein 
sehr richtiges Wort gesagt, nämlich: Wenn schon die 
Diagnose falsch ist, kann die Therapie nicht richtig 
sein. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Davon kennen 
Sie etwas!) 

Das stimmt. Daran würde ich das, was Sie heute 
gesagt haben, und Ihre beiden strukturpolitischen 
Antworten gern messen. Dann wird sich bestätigen, 
daß das, was Sie gesagt haben, wie ein Bumerang 
auf diese Regierung zurückkommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben z. B. zu Beginn Ihrer Antwort damals 
— das war ja schon im Dezember 1984 — geschrie-
ben und haben heute hier mehrfach den stolzen 
Satz wiederholt: 

Mit dem Dringlichkeitsprogramm vom Herbst 
1982 und dem Steuerentlastungsgesetz 1984 
wurden wichtige Voraussetzungen für eine 
Stärkung der Investitionskraft der Unterneh-
men geschaffen. Die Bundesregierung wird 
auch künftig dafür sorgen, daß sich Investitio-
nen und Leistung lohnen. 

(Richtig! bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, auch im zwei-
ten Halbjahr 1984, wo der Streik keine Rolle mehr 
spielte, sind die Ausrüstungsinvestitionen lediglich 
um 4,5% gewachsen. Aber es sind, Herr Bundeswirt-
schaftsminister, im Jahr 1984 29 1 / 2  Milliarden DM 
deutsches Kapital ins Ausland transferiert worden, 
statt hier investiert zu werden. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Dr. 
Freiherr Spies von Büllesheim [CDU/ 

CSU]) 

Sie behaupten in beiden Antworten: 

(Roth [SPD]: Das Kapital fließt!) 

Vertrauen und Zuversicht sind gestiegen. 29 1 / 2  Mil-
liarden DM Kapitalflucht sind wohl kein Beweis 
des Vertrauens in die Politik dieser Bundesregie-
rung! 

(Beifall bei der SPD — Roth [SPD]: Be- 
stimmt nicht! — Zurufe von der CDU/CSU 

und der FDP) 

Bei besserer Politik, ohne 6 1 / 2  Milliarden jährlicher 
Steuergeschenke an die gewerbliche Wirtschaft, um 
das dann transferieren zu können, bei handfesten 

Investitionsanreizen, bei einer Steuerpolitik, die In-
vestitionen hier und nicht anderswo bevorzugt, wä-
ren beschäftigungswirksame Investitionen möglich 
gewesen. Sie tun genau das Gegenteil. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, wenn schon die 
Antworten vom 13. Dezember 1984 unzureichend 
waren, haben Sie heute — ich weiß nicht, ob ich es 
leichtfertig oder kühn nennen soll — die Kühnheit, 
sich hier hinzustellen und davon zu reden — zwar 
ausländische Stimmen zitierend; aber es war Ihnen 
anzusehen: es war auch Ihre eigene Meinung —, 
daß wir so am Rand des zweiten deutschen Wirt-
schaftswunders stehen. Verehrter Herr Bange-
mann, ich lade Sie ein, kommen Sie mit mir nach 
Leer. Dort sucht seit zwei Jahren jeder vierte Ar-
beitnehmer vergeblich einen Arbeitsplatz. Und de-
nen wollen sie etwas vom Wirtschaftswunder erzäh-
len! Wissen Sie überhaupt, was Sie da sagen? 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Wie war es vor 
drei Jahren?) 

— Vor drei Jahren waren in Leer auch Arbeitslose. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

— Ja, meine Herrn, schauen Sie doch erst rein und 
hören Sie zu! Vor drei Jahren waren es in Leer im 
März 15%. Heute sind es 26%. 

(Matthöfer [SPD]: So ist es!) 

In der Bundesrepublik generell ist die Arbeitslosig-
keit heute dreimal größer als 1980 und doppelt so 
hoch wie 1981. 

(Urbaniak [SPD]: Unerhört!) 

Das werden Sie ja vielleicht jeden Monat neu aus 
der Statistik der Bundesanstalt zur Kenntnis neh-
men. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Kommen Sie bitte nicht damit, daß das alles so 
lange dauere, weil das die Erblast sei. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Natürlich!) 

— Dann lesen Sie doch einmal nach, was Ihr Bun-
deskanzler in seiner ersten Regierungserklärung 
gesagt hat. Am 13. Oktober 1982 hat er gesagt: 

Keine Politik ist in der Lage, diese Hypothek 
der Vergangenheit kurzfristig zu tilgen. Erste 
positive Wirkungen unseres Programms für 
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung kön-
nen wir in der zweiten Hälfte des Jahres 1983 
erwarten. 

Das ist inzwischen eineinhalb Jahre her, und die 
Arbeitslosenzahlen sind von Monat zu Monat ge-
stiegen und nicht zurückgegangen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Die Inflationsrate ist zurückgegan

-

gen! — Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Die Stei

-

gerungsraten, die Sie zu verantworten hat

-

ten, waren viel höher als bei uns!) 

2,5 Millionen Arbeitslose hat es in dieser Repu-
blik erst nach der Wende-Regierung gegeben, nie-
mals vorher. Diese Zahl von 2,5 Millionen Arbeitslo- 
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sen wird auch wieder zurückgehen, nämlich dann, 
wenn eine erneute Wende erfolgt, weg von Ihnen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Arbeitnehmer im Saarland haben das begriffen. 
Sie werden das anderswo auch begreifen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Die Arbeitnehmer in diesem Lande, Herr Bun-
deswirtschaftsminister, werden nur mit höchstem 
Staunen zur Kenntnis nehmen können, 

(Lattmann [CDU/CSU]: Was Sie sagen!) 

was Ihr Generalsekretär, Sie — Ihnen beiden 
nehme ich es nicht ganz so übel —, aber auch der 
Kollege Lambsdorff, dessen ökonomischen Sach-
verstand ich als etwas größer eingeschätzt hatte, zu 
Zusammenhängen von Lohnpolitik und Beschäfti-
gung gesagt haben. Das ist so absurd, daß das ei-
gentlich in ein ökonomisches Theater des letzten 
Jahrhunderts gehört. 

(Beifall bei der SPD — Lattmann [CDU/ 
CSU]: Da müssen Sie aber Direktor wer

-

den!) 

Vielleicht sollten, Sie, Herr Bundeswirtschaftsmini-
ster, das zur Kenntnis nehmen, was das Ihnen viel 
näher als uns stehende Institut der Deutschen Wirt-
schaft über die Entwicklung der Lohnkosten 
schreibt. Die haben dort in Köln festgestellt — In-
stitut der Deutschen Wirtschaft, nicht irgendeine 
uns nahestehende Einrichtung —, daß in der Bun-
desrepublik die Lohnstückkosten 1982 um 3,5%, 
1983 um 0,4 %, 1984 um 0 % gestiegen sind; in Japan 
1982 um 3,2 % 1983 um 2,6 %, 1984 um 0,5%; und in 
den USA 1982 um 7,5%, 1983 um 2,7 % und 1984 um 
2,5%. Bei allen anderen Wirtschaftsdaten bejubeln 
Sie täglich und stündlich die Erfolge in den USA 
und Japan; nur im Zusammenhang mit Beschäfti-
gung und Löhnen nehmen Sie nicht zur Kenntnis, 
daß dort Wachstum und steigende Löhne gleichzei-
tig möglich sind. 

Daß Sie bei diesem Ergebnis den deutschen Un-
ternehmern und den deutschen Gewerkschaften zu-
muten, Arbeitslose als Lohndrücker zu benutzen, ist 
kaum mehr nachzuvollziehen. Dies steckt doch in 
Ihrem Vorschlag: Wenn Arbeitslose unter Tarif ein-
gestellt werden sollen, ist das doch geradezu die 
Aufforderung an die Unternehmer, die anderen zu 
entlassen, arbeitslos zu machen und sie zu billige-
rem Tarif wieder einzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist die Quintessenz dessen, was Herr Hauss-
mann vorgeschlagen hat und was Sie wiederholt 
haben. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Das haben Sie 
falsch verstanden!) 

— Ich habe das nachgelesen. Vielleicht hat er sich 
sehr unklar ausgedrückt, der Herr Generalsekretär. 
Ich dachte bisher, er sei des Schreibens kundig. Er 
scheint es dann nicht zu sein. 

Ich bitte Sie, einmal sehr ernsthaft darüber nach-
zudenken, welche Auswirkungen auch nur der Ver-
such einer solchen Politik auf das Produktivitätskli-

ma, das Betriebsklima und den sozialen Konsens 
hat. Die Folgen sind genauso schlimm, wie sie es 
auch hinsichtlich der Vorschläge des Wirtschafts-
ministers zur Rentenversicherung — der Kollege 
Müller hat dem Wirtschaftsminister das ja bestätigt 
— wären. 

Aber das nicht alleine. Weder in den schriftlichen 
Antworten noch in den Beiträgen hier hat der Bun-
deswirtschaftsminister irgendwo gesagt, was denn 
nun tatsächlich geschehen soll, um die Arbeitslosig-
keit herunterzubringen. 

(Zuruf von der SPD: Nichts!) 

Oder glauben Sie im Ernst, mit den von Ihnen ja 
auch nicht höher prognostizierten Wachstumsraten 
von 2,5% zunehmende Beschäftigung zu bekom-
men? In Ihrem eigenen Jahreswirtschaftsbericht 
steht für 1984 eine Wachstumsrate von 2,6% und ein 
Rückgang der Beschäftigung von 90 000. Steht im 
Jahreswirtschaftsbericht, lesen Sie es nach! 

Wenn also 1984 ein Wachstum von 2,6 % einen 
Beschäftigungsrückgang von 90 000 gebracht hat, 
woher soll dann in diesem Jahr bei 2,5% Wachstum 
ein Beschäftigungszuwachs kommen? Das würde 
ich doch gern mal von Ihnen erläutert bekommen. 

(Zuruf von der FDP: Durch Ihre schrump

-

fende Wirtschaft bestimmt nicht!) 

— Unsere Wirtschaft ist sehr viel weniger ge-
schrumpft, als sie bei Ihnen schrumpfen wird.  — 
Was  nützt uns ein Wachstum, wenn die Leute ar-
beitslos bleiben und vor der Tür stehen bleiben? 
Das ist kein Wachstum, das den Arbeitnehmern 
nutzt. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Reden Sie mal weiter von Nullwachs

-

tum; das haben Sie lange genug getan! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU und von 

der FDP) 

Auf die Voraussetzungen warten die zweieinhalb 
Millionen Arbeitslose jetzt schon fast drei Jahre. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zurück zum 
Nullwachstum Ihrer Zeiten!) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, am Schluß muß 
man leider feststellen: Die Bundesregierung hat 
kein Stahlkonzept. Es kam jedenfalls keins auf den 
Tisch, es steht auch keins in den schriftlichen Ant-
worten. Die Bundesregierung hat kein Werftkon-
zept, 

(Roth [SPD]: Aber es gibt ein ARBED-Zer

-

störungskonzept!) 

und die Bundesregierung hat kein Regionalkonzept. 
Keines von allen kam hier heute auf den Tisch. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

Hören Sie sich bitte noch eine Detailzahl an. Herr 
Wissmann, ich empfehle Ihnen, das nachzulesen, 
wie auch die Arbeitslosenzahlen im Vergleich von 
Niedersachsen zu anderen Standorten, bevor Sie 
wieder so etwas erzählen wie bisher. 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Das ist Nieder-

sachsen/Bremen! Das wissen Sie doch! Sa- 
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gen Sie doch die Wahrheit, Herr Ehren-

berg!) 

— Die Wahrheit ist so, daß sie in Bremen keines-
wegs besser sind, aber Niedersachsen und Bremen 
stehen an der Spitze der Arbeitslosenzahlen nach 
dem Saarland. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die beiden 
Länder hatten auch unterschiedliche Start-
bedingungen! Das wissen Sie doch, Herr 

Ehrenberg!) 

— Aber natürlich hatten sie das. Das Land Nieder-
sachsen war bis Mitte 1970 in der Mitte im Ver-
gleich der Bundesrepublik, und heute ist es bei der 
Arbeitslosigkeit ganz oben und sonst ganz unten. 

(Beifall bei der SPD) 

Nach der Wissmannschen Theorie ist dafür allein 
der niedersächsische Ministerpräsident verantwort-
lich. 

(Beifall bei der SPD — Roth [SPD]: Das ist 
der nächste, dann kommt Barschel!) 

Aber hören Sie noch: Die Zahl der Beschäftigten 
in der Werftindustrie hat sich von 1981 bis 1984 von 
56 900 auf 45 100 vermindert. Das ist der Verlust von 
einem Fünftel der Arbeitsplätze in nur drei Jah-
ren! 

Was wird, Herr Bundeswirtschaftsminister, für 
die Werftstandorte, für den Ersatz von Arbeitsplät-
zen dort getan? In Ihrer Antwort gibt es einen einzi-
gen Hinweis, nämlich den auf europäische Hilfen 
für die Arbeitsmarktregion Lübeck/Ostholstein. Die 
ist in die Schiffsbaugebiet-Hilfsaktion einbezogen. 
Sonst nichts! 

Warum nur Lübeck/Ostholstein, Lübeck mit einer 
Arbeitslosenquote von 15,2 %, und nicht Emden mit 
21,8 %, Flensburg mit 17,6 %, Bremen/Bremerhaven 
mit 15 %? Warum eine einzige mühselig europäisch 
finanzierte Hilfe für Ersatzarbeitsplätze an Werft-
standorten? Und sonst? Der Wirtschaftsminister 
schweigt. Die Küste interessiert ihn nicht. Regional-
politik findet nicht statt. 

Das, meine Damen und Herren, ist das Ergebnis 
dessen, was am vorläufigen Ende dieser Debatte zu 
sehen ist; es wird noch eine Fortsetzung in einer 
Reihe von Beiträgen kommen. Aber nach der zwei-
ten Intervention des Bundeswirtschaftsministers 
war es hier notwendig festzustellen: Was Sie heute 
zur Regionalpolitik geboten haben, war ein regio-
nalpolitischer Offenbarungseid. Regionalpolitik fin-
det nicht statt. 

Sie vertrauen weiterhin auf die Selbstheilungs-
kräfte der Wirtschaft. Nur, dieses Vertrauen besteht 
schon sehr lange, und nicht einmal die Kapitaleig-
ner glauben ihnen, denn sie transferieren ihr Geld 
in die USA, statt es hier zu investieren. 

Bezogen auf die Werft- und Stahlstandorte erwar-
ten die Arbeitnehmer an diesen Standorten mehr 
als Sprüche darüber, daß es irgendwann einmal, 
wenn noch mehr Steuererleichterungen für die ge-
werbliche Wirtschaft kommen, besser werden wird. 
Die Arbeitnehmer erwarten eine Politik, die sich 
ihrer Sorgen annimmt. Wenn diese Regierung das  

nicht tut, werden die Arbeitnehmer sich eine bes-
sere Regierung zum nächsten Termin wählen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Lieber heute als morgen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Lattmann. 

Lattmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das Thema „Arbeits-
losigkeit" hat bereits im bisherigen Verlauf der De-
batte eine Rolle gespielt. Das kann nicht verwun-
dern. Was verwundern muß, ist die Art und Weise, 
wie Herr Ehrenberg und andere Sozialdemokraten 
mit diesem Thema hier umgehen, also Vertreter der 
gleichen Partei, die den größten Anstieg der Mas-
senarbeitslosigkeit in der Nachkriegszeit zu verant-
worten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie regen sich auf, wenn die Zahl der Arbeitslosen 
heute von 2,4 auf 2,45 Millionen steigt. Sie hätten 
sich aufregen sollen, als die Zahl von null auf zwei 
Millionen gestiegen ist. Dann wären wir dort nicht 
hingekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wichtig für die Beurteilung der Arbeitslosigkeit 
sind nicht so sehr die absoluten Zahlen, sondern 
deren Zustandekommen. Der Arbeitsmarkt kennt 
— wie jeder Markt — zwei Einflußfaktoren. 

(Roth [SPD]: Verschluck dich nicht!) 

— Seien Sie ganz ruhig, Herr Roth. Ich werde all 
das sagen, was nötig ist. 

(Abg. Urbaniak [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Latt-
mann, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Lattmann (CDU/CSU): Nein. 

Die zwei Einflußfaktoren sind auf der einen Seite 
die Nachfrage nach Arbeitsplätzen und auf der an-
deren Seite das Angebot an solchen. 

(Roth [SPD]: Er verschluckt sich gleich!) 

— Sie wiederholen sich, Herr Roth. 

Die Nachfrage wird insbesondere durch die de-
mographische Entwicklung bestimmt. Herr Ehren-
berg, warum sagen Sie, wenn Sie über Niedersach-
sen sprechen, eigentlich nicht, daß die Zunahme der 
Nachfrage dort weit über dem Bundesdurchschnitt 
liegt? Stärker als anderswo drängen dort junge 
Menschen auf den Arbeitsmarkt. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Aber doch nicht nur 
dort!) 

Dies ist erfreulich, wirft aber angesichts der ge-
samtwirtschaftlichen Schwierigkeiten große Pro-
bleme auf. Vorliegende Untersuchungen zeigen 
aber — Sie kennen sie, Herr Ehrenberg; warum 
sagen Sie nichts darüber? —, daß der überdurch-
schnittliche Anstieg der Arbeitslosigkeit in Nieder- 
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sachsen im wesentlichen demographisch bedingt 
ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Eine umgekehrte Lage haben wir in den Stadt-
staaten Hamburg und Bremen. 

(Roth [SPD]: Er verschluckt sich doch!) 

Hätte die Bevölkerungsentwicklung dort nicht deut-
lich unter dem Bundesdurchschnitt gelegen, wäre 
die Arbeitslosigkeit noch viel höher, als sie es ohne-
hin schon ist. 

Neben der Nachfrage nach Arbeitsplätzen, die 
dem politischen Einflußbereich weitestgehend ent-
zogen ist, kommt allerdings dem Angebot als zwei-
ter Einflußgröße für den Arbeitsmarkt entschei-
dende Bedeutung zu. Nun bitte ich die Sozialdemo-
kraten, wirklich einmal aufmerksam zuzuhören 
und anschließend dann den Mund vielleicht nicht 
mehr so voll zu nehmen. Wenn man sich die Ent-
wicklung der Zahlen der sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten ansieht, ergibt sich folgendes Bild. 
Insgesamt gingen von 1974 bis 1984 in der Bundes-
republik rund eine Million Arbeitsplätze verloren. 
Die einzelnen Bundesländer weisen dabei sehr un-
terschiedliche Entwicklungen aus. Absoluter Spit-
zenreiter im negativen Sinne ist Bremen — SPD  — 
mit  einem Minus von über 12 %. In der Hitliste fol-
gen Hamburg und Nordrhein-Westfalen — eben-
falls SPD — ebenfalls mit dramatischen Ver-
schlechterungen. 

(Zuruf von der SPD: Sie verschlucken sich 
nicht nur, Sie wiederholen sich auch! — 

Roth  [SPD]: Geistiger Schluckauf!) 

Auf dem siebenten Platz — und damit auf einem 
guten Platz — in dieser Skala liegt Niedersachsen, 
wo die absoluten Zahlen wegen der beschriebenen 
demographischen Entwicklung zwar hoch sind, der 
Trend in den letzten zehn Jahren aber besser ist als 
in allen SPD-regierten Ländern. 

(Lachen bei der SPD) 

— Wie man Sie doch mit Fakten erheitern kann. 
Das wirft ein bezeichnendes Licht auf Ihre Situa-
tion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Besser als Niedersachsen sind nur noch Baden-
Württemberg, Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz 
und Bayern. Die drei zuletzt genannten Länder 
konnten dabei trotz der bundesweit negativen Ent-
wicklung sogar noch einen Zuwachs an Beschäftig-
ten erzielen. 

Eine Besonderheit stellt Berlin dar, das zwar 
noch in der schlechteren Hälfte dieser Skala ran-
giert, aber seit drei Jahren eine Trendwende mit 
deutlich erkennbarem Anstieg zu verzeichnen hat. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Mitte-links-Ge

-

fälle!) 

Natürlich gibt es innerhalb der Länder Unterschie-
de. Herr Kollege Hinsken hat darauf schon hinge-
wiesen. Es bleibt aber festzuhalten: Die SPD-regier-
ten Länder befinden sich allesamt auf den vorde

-

ren, die CDU- bzw. CSU-regierten Länder auf den 
hinteren Plätzen dieser Negativskala. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Nun kommen Sie bitte nicht und reden sich mit der 
Bundesregierung heraus. Die Bundesregierungen 
waren für alle Länder die gleichen, sowohl die 
schlechte frühere als auch die gute jetzige. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch die Behauptung, die besonders negative 
Entwicklung in Nordrhein-Westfalen und in den 
Stadtstaaten sei auf die dortige Konzentration von 
Krisenbranchen zurückzuführen, verfängt nur zum 
Teil. Hinzuweisen ist vielmehr auf die Tatsache, 
daß die krisenhafte Entwicklung seit langem er-
kennbar war. Ich darf nun vielleicht einmal einen 
ganz unverdächtigen Zeugen zitieren. Da erklärte 
Herr Dr. Höhnen vom DGB 1984 bei einer Anhö-
rung vor dem Haushaltsausschuß: 

Wir 

— nämlich der DGB — 

sind der Auffassung, daß man nicht nur die 
weltwirtschaftlichen Zusammenhänge sehen 
muß, sondern gerade, wenn man daran denkt, 
daß die Stahlkrise nun schon seit 1975 andau-
ert, muß man in Rechnung stellen, daß keine 
gezielte vorausschauende Strukturpolitik für 
diese Branche getrieben worden ist. 

Meine Damen und Herren, die schweren politi-
schen Versäumnisse in diesem Bereich sind nicht 
zu bestreiten. Das gilt in jedem Fall für die Bundes-
länder, die lange genug mit Reichtum gesegnet wa-
ren und deshalb zu notwendigen Umstrukturierun-
gen durchaus in der Lage gewesen wären. Demge-
genüber hat es ein Land wie Niedersachsen, das in 
den langen Jahren unter sozialdemokratischer Re-
gierungsverantwortung die Strukturschwäche nicht 
überwinden konnte, trotz einer gesamtwirtschaft-
lich guten Entwicklung in Zeiten einer gesamtwirt-
schaftlichen Rezession, die wiederum in die Regie-
rungsverantwortung der Sozialdemokraten fällt, na-
türlich erheblich schwerer. Was die Regierung Al-
brecht aus diesen ungünstigen Bedingungen ge-
macht hat, ist bemerkenswert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ohne die Versäumnisse der Vergangenheit, Herr 
Ehrenberg, könnte das alles viel besser aussehen. 
So besagt beispielsweise eine Untersuchung des 
DIHT — hören Sie zu, Herr Ehrenberg —, daß die 
Strukturschwäche Ostfrieslands, wo die Arbeitslo-
sigkeit, wie Sie zu Recht gesagt haben, besonders 
hoch ist, wesentlich in der viel zu späten Verkehrs-
anbindung dieses Raumes begründet liegt. Wer 
weiß, daß z. B. die Planung und die Bauzeit einer 
Autobahn 15 bis 20 Jahre beanspruchen, der weiß 
auch, wer für diese Versäumnisse verantwortlich 
ist. 

Ich darf einen weiteren unverdächtigen Zeugen 
zitieren, einen der SPD-nahestehenden Kommenta-
tor der „Hannoverschen Allgemeinen Zeitung", der 
folgendes sagt: 
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Lattmann 
Niedersachsen bezahlt für die Sünden der Ver-
gangenheit. Zu lange haben die Regierungen in 
Hannover sich nicht um die Anwerbung von 
neuen Industrien mit sicherer Zukunft bemüht. 
Was hierzulande frühestens 1970 begann, eine 
zielgerichtete Strukturpolitik, das haben die 
Bayern, die in einer genauso ungünstigen Aus-
gangslage steckten, schon Jahre vorher betrie-
ben ... Der Vorwurf, Entwicklung verkannt, 
Chancen vertan, Zukunft verschlafen zu haben, 
geht zuerst an die Adresse der SPD, die über 
Jahrzehnte das Sagen hatte. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr richtig! 
— Dr. Soell [SPD]: Das gilt dann auch für 

Baden-Württemberg!) 

— Das gilt auch für Baden-Württemberg. — Wenn 
Sie sich diese Entwicklung ansehen und sehen, was 
andere Länder mit weitaus schlechteren Vorausset-
zungen gemacht haben, wie die einstmals wohlha-
benden und blühenden Regionen wie Nordrhein-
Westfalen, wie Hamburg und Bremen herunterge-
wirtschaftet wurden — sie bilden heute in vielen 
Bereichen das Schlußlicht, auch bei der dargestell-
ten Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt, die insge-
samt alles andere als erfreulich ist — wer will das 
bestreiten? —, so liegen alle SPD-Länder hinten. 
Dies beweist: Auch bei gesamtwirtschaftlichen Pro-
blemen zeigen sich dort, wo die CDU/CSU regiert, 
mindestens deutlich schwächere Einbrüche, teil-
weise sogar nicht unerhebliche Verbesserungen. Wo 
die SPD regiert gibt es demgegenüber auf der gan-
zen Linie eine dramatische Verschlechterung. 

Wenn es denn wirklich ein Gefälle gibt, so ist es 
keineswegs eines, das geographisch abzugrenzen 
ist und etwa mit Süd/Nord zu umschreiben ist. Der 
Norden ist eine leistungsfähige Region. Allein der 
dramatischen Wohlstandsverfall der Stadtstaaten 
verdüstert dieses Bild. Dennoch mußte man das 
ebenfalls abgewirtschaftete Nordrhein-Westfalen 
dem Norden zuschlagen, um die törichte Behaup-
tung vom Nord-Süd-Gefälle überhaupt rechtfertigen 
zu können. Was es tatsächlich gibt, ist ein politi-
sches Gefälle, ein Mitte-Links-Gefälle, 

(Lachen bei der SPD) 

wie Herr Wissmann richtig gesagt hat, ein Gefälle 
zwischen den seit langem von der CDU-regierten 
und den seit langem von der SPD-regierten Län-
dern, wobei jene, in denen die CDU noch nicht so 
lange regiert, wie Niedersachsen und Berlin, eine 
Mittelposition einnehmen. 

Wenn man sieht, meine Damen und Herren, wie 
die gleiche SPD, deren Politik die Arbeitslosigkeit 
in der Bundesrepublik begründet hat, nun diese be-
klagenswerte Entwicklung als parteipolitische 
Keule mißbraucht, so muß man mit jenem schon 
zitierten Kommentar der „Hannoverschen Allge-
meinen Zeitung" fragen: 

Wie mögen sich die Arbeitslosen vorkommen, 
wenn sie nun überall von der SPD als bedau-
ernswerte Randfiguren dieser Gesellschaft und 
als Opfer der ... (CDU)-Politik vorgezeigt wer-
den wie Tanzbären auf dem Jahrmarkt? 

Hören Sie, meine Damen und Herren, mit diesem 
Zynismus auf! Bekennen Sie sich endlich zu Ihrer 
Verantwortung! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir re-
den in verbundener Debatte über die wirtschaftli-
che Bedeutung und Entwicklung strukturschwa-
cher Regionen und über den Antrag und die Große 
Anfrage der SPD-Fraktion zur Sicherung vorhande-
ner und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze durch 
eine aktive Industriepolitik. 

Was uns die Bundesregierung in der mageren Be-
antwortung geboten und was der Herr Bundeswirt-
schaftsminister in seinem mit Allgemeinplätzen ge-
spickten, aber konkrete Aussagen vermissen las-
senden Vortrag heute früh dokumentiert haben, ist 
eigentlich traurig. 

Ich muß ehrlich sagen: Ich verstehe überhaupt 
nicht, daß dieses Haus und die die Regierung tra-
gende Rechtskoalition nicht willens und nicht fähig 
sind, mit uns ernst und sachlich über Probleme zu 
reden, die Millionen Menschen berühren, die ganze 
Regionen betreffen und die uns alle herausfordern. 
Wir müssen gemeinsam Antworten geben, Sie in 
der Regierungsverantwortung und wir aus unserer 
Verantwortung in der Opposition. 

Herr Kollege Lattmann, Sie haben hier wie alle 
Koalitionsredner großsprecherisch Schönfärberei 
betrieben. Seien Sie bitte korrekt! Sie haben recht: 
Das Land Baden-Württemberg hat eine Arbeitslo-
senquote von 5,7 % und liegt damit am niedrigsten. 
An zweiter Stelle folgt schon Hessen. Also bleiben 
Sie korrekt und machen Sie nicht so auf Schwarz 
und Rot. Das ist doch Quatsch. Bleiben Sie objek-
tiv! 

Ich bedaure zutiefst, daß diese Regierung keine 
konkrete Antwort auf die Frage gegeben hat, wie 
sie mit uns gemeinsam die Arbeitslosigkeit be-
kämpfen will, wie sie vorhandene Arbeitsplätze si-
chern und neue Arbeitsplätze schaffen will. Kein 
einziger konkreter Vorschlag! 

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Punkt: Diese Bundesregierung gefährdet 
Arbeitsplätze. Sie sorgt mit dafür, daß die Werftin-
dustrie mit ihren Problemen nicht fertig wird. Diese 
Regierung läßt die Stahlindustrie hängen. Sie soll 
gar kein Stahlkonzept vorlegen. — Der Bundeswirt-
schaftsminister ist nicht mehr hier. Es lohnt sich 
für ihn um diese Zeit offensichtlich nicht mehr, 
hierzubleiben, nachdem er am Vormittag — — 

(Bohl [CDU/CSU]: Wo ist denn Herr Jo

-

chimsen?) 

— Der hat bis jetzt hier gesessen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Der Minister auch! Er-
zählen Sie keine Märchen! Aber das ist ty

-

pisch für Sie!) 
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Wolfram (Recklinghausen) 
Diese Bundesregierung soll kein Stahlkonzept 

vorlegen, aber sie soll die Stahlindustrie zwingen, 
endlich ein Konzept zu erarbeiten und vorzulegen. 
Und sie soll die IG Metall und die Manager der 
Stahlindustrie an einen Tisch holen, um mit ihnen 
nach sinnvollen Lösungen zu suchen. Das wäre ihre 
Aufgabe. 

Drittens: Diese Bundesregierung trägt zur Verun-
sicherung in den Bergbauregionen, im Saarland, im 
Aachener Revier und im Ruhrgebiet, dadurch bei, 
daß sie bis heute die Frage nicht konkret beantwor-
tet hat, ob sie die Verlängerung des Hüttenvertra-
ges durch flankierende Maßnahmen auf der Basis 
der Vollversorgung unterstützt. 

Diese Bundesregierung trägt zur Verunsicherung 
auch dadurch bei, daß sie bis heute keine Klarheit 
darüber geschaffen hat, ob sie weiterhin bereit ist, 
die Kokskohlebeihilfe für die Exporte in die Länder 
der EG zu finanzieren. 

Diese Bundesregierung trägt zur Verunsicherung 
dadurch bei, daß sie bis heute wahnwitzigen, aber-
witzigen Plänen in Brüssel, die Kohleförderung in 
Europa drastisch zu reduzieren, nicht entgegenge-
treten ist. Das sind die Fakten! 

Wenn die Regierungskoalition heute beklagt, daß 
das Ruhrgebiet eine überdurchschnittliche Arbeits-
losenquote hat, dann bestätige ich Ihnen, daß das 
stimmt. Das bedrückt uns. Aber worauf ist das zu-
rückzuführen? 

Wenn der Herr Ex-Bundeswirtschaftsminister 
Graf Lambsdorff die Zeche Erin in Castrop-Rauxel 
stillegt oder entscheidend auf ihre Stillegung 
drängt, dann sind in dieser Stadt mit einem Schlag 
4 000 Arbeitsplätze verloren, und dafür gibt es keine 
Ersatzarbeitsplätze. 

Wenn diese Bundesregierung darauf drängt, daß 
zur Zeit eine Kapazitätsvernichtung von 10 Millio-
nen Tonnen erfolgt, dann vernichtet sie Arbeits-
plätze und trägt zur Erhöhung der Arbeitslosigkeit 
in den Kohlerevieren bei. 

Wenn diese Bundesregierung unsere Stahlindu-
strie in diese internationale Situation schlittern 
läßt, dann trägt sie mit dazu bei, daß wir an den 
Stahlstandorten eine überdurchschnittliche Ar-
beitslosigkeit haben. 

Wir, die wir vor Ort Verantwortung tragen, wir 
können uns noch so abstrampeln: Tausende von Ar-
beitsplätzen, in kurzer Zeit vernichtet, können 
durch die beste Wirtschaftsförderung und Indu-
strieansiedlungspolitik nicht kurzfristig ersetzt 
werden. Das sind die Fakten. 

Herr Kollege Lammert, ich habe Sie immer sehr 
geschätzt. Dabei bleibt es. Nur war das, was Sie sich 
heute geleistet haben, weit unter Ihrem Niveau. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie die Bildungspolitik angreifen, verstehe 
ich das ja noch. Ich hoffe nur, daß Sie als Lehrbe-
auftragter an der Gesamthochschule Bochum bes-
sere Arbeit leisten und zu besseren bildungspoliti-
schen Ergebnissen beitragen. Ihnen und Ihren Kol-
legen von der Ruhr und aus dem Saarland werfe ich 
folgendes vor: Anstatt sich an unsere Seite zu stel-

len und mit uns gemeinsam auf die Bundesregie-
rung einzuwirken, daß sie ihrer gesamtvolkswirt-
schaftlichen Verantwortung nachkommt, machen 
Sie das Revier und das Land Nordrhein-Westfalen 
mies. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Das ist schade, denn eines ist klar: — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war der Mi

-

nister!) 

— Das ist doch nicht wahr! 

(Eigen [CDU/CSU]: Doch, Herr Jochimsen 
hat das gemacht!) 

— Sie wissen wie ich, daß Bochum genauso gut wie 
Stuttgart ist, daß Recklinghausen genauso gut wie 
Nürnberg ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Recklinghausen ist sogar die schönste Stadt im 
Ruhrgebiet. Unsere Menschen sind genauso intelli-
gent, genauso fleißig, genauso tüchtig, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

sie sind genauso innovativ wie die Bürger in den 
anderen Bundesländern, und unsere Politik ist bes-
ser als woanders, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, die Politik 
ist schlechter!) 

weil sich der Staat, das Land, die NRW-Landesre-
gierung nicht aus der Verantwortung stiehlt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Entschuldigen Sie bitte, wenn Sie die Fakten 
kennen würden, würden Sie nicht so unqualifizierte 
Zwischenrufe machen! 

Die NRW-Landesregierung ist bereit, die Stahlin-
dustrie zu unterstützen. Die NRW-Landesregierung 
ist bereit, die Kohle- und Energiepolitik zu unter-
stützen. Sie sind aufgefordert, mitzumachen und 
uns nicht hängenzulassen. Tragen Sie doch dazu 
bei, daß wir auf eine vernünftige Art und Weise die 
Problembereiche angehen und konstruktive Lösun-
gen suchen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Wolf-
ram, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Ja, Graf Lambs-
dorff, aber dann würde ich vorher gern noch ein 
Wort zu Ihnen sagen. Es ist eigentlich ein schlim-
mer Niedergang, den wir mit Ihnen erleben, den Sie 
selbst demonstrieren. Sie waren immer ein von mir 
geschätzter sachlicher Mann. Das aber, was Sie sich 
heute gegenüber unserem NRW-Wirtschaftsmini-
ster geleistet haben, die Art, wie Sie gegen das Land 
Nordrhein-Westfalen polemisiert haben, war unter 
aller Würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß ehrlich sagen, ich schäme mich, daß ein 
Mann wie Sie uns so etwas zumutet. 

Bitte schön. 
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Vizepräsident Stücklen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege, würden 
Sie nach dieser bei einer Zwischenfrage ganz unge-
wöhnlichen Begrüßung freundlichst zur Kenntnis 
nehmen, daß ich überhaupt nichts gegen das Land 
Nordrhein-Westfalen, aber alles gegen die Politik 
der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen ein-
zuwenden habe, und würden Sie bei Ihrem Ver-
gleich zwischen Nürnberg und Recklinghausen in-
soweit Verständnis empfinden, als wir zur Zeit 
Nürnberg vorziehen, weil dort der Oberbürgermei-
ster schon aus der SPD ausgetreten ist? 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Verehrter Graf 
Lambsdorff, ich gehe davon aus, daß Sie und die 
FDP ein weiterhin schrumpfendes Dasein führen 
werden. Spätestens am 12. Mai werden wir das ja in 
Nordrhein-Westfalen erleben. Ich billige Ihnen zu, 
daß Sie gegen unsere Landesregierung polemisie-
ren, aber Sie sollten dann wenigstens das Maß an 
Objektivität und Sachlichkeit wahren, das Sie frü-
her bei den schärfsten Debatten ausgezeichnet hat. 
Das sollten Sie bitte tun! 

Im übrigen, was die Oberbürgermeister und Bür-
germeister betrifft, verlassen Sie sich darauf: Es 
gibt nur einen Urschlechter. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, diese Bundesregie-
rung hat nichts getan, um ihren eigenen Anteil zur 
Erhöhung der Investitionsquote beizutragen. Das 
einzige, was ihr immer wieder einfällt, ist die Auf-
forderung an die Gemeinden, mehr zu investieren. 
Das Institut für Urbanistik hat in diesen Tagen 
nachgewiesen, daß die Städte schon 88 Milliarden 
für die Umwelt investiert haben, daß sie überpro-
portional viel tun und daß der Bund auf diesem 
Gebiet viel zu wenig tut. 

Sie verschieben Sozialleistungen von der Bundes-
anstalt für Arbeit zu den Sozialämtern der Städte. 
Jede Million, die wir dafür mehr ausgeben müssen, 
fehlt für Investitionen. Helfen Sie doch mit, daß die 
Arbeitslosigkeit beseitigt wird; helfen Sie doch mit, 
daß wir nicht von Jahr zu Jahr mehr Sozialhilfelei-
stungen aufbringen müssen; dann sind das Gelder, 
die sicherlich auch sofort und postwendend inve-
stiert werden. 

Sie, Herr Staatssekretär, der Sie jetzt den Bun-
deswirtschaftsminister vertreten, haben in der letz-
ten Debatte zur Lage der Bauwirtschaft im Wirt-
schaftsausschuß erklärt: „Es besteht kein Hand-
lungsbedarf." Es besteht sehr wohl Handlungsbe-
darf, 

(Beifall bei der SPD) 

denn wenn Private ihr Geld in Amerika anlegen 
und in der Bundesrepublik nicht investieren, kön-
nen die Gemeinden diese Lücke nicht schließen; 
dann sind Sie gefordert, dann müssen Sie rüber

-

kommen und investieren oder den Gemeinden hel-
fen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
nur in Nordrhein-Westfalen so!) 

Debattieren Sie doch mit uns über unser Programm 
„Arbeit und Umwelt"! 

Der Wirtschaftsminister kritisiert Arbed-Saar-
stahl. Es fällt ihm nichts Besseres ein, als die Ar-
beitnehmer zum Lohnverzicht aufzufordern. Er re-
det nicht von den Managergehältern. Aber warum 
hat diese Bundesregierung noch nie gefragt, in wel-
cher Verantwortung die Anteilseigner, in welcher 
Verantwortung die Banken, die Aktionäre oder die-
jenigen, die Aktien verwalten, gegenüber der Stahl-
industrie stehen? Das wären doch die ersten Adres-
sen, an die sich die Bundesregierung wenden müß-
te. Sie müßten in die Verantwortung genommen 
werden. 

Herr Bundeswirtschaftsminister, ich habe über-
haupt kein Verständnis dafür, daß Sie in der heuti-
gen Debatte die Montan-Mitbestimmung so abqua-
lifiziert haben. Die Montan-Mitbestimmung ist 
keine „Schönwetterveranstaltung". Sie hat längst 
ihre Bewährungsprobe bestanden. Was wäre aus 
der Kohle- und Stahlkrise geworden, hätte es nicht 
die Montan-Mitbestimmung und das Verantwor-
tungsbewußtsein unserer Arbeitnehmer und unse-
rer Gewerkschaften gegeben? 

Wenn Sie behaupten, Sie hätten in kurzer Zeit die 
Wirtschaft wieder in Gang gebracht, dann kann ich 
nur fragen: Wo haben Sie es denn geschafft? Bei 
den Werften nicht, beim Stahl nicht, bei der Kohle 
nicht, vielleicht in wenigen anderen Bereichen, und 
dort ist es nicht Ihr Verdienst. 

Wenn Sie heute so über das Land Nordrhein

-

Westfalen polemisieren, dann frage ich Sie: Was 
würde denn z. B. in Baden-Württemberg passieren, 
wenn die Automobilindustrie — was wir nicht wol-
len — in eine tiefe Krise schlittern würde? Was 
würde dann passieren? Was würde in anderen Bun-
desländern passieren, wenn diese so lange Krisen 
durchstehen müßten wie unverschuldet die Kohle-
und Stahlregionen? 

Allein an diesem Beispiel sehen Sie, wie absurd 
es ist, einseitige und falsche Schuldzuweisungen 
auszusprechen, statt gemeinsam zu überlegen, wie 
Gemeinden, Länder und Bund den jeweils bedräng-
ten Regionen, Sektoren und Branchen helfen kön-
nen, wie sie vor allem durch eine aktive Regional-
und Strukturpolitik und durch eine aktive Beschäf-
tigungspolitik zur Lösung der aktuellen Probleme 
beitragen können. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Latt

-

mann [CDU/CSU]: So wie Sie das 13 Jahre 
gemacht haben?!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Doss. 

Doss (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Analyse meines 
Freundes Dr. Lammert über die Politik in Nord- 
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Doss 
rhein-Westfalen hat Ihnen wehgetan. Das kann ich 
verstehen. Sie war brillant. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wenn Sie das 
brillant nennen, tun Sie mir leid!) 

Wenn man den Finger in die Wunde legt, wie dies 
hier geschehen ist, und Sie darauf so aggressiv rea-
gieren, wie Sie das getan haben, dann spricht das 
für die hervorragende Beurteilung, die Ihrer Politik 
hier zuteil geworden ist. 

Ich bin der Meinung, daß Sie diese Stelle hier im 
Deutschen Bundestag, die dazu geeignet ist, Kon-
flikte auszutragen und unterschiedliche Meinungen 
vorzutragen, auch als solche respektieren sollten. 
Deswegen bin ich der Meinung, daß der sonst von 
mir so geschätzte Herr Wolfram hier nicht von 
Nestbeschmutzern reden sollte. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Herr Wolfram 
war heute brillant!) 

Auch der jetzt nicht mehr anwesende Wirt-
schaftsminister 

(Zuruf von der SPD: Wen meinen Sie?) 

— Ich meine den nordrhein-westfälischen Wirt-
schaftsminister — war der Meinung, daß sich die 
hier vorgetragene Kritik gegen die Bürger in Nord-
rhein-Westfalen richte. Ich kann dieses Demokra-
tieverständnis überhaupt nicht teilen. Wenn wir 
über unterschiedliche Auffassungen in der Politik 
reden, wo denn sonst, wenn nicht hier? Ich habe von 
meinen Kollegen nichts gehört, was Ihre Kritik 
rechtfertigen würde, daß das eigene Land, daß die 
Bürger von Nordrhein-Westfalen durch die hier vor-
getragene Kritik diskriminiert würden. Ich kann es 
nicht verstehen. Vielleicht hatten Sie darüber hin-
aus nichts zu sagen; ich muß das so vermuten. 

Der Mittelstand, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, stellt 64 % aller Arbeitsplätze und rund 
80 % der Ausbildungsplätze. Er ist der Wirtschafts-
faktor überhaupt. Ich war erstaunt, daß der nord-
rhein-westfälische Mittelstandsminister — er ist ja 
ein solcher — so gut wie kein Wort über diese Tat-
sache verloren hat. Ich meine die mittelständischen 
Unternehmen im produzierenden Gewerbe, die in 
erster Linie außerhalb der industriellen Ballungs-
räume angesiedelt sind, abseits der Zentren und 
damit abseits der dortigen Strukturvorteile. Daß 
Nordrhein-Westfalen im Verhältnis zu den unions-
geführten Bundesländern so weit zurückliegt, hat, 
wenn ich die Zahlen werte, mit Sicherheit damit zu 
tun. 

Wolfram Gruhler bemerkt in seinem Buch „Wirt-
schaftsfaktor Mittelstand" hierzu: 

Es handelt sich bei den Bundesländern, in de-
nen die Bedeutung der kleinen und mittleren 
Unternehmen überwiegt, ausnahmslos um sol-
che mit einer bürgerlichen Regierung, während 
die überwiegend großbetrieblich strukturierten 
vier Bundesländer von Sozialdemokraten re-
giert werden. 

Das ist, wie ich finde, ein Grund, um das Mitte-
links-Gefälle zwischen sozialdemokratisch und uni-
onsgeführten Bundesländern zu erklären. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Vernachlässigung der Mittelstandspolitik in Nord-
rhein-Westfalen hat nach meinem Dafürhalten 
dazu geführt, daß die Arbeitslosenzahlen im Ruhr-
gebiet so überdurchschnittlich hoch geworden sind; 
im Ruhrgebiet sind es 14,3 %, in ganz Nordrhein-
Westfalen 10,7 %, und im Bund sind es 9,1 %. Dies 
läßt sich einfach nicht bestreiten; das ist eine Tatsa-
che. 

Was ist die Folge? Die neuen Ideen, insbesondere 
aus dem mittelständischen Bereich — zwei Drittel 
aller Erfindungen kommen aus diesem Bereich —, 
schaffen Arbeitsplätze, nur nicht in Nordrhein -
Westfalen. Die umweltschädliche Uralttechnik und 
die Uraltprodukte haben Bestandsgarantie. Die 
qualifizierten Arbeitskräfte sind abgewandert. Das 
Ruhrgebiet ist ein Lehrbeispiel für die staatlich ver-
ordnete unternehmerische Unbeweglichkeit. Für 
diesen Raum und für das unter gleichen Vorzeichen 
regierte Bremen wird jetzt noch verstärkt Regional-
förderung zu Lasten anderer Regionen gefordert. 
Sozialdemokraten, die sonst über Symptomtherapie 
schimpfen, begründen diese Forderung mit der ho-
hen Arbeitslosigkeit. Statt sich mit den Ursachen 
auseinanderzusetzen, wird an den Folgeerscheinun-
gen herumkuriert. Der Kommunalverband Ruhrge-
biet in Essen beklagt — ich zitiere —: 

Der Montanbereich verhindert wie ein negativ 
wirkender Katalysator das Entstehen eines von 
ihm unabhängigen zweiten wirtschaftlichen 
Standbeins. 

Damit meint der Kommunalverband den wirt-
schaftlichen Mittelstand. NRW hat im Grunde ge-
nommen — wie die alte Bundesregierung — auf 
eine postkeynesianische nachfrageorientierte Wirt-
schaftspolitik gesetzt mit dem Ziel, bestehende 
Strukturen wie Kohle und Stahl zu konservieren 
und unrentable Großunternehmen am Leben zu er-
halten. 

Mein Land, Rheinland-Pfalz, dagegen steht im 
wesentlichen — ebenso wie die derzeitige Bundes-
regierung — zu einer angebotsorientierten Wirt-
schaftspolitik mit dem Ziel, günstige Strukturen 
wie Chemie, Kunststoff, Kraftfahrzeuge zu entwik-
keln, überholte Strukturen abzubauen und den Mit-
telstand zu fördern. Im CDU-regierten Rheinland -
Pfalz funktioniert die Soziale Marktwirtschaft, grei-
fen deren Regelmechanismen, herrscht fairer Wett-
bewerb. Die erfolgreichen kleinen und mittleren 
Unternehmen im Süden und Südwesten sind die 
Nettozahler für die Subventionsumverteilung an 
die lahmen Enten der industriellen Verdichtungs-
räume des Westens. Die Chance von Nordrhein

-

Westfalen, meine Damen und Herren, liegt im Re-
gierungswechsel und damit in einer dann folgenden 
offensiven Mittelstandspolitik. 

Der Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Ver-
kehr von Nordrhein-Westfalen, Professor 
Jochimsen, hat vorgestern eine Broschüre verteilt 
mit dem Titel „Exportland Nordrhein-Westfalen", in 
der er auf Seite 46 schreibt: 

Die mittelständischen Unternehmen im Lande 
Nordrhein-Westfalen haben ihre Exportmög- 
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lichkeiten nicht erschöpft. Hier liegen noch er-
hebliche Wachstumschancen. 

Auf zwei von insgesamt 127 Seiten stellt er Betrach-
tungen über die Notwendigkeit, den Mittelstand zu 
fördern, an. Damit stellt er dankenswerterweise 
selbst fest: Die Chancen, den nordrhein-westfäli-
schen Mittelstand zu erschließen, wurden versäumt; 
die Folgen sind bekannt. Das Institut für Raumpla-
nung in Dortmund stellt in diesem Sinne fest — ich 
zitiere —: 

In den traditionellen Regionen mit ihrer Mo-
nostruktur wie dem Ruhrgebiet haben starke 
gesellschaftliche Kräfte einem Wandel entge-
gengestanden. Das fängt damit an, daß die von 
Großbetrieben kontrollierten Handelskam-
mern einen überwiegenden Teil der Subventio-
nen in deren Taschen leiteten. Durch die Kon-
trolle der Grundstücke und die Einflüsse auf 
die Industrieansiedlungspolitik haben die Kon-
zerne an der Ruhr bisher erfolgreich das Auf-
kommen mittelständischer neuer Wirtschafts-
zweige verhindert. 

Hans Barth von der Prognos AG sagt: 

Wenn das wirtschaftliche Umfeld nicht stimmt, 
wenn die Kommunikation zwischen Wirtschaft 
und Wissenschaft nicht funktioniert, dann 
nutzt es auch nichts, wenn im Ruhrgebiet an 
jedem Bahnhof eine Universität steht. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Sehr wahr!) 

Ich finde, die Sozialdemokraten haben in den von 
ihnen regierten Ländern den Mittelstand benach-
teiligt. 

(Jungmann [SPD]: Quatsch!) 

In den unionsgeführten Ländern wurde er erschlos-
sen. Dieses mittelständische Entwicklungspotential 
ist immer noch nicht voll ausgeschöpft. Die Gründe 
liegen in einer zum Teil unzulänglichen Infrastruk-
turausstattung der ländlichen Regionen, die bis 
zum heutigen Tage noch nicht beseitigt ist. 

Ich will dies an meinem Land Rheinland-Pfalz 
noch einmal deutlich machen. Dieses von der Ge-
schichte besonders belastete Land — zersplittert, 
heterogen, ohne Industrien, ohne nennenswerte na-
türliche Ressourcen, immer in einer Randlage — 
war  einmal das Schlußlicht im Wachstumsvergleich 
der deutschen Länder. Durch einen beharrlichen 
Ausbau der Infrastruktur seitens des Landes durch 
Schaffung verkehrlicher Anbindung, aber auch den 
Bau zweier Universitäten, in Trier und Kaiserslau-
tern — um nur einige Maßnahmen zu nennen —, 
konnten die Voraussetzungen für die Erschließung 
unternehmerischen Wachstumspotentials geschaf-
fen werden. Trotzdem: Der Ausbau der Verkehrsin-
frastruktur ist immer noch nicht abgeschlossen. 

Wir wehren uns deshalb vehement auch im Inter-
esse des gesamtwirtschaftlichen Wachstums dage-
gen, daß selbstverschuldete kurzfristige Arbeits-
marktungleichgewichte stärker als Förderungskri-
terien in die Regionalpolitik eingehen sollen und 
die Infrastruktur weiter in ihrer Bedeutung zurück-
gedrängt wird. Damit würden die Funktionsunfä-

higkeit und die Inflexibilität des Arbeitsmarktes in 
industriellen Ballungsräumen unterstützt und 
marktinduzierte notwendige Wanderungen zwi-
schen den Räumen verhindert werden. Wachstum 
in ländlichen Regionen würde damit zu Lasten der 
Gesamtwirtschaft und des Arbeitsmarktes abge-
würgt. Wir lehnen aus diesem Grunde Überlegun-
gen ab, die kurzfristig und ineffizient in Richtung 
der Stärkung von Arbeitsmarktkriterien in der Re-
gionalförderung gehen. Neue Konzeptionen müssen 
in eine positive, marktwirtschaftlich saubere Rich-
tung gehen. 

Deswegen meine ich, meine Damen und Herren: 
Der beste Weg, dies zu erreichen, ist für das Land 
Nordrhein-Westfalen ein neues Management unter 
der Führung von Bernhard Worms 

(Jungmann [SPD]: Wer war das?) 

mit einer zielgerichteten Mittelstandspolitik, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wer ist 
das?) 

mit der wir es schaffen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Jungmann [SPD]: Worms liegt in Rhein

-

land-Pfalz, das ist richtig!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Jung. 

Jung (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die hohe Arbeitslosigkeit, die 
ja vor allem strukturell bedingt ist — darüber be-
steht hier weitgehend Einigkeit —, kann nur bewäl-
tigt werden, wenn die Globalpolitik durch eine zu-
kunftsorientierte Industriepolitik ergänzt wird. Es 
geht nicht länger an, daß die Bundesregierung mit 
ihrer überzogenen Finanzpolitik den Haushalt ohne 
Rücksicht auf Arbeitsplatzverluste konsolidiert, mit 
ihrer Steuer- und Sozialpolitik den Gemeinden die 
Luft bei den Investitionen abschnürt, während sie 
— ich meine, das ist heute in der Debatte zum Aus-
druck gekommen — auf der anderen Seite die sek-
toralen und regionalen Anpassungsprobleme zur 
Sache der privaten Wirtschaft und der Länder er-
klärt. 

Die Sache läuft immer auf dasselbe hinaus: Die 
letzten beißen die Hunde. Die Lasten der Fehlent-
wicklung und die Lasten der Anpassung, Arbeitslo-
sigkeit, Einkommensverlust und damit auch Exi-
stenzangst, sozialen Abstieg und nicht zuletzt neue 
Armut, müssen die Arbeitnehmer und ihre Fami-
lien tragen. 

(Lattmann [CDU/CSU]: Daran hätten Sie 
früher denken können!) 

Ich möchte auf den Vorschlag des FDP-General-
sekretärs zurückkommen, weil ja, auch wenn es in 
eine Frageform gekleidet war, Graf Lambsdorff die-
sen Vorschlag unterstützt hat. Ich meine, bei der 
Größe Ihrer Fraktion ist das schon ganz erheblich. 
Dieser Vorschlag, Arbeitslose unter Tarif zu be-
schäftigen, reiht sich lückenlos in eine Demontage-
politik auf arbeitsrechtlichem und sozialrechtli-
chem Gebiet ein. Nachdem der Jugendarbeitsschutz 
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demontiert wurde und die Regierungsparteien mor-
gen die Ausdehnung von Leiharbeit und unge-
schützter Teilzeitarbeit, die Durchlöcherung des 
Kündigungsschutzes und die Einschränkung von 
Sozialplänen beschließen werden, kann es kaum 
noch verwundern, daß die FDP nun auch die Tarif-
autonomie aushöhlen will. 

(Walther [SPD]: Unglaublich!) 

Wer nur etwas Phantasie hat, sich vorzustellen, daß 
ein Arbeitsloser im Grunde jede Arbeit anzuneh-
men bereit ist, sofern das Arbeitseinkommen nur 
die Arbeitslosenunterstützung oder die Sozialhilfe 
übersteigt, der wird sich auch leicht vorstellen kön-
nen, daß es in Kürze schon allein aus Wettbewerbs-
gründen kaum noch einen Arbeitgeber geben wird, 
der bereit ist, einen Arbeitnehmer zum Tariflohn 
oder Tarifgehalt einzustellen oder zu halten. Das 
wäre in der Tat eine Zerstörung der Tarifautono-
mie. Und das ist Sache, meine Damen und Herren, 
und nicht eine differenzierte Tarifpolitik, wie sie 
Herr Bangemann bei der Darstellung der Vor-
schläge von Herrn Haussmann, wie ich meine, 
durchaus verschleiernd, darstellen wollte. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer das differenzierte Tarifgefüge in der Bundes-
republik — und die Tarifabschlüsse sind in der Tat 
differenziert, sowohl sektoral wie auch regional, 
und wenn man die Betriebsvereinbarungen hinzu-
nimmt, sogar auch betrieblich — nur einigermaßen 
kennt, der weiß auch, daß alles Gerede von der 
Starrheit der Tarifpolitik schlichtweg Unfug ist. 

Ich meine, an diese Stelle gehört auch noch ein 
Zitat, das gerade frisch über den Ticker von „dpa" 
gelaufen ist, um einmal den Zustand der Koalition 
hier etwas näher zu charakterisieren. Ich zitiere: 

Der bayerische Ministerpräsident und CSU-
Vorsitzende Franz Josef Strauß hat die Vor-
schläge der FDP zum Abbau der Arbeitslosig-
keit scharf zurückgewiesen. Eine Beschäfti-
gung unter Tariflohn, wie sie FDP-Generalse-
kretär Helmut Haussmann für Arbeitslose 
empfahl, komme einer Legalisierung der Illega-
lität gleich, kritisierte Strauß am Donnerstag in 
München vor der Mitgliederversammlung des 
Bayerischen Bauindustrieverbandes. Strauß 
warf der FDP vor, aus wahltaktischen und op-
portunistischen Gründen soziale und wirt-
schaftspolitische Vernunft zu verletzen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Recht hat der Strauß!) 

Soweit das Zitat. Dem ist an dieser Stelle nichts 
mehr hinzuzufügen. 

Meine Damen und Herren, mitunter kann man 
wirklich den Eindruck gewinnen, daß einige von 
Ihnen auf die bereits häufig zitierte Zwei-Drittel-
Gesellschaft setzen, die einen Teil, nämlich ein Drit-
tel der Arbeitnehmer, an den Rand des Arbeits-
marktes drängt oder ihn gar aussondert und dem 
anderen, den übrigen Erwerbstätigen, eine glän-
zende Zukunft verheißt, wenn sie sich nur lei-
stungsbereit, leistungsstark, innovativ und risiko-
freudig zeigen. Wir Sozialdemokraten lehnen eine  

solche Entsolidarisierungspolitik ab. Wir können 
nur hoffen, daß dem Vorschlag von Herrn Hauss-
mann ein ähnliches Schicksal beschieden sein wird 
wie dem kurzlebigen Vorschlag von Herrn Bange-
mann, die Grundpfeiler unseres Rentensystems 
umzustürzen. 

Meine Damen und Herren, eine vorausschauende 
Strukturpolitik muß vor allem ihren Beitrag zur 
Modernisierung der Wirtschaft leisten. Das ist hier 
schon vielfach betont worden. Wo der Markt dieser 
Aufgabe nicht gerecht wird, muß der Staat stützend 
eingreifen. Dabei geht es zuallererst um die Ent-
wicklung neuer Produkte und auch — ich sage das 
mit Bedacht — neuer Produktionsverfahren durch 
eine breite Anwendung neuer Technologien. Aber 
genau an dieser Stelle ist politische Verantwortung 
gefragt; denn nach den Erfahrungen, die wir in den 
vergangenen Jahren machen mußten, kann es 
kaum einem Zweifel unterliegen, daß der technolo-
gische Wandel, wenn er dem marktwirtschaftlichen 
Selbstlauf überlassen bleibt, mehr Arbeitsplätze 
vernichtet, als er schaffen kann. Das ist das eigent-
liche Problem, mit dem wir es zu tun haben und das 
mit Gesundbeterei nicht zu lösen ist. 

Die Anwendung neuer Technologien, gleichgültig, 
ob in der Produktion oder im Dienstleistungsbe-
reich, eröffnet ein ungeheures Rationalisierungspo-
tential, dessen arbeitsplatzvernichtende Effekte 
durch die gegebenen und zu erwartenden Wachs-
tumsraten der Wirtschaft nicht kompensiert wer-
den können. Solange der durchschnittliche Anstieg 
der Produktivität über dem Wachstum des Sozial-
produkts liegt — in unserem Land liegt der Produk-
tivitätsanstieg — anders als in den Vereinigten 
Staaten — seit Jahren über dem Wirtschaftswachs

-

turn  —, solange es diese Schere zwischen Produkti-
vitätsentwicklung und Wachstumsraten gibt, wer-
den mehr Arbeitsplätze vernichtet als geschaffen. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Das ist falsch, 
grundfalsch!) 

Gleichwohl — das möchte ich hier an dieser 
Stelle auch sagen, um zu differenzieren, Graf 
Lambsdorff — kann man in einer Volkswirtschaft, 
die so weitgehend in die internationale Arbeitstei-
lung eingebunden ist wie unsere, die so weitgehend 
von ihrer Exportkraft abhängt, nicht auf eine tech-
nologische — wir betonen insbesondere den Aspekt 
der ökologischen — Modernisierung verzichten. 
Wenn wir allerdings einen Consensus in dieser 
Frage finden wollen, dann muß man darauf hinwei-
sen, daß die gleichen Kräfte, die einer forcierten 
Anwendung neuer Technologien und der damit ver-
bundenen Rationalisierung das Wort reden, in die-
sem Lande zugleich die stärksten Gegner der Ar-
beitszeitverkürzung sind, und das paßt nicht zu-
sammen. 

Die Modernisierung unserer Wirtschaft ist — 
ebensowenig wie Wachstum — nach unserer Auf-
fassung kein Selbstzweck. Beides ist Mittel zum 
Zweck. Mit einem qualitativen Wachstum wollen 
wir Arbeitsplätze schaffen und sichern, die Arbeits- 
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bedingungen verbessern und natürliche Lebens-
grundlagen erhalten und wiederherstellen. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Wer 
will das nicht?) 

Wenn wir von Modernisierung unserer Wirtschaft 
sprechen, dann meinen wir auch und vor allen Din-
gen einen ökologischen Umbau unserer Wirtschaft. 
Wie es in den letzten Jahren gelungen ist, Wirt-
schaftswachstum und Energieverbrauch durch 
Energieeinsparung und Energieverteuerung zu ent-
koppeln, so muß es uns in den nächsten Jahren 
auch gelingen, wirtschaftliche Entwicklung und 
Umweltzerstörung zu entkoppeln. 

(Beifall des Abg. Peter [Kassel] [SPD]) 

Dabei ist wichtig — ich widerhole das —, daß wir 
wirksame Instrumente entwickeln, um eine einiger-
maßen verläßliche Einschätzung der zukünftigen 
wirtschaftlichen und technologischen Entwicklung 
bzw. Fehlentwicklung vornehmen zu können. Denn 
ohne eine hinreichend genaue Abschätzung dieser 
Entwicklung wird es auch keinen sinnvollen Dialog 
zwischen den Beteiligten und den Betroffenen, zwi-
schen denen, die die Entscheidung treffen, und de-
nen, die davon abhängig sind, geben können. Aber 
wenn man die Antworten der Bundesregierung auf 
unsere Große Anfrage liest, dann gewinnt man den 
Eindruck, daß sie dies auch gar nicht will. Denn in 
ihrer Antwort vermeidet sie jede Festlegung in der 
Frage der Mitbestimmung. 

Wir Sozialdemokraten fordern eine Wiederauf-
nahme des technologiepolitischen Dialogs zwi-
schen der Bundesregierung, den Arbeitgeberver-
bänden und den Gewerkschaften. Gewiß, dies wäre 
nur ein erster Schritt, den Forderungen der Ge-
werkschaften nach Errichtung von Strukturräten 
entgegenzukommen. Aber dieser Schritt würde als 
Wille interpretiert werden, die Verbände, insbeson-
dere die Gewerkschaften, nicht nur für die wirt-
schaftliche Entwicklung mitverantwortlich zu ma-
chen, sondern ihnen auch Mitspracherechte einzu-
räumen. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Die 
haben sie doch!) 

Dies, meine Damen und Herren, scheint mir der 
eigentliche Punkt in der industriepolitischen Aus-
einandersetzung zu sein, wenn es darum geht, ei-
nen Konsens herzustellen. Man darf den Gewerk-
schaften nicht nur Mitverantwortung übertragen 
wollen, sondern man muß ihnen auch Mitbestim-
mungsmöglichkeiten einräumen. Aber das steht 
nicht auf der Tagesordnung der Bundesregierung. 
Sie ist nicht daran interessiert, die Arbeitnehmer 
und ihre Gewerkschaften an strukturbestimmen-
den Entscheidungen teilnehmen zu lassen. 

Im Gegenteil: die Bundesregierung läßt es zu, daß 
die Montan-Mitbestimmung ab 1987 schrittweise 
ausläuft: zunächst bei Mannesmann, dann bei Salz-
gitter, später bei Hoesch und Thyssen. Die FDP hat 
dies sogar zum Programm erhoben. Da ist es nach 
meiner Auffassung auch nicht mit dem vagen Hin-
weis getan, daß die Frage, ob die Mitbestimmung 
der Betriebsräte auf die Einführung neuer Techno-

logien ausgedehnt werden soll, geprüft wird. Dies 
soll doch nur die Opposition innerhalb der CDU 
beruhigen, damit diese bei der beabsichtigten 
Durchlöcherung des Betriebsverfassungsgesetzes 
stillhält, die tatsächlich auf der Tagesordnung steht. 
Auch wenn der Entwurf zur Änderung des Be-
triebsverfassungsgesetzes bis nach den Wahlen in 
Nordrhein-Westfalen zurückgehalten wird: Die Re-
gierungsparteien haben hier keinen Zweifel daran 
gelassen, daß diese Absicht nach dem 12. Mai ver-
wirklicht wird. 

Meine Damen und Herren, so kann Industriepo-
litik in diesem Lande nicht erfolgreich betrieben 
werden. So werden sich die Arbeitnehmer nicht an 
der Nase herumführen lassen. Wenn die Bundesre-
gierung eine erfolgreiche Industriepolitik machen 
will, muß sie sich um sozial ausgewogene und ökolo-
gisch ausgerichtete Strukturkonzepte bemühen. Sie 
muß alle Betroffenen — nicht nur die Arbeitgeber, 
sondern auch die Arbeitnehmer — in die Entwick-
lung dieser Konzepte einbeziehen. 

Die Bundesregierung muß den sozialen Frieden, 
den manche als einen wichtigen Produktionsfaktor 
bezeichnen, erst noch entdecken und dann auch be-
rücksichtigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na, na!) 

Anders wird sie scheitern. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Lippold. 

Dr. Lippold (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte auf 
einiges eingehen, was von den Kollegen der SPD-
Fraktion heute hier gesagt worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Ist genehmigt!) 

Es geht zunächst um die Ausführungen des Abge-
ordneten Jens. Herr Jens, Sie haben dem Kollegen 
Lammert vorgeworfen, er habe falsche Fakten an-
einandergereiht. Ich habe das vernommen und dar-
auf gewartet, daß der Kollege Jens als Wirtschafts-
experte der SPD es für nötig hält, das, was Herr 
Lammert alles falsch gesagt habe, mit Fakten zu 
widerlegen. Ich habe Ihre gesamte Redezeit abge-
wartet; Sie haben keine einzige Zahl genannt, um 
Herrn Lammert zu widerlegen. Es bleibt Ihre völlig 
unbewiesene Behauptung im Raum. Damit können 
wir davon ausgehen, daß das, was Herr Lammert 
gesagt hat, zwar Ihnen nicht gepaßt hat, aber rich-
tig war; denn widerlegen konnten Sie es nicht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Jung

-

mann [SPD]: Waren Sie in einer anderen 
Debatte? — Weiterer Zuruf von der SPD: 

Privatlogik!) 

Es gibt eine zweite Position. Herr Jens, Sie haben 
die Umweltindustrie angesprochen und gesagt, daß 
diese Bundesregierung Auflagen, Verordnungen 
und Gebote geschaffen und daß dieses mit dazu bei-
getragen habe, daß über eine funktionierende Um-
weltindustrie Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Herr Jens, machen wir uns doch die Größenord- 
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nung klar: Mir wäre es lieb, wenn Sie in dem Aus-
maß, in dem Sie hier Erwartungen geweckt haben, 
recht hätten, daß wir im Umweltschutzbereich so 
viele Arbeitsplätze haben. Nur: Die zuverlässigste 
Untersuchung, die es gibt, weist nach, daß es insge-
samt in der deutschen Umweltschutzindustrie nur 
200 000 Arbeitsplätze gibt. Damit ist das Potential 
deutlich, was überhaupt geleistet werden kann. 

Von diesen 200 000 sind zwei Drittel bereits vor 
1970 geschaffen gewesen. Das heißt also, daß der 
eigentliche Beitrag — bedauerlicherweise, sage ich 
— relativ gering ist. 

Ich darf Ihnen noch eines sagen: Sie haben im 
Gegensatz dazu, weil diese Politik durch staatliche 
Intervention geschaffen worden sei, gesagt, die 
Marktkräfte wirkten nicht. Gehen Sie mal in die 
Automobilindustrie! In diesem Zusammenhang 
kann ich mich gleichzeitig auf die vielen Technolo-
giebeiträge von Herrn Schmidt und von Herrn Jung 
beziehen. In der Automobilindustrie sind in den 
vergangenen Jahren 180 000 Arbeitsplätze neu ge-
schaffen worden — trotz der Rationalisierung, trotz 
der Robotertechnik. Diese Arbeitsplätze sind auf-
grund der Marktkräfte geschaffen worden. Dort hat 
es keine interventionistischen Eingriffe gegeben. 
Gleichzeitig können wir feststellen, daß glücklicher-
weise auch in der Chemie, in der Elektroindustrie, 
in mittelständischen Bereichen des Handwerks 
weitere Arbeitsplätze bereitgestellt werden. 

Herr Jens, eine kurze Frage zur Prognostik. Es 
ist ganz einfach so: Wer bessere Prognosen fordert, 
muß natürlich auch besseres Datenmaterial haben. 
Aber wer Volkszählung verhindert und wer über 
den Datenschutz die Erhebung von Daten relati-
viert und erschwert, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

der kann sich nicht hier hinstellen und bessere Pro-
gnosen fordern. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wer aus der Touristikstatistik alles herausstrei-
chen will, kann hinterher nicht sagen: Ich muß bes-
ser prognostizieren können. 

Nun zu den Vorwürfen von Herrn Jochimsen an 
Herrn Lammert. Herr Jochimsen, der heute zwei-
mal an das Pult ging und es nicht mehr für nötig 
hält, sich der Debatte zu widmen, hat einen ersten 
Beitrag geleistet, bei dem ich darauf gewartet habe, 
daß er die Vorzüge der Wirtschaftspolitik seines 
Landes und die Leistungen, die die nordrhein-west-
fälische Wirtschaftspolitik erreicht hat, darstellt, 
daß er diesen Moment nutzt, um zu zeigen, was 
diese Regierung geleistet hat. Aber es kam dazu 
ganz einfach nichts; es ist nichts geblieben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er wird schon 
gewußt haben, warum er es nicht getan 

hat!) 

Danach hat Herr Lammert ihn widerlegt. Das hat 
Herrn Jochimsen gereizt, und er ist noch einmal 
zum Pult gegangen, um Herrn Lammert zu antwor-
ten. Was hat er dann gebracht? — Ich muß Ihnen 
sagen, für einen professoralen Minister habe ich 
das als nahezu peinlich empfunden, daß er geglaubt 

hat, mit Hinweis auf Schifahren in Nordrhein-West-
falen und mit Rummenigge nach Inter Mailand die 
sachkräftigen Argumente von Herrn Lammert ent-
kräften zu können. So geht es doch einfach nicht. 
Ganz offensichtlich hat er kein Faktenmaterial ge-
habt, um auf das einzugehen, was Herr Lammert 
vorgetragen hat. Das ist traurig für den Wirtschafts-
minister eines so großen Bundeslandes. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Herr Ehrenberg, Sie haben gefragt: Was nutzt 
Wachstum, wenn die Arbeitslosen draußenbleiben? 
Von einem ehemaligen Minister der Bundesregie-
rung halte ich diese Frage eigentlich für unverant-
wortlich. Wir alle wissen, daß Wachstum Vorausset-
zung für die Schaffung von Arbeitsplätzen ist. Wir 
alle wissen, daß Wachstum Voraussetzung ist, um 
den dringend benötigten Strukturwandel, der unter 
Ihrer Regierung vernachlässigt wurde, 

(Zuruf von der SPD) 

so abzufedern, daß Arbeitslosigkeit nicht entsteht. 
Wachstum, Herr Ehrenberg — das müßten Sie doch 
erst recht wissen —, ist alleine schon die Vorausset-
zung dafür, daß dieses System der sozialen Siche-
rung, wie wir es in der Bundesrepublik Deutschland 
haben, überhaupt geleistet und durchgehalten wer-
den kann. Wenn Sie diese Frage dann so stellen, 
kann ich nur fragen: Soll es rhetorisch gemeint 
sein? Warum eigentlich? 

Herr Wolfram, Sie haben noch einmal ganz kurz 
eine Reihe von Positionen aufgegriffen und gesagt, 
die Position Hessens sei hier besonders herauszu-
stellen. Wenn ich einmal daran denke, daß Hessen 
strukturpolitisch hervorragende Voraussetzungen 
als Mittelland dieser Bundesrepublik hat, daß ihm 
aber in einer Umfrage, die heute schon diskutiert 
worden ist, attestiert wird, daß diese hervorragen-
den Grundlagen zwar gegeben sind, daß es aber die 
schlechteste wirtschaftspolitische Ausgangslage 
hat und daß die Unternehmen die Standortbedin-
gungen von der Wirtschaftspolitik her für miserabel 
halten, 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Aber die zweitbeste 
Arbeitslosenzahl!) 

zeigt das doch ganz deutlich, wo der Weg hingeht. 

In der Anhörung zur Regionalpolitik haben alle 
klargemacht bekommen, wie wichtig Verkehrspoli-
tik ist. Wenn ich dann erleben muß, daß die Rolle 
der Verkehrspolitik, die Rolle der Anbindung der 
strukturschwachen Räume völlig negiert wird und 
daß man mit ideologischen Argumenten und aus 
Gründen des Machterhalts den Straßenbau in Hes-
sen in den verkehrsschwachen Gebieten nicht wei-
terfördert, weil man den GRÜNEN entgegenkom-
men will, ist das verantwortungslos. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Wenn man auf dem Zukunftsmarkt der Kommu-
nikations- und Informationstechniken — einer der 
größten Märkte, einer der wachstumsträchtigsten 
Märkte, die es überhaupt gibt — Verweigerungspo-
litik à la Hessen betreibt, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
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diesen neuen Entwicklungen auf Bundesebene zu-
nächst im Kompromiß der Länder zustimmt — so 
Ministerpräsident Börner —, sich dann aber in der 
eigenen hessischen Fraktion wieder zurückpfeifen 
lassen muß und alle hessischen Minister und Land-
tagsabgeordneten der SPD gegen Herrn Börner 
stimmen, machen Sie doch die Voraussetzungen für 
eine funktionierende Zukunftsinfrastruktur kaputt, 
denn das Kommunikationswesen wird das Ent-
scheidende sein, wenn wir in Zukunft mithalten 
wollen. Dank Ihrer miserablen Politik in dieser 
Frage waren wir schon dabei, wesentliche mögliche 
Märkte in den Entwicklungsländern und weltweit 
zu verlieren, weil die anderen, weil Japan und die 
USA handeln konnten, während Sie noch diskutiert 
haben. Die CDU hat diese Phase der nutzlosen Dis-
kussion beendet und überhaupt erst die Vorausset-
zungen geschaffen, daß auch hier etwas geschehen 
kann. Ich glaube, es ist ganz wichtig, daß wir dies 
noch einmal herausstreichen. Deshalb, Herr Wolf-
ram, ist es gar nicht so gut, wenn Sie die hessische 
Position ansprechen. 

Ein letzter Punkt. Herr Jung hat von der Last der 
Fehlentwicklungen gesprochen. Wo kommen diese 
Fehlentwicklungen her? — Die Fehlentwicklungen 
resultieren doch aus einer falschen Politik der 70er 
Jahre, als die Investitionslücke auftrat, als Sie Fehl-
entscheidungen trafen, die Investitionsabgabe 
machten, als die Investitionsentwicklung schon ne-
gativ war und deshalb die Strukturschwächen, die 
heute zu beklagen sind, alle hereinkamen. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Lambsdorff läßt 
grüßen!) 

— Jetzt weisen Sie nicht auf Herrn Lambsdorff hin. 
Die Verantwortung liegt doch jeweils — das wollen 
wir doch mal sagen — bei dem Bundeskanzler. Sie 
haben doch Ihre Bundeskanzler damals hochgelobt. 
Wenn die Verantwortung beim Bundeskanzler liegt, 
muß sie auch in diesem Fall Ihren damaligen Bun-
deskanzlern zugerechnet werden. Reden Sie sich 
nicht mit der FDP heraus. Sie suchen doch heute 
überall die Fehler: in der Weltwirtschaft, bei CDU

-

Regierungen, bei der FDP von damals. Fangen Sie 
doch endlich einmal an, diese Fehler auch bei sich 
zu suchen. Dann sind Sie an der richtigen Adresse. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Böhm (Melsungen). 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage der Koalitionsfraktionen CDU/CSU 
und FDP zur wirtschaftlichen Bedeutung und Ent-
wicklung strukturschwacher Regionen, die heute 
zur Debatte steht, hat die Bundesregierung wörtlich 
erklärt: 

Im Rahmen der Regionalpolitik kommt der 
Stärkung der Wirtschaftskraft Berlins und des 
Zonenrandgebiets auf Grund der fortwirken-
den besonderen Nachteile aus der Teilung 

Deutschlands unverändert vorrangige Bedeu-
tung zu. 

Wir begrüßen diese Feststellung; denn die Bun-
desregierung bekennt sich damit ausdrücklich zu 
ihrer besonderen Verantwortung für das Zonen-
randgebiet, wie es auch der Bundeskanzler in sei-
nen beiden Regierungserklärungen getan hat. 

Im Zonenrandgebiet mit seinen 7,2 Millionen 
Menschen auf rund einem Fünftel der Fläche des 
Bundesgebietes zwischen Flensburg und Passau 
nimmt man daher auch dankbar zur Kenntnis, daß 
diese Bundesregierung ihr Versprechen gehalten 
und der Zonenrandförderung in den letzten zwei 
Jahren haushaltspolitisch wieder einen höheren 
Stellenwert zugemessen hat. Damit wurde der ne-
gative Trend gestoppt, der in den letzten Jahren der 
Regierung Schmidt zu großen Sorgen und Beunru-
higungen im Zonenrandgebiet geführt hatte. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Betrug der auf das Zonenrandgebiet entfallende 
Anteil der Mittel der Gemeinschaftsaufgabe Förde-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur, die von 
Bund und Ländern je zur Hälfte aufgebracht wer-
den, 1980 noch 246 Millionen DM, so war er 1982 auf 
204 Millionen DM geschrumpft. Mittlerweile be-
trägt er für das laufende Jahr wieder 251 Millionen 
DM. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die gleiche positive Entwicklung ist bei den Mit-
teln zur Förderung der sozialen und kulturellen 
Einrichtungen im Haushalt des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen festzustellen, die in 
diesem Zusammenhang ebenfalls in die Betrach-
tungen einbezogen werden müssen. Standen für 
diese Zwecke im Jahre 1979 noch 141 Millionen DM 
zur Verfügung, so waren es im letzten Amtsjahr der 
Regierung Schmidt nur noch 110 Millionen DM. Für 
1983 hatte die Regierung Schmidt ganze 100 Millio-
nen DM für diese bedeutende Aufgabe vorgesehen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

1985 sind es nun wieder 125 Millionen DM. Sie 
sehen: Wir sind auch in diesem Bereich dabei, 
Schritt für Schritt die Fehler und Versäumnisse 
wiedergutzumachen und zu überwinden, die unter 
der politischen Verantwortung der SPD in unserem 
Lande angerichtet worden sind. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Diese Leistung ist um so höher zu bewerten, als 
diese Förderung der Investitionspolitik im Zonen-
randgebiet in einer Zeit erfolgte, in der größte An-
strengungen zur Konsolidierung des Bundeshaus-
haltes unternommen werden mußten. 

Trotz dieser positiven und dankbar zur Kenntnis 
genommenen Entwicklung hat seit geraumer Zeit 
die negative Entwicklung in einzelnen wirtschaftli-
chen Sektoren, z. B. in den Bereichen Stahl, Kohle 
und Schiffbau, zu finanziell hochdotierten sektora-
len Förderprogrammen geführt, die, bezogen auf 
die Zonenrandförderung, deren politisch gewollte 
Priorität schmälert. Um Mißverständnisse zu ver-
meiden: Ich halte die soeben erwähnten Pro- 
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gramme für unumgänglich und notwendig, aber 
ihre negativen Auswirkungen auf die Priorität der 
Zonenrandförderung dürften ebenso unbestritten 
sein. 

Ein weiteres Beispiel, das diesen Trend deutlich 
macht, ist, daß beim Steuerentlastungsgesetz 1984 
für Betriebe, die im Forschungs- und Entwicklungs-
bereich investieren, aber auch für kleinere und 
mittlere Unternehmen, erhebliche Abschreibungs-
vergünstigungen geschaffen wurden, die allerdings 
nicht mit den Sonderabschreibungen im Zonen-
randförderungsgesetz kumuliert werden können, so 
daß damit praktisch unterstellt wird, daß es ausge-
rechnet im Zonenrandgebiet nicht nötig sei, zusätz-
liche Anreize für Forschung und Entwicklung oder 
für kleine und mittlere Unternehmen zu gewähren. 

Die Beispiele dafür, daß das Zonenrandgebiet ins 
Abseits der staatlichen Förderungspolitik zu gera-
ten droht, ließen sich noch weiter vermehren. Be-
deutungsvoll ist deshalb, daß bei der in den letzten 
Monaten geführten intensiven Diskussion über die 
Fortentwicklung der Regionalpolitik die Notwen-
digkeit der auf klarer gesetzlicher Grundlage ste-
henden Zonenrandförderung im Grundsatz nicht in 
Frage gestellt wird. Die vom Wirtschaftsausschuß 
des Deutschen Bundestages durchgeführte Anhö-
rung hat das deutlich zum Ausdruck gebracht. 

Dennoch darf nicht übersehen werden, daß es 
hier und da kritische Stimmen gibt, die die Zonen-
randförderung voll und ganz in die Regionalpolitik 
der Förderung strukturschwacher Gebiete einord-
nen wollen und den deutschlandpolitischen Cha-
rakter der Zonenrandförderung bestreiten. Diese 
Kritiker übersehen dabei geflissentlich, daß Zonen-
randförderungspolitik zwar mit dem Instrumenta-
rium und im Rahmen regionaler Strukturpolitik ar-
beitet, aber auf einer klaren deutschlandpolitischen 
Verpflichtung gegenüber dem Zonenrandgebiet be-
ruht. 

Wir müssen alles tun, um zu verhindern, daß im 
Herzen Deutschlands ein typisches Grenzgebiet mit 
abnehmender Bevölkerungsdichte und anfälliger 
Wirtschaftsstruktur entsteht. Auch nach 30 Jahren 
hat die Grenze zur DDR und zur CSSR leider noch 
immer ihren abschreckenden und einer freien wirt-
schaftlichen Tätigkeit entgegenstehenden Charak-
ter behalten. Die in Jahrzehnten entwickelte Förde-
rungspolitik hat sicherlich das Schlimmste verhin-
dert, aber sie hat, wie man bei einer nüchternen 
Betrachtung sagen muß, doch auch lediglich dazu 
beitragen können, daß sich das Entwicklungsgefälle 
zwischen dem Zonenrandgebiet und dem übrigen 
Bundesgebiet nicht noch vergrößert hat. Die wirk-
same Fortsetzung der Förderung des Zonenrandge-
bietes ist deshalb unerläßlich, um das bisher Er-
reichte nicht in Frage zu stellen. 

Ich sagte, die Grenze sei für einen freien Wirt-
schaftsverkehr nach wie vor dicht. Sie schränkt 
nach wie vor den Radius freier Wirtschaftstätigkeit 
erheblich ein. In den letzten Jahren ist überdies zu 
bemerken, daß gerade das Zonenrandgebiet im in-
nerdeutschen Handel mit der DDR und im Außen-
handel mit den Ostblockstaaten zum bevorzugten 
Ziel einer mit Dumpingpreisen operierenden Ab-

satzpolitik zu werden droht, in erster Linie bei ho-
mogenen Massengütern. 

Der deutschlandpolitische Charakter der Zonen-
randförderung kommt auch darin zum Ausdruck, 
daß der EWG-Vertrag in seinem Art. 92 eindeutig 
bestimmt, daß Beihilfen für die Wirtschaft zum 
Ausgleich der durch die Teilung Deutschlands ver-
ursachten wirtschaftlichen Nachteile zulässig sind. 
Ich möchte daran erinnern, daß sich am 11. März 
1982 alle Fraktionen des Deutschen Bundestages 
gegen Zweifel an der Notwendigkeit und dem Um-
fang der Zonenrandförderung gewandt haben, die 
von der EG-Kommission in Brüssel vorgebracht 
worden waren. Die Gemeinsamkeit der Fraktionen 
dieses Hauses bei der Politik für das Zonenrandge-
biet, die sich in vielen Jahrzehnten bewährt hat und 
in der gemeinsamen Schaffung des Zonenrandför-
derungsgesetzes besonders deutlich wurde, sollte 
fortgesetzt werden und auch in Zukunft erhalten 
bleiben. Die jüngsten Beratungen im Zusammen-
hang mit der Rolle des Zonenrandgebietes im 14. 
Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe berechti-
gen zu dieser Hoffnung. 

Eine der wichtigsten Zukunftsaufgaben wird sein, 
zu einer stärkeren Koordinierung der Fachpolitiken 
zu kommen. Alle Politikbereiche stehen unter dem 
Auftrag des Zonenrandförderungsgesetzes, dessen 
§ 1 bestimmt, daß die Leistungskraft des Zonen-
randgebietes bevorzugt zu stärken ist und der För-
derung des Zonenrandgebietes von allen Behörden 
des Bundes besonderer Vorrang einzuräumen ist. 

Wir begrüßen deshalb ausdrücklich die Initiati-
ven des Post- und Fernmeldeministers zugunsten 
des Zonenrandgebietes im Rahmen der Gestaltung 
der Nahbereiche im Fernsprechverkehr. Es muß 
sehr sorgsam geprüft werden, in welchem Maße das 
Anliegen des Zonenrandgebietes bei dem Angebot 
von neuen Netzen und Diensten im Bereich der 
Telematik angemessen berücksichtigt werden 
kann. Ebenso sorgsam müssen die regionalpoliti-
schen Auswirkungen der Forschungs- und Techno-
logiepolitik gesehen werden. 

Meine Damen und Herren, unter dem Gesichts-
punkt der Zonenrandförderung ist im verkehrspoli-
tischen Bereich die Rolle der Bundesbahn seit lan-
gem problematisch. Auch die Bundesbahn muß im 
Rahmen ihrer Wirtschaftsführungsgrundsätze be-
strebt sein, den Bestimmungen des Zonenrandför-
derungsgesetzes Rechnung zu tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Für die Zukunft muß sichergestellt werden können, 
daß im Zonenrandgebiet die für den öffentlichen 
Personennahverkehr zur Verfügung gestellten Mit-
tel nicht in diametralem Gegensatz zu den Milliar-
den stehen, die in den Ballungszentren für den öf-
fentlichen Personennahverkehr aufgewendet wer-
den. 

(Walther [SPD]: Sehr gut!) 

Bei der anstehenden Fortschreibung des Bundes-
verkehrswegeplanes 1985 wird sich überdies Gele-
genheit bieten, den Nachholbedarf zu befriedigen, 
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der im Zonenrandgebiet unter dem Gesichtspunkt 
der Erschließungsfunktion im Gegensatz zu ande-
ren Teilen der Bundesrepublik Deutschland immer 
noch besteht. 

Die Menschen im Zonenrandgebiet haben einen 
Anspruch auf die Politik des Nachteilsausgleichs, 

(Jungmann [SPD]: Sehr wahr!) 

als die ich die Zonenrandförderungspolitik verste-
he. Diese Politik muß nicht nur fortgesetzt, sondern 
auch angepaßt und fortentwickelt werden, um ih-
rem deutschlandpolitischen Auftrag gerecht wer-
den zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst 
möchte ich mich für das Kompliment bedanken, 
das Graf Lambsdorff der schleswig-holsteinischen 
Wirtschaftspolitik gemacht hat. In der Tat, von ei-
nem Süd-Nord-Gefälle kann man nicht reden. 

(Walther [SPD]: Wo ist der Graf?) 

Richtig ist, im Norden haben wir Probleme mit 
Landwirtschaft, mit Fischerei, Hafenwirtschaft und 
Werften, aber die Entwicklung muß differenziert 
gesehen werden. Hamburg, die kranke Metropole, 
und Bremen haben an Kraft und Ausstrahlung ein-
gebüßt; um so bemerkenswerter ist die positive Ent-
wicklung in Niedersachsen, vor allem aber auch in 
Schleswig-Holstein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In Schleswig-Holstein hat vor allen Dingen die 
Industrialisierungspolitik der schleswig-holsteini-
schen Landesregierung zu diesem Erfolg beigetra-
gen. Unverzichtbar und von uns sehr dankbar be-
wertet wird auch die Leistung der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur", die dazu beigetragen hat, die Wirtschafts-
kraft und die Wettbewerbsfähigkeit Schleswig-Hol-
steins zu stärken. 

Meine Damen und Herren, als einziges Land im 
norddeutschen Küstenraum konnte Schleswig-Hol-
stein seinen Anteil am realen Bruttoinlandspro-
dukt des Bundes erhöhen. Das Bruttoinlandspro-
dukt des Landes stieg von 1970 bis 1983 real um 
38%. Das war nach Bayern mit 44 % und Hessen mit 
40 % das drittstärkste Wachstum aller Bundeslän-
der. 

(Jungmann [SPD]: Weil bis 1969 überhaupt 
nichts getan worden ist!) 

Das Wachstum in Schleswig-Holstein liegt heute im 
Bundestrend. Bei der Entwicklung der realen Brut-
toanlageinvestitionen von 1970 bis 1982 liegt Schles-
wig-Holstein mit 32 % sogar an der Spitze aller Bun-
desländer. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Schleswig-Holstein ist ein gutes Land!) 

Parallel dazu vollzog sich ein Wandel in der 
schleswig-holsteinischen Industrie. Während die  

aussichtsreichen Branchen — Maschinenbau, Che-
mie, Elektrotechnik — ihre Position ausbauten, gin-
gen die Beschäftigten in der Textilindustrie und bei 
den Werften kontinuierlich zurück. Schleswig-Hol-
stein hat insgesamt auch in den letzten Jahren die 
niedrigste Arbeitslosenquote der norddeutschen 
Küstenländer. Berücksichtigt man, daß der Arbeits-
markt überdurchschnittlich viele junge Menschen 
aufnehmen mußte, so kann man sogar feststellen, 
daß Schleswig-Holstein günstiger dasteht als der 
Bundesdurchschnitt. 

Meine Damen und Herren, zur Stärkung des in-
ternen Entwicklungspotentials des gesamten nord-
deutschen Raumes ist es notwendig, Forschungs-
und Entwicklungspolitik noch stärker in die regio-
nale Strukturpolitik mit einzubinden. Wir müssen 
vor allen Dingen den Ausbau der Forschungs- und 
Entwicklungsinfrastruktur weiter vorantreiben. Die 
Forschungseinrichtungen der Max-Planck-Gesell-
schaft oder der Fraunhofer-Gesellschaft sind im 
Norden leider unterrepräsentiert. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Sehr wahr!) 

Die schleswig-holsteinische Landesregierung hat 
eine technologische Offensive auf allen Gebieten 
gestartet. Mit der Gründung neuer wissenschaftli-
cher Institute, der Errichtung technologieorientier-
ter Zentren, der Förderung neuer Perspektiven in 
der universitären Entwicklung sowie eines verbes-
serten Informations- und Personalaustausches zwi-
schen Forschung und Wirtschaft will die Landesre-
gierung der wachsenden wirtschaftlichen Bedeu-
tung Schleswig-Holsteins gerecht werden. Sie 
stärkt damit zugleich den Wirtschaftsplatz Schles-
wig-Holstein. 

Meine Damen und Herren, Norddeutschland muß 
bei der Vergabe der Forschungsgelder des Bundes 
stärker berücksichtigt werden. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Richtig!) 

Mit Recht erklärt die Bundesregierung: Auch die 
Forschungs- und Technologiepolitik darf regional-
politische Aspekte nicht ausklammern. — Wir brau-
chen vor allem in Bonn mehr maritimes Bewußt-
sein. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord

-

strand] [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Die Meereswirtschaft wird weiter an Bedeutung 
gewinnen. Der Bund muß helfen, die norddeutsche 
Region als attraktiven Standort für die Meereswirt-
schaft aufzubauen. Da geht es um Meerestechnik, 
um Meeresbergbau, um die damit verbundenen 
Dienstleistungen und insbesondere um angewandte 
Forschung. Meine Damen und Herren, wir stehen 
am Beginn der Industrialisierung der Meere. Ein 
gut Stück unserer Zukunft liegt auf oder, noch bes-
ser, unter dem Wasser. Und hier liegt die Chance 
für Norddeutschland und insbesondere auch für 
Schleswig-Holstein. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 
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Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Simonis. 

(Roth [SPD]: Jetzt kommen die Schwim

-

mer!) 

Frau Simonis (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Lieber Kollege Olderog, Ihr Ver-
such einer wirtschaftspolitischen Herumruderung 
hier am Rednerpult kann zwar vielleicht als mariti-
mes Denken betrachtet werden, es war aber eine 
Menge unter Wasser und wenig, was über Wasser 
übriggeblieben ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Und wenn Graf Lambsdorff die Wirtschaftspolitik 
Schleswig-Holsteins gelobt hat, dann muß er einen 
echten Blackout gehabt haben, oder er wollte je-
mandem eine Freude machen. Von Realitäten kann 
er wohl kaum gesprochen haben. Vielleicht nehmen 
Sie mal die nächste sitzungsfreie Woche und fahren 
in Schleswig-Holstein herum. Denn Ihr Schleswig

-

Holstein deckt sich mit unserem Schleswig-Hol-
stein der Realität überhaupt nicht. Sie scheinen 
wohl mehr zu Hause zu sein denn vor der Tür. 

Fangen Sie doch mal alleine mit der Arbeitslosig-
keit an: 27 % in Nordfriesland, 30 % in Tönning. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Nicht ganz!) 

— 30% aller Arbeitslosen in dem Wahlkreis, den der 
Finanzminister vertritt, sind unter 25 Jahre alt. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Nicht ganz! Diese Zahlen stimmen nicht 

ganz!) 

Die jungen Leute, die Zukunft des Landes, sind 
arbeitslos. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Im Arbeitsamtsbereich Rendsburg stehen genau 
drei offene Stellen mehr als 300 Teilzeitarbeit su-
chenden Frauen gegenüber. 

Wenn Sie sich z. B. die Strukturpolitik in diesem 
Land angucken, die Sie hier gerade so gelobt haben, 
so stellen Sie fest: Mit der stillschweigenden Zu-
stimmung des Wirtschaftsministers ist alles stillge-
legt worden, was auf Bundesbahnstrecken nicht ge-
rade bis nach Dänemark fährt. Das heißt, Sie haben 
hier für die Bundesbahn geschrien, haben aber 
klammheimlich zugestanden, daß bei uns in Schles-
wig-Holstein Streckenstillegungen stattfinden, daß 
Sie bei uns in Schleswig-Holstein, wenn Sie von 
Osten nach Westen, von der Landeshauptstadt zur 
anderen Seite, fahren, zwei Übernachtungen ein-
rechnen müssen, weil Sie nämlich normalerweise 
nicht am gleichen Tag wieder zurückkommen. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Simo-
nis, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Simonis (SPD): Nein. Ich habe leider nur drei 
Minuten Zeit. 

(Roth [SPD]: Wird nicht angerechnet!) 

— Wird nicht angerechnet? — Dann ja. Entschuldi-
gung! Wenn es nicht angerechnet wird, dann bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte schön. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Frau Kolle-
gin Simonis, wenn Sie von Streckenstillegungen, 
eventuell auch von dem Abzug von Behörden aus 
diesen schwachstrukturierten Gebieten sprechen, 
nach denen Sie ja auch vor kurzem gefragt haben, 
sollten Sie dann nicht vielleich auch mal sagen, daß 
man Strukturpolitik in diesen Gebieten am besten 
in Zeiten guter Konjunktur machen kann, und soll-
ten Sie dann nicht vielleicht auch mal sagen, daß 
gerade in den Jahren 1973 bis 1982 z. B. aus Dith-
marschen 12,2 % Arbeitnehmer, Beamte, aus Bun-
desbehörden abgezogen worden sind, aus dem Lan-
desteil Schleswig oder aus dem Kreis Schleswig

-

Flensburg über 10 %? Das gehört doch sicherlich 
auch mit dazu. 

(Jungmann [SPD]: Eine Frage, keinen De

-

battenbeitrag!) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Simo-
nis, diese Zwischenfrage muß ich auf die Redezeit 
der CDU/CSU anrechnen. 

(Heiterkeit und Beifall — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wird bei Lorenz Niegel abgezo

-

gen!) 

Frau Simonis (SPD): Herr Kollege Carstensen, da 
nach dem Grundgesetz für die Regionalpolitik die 
Länder zuständig sind, kann ich aus Ihrer Frage 
nur schließen, daß die CDU-Landesregierung, die ja 
seit 30 Jahren von Ihrer Partei gestellt wird, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Es 
ging um Bundesbehörden!) 

selbst in Zeiten der Hochkonjunktur nicht in der 
Lage war, ihre Hausaufgaben zu machen. Sie haben 
also immer schon Flops produziert, offensichtlich 
auch in Zeiten der Hochkonjunktur. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Frage ist 
nicht beantwortet!) 

Ohne die Mittel aus der Gemeinschaftsaufgabe, 
die die Landesregierung zur Hälfte Jahr für Jahr 
nicht abruft, weil sie die Komplementärmittel nicht 
zur Verfügung stellen kann, ohne die Zonenrand

-

mittel würde es Ihnen doch überhaupt nicht gelin-
gen, einen einzigen Betrieb nach Schleswig-Hol-
stein zu bekommen. Die Wachstumszahlen, die der 
Kollege Olderog gerade genannt hat, beruhen doch 
lediglich darauf, daß Sie in Hamburg herumräu-
bern und Piraterie betreiben, versuchen, dort Be-
triebe abzuwerben, indem Sie ihnen Mittel — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum gehen 
sie denn da weg?) 

— Das kann ich Ihnen sagen, warum sie da wegge-
hen: Weil sie Zonenrandmittel und Mittel aus der 
Gemeinschaftsaufgabe kriegen und uns nach drei 
Jahren dann eine lange Neese machen und wieder 
weggehen, weil sie woanders Mittel bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ohne die 170 000 Arbeitsplätze, die die Hamburger 
Regierung und die Hamburger Wirtschaft sowohl 
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den beiden CDU-Ländern Nordrhein-Westfa-
len — —

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Oh Gott, Entschuldigung, das wäre ja entsetzlich! 
Schleswig-Holstein! Freut euch nur nicht zu früh! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ohne diese Arbeitsplätze also, die Hamburg den 
beiden Ländern Niedersachsen und Schleswig-Hol

-

stein zur Verfügung stellt, wäre die Arbeitslosigkeit 
in Schleswig-Holstein noch höher, als sie es heute 
ist. Ich bin davon überzeugt: Wenn Sie sich nicht 
dauernd auf Hamburg mit seinen Service-Leistun

-

gen berufen könnten, wenn Sie nicht die ganze Zeit 
darauf rechnen könnten, daß dort anständige Ar

-

beitsplätze zur Verfügung gestellt werden, wenn Sie 
nicht damit rechnen könnten, daß sich in Schles

-

wig-Holstein Jugendliche darauf verlassen können, 
in Hamburg einen Ausbildungsplatz zu bekommen, 
Sie würden schamrot hier stehen und nicht mal 
wagen, sich für fünf Minuten zu Wort zu melden. 
Ich wundere mich wirklich, woher Sie diesen Mut 

haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie das reale Bruttoinlandprodukt, dessen 
Anstieg um 5,5 % Sie hier lobend erwähnt haben, 
einmal anschauen, so denken Sie daran, daß das 
eine statistische Größe ist, die allein darauf zurück-
zuführen ist, daß Krümmel ans Netz gegangen ist. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

In Energie einschließlich Kernenergie ertrinkt 
Schleswig-Holstein in der Zwischenzeit; wir wissen 
gar nicht mehr, was wir damit anfangen sollen. 
Wahrscheinlich muß man langsam daran denken, 
damit die Ostsee zu erwärmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Alles in allem, Herr Olderog: Wenn Sie mit dieser 
Rede den Versuch gemacht haben sollten, in Schles-
wig-Holstein jemals einen Posten zu bekommen, so 
kann ich Ihnen sagen, Sie werden ihn nicht bekom-
men; eher bekomme ich ihn. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Niegel. 

(Zurufe: Kansy!) 

— Ich kann mich nur nach dem richten, was mir 
vorliegt. 

(Jungmann [SPD]: Am besten beide zur 
gleichen Zeit!) 

Bitte. 

Niegel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Im Rahmen dieser strukturpolitischen 
Debatte zu den beiden Großen Anfragen ist zu 
Punkt 3 c der Tagesordnung über den ERP-Wirt-
schaftsplan 1985 in zweiter und dritter Lesung zu 
beraten und Beschluß zu fassen. Der Wirtschafts-
ausschuß hat einmütig beschlossen, die Annahme 
der Regierungsvorlage zu empfehlen. 

Mit dem ERP-Wirtschaftsplan als einem langfri-
stig angelegten Finanzierungsinstrument und mit 
den ergänzend angebotenen Finanzierungsmitteln 
vor allem der Kreditanstalt für Wiederaufbau ver-
fügt der Bund in den drei strukturellen Schwer-
punkten, nämlich Mittelstand, Umweltschutz und 
gewerbliche Investitionen in Berlin, über ein umfas-
sendes Instrumentarium zur Stabilisierung und 
Verbesserung des Investitionsklimas. Hier gibt es 
keine Strohfeuereffekte, und hier werden dem Bür-
ger auch keine zusätzlichen Lasten aufgebürdet, 
wie dies bei hastigen Sonderprogrammen unwei-
gerlich die Folge wäre. In diesem Sinne folgt der 
ERP-Wirtschaftsplan 1985 in seiner Struktur der 
bewährten Linie seiner Vorgänger. 

Das Wachstum der Ansätze von 3 % auf rund 4,3 
Milliarden DM ist finanzwirtschaftlich verkraftbar; 
dasjenige der Nettoneuverschuldung — sie beträgt 
728 Millionen DM — liegt um 93 Millionen DM nied-
riger als 1984. Auf diesem Weg müssen wir auch in 
Zukunft weitergehen, um die Aufwendungen für 
Fremdmittelzinsen — für 1985 sind dafür 614 Millio-
nen DM vorgesehen — besser in Grenzen zu halten 
und damit mehr Förderspielraum zu bekommen. 

Abzüglich dieser Zinsaufwendungen sowie der 
Vorbelastungen aus früheren Verpflichtungser-
mächtigungen sieht der ERP-Wirtschaftsplan neue 
Kreditzusagemöglichkeiten von rund 3,4 Milliarden 
DM vor. Interessant ist, was man damit fördern 
kann: Es ist ein Investitionsvolumen von 11 Milliar-
den DM. 

Über 2 Milliarden DM oder 60 % des Fördervolu-
mens entfallen auf kleine und mittlere Unterneh-
men, über 1 Milliarde DM mit Schwerpunkt für Exi-
stenzgründungen sowie für die Errichtung und Er-
weiterung von Unternehmen in Gewerbegebieten 
und weiterhin 1 Milliarde DM für gewerbliche Inve-
stitionen in den Gebieten der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur". Daneben laufen noch einige wenige Pro-
gramme, die zwar nicht so ins Gewicht fallen, aber 
in ihrer Einzelbedeutung von enormer Wichtigkeit 
sind. 

Eine kurze Bilanz des letzten Jahres: 30 000 Kre-
ditfälle mit Zusagen von 3,6 Milliarden DM — ent-
sprechend 11 Milliarden DM Investitionen — wur-
den 1984 abgewickelt. Allein die Zahl der bewillig-
ten Existenzgründungsdarlehen betrug 16 000; die 
Darlehenssumme lag bei über 800 Millionen DM. 
Nach Berechnungen der Lastenausgleichsbank 
werden pro Gründung im Durchschnitt 4 bis 5 Ar-
beitsplätze errichtet; es sind also zwischen 64 000 
und 80 000 neue Arbeitsplätze, die so finanziert wur-
den. 

Die Mittelstandsansätze sind nach substantiellen 
Aufstockungen in den Vorjahren in etwa bedarfsge-
recht ausgestattet. Etwaige Engpässe können über 
Zusatzkredite der Lastenausgleichsbank oder auch 
über die Kredite der KfW aufgefangen werden. Auf 
diese Weise kann jede wirtschaftlich vernünftige 
Investition mittelständischer Unternehmen entwe-
der aus ERP-Mitteln oder aus dem Programm der 
Kreditanstalt langfristig und damit solide zu guten 
Konditionen mitfinanziert werden. 
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Genauso liegt es bei den Finanzierungshilfen 

für den Umweltschutz. Hier sieht der ERP-Plan 
490 Millionen DM Kreditzusagemöglichkeiten vor. 
Diese Mittel sollten — wie ich schon im Vorjahr bei 
der Beratung des ERP-Plans 1984 empfohlen hatte 
— vorrangig mittelständischen Unternehmen und 
in zweiter Linie den Kommunen für die Gewässer-
klärung und Abfallbeseitigung zugute kommen. 

Bei Großunternehmen, insbesondere solchen mit 
Monopolstellung, sollte das Subsidiaritätsprinzip 
strikt angewandt werden, d. h. vor allem Energie-
versorgungsunternehmen sollte man voll auf den 
regulären Kapitalmarkt verweisen. 
Um den Bedarf an Umweltschutzfinanzierungen 

noch besser zu decken, hätten wir es gern gesehen, 
wenn man die entsprechenden ERP-Ansätze noch 
stärker aufgestockt hätte. Das war 1985 jedoch lei-
der nicht möglich. Ich bitte die Bundesregierung, 
für 1986 den ERP-Haushalt in angemessenem Rah-
men zu erhöhen. 

Finanzierungsengpässe sind dennoch heute nicht 
zu erwarten; denn die Kreditanstalt für Wiederauf-
bau bietet aus ihren Eigenmitteln für Umwelt-
schutzinvestitionen der Wirtschaft und den Ge-
meinden zusätzlich Darlehen im Gesamtbetrag von 
3,5 Milliarden DM an, davon je 500 Millionen DM in 
Fünfjahrestranchen für kleine und mittlere Unter-
nehmen. 

(Roth [SPD]: Wieviel?) 
In den vergangenen sechs Monaten sind daraus be-
reits 360 Millionen DM zugesagt worden. Zusam-
men mit den ERP-Mitteln und den KfW-Mitteln ste-
hen in den nächsten fünf Jahren also mindestens 
1,2 Milliarden DM gezielt für spezielle Umwelt-
schutzinvestitionen zur Verfügung. Meine Damen 
und Herren, das ist mehr, als jemals zuvor der Wirt-
schaft und zur Komplementärfinanzierung den 
Kommunen angeboten wurde. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, da 
wir noch einen langen Abend vor uns haben, muß 
ich Sie daran erinnern, daß Ihre Redezeit zu Ende 
ist. 

Niegel (CDU/CSU): Herr Präsident, da scheint ein 
Mißverständnis vorzuliegen; denn ich habe von 
meinem Fraktionsgeschäftsführer 13 Minuten zu-
gesagt bekommen. Ich bin Berichterstatter. Mir 
steht nach § 28 der Geschäftsordnung jederzeit das 
Recht zu, als Berichterstatter das Wort zu ergreifen. 
Ich fahre jetzt als Berichterstatter fort. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, dazu muß 
ich Ihnen das Wort geben. 

(Zurufe von der SPD) 
Ich höre, Sie wollen sich jetzt als Berichterstatter 
zu Wort melden. 

Niegel (CDU/CSU): Jawohl. 

Vizepräsident Westphal: Die Möglichkeit, dies zu 
tun, haben Sie. Ich werde ein bißchen aufpassen, 
daß es eine Berichterstatterrede wird. 

Niegel (CDU/CSU): Ich darf in diesem Zusam-
menhang sagen, daß eine Anregung an den Aus-
schuß gegeben wurde, den ERP-Plan für die näch-
sten Jahre um 10 Milliarden DM aufzustocken. Ich 
habe aber ausdrücklich gesagt, daß es nicht angeht, 
unter diesen Umständen neue ERP-Milliarden-Um-
weltschutzprogramme aus dem ERP-Sondervermö-
gen zu finanzieren. Das ERP-Vermögen umfaßt 
nämlich nur 13,9 Milliarden DM. Man kann es dann 
auf einmal ausgeben, und dann ist kein revolvieren

-

der Fonds mehr vorhanden. 

Keinesfalls würde man mit solchen Programmen 
Investoren veranlassen, zusätzliche Investitionen 
sozusagen aus der Hüfte zu schießen. Es können 
leicht Hoffnungen geweckt werden, die allerdings 
nicht erfüllt werden können. 

(Roth [SPD]: Das hat mit Berichterstattung 
nichts zu tun! Das ist Polemik! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Von dem ERP-Kredit — das darf ich sagen — ent-
fallen über 50 % auf die Bauwirtschaft. 

(Roth [SPD]: Sie müssen selbst etwas sa

-

gen, nicht nur das, was der Referent aufge

-

schrieben hat!) 

Das sind mehr als 1,75 Milliarden DM. Umgerech-
net auf Investitionen sind dies mindestens 5,5 bis 
6 Milliarden DM. 

Ausdrücklich möchte ich betonen, daß der ERP-
Wirtschaftsplan der Strukturförderung und nicht 
der Sektoral- bzw. Konjunkturförderung dient. 
Trotzdem sind diese fast 6 Milliarden DM Investi-
tionen für die Bauwirtschaft und insgesamt gese-
hen rund 11 Milliarden DM Investitionen für die 
Volkswirtschaft auch konjunkturell nicht uninter-
essant. 

Abschließend ein Wort zu den Investitionen in 
Berlin. Die veranschlagten Mittel — 615 Millionen 
DM — sind im wesentlichen für die Investitionsför-
derung in Berlin bestimmt, wegen der besonderen 
Lage der Stadt also auch für Großunternehmen. Da 
im übrigen Bundesgebiet die Förderung auf 300 000 
DM je Kredit beschränkt ist, stellt dies eine beson-
dere Vergünstigung auch für die Großbetriebe in 
Berlin dar. 

Man wird über kurz oder lang diese Praxis nicht 
mehr aufrechterhalten können. Vielleicht wird sich 
dann die Kreditvergabe in Berlin an die gewerbli-
che Wirtschaft zwischen den Bedingungen des Re-
gionalprogramms einerseits und der jetzigen Praxis 
andererseits einpendeln, etwa analog den in den 
M-Programmen der KfW vorgesehenen Grenzen. 

Abschließend noch ein Wort zur Dankesspende, 
die jetzt das elfte Mal mit 10 Millionen DM an den 
German-Marshall-Fund in Washington gegeben 
wird. Sie läuft vertraglich im nächsten Jahr offiziell 
aus. Ob sie weiter gewährt wird, ist noch nicht be-
kannt. Falls jedoch eine Verlängerung erfolgt, sollte 
sie möglichst limitiert und degressiv gestaltet sein. 
Ein gewisses Mitspracherecht auch des Parlaments 
und eine stärkere Hinwendung im Ablauf des Pro-
gramms zur Verbesserung der wirtschaftspoliti-
schen Verhältnisse zwischen den USA und der Bun- 
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desrepublik Deutschland wären mein Anmerk-
posten dazu. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, der Be-
schlußempfehlung des Wirtschaftsausschusses zu 
folgen und dem Gesetzentwurf Ihre Zustimmung zu 
geben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Gibt es einen weiteren 
Berichterstatter, der das Wort wünscht? — Das ist 
offensichtlich nicht der Fall. 

Es steht noch ein Redner auf der Liste. Herr 
Dr. Kansy, Sie haben jetzt das Wort. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Fast auf den Tag 
genau vor 20 Jahren, am 8. April 1965, trat nach der 
Verabschiedung durch dieses Haus ein Gesetz in 
Kraft, das nur wenige Leute kennen, das Gesetz zur 
Raumordnung des Bundesgebietes. Vorausgegan-
gen war eine jahrelange Diskussion über Fehlent-
wicklungen in der Bundesrepublik, die schließlich 
zu einem interfraktionellen Antrag aller Fraktionen 
führte. Der Auftrag dieses Gesetzes, gesunde und 
gleichwertige Lebensbedingungen in allen Teilräu-
men der Bundesrepublik zu schaffen und zu erhal-
ten, wurde damals sehr weit gesteckt. 

Ich frage heute, nach 20 Jahren, am Ende dieser 
Debatte über die Entwicklung strukturschwacher 
Regionen: Was ist aus dem Auftrag zur Wahrung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse im ganzen Bun-
desgebiet eigentlich geworden? Meine Damen und 
Herren, in den letzten 20 Jahren hatten wir fünf 
oder sechs Regierungen. Natürlich ist in diesen Jah-
ren in den einzelnen Ländern unterschiedliche Poli-
tik gemacht worden. Nachdem die Wahlkämpfer zu-
rück nach Düsseldorf gereist sind und angesichts 
der Tatsache, daß dieses Thema hier schon viel dis-
kutiert wurde, möchte ich mir am Abschluß dieser 
Debatte und auch aus Zeitgründen und mit Rück-
sicht auf die wartenden Kollegen weiteres schen-
ken. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie z. B. — die 
Frau Kollegin Skarpelis-Sperk und auch der Kol-
lege Hinsken sind vorhin ansatzweise darauf einge-
gangen — in den Raumordnungsbericht der Bun-
desregierung sehen, werden Sie feststellen, daß sich 
diese unterschiedlichen politischen Ansätze dort 
wiederfinden. Wir haben z. B. ländlich geprägte 
Problemregionen mit hoher Arbeitslosigkeit. Sie 
sind heute genannt worden, so z. B. Ostfriesland, 
Niedersachsen und auch das Emsland. Diese Ge-
biete haben jedoch nach dem Raumordnungsbe-
richt in den vergangenen Jahren eine relativ gün-
stige Entwicklung aufzuweisen. Ich weiß, daß das 
für die vielen Arbeitslosen dort bitter klingt. Wir 
haben auf der anderen Seite klassische Wachstums-
regionen wie beispielsweise Hamburg und Mittel-
hessen — das können Sie dem Raumordnungsbe-
richt entnehmen —, in denen eine weniger günstige 
Beschäftigungsentwicklung zu verzeichnen ist. 

Aber unabhängig von all diesen politisch verur-
sachten Disparitäten möchte ich jetzt doch einmal 
feststellen — damit wir den Auftrag des Raumord-
nungsgesetzes in dieser Debatte nicht ganz verges-
sen —: Die Probleme der traditionell struktur-
schwachen Räume haben sich in diesen 20 Jahren 
eher vergrößert als verkleinert. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Ich will damit nicht unbedingt sagen, saß die 
ganze Raumordnungspolitik völlig erfolglos war. Si-
cherlich sind die Siedlungsstruktur und die Aus-
stattung mit Einrichtungen der Infrastruktur in den 
ehemaligen Problemregionen besser geworden, 
aber hinsichtlich der Arbeitsplätze, meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen aus allen Fraktionen, 
die Sie heute dazu gesprochen haben, sind die vor-
handenen Unterschiede eben nicht geringer gewor-
den, sondern sie haben sich — ich sage es noch ein-
mal — trotz des 20jährigen Bestehens des Raum-
ordnungsgesetzes eher vergrößert. Angesichts des 
Anspruchs der Initiatoren — dieses Gesetz wurde 
damals von Mitgliedern aller Fraktionen initiiert — , 

Raumordnungspolitik als angewandte Gesell-
schaftspolitik zu betrachten — so steht es nämlich 
in der Berichterstattung zu diesem Gesetz —, muß 
ich feststellen: Die Abstimmung aller möglichen 
raumordnerischen Maßnahmen in strukturschwa-
chen Räumen hat nicht so gegriffen, wie sich un-
sere altvorderen Kollegen das damals vorgestellt 
haben. 

Lassen Sie mich an zwei Beispielen klarmachen, 
daß wir immer noch in der Gefahr sind, diese Feh-
ler zu wiederholen. Wir haben heute mehrfach ge-
hört, daß die Standortstruktur schwacher Räume 
künftig auch von neuen Informations- und Kommu-
nikationstechnologien beeinflußt wird. Die Bundes-
regierung mißt diesen Technologien — Herr Bange-
mann hat es ausgeführt — große Bedeutung zu. Sie 
können tatsächlich dazu beitragen, die seit langem 
bestehenden Standordnachteile der peripheren Re-
gionen abzubauen. Aber auf der anderen Seite, 
meine Damen und Herren, hält  es  die Bundespost 
aus ökonomisch verständlichen Gründen für sinn-
voll, daß neue Netze vorrangig in Städten, Gemein-
den und Kreisen großflächig ausgebaut werden, in 
denen wegen entsprechender Dichte ein ausrei-
chender Bedarf ermittelt wurde. Durch diese Vorge-
hensweise kann es dann natürlich dazu kommen, 
daß sich dort Schwerpunkte der Verkabelung und 
der Informationstechniken herausbilden und dort 
die Startchancen auch für moderne Technologien 
erneut besser sind als in den strukturschwachen 
Regionen. 

(Paterna [SPD]: Du hast keine Ahnung!) 

Was früher der schnelle Eisenbahnanschluß oder 
der Bundesautobahnanschluß der Nachkriegszeit 
war, kann künftig vielleicht das schneller verlegte 
Breitbandkabel sein. 

Ein zweites Beispiel. Die Stadterneuerung — sie 
ist heute schon angesprochen worden — ist nicht 
nur hinsichtlich der Verbesserung der Wohnquali-
tät, sondern auch im Hinblick auf die Bauwirtschaft 
von zunehmender Bedeutung. Die Bundesregierung 
hat deswegen die Städtebauförderungsmittel von 
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1982 bis 1985 um 50 % erhöht, da eine Mark Bundes-
mittel je eine weitere Mark Landes- und Gemeinde-
mittel und viele Mark privates Geld mobilisiert. Die 
Länder möchten nun im Rahmen der Entflechtung 
von Gemeinschaftsausgaben — und zwar interes-
santerweise alle Länder, von Herrn Rau bis zu 
Herrn Strauß, von Herrn Albrecht bis zu Herrn 
Späth — künftig die Städtebauförderung selber ma-
chen. Ich habe aus der Sicht der Bundesländer mit 
geschrumpften Aufgaben in den letzten Jahren da-
für ein gewisses Verständnis. Auf der anderen Seite 
besteht natürlich durch solches Wollen die große 
Gefahr, daß die etwas reicheren Bundesländer 
künftig mehr für die Stadterneuerung tun können, 
mit dem Ergebnis, daß die Attraktivität weiter 
steigt, und andere Regionen abfallen. Während wir 
unterschiedliche regionale Entwicklungen beklagen 
und alle Jahre hier dicke Raumordnungsberichte 
mit vielen Statistiken und bunten Karten entgegen-
nehmen, in denen immer wieder die Fehlentwick-
lungen analysiert sind, entstehen vor unseren Au-
gen neue Fehlentwicklungen und neue ungleiche 
Bedingungen. 

Es ist hier nicht der Tag — ich weiß es —, die pro-
grammatischen Schwerpunkte der Raumordnung 
zu diskutieren. Die Bundesregierung leitet gerade 
einen entsprechenden Bericht dem Parlament zu. 
Wir werden das Thema in diesem Jahr sicher noch 
ausführlich diskutieren müssen. Aber eines steht 
fest: Wenn Bundesraumordnungspolitik noch einen 
Sinn haben soll — ich wiederhole mich: in der Zeit, 
in der das Gesetz besteht, hatten wir die Regie-
rungen Erhard, Kiesinger, Brandt, Schmidt und 
Kohl —, wenn also der Anspruch des Raumord-
nungsgesetzes noch besteht, müssen neue klare 
Prioritäten gesetzt werden, um den Herausforde-
rungen zu begegnen, die sich aus den veränderten 
ökonomischen Bedingungen, insbesondere aus den 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, aber auch aus 
den Auswirkungen auf Grund ökologischer Pro-
bleme ergeben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist zwar nicht allgemein Aufgabe des Bundes, 
sondern in erheblichem Umfang Aufgabe der Län-
der. Aber ich meine, das ist Aufgabe auch des Bun-
des. Denn dort, wo er zuständig ist — im Bereich 
der Post, im Bereich der Bahn, im Bereich des Bun-
desfernstraßenbaus, bei Standortentscheidungen 
für Bundesbehörden; es ist vorhin schon angespro-
chen worden —, muß der Bund vorbildlich vorange-
hen. 

Meine Damen und Herren, all das, worüber wir 
sicherlich, so hoffe ich jedenfalls, nach wie vor in 
den Fraktionen dieses Deutschen Bundestages Ei-
nigkeit haben, wird natürlich nur dann gelingen, 
wenn die wirtschaftlichen und die politischen Rah-
menbedingungen stimmen. Ich meine, wenn man 
sich der Problematik der Raumordnung stellt: We-
der eine Politik, die die Belastbarkeit der Wirtschaft 
testet, noch eine Null-Bock-Mentalität oder eine 
Kombination von beiden werden uns hier weiter-

helfen, sondern bei aller staatlichen Unterstützung 
und aller Raumordnung brauchen wir eine flexi-
blere marktwirtschaftlich orientierte Strukturpoli-
tik, die auf Mobilität der Arbeit, die auf Mobilität 
des Kapitals setzt und auch mutig genug ist, dort, 
wo es notwendig ist, verkrustete Strukturen aufzu-
brechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen zu dieser De-
batte nicht vor. Ich schließe deshalb die Ausspra-
che. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Ab-
stimmung über Punkt 3 c der Tagesordnung, den 
Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermögens für 
das Jahr 1985 auf Drucksache 10/2708. 

Ich rufe die §§ 1 bis 11 mit dem Gesamtplan des 
ERP-Sondervermögens 1985, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltun-
gen? — Die aufgerufenen Vorschriften sind bei 
Stimmenthaltung einer Fraktion angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Stimmenthaltungen? — Damit ist der Gesetzent-
wurf mit großer Mehrheit bei Stimmenthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN angenommen worden. 

Ich bin gebeten worden, eine amtliche Mitteilung 
zur Verlesung zu bringen. Nach einer Vereinbarung 
im Ältestenrat soll die heutige Tagesordnung um 
zwei Zusatzpunkte erweitert werden. Diese Punkte 
sind in der Liste „Zusatzpunkte zur verbundenen 
Tagesordnung", die Ihnen vorliegt, unter Nr. 2 und 3 
aufgeführt: 

2. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der Verord-
nung der Bundesregierung 

Aufhebbare Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs 
(Nr. 6/84 — Erhöhung des Zollkontingents 1984 für Bana-
nen) 
— Drucksachen 10/3002, 10/3198 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schwörer 

3. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der Verord-
nung der Bundesregierung 

Aufhebbare Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs 
(Nr. 2/85 — Zollkontingent 1985 für Bananen) 
— Drucksachen 10/3003, 10/3199 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schwörer 
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Die beiden Zusatzpunkte sollen nach Punkt 14 

der Tagesordnung aufgerufen werden. Eine Aus-
sprache ist nicht vorgesehen. 

Sind Sie damit einverstanden? — Kein Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Miltner, Dr. Laufs, Broll, Carstensen 
(Nordstrand), Regenspurger, Biehle, Dr. Olde-
rog, Clemens, Schmidbauer, Kalisch, Weiß, 
Dr. Blank, Dr. Blens, Fellner, Lenzer, Kolb, 
Dr. George, Schemken, Schulhoff, Dr. Götz, 
Krey, Schneider (Idar-Oberstein), Höffkes, 
Dr. Becker (Frankfurt), Link (Frankfurt), 
Dr. Hoffacker, Ganz (St. Wendel), Brunner, 
Dr. Möller, Dr. Jobst, Hinsken, Dr. Riedl 
(München), Milz, Dr. Faltlhauser, Susset, 
Sauer (Stuttgart), Seehofer, Lowack, Niegel, 
Pfeffermann, Jäger (Wangen), Pohlmann, 
Sauter (Ichenhausen), Keller, Dr. Schroeder 
(Freiburg) und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Dr. Hirsch, Baum, 
Kleinert (Hannover), Beckmann, Wolfgramm 
(Göttingen), Dr. Feldmann, Ronneburger und 
der Fraktion der FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines ... Gesetzes zur Änderung des 
2. Haushaltsstrukturgesetzes 
— Drucksache 10/2970 

—Überweisungsvorschlag des Ältestensrates: 
Innenausschuß (federführend} 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Verteidigungsausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache ein Beitrag von bis zu zehn Minuten 
für jede Fraktion vereinbart worden. Kein Wider-
spruch. — Dann ist das so beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Broll. 

Broil (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Das Ziel dieses Gesetz-
entwurfes ist es, eine gewisse Härte, ja, eine Unge-
rechtigkeit wenigstens teilweise abzumildern, die 
einem Teil der Beamtenschaft durch die Regierung 
Schmidt mit dem 2. Haushaltsstrukturgesetz 1981 
zugefügt worden ist. Seit 1966 nämlich gilt im Be-
amtenrecht der Grundsatz, daß einem Beamten, der 
einen Pensionsanspruch hat und gleichzeitig aus 
einer sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit ei-
nen Rentenanspruch, von der Pension genauso viel 
abgezogen wird, wie die Rente ausmacht. Er erhält 
also in Wirklichkeit nur die Summe, die er als Pen-
sionär erhält. Die Rente verschwindet sozusagen in 
seiner Pension. Das ist 1966 beschlossen worden 
und gilt seitdem für alle Beamten, die seit dem 
1. Januar 1966 in den öffentlichen Dienst eingetre-
ten sind. 

Die Überlegung, die diesem damaligen Gesetz zu-
grunde lag, beruht auf der Annahme, daß zwei Al-
tersruhegelder, nämlich Rente und Pension, jeweils 
auf einem Teil des Arbeitslebens beruhend, zusam-
men erheblich größer sein können, als es eine 
Rente oder eine Pension wäre, wenn jemand nur 
Tarifbediensteter — und dann Rentner — oder nur 
Beamter — und dann Pensionär — wäre. Man hat 
aber 1966 ausdrücklich all die Beamten von dieser 
Anrechnung ausgenommen, die bereits vor 1966 Be-
amte oder im Ruhestand waren. Es ist ja ein 
Rechtsgrundsatz, daß erworbene Rechte aus Grün-
den der Rechtssicherheit und des Vertrauensschut-
zes nicht zerstört werden dürfen. 

Erst 1981 kam dann die damalige Regierung 
Schmidt auf die Idee, auch für solche Beamte, die 
schon vor 1966 Beamte waren, diese Anrechnung 
rückwirkend einzuführen, um so zu Haushaltsein-
sparungen zu kommen. Seit 1981 kann es also pas-
sieren, daß z. B. einem 75jährigen Pensionär — es 
gibt konkrete Fälle, die mir jetzt vor Augen ste-
hen —, der als ehemaliger Polizeibeamter einen 
Pensionsanspruch von 1 500 DM und gleichzeitig, 
weil er nach dem Kriege nicht mehr dienstfähig 
war, sondern Angestellter wurde, einen Rentenan-
spruch von 1 000 DM und somit ein Gesamtaltersru-
hegeld von 2 500 DM hat, nun Schritt für Schritt, 
Jahr für Jahr soviel von der Pension abgezogen 
wird, wie die Rente ausmacht. Am Ende hat dieser 
Mann ein Altersruhegeld nicht in Höhe von 2 500 
DM, sondern in Höhe von 1 500 DM, ein Mann, der 
sich in seinem ganzen Leben, auch in seiner Le-
benshoffnung auf die größere Summe hat einstellen 
können. Für solche älteren Beamten und Pensio-
näre brach 1981 eine Welt an Vertrauen und auch 
an Sicherheit für ihr persönliches Leben zusam-
men. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Jetzt ent

-

steht wieder Hoffnung!) 

Wir haben seinerzeit, als wir die Regierung über-
nommen haben, gleich versprochen, uns für eine 
Härteregelung bezüglich des berühmten § 55 des 
Beamtenversorgungsgesetzes einzusetzen. Nach 
langen, intensiven Bemühungen mit dem Bundesfi-
nanzminister und in unserer eigenen Koalition 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Und mit den 
Haushaltspolitikern!) 

— und den Haushaltspolitikern, lieber Herr Kollege 
Gerster; Ihnen in diesem Zusammenhang ein be-
sonderer Dank — ist es uns gelungen, in der Koali-
tion eine Härteregelung durchzusetzen, obwohl sie 
den Bund, die Länder und die Gemeinden bereits in 
der Mitte des nächsten Jahrzehnts sehr viel Geld 
kosten wird. 

Die Härteregelung sieht vor, daß nicht die ge-
samte Rente im Pensionsanspruch aufgeht, son-
dern daß 20 % einer Rente oberhalb der Höchstpen-
sion erhalten bleiben sollen. Das ist zugegebener-
maßen eine sehr pauschale Regelung. Wir haben 
uns im Ausschuß — die beteiligten Abgeordneten 
haben dies auch privat getan — auch andere Mög- 



9828 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. April 1985 

Broll 
lichkeiten überlegt. Sollte man — das wäre eine 
Variation gewesen — nicht lieber bei jedem Beam-
ten, der nur zeitweilig Beamter gewesen ist, sozusa-
gen seine Karriere individuell nachzeichnen? Wel-
che Besoldungsstufe hätte er — ein normaler Ver-
lauf seiner Karriere zugrunde gelegt — erreichen 
können? Müßte man seine Pensionsansprüche etwa 
danach bemessen? Solche und andere Überlegun-
gen sind außerordentlich schwierig, wären in der 
Wirklichkeit unpraktikabel und würden zu unend-
lich vielen Prozessen und Streitigkeiten zwischen 
Dienstherrn und den einzelnen Ruhegehaltsemp-
fängern führen. Wir sind zu der Überzeugung ge-
kommen, daß die zwar pauschale, aber im großen 
und ganzen durchaus akzeptable Regelung, wonach 
20 % einer Rente oberhalb der Höchstpension erhal-
ten bleiben, die vernünftigste Regelung ist. 

Wir bitten die Pensionäre, die durch das Gesetz 
von 1981 betroffen waren, zu verstehen, daß mehr 
nicht möglich ist. Durch den von uns jetzt vorgeleg-
ten Gesetzentwurf machen wir deutlich, daß wir die 
Betroffenheit dieser Beamten, die sich vor allen 
Dingen in ihrem Rechtsgefühl verletzt vorkommen, 
ernst nehmen und unser Versprechen halten, das 
wir zu Beginn unserer Regierungszeit gegeben ha-
ben. 

Wir werden diesen Gesetzentwurf — da sind sich 
die Fraktionen des Hauses einig — im Innenaus-
schuß sehr bald beraten. Wir werden ihn noch vor 
der Sommerpause beschließen. Das Gesetz wird 
dann ab 1. Januar 1986 gelten, und zwar neben je-
nem anderen Strukturgesetz, das wir angekündigt 
haben und das die Regierung vorbereitet, ein Ge-
setz, das dann — mit besonderen Vergünstigungen 
gerade für den einfachen und mittleren Dienst — 
ebenfalls ab 1. Januar 1986 gelten wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir stimmen sicher in einem überein, 
Herr Broll, daß die 1981 beschlossene Regelung 
Härten gezeigt hat, Härten, die erst sehr spät er-
kennbar wurden, weil der Verwaltungsvollzug sehr, 
sehr lange Zeit in Anspruch genommen hat. Nicht 
zuletzt war auch die Zahl der von der Regelung zum 
§ 55 nach dem Haushaltsstrukturgesetz von 1981 
Betroffenen sehr viel höher, als damals auch bei 
den zuständigen Ministerien vermutet wurde. Es 
sind fast 500 000 Rentner und Ruheständler, die 
auf diese Weise in Anspruch genommen worden 
sind. 

Wir stimmen wahrscheinlich nicht darin überein, 
daß es, wie Sie meinten — Sie haben es nicht wört-
lich, aber doch dem Sinn nach gesagt —, eine eher 
willkürliche Regelung war, eine Regelung, die man 
vielleicht nur aus den Zwängen des Wirtschaftens 
im Haushalt begründen konnte. 

Wir haben damals ausdrücklich darauf hingewie-
sen, daß erwartet wird, daß parallel dazu im öffent-
lichen Dienst im Tarifvertragsbereich Überversor-
gungen, die sich aus den bisher günstigen Entwick-
lungen in der Zusatzversorgung ergeben haben, ab-
gebaut werden. Inzwischen gibt es eine Reihe sol-
cher Tarifverträge, die die Überversorgung, also 
eine Versorgung über 100 % hinaus, beseitigen — 
jedenfalls mit den auch aus rechtstaatlichen Grün-
den notwendigen Fristen. 

Es besteht kein Anlaß, heute zu beklagen, daß die 
55er Regelung gemacht worden ist. Es besteht ledig-
lich Anlaß — ich sage noch einmal: darin stimmen 
wir überein —, Härten, die jetzt erkennbar gewor-
den sind, zu beseitigen. 

Wir meinen aber, daß die von Ihnen vorgeschla-
gene pauschale Regelung nicht die richtige ist. Sie 
wird den durch Härten betroffenen Rentnern keine 
Entlastung — und wenn, dann erst sehr spät — 
bringen. Die pauschale Anrechnung von 20% der 
Rente, die erhalten bleiben soll, wird frühestens 
dann wirksam werden, wenn der Ausgleichsbetrag, 
den wir damals ebenfalls vereinbart haben, aufge-
zehrt ist und unter die 20-%-Marke sinkt. Das wird 
erst in sehr vielen Jahren der Fall sein. Das werden 
manche gar nicht mehr erleben. Das wird insbeson-
dere — ich erwähne das, weil Sie auch darauf Ihr 
Beispiel abgestellt haben — bei den Renten und 
Versorgungsbezügen, die sehr hohen Kürzungen 
ausgesetzt waren, erst sehr spät eintreten, weil hier 
der Ausgleichsbetrag sehr lang wirksam bleibt: bis 
in die frühen 90er Jahre hinein. 

Darum haben wir im Innenausschuß schon bei 
einem Vorgespräch, bei einer Erörterung, die wir im 
Zusammenhang mit dem § 5 hatten, darauf hinge-
wiesen, daß es besser wäre, wir würden uns die 
Härten einmal darstellen lassen und dann vielleicht 
gezielte — auch zusammenfassende, aber doch ge-
zielte — Regelungen verabreden und in eine Neure-
gelung einbringen. Ich meine, das sollte nach wie 
vor gelten. 

Wir bitten auch um diesen Härtenbericht. Was 
wir dazu bekommen haben, gibt keinen Einblick in 
die Bedingungen, die sich aus der damaligen Rege-
lung ergeben haben. Ich glaube, hier spielt der 
Wahltermin ein bißchen eine Rolle, und Sie wollten 
das nun auf den Tisch bringen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Aber nein!) 

— Natürlich nicht! 

Darum: Statt der pauschalen, wahrscheinlich — 
ich sage es noch einmal — schlechten Regelung 
wäre — wir werden das ja im Innenausschuß erör-
tern — besser auf Gruppen von Einzelfällen abzu-
stellen. Man könnte sie vielleicht in fünf, sechs Ka-
tegorien fassen, so daß man gezielt und schneller 
wirksam werdend ausgleichen könnte. 

Ich möchte abschließend sagen, daß wir den von 
Ihnen jetzt vorgeschlagenen Weg schon im Jahre 
1983 diskutiert haben. Er ist damals auch von uns 
einmal ins Auge gefaßt worden. Er ist von der CDU/ 
CSU damals im Ausschuß abgelehnt worden. Wenn 
wir uns damals darauf verständigt hätten, hätte 
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eine solche pauschale Regelung, als wir die einzel-
nen Härten noch nicht erkannten, durchaus sinn-
voll sein können. Wir hätten drei Jahre früher den 
betroffenen Pensionären und Rentnern einige Er-
leichterungen vermitteln können. Insofern verstehe 
ich Ihren Hinweis auf erworbene Rechte nicht ganz. 
Das hätte sicher auch damals gegolten. 

Im übrigen: Wenn Sie das, was Sie sagen, wirk-
lich durchsetzen wollen, nämlich erworbene Rechte 
sichern — Treu und Glauben spielt hier sicher eine 
sehr große Rolle —, könnte man das ganz einfach 
dadurch machen, daß man im alten Haushaltsstruk-
turgesetz den Art. 2 § 2 Abs. 4 streicht, der die Ver-
ringerung des Ausgleichs über die Jahre festlegt. 
Wenn man das abstoppt, hat man sofort den vollen 
Ausgleich für die Rentner, die hier betroffen sind. 
Das entspräche jedenfalls Ihren vielen Beteuerun-
gen. 

Aber, wie gesagt, wir müssen uns jetzt über den 
vorliegenden Vorschlag unterhalten. Wir glauben 
nicht, daß das pauschale Ausgleichen sinnvoll ist 
und schnell etwas bringt. Wir möchten die gezielte, 
auf bestimmte Kategorien von Betroffenen abge-
stellte Einzelregelung. Darüber unterhalten wir uns 
mit Ihnen auch sehr gern im Haushaltsausschuß. 

Unsere Bitte an die Bundesregierung ist, mög-
lichst schnell einen Härtebericht vorzulegen, der 
auch etwas aussagt und eine Verhandlungsgrund-
lage abgeben kann, so daß wenigstens vor der Som-
merpause die von Ihnen gewünschte oder die von 
uns angestrebte Regelung gemeinsam beschlossen 
werden kann. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Angesichts der sehr ein-
gehenden und überzeugenden Ausführungen mei-
ner Kollegen Broll und Bernrath möchte ich eigent-
lich zum Schluß meiner Ausführungen kommen. 

(Heiterkeit) 

Herr Bernrath, wenn Sie das, was wir vorschla-
gen, schon 1983 überlegt haben, kann es j a eigent-
lich auch von Ihrem Standpunkt aus so schlecht 
nicht sein. 

(Bernrath [SPD]: Damals!) 

— Das ist auch heute nicht so schlecht. 

Jeder weiß nach diesen eingehenden Ausführun-
gen genau, um was es geht. Der Punkt ist doch ein-
fach der gewesen: Wenn man sowohl einen Pen-
sionsanspruch wie einen Rentenanspruch hat — 
und zwar durch eigene Arbeit erarbeitet —, dann ist 
es ja unangenehm, wenn beide Ansprüche gegen-
einander verrechnet werden sollen. Das haben wir 
in zwei Etappen beschlossen. Wir haben das einmal 
für die Zukunft beschlossen, nämlich für Beamten-
verhältnisse, die nach 1966 begründet wurden, so 
daß sich jeder, der Beamter wurde, darauf einstel-
len konnte. Dann haben wir das mit dem zweiten 

Haushaltsstrukturgesetz — da hat Herr Broll recht 
— 1981 rückwirkend für alle Beamtenverhältnisse 
eingeführt. 

Das hat eben zu den Härten geführt, und zwar 
mit der unangenehmen und schwierigen Folge — 
die  ja einsehbar ist —, daß sich diejenigen, die 
davon betroffen wurden, bei der Gestaltung ihrer 
Altersversicherung darauf nicht einstellen können. 
Wir haben dann in der Tat gemerkt, daß es eine 
Reihe von Härtefällen gibt — wenn ein Härtebe-
richt gemacht wird — einverstanden; dagegen ist 
gar nichts einzuwenden —, in denen die Betroffe-
nen in einer unangemessenen Weise tangiert sind. 

Es ist in der Tat richtig, diesen gesetzgeberischen 
Sündenfall in seiner Wirkung zu mildern, mit dem 
wir rückwirkend in Vertrauenstatbestände einge-
griffen haben, so daß die Beteiligten darauf nicht 
mehr reagieren und nichts mehr verändern konn-
ten. Wir haben lange darüber verhandelt, wie man 
das machen kann. 

Es ist auch richtig, daß die Wirkungen erst all-
mählich eintreten. Das erleichtert uns aber natür-
lich auch die haushaltsmäßige Bewältigung dieses 
Problems; denn wenn man das durchrechnet, 
kommt man nach einer gewissen Zeit zu ganz or-
dentlichen Beträgen. Es ist also schon eine Maß-
nahme, die wirkt; denn sonst wäre es ja nach einer 
gewissen Zeit haushaltsmäßig nicht spürbar. Inso-
fern war es gar nicht einfach, die Zustimmung aller 
Beteiligten dazu zu bekommen. 

Ich bin sehr froh, daß es uns nun gelungen ist — 
nicht etwa mit Rücksicht auf den 12. Mai 1985; wir 
reden darüber ja seit über einem Jahr —, zu einem 
Abschluß zu kommen und zu sagen: Wir bringen 
dieses Gesetz ein, und wir wollen es in der Tat so 
schnell wie möglich vor der Sommerpause gemein-
sam verabschieden — wir hoffen, daß uns das ge-
lingt —, weil es ein praktikabler Weg ist. Zwar wer-
den Härten in einer pauschalen Weise, aber prakti-
kabel, für die Betroffenen spürbar abgemildert. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Ich danke allen Fraktio-
nen für die sparsame Inanspruchnahme unserer 
wertvollen Redezeit. 

Ich stelle fest, daß weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
auf Drucksache 10/2970 zu überweisen zur feder-
führenden Beratung an den Innenausschuß und zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung und den Verteidigungsausschuß sowie 
zur Mitberatung und zur Beratung gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung an den Haushaltsausschuß. Gibt 
es dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht 
der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Großen Anfrage des Ab
-

geordneten Stratmann und der Fraktion 
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Vizepräsident Westphal 
DIE GRÜNEN Risiken des Schnellen Nicht

-

Brüters in Kalkar 
— Drucksachen 10/2964, 10/3157 — 

Hierzu liegen auf den Drucksachen 10/3200 und 
10/3201 Entschließungsanträge der Fraktion DIE 
GRÜNEN vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache ein Beitrag bis zu 10 Minuten für 
jede Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
dem Abgeordneten Schulte (Menden). 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Liebe Freundinnen und 
Freunde! 

(Zurufe von der SPD: Die sind immer da!) 

Mit dem Schnellen Brüter in Kalkar entsteht der-
zeit das teuerste, gefährlichste und zugleich das un-
sinnigste Großprojekt, was jemals auf dem Boden 
der Bundesrepublik errichtet worden ist. Diese seit 
Jahren von Bürgerinitiativen sowie unabhängigen 
Wissenschaftlern geäußerte Auffassung wird durch 
die Antwort der Bundesregierung auf unsere Große 
Anfrage zu den Risiken des Schnellen Brüters in 
Kalkar nochmals bestätigt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau!) 

Das 6,5 Milliarden DM teure Monstrum aus Stahl 
und Beton einschließlich Stacheldraht und Wasser-
graben steht symbolisch für einen Wachstums- und 
Fortschrittsglauben, dem ein lebensbedrohender 
Machbarkeitswahn als Triebfeder zugrunde liegt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wie stark die Bundesregierung diesem ungebro-
chenen Fortschrittsfanatismus verfallen ist, spie-
gelt sich ebenfalls in der Antwort auf die Große 
Anfrage wider. So glaubt die Bundesregierung wei-
terhin, daß das Märchen von der Erschließung einer 
praktisch unerschöpflichen Energiequelle durch die 
Brütertechnologie wahr ist. Statt dessen muß klar-
gestellt werden, daß allein durch die zehn Jahre 
lange Bautätigkeit bisher eine gigantische Energie-
menge verschleudert worden ist. Es ist fraglich, ob 
innerhalb einer Betriebsphase des Schnellen Brü-
ters diese Energiemenge überhaupt jemals produ-
ziert werden kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was die ständig propagierte Fähigkeit, das Erbrä-
ten zusätzlicher Kernbrennstoffe, angeht, so muß 
auch der Forschungsminister eingestehen, daß bei 
der vorgesehenen Kernversion eine Brutrate von 
über 1 nicht erreicht werden kann. 

Hätte man diese Tatsache, daß es sich hier ei-
gentlich um einen Nichtbrüter handelt, schon vor 
Jahren publik gemacht, so wäre sicherlich die Fi-
nanzierung aus öffentlicher Hand noch eher und 
massiver in Frage gestellt worden. 

(Richtig! bei den GRÜNEN) 

Vielleicht hätte diese Erkenntnis schon bei der le
-

gendären Kalkarentscheidung im Jahre 1978, als 

der FDP-Chef Genscher sechs Kollegen seiner 
Fraktion knechtete, bis sie ebenfalls bereit waren, 
einen eindeutigen Parteitagsbeschluß gegen Kalkar 
zu mißachten, der einzigartigen Steuergeldver-
schwendung am Niederrhein ein Ende gesetzt. 

(Beckmann [FDP]: Sie haben ja keine Ah

-

nung!) 

Hätte man dann nur einen Teil der Bausumme in 
die Entwicklung regenerativer Energiequellen und 
für konsequente Energiesparmaßnahmen gesteckt, 
so würden wir heute weniger Arbeitslose und mehr 
saubere Luft haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Kunz 
[Weiden] [CDU/CSU]: Erzählen Sie doch 
keine Märchen! Das glauben Sie ja selber 

nicht!) 

Statt dessen aber brütete man jahrelang das 
technologische Windei am Niederrhein weiter aus, 
obwohl bis heute die wirtschaftliche Nutzung völlig 
unklar ist. Die Bundesregierung kommt mir vor wie 
eine Henne, die auf einem Giftei sitzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU) 

Zitat aus der Antwort der Bundesregierung: „Ver-
läßliche Aussagen über die Zukunft des kommer-
ziellen Einsatzes der Brütertechnologie sind gegen-
wärtig nicht möglich." Ein bezeichnendes Einge-
ständnis! Es wird allerhöchste Zeit, daß der Bundes-
rechnungshof sich mit dieser Fehlsubventionierung 
befaßt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unser Antrag dazu liegt Ihnen vor. 

Meine Damen und Herren, zu dem volkswirt-
schaftlichen Trauerspiel kämen bei der Inbetrieb-
nahme des SNR 300 bisher nie dagewesene Gefah-
ren für die Bevölkerung hinzu. Denn nur bei dem 
Schnellen Brüter können atombombenähnliche Ex-
plosionen mit unvorstellbarer Freisetzung von Ra-
dioaktivität entstehen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das ist 
doch unerträglich! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Eine solche jederzeit mögliche Katastrophe hätte 
mehrere hunderttausend Tote und Strahlenver-
letzte zur Folge. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Wer hat 
Ihnen das aufgeschrieben? Das glauben 
Sie doch wohl selber nicht! So ein 
Schmarrn! — Gerstein [CDU/CSU]: Ma

-

chen Sie doch nicht wieder dieses flämi

-

sche Angstgemälde!) 

Angesichts dieser Fakten können wohl nur an-
dere Gründe für den Weiterbau ausschlaggebend 
sein. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Wofür haben wir 
denn wohl eine Enquetekommission ge

-

habt?) 
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Schulte (Menden) 

— Nun hören Sie doch bitte erst einmal zu. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das ist ja 
unerträglich!) 

Der wesentlichste dürfte wohl auf militärischer 
Ebene zu suchen sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Kunz 
[Weiden] [CDU/CSU]: So ein Geschwätz! — 
Gerstein  [CDU/CSU]: Das ist ja noch düm-

mer!) 

Ein Hinweis darauf, daß selbst Bundestagsabge-
ordnete bereits seit etlichen Jahren über die mili-
tärischen Aspekte Bescheid wissen, findet sich in 
einer 1980 fertiggestellten Studie des Battelle-Insti-
tutes Frankfurt. Bei der im Auftrag des Bundesin-
nenministeriums durchgeführten Untersuchung 
mit dem Titel „Das Projekt SNR 300 — politische 
Willensbildung und Entscheidung" wurden Inter-
views mit Experten aus den mit dem Schnellen Brü-
ter direkt und indirekt befaßten Institutionen 
durchgeführt. Im Abschnitt „Untersuchungsbefun-
de" aus den Expertengesprächen findet sich fol-
gende Passage: 

Die Nähe zum militärischen Bereich wird von 
einer Position der politischen Mitte im Bundes-
tag heraus behauptet. Der Schwerpunkt der 
fortgeschrittenen Reaktortechnik habe auf 
dem Natriumbrüter gelegen, und die Brüter-
technologie auch der Natriumlinie habe ihre 
Anreize aus dem militärischen Bereich gezo-
gen. Sehr früh schon seien Brutreaktoren nicht 
als Leistungsreaktoren betrieben worden, son-
dern ausschließlich zur Produktion waffenfähi-
gen Materials. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Die Mitte, das sollen 
Sie sein!) 

— Wer zur Mitte des Parlaments gehört, wissen Sie 
j a wohl besser als ich. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Damit sind Sie aber 
wohl gemeint! — Zuruf des Abg. Schäfer 

[Offenburg] [SPD]) 

— Ja, Sie gehören auch dazu. Das sind rechte So-
zialdemokraten, linke CDUler, und früher war das 
einmal die FDP. Aber die steht heute woanders. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Damit sind Sie ge-
meint!) 

Diese klare Äußerung eines Abgeordneten aus 
der politischen Mitte wird bekräftigt durch die Ent-
wicklungen in anderen Ländern. Jedermann weiß, 
daß in den Nuklearstaaten wie der Sowjetunion und 
Frankreich seit Jahren die Brütertechnik mit dem 
militärischen Bereich eng verflochten ist. 

Meine Damen und Herren, bei der Inbetrieb-
nahme des Kalkar-Brüters entstünden jährlich 
50 kg waffenfähiges Plutonium. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das wollen die 
doch!) 

— Genau. 

(Gerstein [CDU/CSU]: So eine Unterstel-
lung!) 

Da aber die Regierung in ihrer Antwort dies 
erstmals bestätigt und gleichzeitig nicht aus-
schließt, Brüter-Plutonium in Atomwaffenstaaten 

exportieren, würde sich in diesem Fall die BRD 
erstmalig direkt am Bau von Atombomben beteili-
gen. Ein Ja zum Brüter heißt also auch ein Ja zum 
potentiellen Atomwaffenstaat BRD. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Sag doch wenig

-

stens „Bundesrepublik"!) 

Somit ist für die Fraktion der GRÜNEN auch aus 
friedenspolitischer Sicht der Antrag zum Baustopp 
und zur Nichtinbetriebnahme des Schnellen Brü-
ters in Kalkar dringend notwendig. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist aber zugleich auch deshalb notwendig, weil 
die Wähler in NRW ein Recht haben, noch vor der 
Landtagswahl am 12. Mai zu wissen, wo die Jein-
sage-Partei SPD diesmal steht. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das wür

-

den wir gern wissen!) 

Meint sie das Motto „Arbeit und Umwelt" wirklich 
ernst, so kann angesichts der drohenden — hören 
Sie gut zu — Arbeitsplatzvernichtung bei der Stein-
kohle durch die Förderung der Atomenergie und 
angesichts der immensen Umweltgefahren und Um-
weltzerstörungen durch den Brüter die Entschei-
dung nur ein klares Nein zu Kalkar sein. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Sie wissen 
j a nicht, wovon Sie reden!) 

Mehr noch: Wer Kalkar betreiben will, setzt lang-
fristig auf Schnelle Brüter. Wer die Schnellen Brü-
ter und den Marsch in die Plutoniumwirtschaft 
nicht will, muß den SNR 300 in Kalkar stoppen. 

Im März 1983 überraschte der ehemalige SPD

-

Forschungsminister von Bülow die Öffentlichkeit 
mit der Forderung, den Schnellen Brüter in Kalkar 
und den Hochtemperaturreaktor Hamm „trotz fort-
geschrittener Baustadien einzumotten". Ihr mögli-
cher Nutzen steht in keinem Verhältnis mehr zu 
den weiteren Kosten des Gesamtsystems. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Immer ist es zu 
spät!) 

Gegenüber der „Tageszeitung" erklärte der SPD

-

Experte am 11. März 1983 auf die Frage, welchen 
Grund es noch für den Weiterbau des Projektes 
gebe: 

Es gibt keinen, es sei denn, die Stalingrad-Men-
talität, die bei manchen Leuten vorherrscht, 
daß man auch angesichts der Aussichtslosig-
keit, das gesetzte Ziel je zu erreichen, bis zum 
letzten Mann, bis zur letzten Mark kämpft. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Hört! 
Hört!) 

Diesen Worten habe ich nichts hinzuzufügen. Be-
weisen Sie, daß Sie die Stalingrad-Mentalität able-
gen. Mit Ihrer Zustimmung zu unserem Baustopp-
antrag kann der Bundestag die Entwicklung der 
BRD zu einem zivilen und militärischen Plutonium

-

staat mit all seinen Gefahren stoppen. 
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Schulte (Menden) 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Selten einen solchen Blödsinn 

auf einmal gehört!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Seesing. 

Seesing (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Diese Ausführungen des neuen 
Kollegen der Fraktion DIE GRÜNEN haben mir die 
Stimme verschlagen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das geht aber 
schnell! — Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: 
Bei diesem Beitrag ist das wirklich kein 
Wunder! — Zuruf von der CDU/CSU: Der 

hat auch soviel Blödsinn geredet!) 

Ich bitte um Verständnis, wenn ich nicht so klar 
und deutlich sprechen kann, wie ich es sonst ge-
wöhnlich tue. 

Ich muß gestehen: So viel Unsinn, wie jetzt gere-
det worden ist, habe ich in diesem Hohen Hause in 
den zwei Jahren noch nicht gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der war ge

-

nauso gut wie der Kohl! — Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Ich möchte versuchen, die Dinge wieder auf einen 
sachlichen Rahmen zurückzuführen. 

Als man Anfang der 70er Jahre an die Feinpla-
nung und schließlich an die Bauausführung eines 
Prototyps des SNR 300 ging, hatten die damals 
Mächtigen in diesem Lande — damit sind auch Sie 
gemeint — andere Vorstellungen von der zukünfti-
gen Energieversorgung als Sie und wir heute. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Ausgepro

-

chene Zustimmung!) 

Ich erinnere mich an eine der ersten Sitzungen des 
Kreistages Kleve, in der das Projekt Schneller Brü-
ter vorgestellt wurde. Damals ging man davon aus, 
daß in diesem Jahrzehnt — also in den 80er Jahren 
— eine Anzahl von Schnellen Brütern, verbunden 
mit ein oder zwei Wiederaufbereitungsanlagen, für 
eine Vielzahl von anderen Kernkraftwerken Brenn-
stoff erbrüten sollte. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Die Lichter ge

-

hen auf!) 

Kaum hatte man allerdings den Grundstein zu die-
sem Prachtbau gelegt, änderten sich Einstellungen 
und Vorgaben rasant. 

1972 glaubte am Niederrhein noch jeder, daß das 
Kraftwerk spätestens nach sechs Jahren fertigge-
stellt sei, daß man also einen schnellen Bau erleben 
würde. Eine Milliarde DM sollte das Ding kosten, 
bald waren es zwei, dann drei Milliarden DM. Da-
nach fing es an, unübersichtlich zu werden. Es gab 
sogar einmal einen Politiker im Lande Nordrhein

-

Westfalen, der aus dem schönen Brüter eine Pluto-
niumvernichtungsanlage machen wollte. 

Die sogenannten Teilerrichtungsgenehmigungen 
konnten von dem zuständigen Minister nicht unter-

zeichnet werden, weil ein mit zur Unterzeichnung 
Berechtigter den Vorgang von der einen Seite des 
Schreibtisches zur anderen schob, bis es einfach 
nicht mehr ging. Die Leute am Niederrhein haben 
sich zuerst über diese Genauigkeit gefreut. Sie nah-
men an, daß der Brüter so viel sicherer würde, wenn 
man nur genügend neue Auflagen erteilte. 

Je länger das Ganze aber dauerte, um so mehr 
merkte man aber auch, daß man ein sicheres Ding 
zwar verfeinern, aber nicht grundsätzlich umkrem-
peln sollte. Viele Auflagen wurden erfüllt. Aber Zeit- 
und Geldaufwand stehen in keinem Verhältnis zu 
dem Erreichten, wobei ich ausdrücklich jede Ver-
besserung und allerstrengste Genauigkeit in der 
Überprüfung der technischen Vorgaben begrüße. 

Ein paar Bemerkungen seien mir gestattet zum 
Lehrstück „Umgang mit Geld anderer Leute" am 
Beispiel des SNR 300. Wenn es um das Geld geht — 
präziser: um das eigene Geld —, ist die Umwelt vor 
Überraschungen nicht sicher. Die Überraschung bo-
ten im Falle des SNR 300 in Kalkar die Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen und die bauende In-
dustrie. Seit geraumer Zeit — genauer: seit Winter 
1982/83 — konnte der staunende Beobachter fest-
stellen, daß auf der Baustelle in Kalkar-Hönnepel 
ein nahezu atemberaubendes Tempo eingeschlagen 
wurde. Bauzeitenpläne wurden und werden nicht 
mehr eingehalten. Das war zwar vorher auch der 
Fall, nur gab es jetzt keine Bauverzögerungen 
mehr, im Gegenteil: plötzlich ging alles viel schnel-
ler als geplant. Man hört auch nichts mehr — wie so 
viele Jahre lang — von explodierenden Baukosten. 

Der Grund ist ganz einfach: EVU und Industrie 
sind beteiligt an dem Aufbringen der notwendigen 
Geldmittel, und zwar, wie ich meine, ganz kräftig, 
aber vernünftig. So wird das Ding doch noch fertig, 
auch weil die politischen Bedingungen stimmen. 
Der Finanzrahmen ist noch derselbe wie vor zwei 
oder drei Jahren: 6,5 Milliarden DM. Bis heute hat 
er sich nicht verändert, ein Zeichen dafür, daß man 
auch Großprojekte in einem vernünftigen Zeitrah-
men und zu kalkulierbaren Preisen fertigstellen 
kann, wenn man dieses Ziel ernsthaft angeht. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich möchte dringend empfehlen, bei den anste-
henden Großvorhaben im Forschungsbereich ganz 
strikt von Anfang an so zu verfahren, wie wir es 
beim SNR 300 nach und nach gelernt haben. 

Nun muß uns die technische Seite des Projektes 
genauso interessieren wie die ökonomische. In die-
sem Zusammenhang finde ich es betrüblich, daß 
selbst von Leuten, die es besser wissen, so getan 
wird, als habe man erst 1985 oder vielleicht 1984 
begonnen, eine Änderung des Reaktorkernes vorzu-
sehen. 

Ich erinnere mich, daß ich mich als Mitglied des 
Kreistages Kleve schon in den vielen Erörterungen 
der Jahre 1973 bis 1977 nach der Bedeutung der ver-
schiedenen Kernversionen habe erkundigen müs-
sen. Ich muß gestehen, daß ich lange gebraucht 
habe bis ich die vorgetragenen Erläuterungen der 
Genehmigungsbehörden und des Betreibers ver-
standen habe. Deswegen — das muß ich kritisch 
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Seesing 
anfügen — auch immer meine Anmerkungen zu der 
nicht sehr berühmten und sehr guten Informations-
arbeit des für den SNR 300 Verantwortlichen. 

Heute morgen erst las ich von einem Statement 
unseres Kollegen Matthöfer aus dem Jahre 1975, 
der bereits damals diesen neuen Kern Mark I A an-
gesprochen hat. Ich gehe davon aus, daß die Kern-
version Mark I A wie das gesamte Werk allen, aber 
auch allen Sicherheitsbedürfnissen gerecht wird. 
Auf die Fragen danach gibt die Antwort der Bun-
desregierung genügend Auskunft. 

Nun wird die Frage gestellt, ob das Projekt 
Schneller Brüter nicht entweder zu spät oder aber 
gar 25 Jahre zu früh komme. Warum spricht sich 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion dann für eine In-
betriebnahme des Brüters aus? Ich will einige 
Gründe dafür anführen. 

Erstens. Mit der Brütertechnologie wird eine 
Energiequelle erschlossen, die Teil einer langfristi-
gen Zukunftsvorsorge ist. Der schnelle natriumge-
kühlte Brutreaktor macht Uran mit einem Mini-
mum an Umweltbelastung zu einem praktisch uner-
schöpflichen Primärenergieträger. 

Zweitens. In aller Welt wird ohne ideologische 
Scheuklappen die Brütertechnologie vorangetrie-
ben. Die bisher größten Brüter stehen in Frank-
reich, der Super-Phenix, und in der Sowjetunion mit 
dem schönen Zeichen BN — das heißt aber nicht 
Bonn — 600. 

(Zuruf des Abg. Vogel [München] [GRÜ-
NE]) 

Wer auf dem Weltmarkt mitreden will, muß die 
Technik beherrschen und selbst anwenden können 
und wollen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Vogel [München] 
[GRÜNE]) 

Wir sehen hier auch eine europäische Gemein-
schaftsaufgabe. 

Drittens. Die derzeit ausreichende Versorgung 
des Marktes mit Uran kann keine Begründung da-
für sein, daß sich die Bundesrepublik Deutschland 
auf die dauerhafte Verfügbarkeit von Uranlieferun-
gen verläßt, 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

da Preise und Versorgung von anderen als rein 
marktwirtschaftlichen Bedingungen abhängig sein 
können. Die Entwicklung des Erdölmarktes hat uns 
hier wachgemacht. 

Viertens. Wenn wir heute auf die Brütertechnolo-
gie verzichten würden, könnten wir schon in abseh-
barer Zeit in größte Schwierigkeiten in der Energie-
versorgung kommen. Der dann eingetretene Ver-
lust an Handlungsfreiheit wäre nicht korrigierbar. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Das ist doch 
Quatsch! 40 % Überkapazität!) 

Fünftens. Wir erwarten — und jetzt kommt das 
Entscheidende —, daß die Industrie und die Elektri-
zitätsunternehmen diese Weiterentwicklung betrei-
ben werden, und gehen dabei davon aus, daß es  

gelingt, einen Brüter etwa zu Preisen eines Leicht-
wasserreaktors zu bauen. Die öffentliche Hand 
kann nur sicherstellen, daß ein solches Werk nicht 
nur geplant, sondern auch gebaut und betrieben 
werden kann. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Koste es, was es 
wolle!) 

Zurück zum Schnellen Brüter in Kalkar. Allen 
Unkenrufen zum Trotz, meine Damen und Herren: 

Erstens. Dieser Brüter wird schnell sein, denn die 
Neutronen bleiben schnell und können weder von 
Schwarz, Blau, Rot oder Grün langsamer gemacht 
werden, solange das Kühlmittel Natrium ist. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Das ist ja das 
Gefährliche!) 

— Wenn Sie sich so lange damit befaßt haben wie 
wir, werden Sie es, wie ich glaube, auch etwas an-
ders sehen. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Er ist ein Brüter, wenn er auch nur 96% 
des verbrauchten Spaltstoffs durch erbrüteten 
Spaltstoff ersetzt. 

Und drittens, meine Damen und Herren: Kalkar 
bleibt auch mit dem Schnellen Brüter ein schönes 
Städtchen. 

Danke! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Vosen. 

Vosen (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Die SPD

-

Bundestagsfraktion hält das heutige aufgeregte 
Manöver um den SNR 300 in Kalkar für überflüs-
sig. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt gibt es zu dem Pro-
jekt keinen neuen Gesichtspunkt, der eine weiter-
führende Debatte auslösen könnte. Lassen Sie 
mich, weil es die Tagesordnung heute gebietet, in 
beide Richtungen des Hohen Hauses noch einmal 
die bekannte Haltung der SPD-Fraktion zum 
SNR 300 erläutern. 

Zur Regierung sage ich: Ich habe Zweifel, ob es 
richtig sein wird, den SNR 300 demnächst in Be-
trieb zu nehmen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Warum das plötz

-

lich?) 

— Ich erkläre es Ihnen, Herr Lenzer. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Und es fing mit Ih
-rer Rede so gut an!) 

Ihr Kollege hat ja auch schon von „dem Ding" ge-
sprochen; viel Liebe ist da wohl nicht im Spiel. 

Nach den Entwicklungen, die seit dem Baube-
schluß Anfang der 70er Jahre auf dem Weltenergie-

markt, insbesondere auf dem Uranmarkt, eingetre- 
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ten sind, kommt der SNR 300 etwa 30 bis 40 Jahre 
zu früh. 

(Mann [GRÜNE]: Also ein früher Brüter!) 

Wenn sich jemals eine wirtschaftliche Nutzung von 
Brutreaktoren ergeben könnte, kann das vielleicht 
um das Jahr 2030 der Fall sein. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Also konservie

-

ren, oder was?) 

Der Reaktor in Kalkar wird dann auf jeden Fall 
schon lange außer Betrieb sein. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Gott sei Dank!) 

Der SNR 300 ist auch kein Demonstrationspro-
jekt mehr, denn wenn es überhaupt einen Nachfol-
ger nach erfolgreicher Demonstration geben sollte, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ein Demonstra

-

tionsprojekt für Unfälle!) 

dann wäre es nach heutigem Wissen eine andere 
Linie, nämlich der französische Brutreaktor. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Da seien Sie mal 
nicht so sicher!) 

Der SNR 300 wäre also nur 

(Lenzer [CDU/CSU]: Ein Demonstrations

-

projekt, weil man drumherum demonstrie

-

ren kann!) 

ein sehr, sehr teurer und in jedem Falle völlig un-
wirtschaftlicher Stromerzeuger. Daß wir diesen im 
Augenblick brauchen, bezweifle ich auch. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das alles verdan

-

ken wir den Sozialdemokraten!) 

Zur Regierung und zu den GRÜNEN sage ich: 
Eine SPD-Bundesregierung würde heute sicherlich 
einen Baubeschluß für einen Brüter nicht fassen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Wir würden diese Lehre aus der Tatsache ziehen, 
daß Forschungs- und Technologiepolitik sehr risiko-
reich ist und daß sie stark veränderten Einflüssen 
aus dem Weltmarktgeschehen unterworfen ist. Wir 
sind der Überzeugung, daß auch die Regierung 
weiß, daß von den Brüter-Milliarden viele hätten 
gespart werden können, 

(Gerstein [CDU/CSU]: Allerdings, wenn ihr 
anders regiert hättet!) 

wenn man das Projekt vor drei Jahren abgebrochen 
hätte. 

(Zurufe von den GRÜNEN: 1978 hattet ihr 
die Chance! — Vorher auch!) 

Weitere hohe wirtschaftliche Risiken können fol-
gen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Durch eure Miß- 
wirtschaft!) 

— Sie haben immer zugestimmt, Herr Staatssekre-
tär! — Der Risikobeteiligungsvertrag soll, wie wir 
wissen, auf ca. 500 Millionen DM aufgestockt wer-
den, eine große Summe! Ich glaube nicht, daß dies 
sinnvoll ist. 

Nun gut, wir haben das Projekt SNR 300 in 
Kalkar jetzt nahezu fertig, und rückwärtsgewandte 
Wenn-und-Aber-Betrachtungen helfen nicht weiter. 

(Seesing [CDU/CSU]: Sehr wohl wahr!) 

In dieser Situation sage ich nun insbesondere zu 
den GRÜNEN: Die SPD hat im Land Nordrhein

-

Westfalen die Verantwortung für ein rechtsstaatlich 
einwandfreies Genehmigungsverfahren für diesen 
Reaktor, und dieser Verantwortung wird die 
Landesregierung von Nordrhein-Westfalen gerecht 
werden. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das wollen wir 
hoffen!) 

— Sie wird dieser Verantwortung gerecht werden! 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ein Ja zum Brü

-

ter ist verantwortungslos!) 

Es besteht nun kein Anlaß für einen Baustopp für 
den fertigen Reaktor, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Jederzeit!) 

wenn ein nichtstaatlicher Antragsteller wie ein 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen bei der Lan-
desregierung die Genehmigung für die Inbetrieb-
nahme des Reaktors beantragt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Schreibt das mal 
auf eure Wahlplakate!) 

Wir begrüßen es, daß die nordrhein-westfälische 
Landesregierung ein solides, sorgfältiges Verfahren 
mit diesem Reaktor praktiziert. 

(Zuruf des Abg. Dr. Probst [CDU/CSU]) 

Die Landesregierung hat ihre Souveränität sehr 
überzeugend auch im Falle des erst kürzlich statt-
gefundenen Natriumbrands auf dem Dach des Re-
aktorgebäudes bewiesen. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist ja wohl eine 
Selbstverständlichkeit!) 

Hier haben der Bundesminister des Innern als wei-
sungsbefugte Behörde, die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, aber auch die GRÜNEN einen weitaus we-
niger souveränen Eindruck gemacht. 

(Zurufe von der CDU/CSU und den GRÜ

-

NEN) 

— Mit Übertreibungen allein ist es nicht getan. 

Daß die Landesregierung den SNR 300 nur in Be-
trieb gehen läßt, wenn die Sicherheit des Reaktors 
über jeden vernünftigen Zweifel erhaben ist, dar-
über besteht wohl Einigkeit im Hohen Hause. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Daß dieser Reaktor von seiner Konzeption her ein 
unwirtschaftlicher Reaktor sein mußte, war eigent-
lich von Anfang an klar. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Nicht ganz!) 

Daß seine Unwirtschaftlichkeit jetzt ungeahnte Di-
mensionen erfährt, muß die Bundesregierung vor-
sichtig machen. 
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Wir lehnen, wie Sie aus meinen Ausführungen 

entnommen haben, den Entschließungsantrag der 
Fraktion der GRÜNEN auf Drucksache 10/3200 ab. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
Punkt 2 dieses Anstrags könnte man eventuell zu-
stimmen. Aber da Sie das hier als Ganzes vortra-
gen, sind wir zur Ablehnung gezwungen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das tut euch auch 
leid, nicht?) 

Den Entschließungsantrag auf Drucksache 
10/3201 bitten wir an den dafür zuständigen Haus-
haltsausschuß zu überweisen. Anderenfalls sehen 
wir uns gezwungen, auch diesen Antrag der GRÜ-
NEN abzulehnen, zumal der Bundestag dem Bun-
desrechungshof keine Aufträge erteilen kann, die er 
im übrigen schon gesetzlich hat. Ich weise darauf 
hin, daß der Bundesrechnungshof in den vergange-
nen Jahren wiederholt geprüft hat. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Ich kann die hier 
vorliegende Anfrage der GRÜNEN wirklich nur als 
billige Wahlkampfrhetorik bezeichnen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Das kann man wohl 
sagen!) 

Der Redner der GRÜNEN hat ja auch selbst den 
Bezug hierzu in seinen Ausführungen dargestellt 
und ihn in keiner Weise geleugnet. 

Alle in dieser Anfrage aufgeworfenen wesentli-
chen Fragen sind bereits im Deutschen Bundestag 
behandelt worden. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, Sie 
hätten nur die Beratungsergebisse der Enquete-
Kommission „Zukünftige Kernenergiepolitik" der 8. 
und 9. Legislaturperiode nachlesen müssen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Nur die Zusammen-
fassung!) 

Ebenso stehen die Ausschußprotokolle des Aus-
schusses für Forschung und Technologie sowie die 
Debattenbeiträge im Parlament von über einem 
Jahrzehnt zu diesem Themenkomplex zur Verfü-
gung. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 

Beckmann (FDP): Bedaure, nein. 
In diesen Unterlagen ist wirklich genügend Mate-

rial zusammengetragen worden, um Risiken und 
Nutzen des Schnellen Brüters zu beurteilen. 
In ihrer Anfrage bezeichnen die GRÜNEN den 

Prototyp von Kalkar — polemisch, wie ich meine — 
als „Nicht-Brüter". Es ist bereits seit Jahren be-
kannt, meine Damen und Herren, daß die nunmehr  

eingebaute Kernversion eine Brutrate unter 1 ha-
ben wird. Bei diesem Prototyp geht es ja auch gar 
nicht um die Frage der Wirtschaftlichkeit. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Er war von Anfang an als Forschungsprojekt ge-
plant, um Erfahrungen ausschließlich unter Sicher-
heitsgesichtspunkten zu gewinnen. 

(Frau Borgmann [GRÜNE]: Egal, was es 
kostet!) 

Darüber hinaus hat auch die Enquete-Kommission 
„Zukünftige Kernenergiepolitik" aus forschungs- 
und aus energiepolitischen Gründen den Weiterbau 
des SNR 300 empfohlen. Es ist für uns geradezu 
eine politische Verpflichtung, im Hinblick auf den 
langen Entwicklungszeitraum neuer Technologien 
insbesondere zur Zukunftssicherung der Energie-
versorgung dafür Sorge zu tragen, daß unabhängig 
von einer aktuellen Bedarfslage solche Techniken 
verfügbar gemacht werden können, um Risikopo-
tentiale zu minimieren. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Quatsch!) 

Das ist — ich wiederhole es — verantwortliche Da-
seinsvorsorge. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das heißt aber auch, meine Damen und Herren, daß 
wir in unserem Land mit unserem wirtschaftlichen 
und technischen Potential auf der Grundlage unse-
rer hohen und — international gesehen — höchsten 
Sicherheitsanforderungen die notwendigen Techno-
logien und Verfahren selbst entwickeln, unsere ei-
genen Erfahrungen in Planung, Bau und Betrieb 
solcher Anlagen sammeln müssen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Jedem seine ei

-

gene Katastrophe!) 

Meine Damen und Herren, ich meine, es wäre gera-
dezu töricht, zu einem späteren Zeitpunkt bei dann 
gegebenem Bedarf das zu kaufen, was auf dem 
Markt ist. Das würde Verzicht auf Sicherheit und 
auch Verzicht auf Unabhängigkeit bedeuten. Damit 
würde letztlich auch unsere Existenz aufs Spiel ge-
setzt. 

In diesem Punkt knüpft diese Debatte übrigens 
nahtlos an die Debatte über Strukturpolitik am heu-
tigen Nachmittag an. Gerade Nordrhein-Westfalen, 
das unter der jetzigen Regierung in den vergange-
nen Jahren 

(Gerstein [CDU/CSU]: Zu leiden hatte!) 

nicht gerade durch Innovationsfreude glänzte, sollte 
nun nicht auch noch auf dem Gebiet künftiger 
Energietechnologien — damit meine ich sowohl den 
Schnellen Brüter als auch den Hochtemperaturre-
aktor — eine internationale Spitzenposition aufge-
ben. 

(Mann [GRÜNE]: Immerhin waren Sie bis 
1980 an der Regierung beteiligt!) 

In diesem Zusammenhang, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen, muß ich auch auf die europäische 
Kooperation hinweisen. Sie wurde 1974 zunächst 
mit den Vereinbarungen von Nizza mit Frankreich 
begonnen. Daraus wurden in der Folgezeit zahlrei- 
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che weitere Kooperationsverträge abgeleitet. Zum 
anderen sind an der Errichtung des Schnellen Brü-
ters in Kalkar sowohl Belgien als auch die Nieder-
lande beteiligt. Inzwischen haben die Regierungen 
von sechs europäischen Ländern eine gemeinsame 
Weiterarbeit an der Entwicklung des Schnellen 
Brüters vereinbart. 

Seit Jahren — ich unterstreiche das — hat der 
Deutsche Bundestag die Frage, ob eine Einstellung 
des Projekts SNR 300 unter Berücksichtigung der 
internationalen Vertragssituation überhaupt mög-
lich ist, diskutiert. Dabei wurde auf die Verpflich-
tungen und Schwierigkeiten hingewiesen. 

Zu der Großen Anfrage haben uns die GRÜNEN 
heute einen Entschließungsantrag vorgelegt, auf 
die Inbetriebnahme des SNR 300 in Kalkar zu ver-
zichten und die Bauarbeiten an diesem Projekt so-
fort zu stoppen sowie alle Forschungs- und Förde-
rungsmittel für die Entwicklung des Schnellen Brü-
ters zu streichen. Meine Damen und Herren, es 
kann hier gar nicht die Frage sein, ob diese Technik 
heute erforderlich ist. Die gegenwärtig entspannte 
Energieversorgungslage darf nicht den Blick darauf 
verstellen, daß künftig noch mit steigendem Ener-
giebedarf auf unserer Erde zu rechnen ist. Ebenso 
ist auf die Begrenztheit fossiler und mineralischer 
Ressourcen hinzuweisen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Deshalb ist es sinnvoll und vorausschauend, be-
reits zum jetzigen Zeitpunkt Überlegungen dahin-
gehend anzustellen, wie der Einsatz der Kernener-
gie durch eine bessere Ausnutzung des Brennstoffs 
Uran in fortgeschrittenen Reaktorlinien als sichere 
Energiequelle erhalten werden kann. Auch wenn 
auf Grund überholter Hochrechnungen eine groß-
technische Einführung von Brutreaktoren zur Sub-
stitution der heutigen Leichtwasserreaktortechnik 
nicht mehr zu Beginn des nächsten Jahrhunderts 
erfolgen wird, so ist es gleichwohl richtig, das be-
reits vorhandene Know-how im europäischen Ver-
bund durch Planung und Bau weiterer Reaktorge-
nerationen zu erhalten und weiterzuentwickeln, da-
mit zum Zeitpunkt des Bedarfs ein unter sicher-
heitstechnischen und wirtschaftlichen Aspekten op-
timiertes Stromerzeugungssystem auf Brüterbasis 
zur Verfügung steht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, in dem Entschlie-
ßungsantrag behaupten die GRÜNEN schließlich, 
daß der Einsatz der Kernenergie durch Verdrän-
gung der Steinkohle Arbeitsplätze im Revier aufs 
Spiel setze. 

(Mann [GRÜNE]: So ist es — Gerstein 
[CDU/CSU]: Eine völlig falsche Betrach

-

tung! Längst überholt!) 

Diese dumme Behauptung wird auch durch ständi-
ges Wiederholen nicht richtiger. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Für meine Fraktion steht es außer Frage, daß der 
Einsatz der Kernenergie zur Stromerzeugung nicht 
zu Lasten der deutschen Steinkohle geht. Es be- 

steht ja auch Einigkeit zwischen dem deutschen 
Steinkohlebergbau und der Elektrizitätswirtschaft 
über eine Arbeitsteilung zwischen Kohle und Kern-
energie, wonach die Kernenergie die Stromerzeu-
gung im Grundlastbereich und die Kohle die Strom-
erzeugung im Mittellastbereich übernehmen soll. 
Durch diese Kombination wird eine insgesamt 
preisgünstige Stromversorgung gewährleistet. 

Aus diesen Gründen, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, lehnt die FDP-Fraktion die Entschlie-
ßungsanträge der GRÜNEN ab. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Forschung und Technologie. 

(Mann [GRÜNE]: Jetzt wird der nächste 
Brüter angekündigt!) 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Bundesregierung 
hat die Große Anfrage der Fraktion der GRÜNEN 
im einzelnen beantwortet. Daß die Antwort befriedi-
gend und vollständig ist, hat diese Debatte bestä-
tigt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Anfrage ist an keiner Stelle aufgenommen wor-
den. Die Thesen der Antwort der Bundesregierung 
sind an keiner Stelle im Zweifel gezogen worden. 
Die Auskünfte sind erschöpfend, zutreffend und be-
friedigend. 

Ich möchte an Hand der Anträge, die jetzt vorge-
stellt worden sind, einige wenige Punkte aufgreifen, 
die in der Diskussion noch eine gewisse Rolle ge-
spielt haben. 

Die Fraktion der GRÜNEN verlangt auf Druck-
sache 10/3201 eine Prüfung durch den Bundesrech-
nungshof. Diese Prüfung — so wie der Antrag ange-
legt ist — soll sich auf die Zeit bis Oktober 1982 
beziehen. In dem Antrag wird im wesentlichen vor-
geworfen, daß frühere Regierungen bis zum Okto-
ber 1982 mit öffentlichen Geldern nicht angemessen 
umgegangen seien. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Da kann was dran 
sein!) 

Es ist nicht meine Sache, die Arbeit früherer Regie-
rungen zu kommentieren. Ich will aber auf eines 
hinweisen. 

(Unruhe) 

Die Fraktion der GRÜNEN stellt selbst darauf ab, 
daß zu dieser Zeit nach allen bekannten Unterlagen 
angenommen werden mußte, daß die Uranreserven 
knapp werden würden. Die Fraktion der GRÜNEN 
sagt selber in ihren Anträgen, daß die Bundesregie-
rung, weil eine Uranknappheit zu erwarten war, da-
mals die Entscheidung getroffen hat, den Schnellen 
Brüter, der praktisch unerschöpfliche Energiereser-
ven erschließen kann, einzuführen. 

(Unruhe) 
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Vizepräsident Westphal: Augenblick, Herr Mini-
ster, ich möchte Ihnen gern ein bißchen mehr Ruhe 
und Aufmerksamkeit verschaffen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, es ist jedem hier im Saal bekannt, wie 
schwierig es ist, in der Phase kurz vor einer na-
mentlichen Abstimmung zu reden. Ich finde, es ge-
hört eigentlich zu unseren normalen Verhaltens-
weisen, einem Redner aufmerksam zuzuhören. 

(Unruhe) 

Ich bitte, die Plätze einzunehmen. Das gilt nach 
allen Seiten. 

(Beifall — Unruhe) 

— Warten Sie bitte noch einen Moment, Herr Mini-
ster. — Da es eine Reihe von Kollegen gibt, die 
offensichtlich nicht einmal ihrem Präsidenten zu-
hören, wenn er sie bittet, sich endlich zu setzen, 
damit hier die Debatte zu Ende geführt werden 
kann, 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Ordnungsruf!) 

muß ich noch einmal sehr ausführlich darum bitten, 
diesem Rat zu folgen. 

(Unruhe) 

Das gilt auch für die Kollegen am Ende des Saa-
les. 

(Beifall — Zuruf von den GRÜNEN: 
SPDler! — Lenzer [CDU/CSU]: Die machen 
eine Fraktionssitzung, Herr Präsident!) 

Das gilt nach allen Seiten. Ich bitte Platz zu neh-
men. 

So, bitte schön, fahren Sie in Ihrer Rede fort, 
Herr Minister. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Ich bedanke mich, Herr Präsi-
dent. 

Die Fraktion der GRÜNEN geht in ihren Anträ-
gen selbst davon aus, daß seinerzeit die Entschei-
dung der Bundesregierung begründet war, den 
Schnellen Brüter als ein Demonstrationsprojekt 
durchzuführen. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Quatsch!) 

Sie war es aus den Gründen, die Sie angeben. Der 
Schnelle Brüter ist — Kollege Beckmann und Kol-
lege Seesing haben dies ausgeführt — als langfri-
stige Vorsorge für eine Technologie begründet, die 
unerschöpfliche Energien erschließen kann. Das ist 
eine wesentliche Verantwortung des Staates. 

Nun wird darüber gesprochen, was nach dem Ok-
tober 1982 war. Ich kann nur darauf hinweisen, daß 
wir im Oktober 1982 das Projekt mit veranschlagten 
Kosten von 6,5 Milliarden DM vorgefunden haben. 
Der heutige Kostenanschlag nach zweieinhalb Jah-
ren ist unverändert 6,5 Milliarden DM. Das heißt, 
wir haben in einer geordneten Weise ein Projekt 
gefahren. 

Der Bundesrechnungshof, wenn er dies gemäß 
dem Antrag zu prüfen hätte, könnte nur bestätigen, 
daß hier in einer schwierigen Lage eine optimale 

Lösung gefunden worden ist, die staatliche Mittel 
aufs äußerste schont, die die Industrie in die Ver-
antwortung miteinbezieht, die einen verantwortli-
chen Umgang mit öffentlichen Mitteln bedeutet und 
die einzige Voraussetzung ist, daß etwas vernünftig, 
in Übereinstimmung mit Recht und Gesetz, voran

-

geführt werden kann. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte drittens auf den Antrag Drucksache 
10/3200, der einen Abbruch des ganzen Projekts 
verlangt, eingehen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Eine lasse ich gerne zu. Aber dann 
möchte ich im Zusammenhang fortfahren. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Minister, kön-
nen Sie bestätigen, daß die Industrie an 85 % nicht 
beteiligt ist, d. h. Eigenvolumen zur Finanzierung 
nur in Höhe von 15 % aufbringen muß? 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Herr Kollege, ich kann Ihnen sa-
gen, was ist. Ich habe das Projekt mit einem offenen 
Betrag von 2,7 Milliarden DM vorgefunden. Alles 
andere war ausgegeben. An diesen 2,7 Milliarden 
DM hat sich die Industrie zu 56 % beteiligt, zu weit 
über der Hälfte. Die Industrie trägt von den letzten 
200 Millionen DM — und das ist im wesentlichen 
das, was noch offensteht — 100 %. Wenn Sie jetzt 
abbrechen, schonen Sie nicht das Geld des Staates. 
Sie machen sich regreßpflichtig gegenüber der In-
dustrie, nichts anderes. Der Staat hätte an die Indu-
strie zu zahlen. So ist die Lage, von der wir auszuge-
hen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich darf hier in wenigen Punkten auf die Begrün-
dungen, auf den Inhalt der Argumente eingehen, 
die Sie hier vorgetragen haben. 
Erstens. Sie sprechen von energiepolitischen Ar-

gumenten. Hier ist die Position der Bundesregie-
rung — und das ist immer ihre Position gewesen —: 
Nicht die Bundesregierung schreibt vor, welche 
Techniken für welche Zwecke einzusetzen sind. Die 
Industrie schreibt innerhalb der hoheitlichen Rah-
mensetzung des Staates für Umwelt und Sicherheit 
vor, welche Technik gebraucht wird. Insofern ist 
dieses Engagement der Industrie, das ich beschrie-
ben habe, eine verantwortliche Entscheidung derer, 
die für die Energieversorgung die Verantwortung 
tragen, nicht eine Entscheidung, die der Staat zu 
treffen gehabt hätte. Insofern können die Argu-
mente zur Energieversorgung nicht ziehen. Wir le-
ben in einer Marktwirtschaft, und wir vertrauen auf 
die Verantwortlichkeit der Unternehmer — das ist 
die Arbeitsteilung —, und wir haben vom Staat her 
die Rahmenbedingungen zu setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Bundesminister Dr. Riesenhuber 
Der zweite Punkt. Es wird über die forschungspo-

litische Sinnfälligkeit des Projekts gesprochen. Ich 
kann nur darauf hinweisen, daß dadurch, daß wir 
dieses Projekt jetzt in einer geordneten Weise wei-
terführen und zu Ende bringen, garantiert ist, daß 
wir die Zusammenarbeit mit allen brüterbauenden 
Nationen, d. h. den Zugang zum fortgeschrittensten 
Wissen, das es auf der Welt gibt, erhalten. Die Zu-
sammenarbeit mit Frankreich ist gefestigt. Die Zu-
sammenarbeit mit Italien, Belgien und den Nieder-
landen steht. Großbritannien hat sich uns angefügt. 
Wir haben damit bei einer Technik den Zugang zur 
weltweiten Technik, und dies ist die Voraussetzung 
für ein verantwortliches Forschungsprojekt. Und so 
haben wir es angelegt. 

Drittens. Sie sprechen über die Risiken. Es gibt 
kein Projekt, das mit solcher Sorgsamkeit und Ver-
antwortlichkeit vom Deutschen Bundestag durchge-
arbeitet worden ist. Das Ergebnis der Bewertung 
der Risiken durch die Kernenergie-Enquête-Kom-
mission ist von Abgeordneten aller Parteien dieses 
Hauses getragen. Es ist von einer großen Mehrheit 
der ganzen Kommission getragen. Es bestätigt die 
sicherheitstechnische Verantwortbarkeit und die 
Genehmigungsfähigkeit dieses Projekts. Dahinter 
steht dieses Hohe Haus mit den Abgeordneten aus 
allen Fraktionen, die damals hier mit entschieden 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Viertens. Sie sprechen von den friedenspoliti-
schen Aspekten. Ich bringe es auf den Grundsatz 
und gehe nicht in die Einzelheiten. Der Grundsatz 
ist die Entscheidung der Bundesregierung, die seit 
vielen Jahren unverändert besteht: Wir verzichten 
auf Kernwaffen. Wir sind auf die friedliche Nut-
zung der Kernenergie festgelegt. Das ist die Grund-
lage unserer Politik, und das ist entscheidender als 
jede Abstellung auf irgendwelche Techniken. Die 
Verläßlichkeit der Entscheidungen der Bundesre-
gierung über alle Regierungen hinweg ist uneinge-
schränkt und die Grundlage der Entscheidungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Schließlich: Es wird hier davon gesprochen, dies 
sei ein Faß ohne Boden. Ich kann nur auf eines hin-
weisen: Kein Projekt ist fertig, bevor nicht die letzte 
Mark bezahlt ist. Aber ich gehe fest davon aus, daß 
das Land Nordrhein-Westfalen als Genehmigungs-
behörde das Verfahren nach Recht und Gesetz ge-
ordnet zu Ende führt, daß das, was genehmigungs-
fähig ist, genehmigt werden wird und sich all das, 
was wir über die Genehmigungsfähigkeit bis jetzt 
wissen, bestätigt. Dann werden wir etwas haben, 
hinter dem die schärfsten Genehmigungsbedingun -
gen stehen, die auf der Welt für Kerntechnik exi-
stieren. Dies scheint mir ebenfalls wieder eine Vor-
aussetzung dafür zu sein, daß ein Projekt verant-
wortlich zu Ende gebracht werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kollegen, es wird darauf hingewiesen, daß sich der 
Staat verpflichtet hätte, die Folgereaktoren zu be-
zahlen, was mit unabsehbaren Kosten verbunden 
sei. Ich weise darauf hin, daß ich zu Beginn dieser 

Legislaturperiode erklärt habe, daß die Folgereak-
toren Sache der Industrie sind. Wir haben hoheitli-
che Aufgaben bei der Sicherheit, der Entsorgung 
und der entsprechenden Forschung, und wir wer-
den hier durchaus eine begleitende Forschung anle-
gen. Aber die Verantwortung für die Technik liegt 
bei der Industrie. Sie übernimmt sie, und sie organi-
siert das Projekt SNR 2 — nicht auf Kosten des 
Staates, sondern auf Kosten der Industrie; das ist 
die Grundlage. 

Auf dieser Grundlage — bei einer Teilung der 
Verantwortung zwischen Staat und Industrie, bei 
verläßlichen Rahmenbedingungen — wird das Pro-
jekt zu Ende gebracht. Der Staat hat die Aufgabe, 
Rahmenbedingungen zu setzen, und diese Rahmen-
bedingungen müssen verläßlich sein, der Staat muß 
verläßlich bleiben. Wir werden hier seitens des 
Staates die Voraussetzungen für verläßliche Arbei-
ten schaffen. Wir vertrauen darauf, daß dann die 
Industrie und die Technik die Aufgaben in ihrer 
Verantwortung erledigen. So bekommen wir eine 
erfolgreiche Wirtschaft, eine erfolgreiche Technik, 
die die Zukunft begründen kann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Meine Damen und Herren, da das mit den Ab-
stimmungen ein bißchen schwierig wird, bitte ich 
um volle Aufmerksamkeit. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Entschlie-
ßungsanträge der Fraktion DIE GRÜNEN. 

Ich rufe zuerst den Entschließungsantrag auf 
Drucksache 10/3201 auf, zu dem keine Anträge auf 
eine besondere Form der Abstimmung gestellt sind. 
Wer diesem Entschließungsantrag seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Wer stimmt dagegen? — Gibt es Stimmenthal-
tungen? — Dann ist dieser Entschließungsantrag 
mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, zu dem Antrag Druck-
sache 10/3200 liegt eine Wortmeldung des Abgeord-
neten Schäfer (Offenburg) vor, der nach § 31 unse-
rer Geschäftsordnung eine Erklärung zur Abstim-
mung abgeben möchte. Bitte schön. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen! Meine Herren! Meine Frak-
tion beantragt getrennte Abstimmung über den An-
trag auf Drucksache 10/3200 

(Gerstein [CDU/CSU]: Muß das sein?) 
zu Ziffer 1 und Ziffer 2. 

Zu Ziffer 1 ist unsere Position durch unseren 
Sprecher, Josef Vosen, deutlich gemacht worden. 
Wir sehen keinen Anlaß, an einer sachgerechten, 
rechtsstaatlich einwandfreien Entscheidung der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen hier im Bun-
destag auch nur die geringsten Zweifel anzumelden. 
Deswegen lehnen wir diesen Antrag ab. 

(Beifall bei der SPD) 
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Schäfer (Offenburg) 
Zu Ziffer 2, meine Damen und Herren — und nun 

wende ich mich direkt an die Kolleginnen und Kol-
legen von der Fraktion DIE GRÜNEN —: Selbst 
wenn man Verständnis, ja nachgerade Sympathie 
für Ihr Anliegen hat, 

(Gerstein [CDU/CSU]: Typisch Schäfer! Sie 
ist doch zweigeteilt, die SPD! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

muß man in dieser Frage, meine Damen und Her-
ren, festhalten, daß Ihr Antrag derart unpräzis, um 
nicht zu sagen: schlampig formuliert ist, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ausrede! — Wei-
tere Zurufe von den GRÜNEN) 

daß wir diesem Antrag in dieser Form nicht zustim-
men können. 

Unsere Position ist eindeutig: Die Sozialdemokra-
ten haben auf Ihrem Bundesparteitag ihr Nein zur 
Wiederaufarbeitung und ihr Nein zu einer mögli-
chen kommerziellen Nutzung eines Folgeprojektes 
SNR 300 beschlossen. Deswegen können wir diesem 
Antrag nicht zustimmen. Da er schlampig formu-
liert ist, 

(Lachen und Widerspruch bei den GRÜ-
NEN — Zurufe von der CDU/CSU) 

da er Ihre Position nicht klar deutlich macht, wer-
den wir uns bei der Abstimmung über diesen An-
trag der Stimme enthalten. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Da nickt der Vogel 
noch! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU: 

Aha!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren! Nun liegt sowohl seitens der Fraktion DIE 
GRÜNEN als auch seitens der SPD-Fraktion der 
Wunsch nach getrennter Abstimmung als Antrag 
vor. Das betrifft die Nr. 1 und 2 des Entschließungs-
antrags auf Drucksache 10/3200. Dies ist von beiden 
Fraktionen beantragt. 

Es wird darüber hinaus gemäß § 52 unserer Ge-
schäftsordnung seitens der Fraktion DIE GRÜNEN 
eine namentliche Abstimmung über die Nr. 2 des 
Entschließungsantrags verlangt. 

Ich rufe zunächst die Nr. 1 des Entschließungsan-
trags auf. Wer ihr zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Stimmenthaltungen? — 

(Dr.  Müller [Bremen] [GRÜNE]: Die große 
Koalition!) 

Die Nr. 1 ist mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Wer nun der Nr. 2 in namentlicher Abstimmung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, die Abstim-
mungskarte mit „Ja", wer dagegen stimmen oder 
sich der Stimme enthalten will, den bitte ich, die 
entsprechende Abstimmungskarte in eine der hier 
vorn aufgestellten Urnen zu legen. Ich eröffne die 
Abstimmung. — 

Meine Damen und Herren, ich gehe davon aus, 
daß kein Abgeordneter mehr anwesend ist, der 
seine Stimme abzugeben wünscht. — Ich schließe 
deshalb die Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. 

Meine Damen und Herren! Ich nehme an, Sie 
sind damit einverstanden, daß während der Auszäh-
lung der nächste Tagesordnungspunkt aufgerufen 
wird. — Ich stelle Zustimmung fest. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN Versorgung krebskranker Kinder in 
der Bundesrepublik Deutschland 
— Drucksachen 10/1762, 10/2824 — 

Auf Drucksache 10/3193 liegt hierzu ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache ein Beitrag bis zu 10 Minuten für 
jede Fraktion vereinbart worden. Ich sehe dazu kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Bevor ich die Aussprache eröffne, bitte ich herz-
lich darum, daß die Kollegen, die als Zuhörer oder 
als Redner an der Aussprache teilnehmen wollen, 
Ihre Plätze einnehmen. — Auch die Kollegen in der 
Mitte sind gebeten, ihre Plätze einzunehmen. — 
Herr  Kollege Echternach, man kann nicht nur spät 
zur Abstimmung kommen, man darf sich dann auch 
schnell setzen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Kelly. 

Frau Kelly (GRÜNE): Liebe Eltern krebskranker 
Kinder! Liebe Kinderkrebsärzte! Liebe Freunde 
und Freundinnen! Ich bin sehr froh, daß heute 
abend das langersehnte Thema „Versorgung krebs-
kranker Kinder in der Bundesrepublik" hier disku-
tiert werden kann 

(Unruhe) 

— ich möchte auch um Ruhe bitten —, und dies, 
während zahlreiche engagierte Eltern und auch 
Kinderkrebsärzte heute unter uns sind. Ich glaube, 
wenn sie die Zwischenrufe von Ihnen hören, wer-
den die Ärzte und die Eltern, die mit uns diese 
Debatte anhören, nicht sehr beeindruckt sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich sage allen ein herzliches Willkommen verbun-
den mit der Hoffnung, daß Sie heute abend bezeu-
gen können, daß ein so notwendiger Entschlie-
ßungsantrag von allen Parteien unterstützt wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lesen Sie mal 
ein bißchen schneller ab!) 

Wir sind schon einen langen Weg gemeinsam ge-
gangen. Ich denke dabei an den Antrag zum Thema 
„Kinderplanet", ein Modell zur psychosozialen Ver-
sorgung krebs- und chronischkranker Kinder, den 
wir in den 70er Jahren mehrmals nach dem Tode 
meiner Schwester auf Bundes- und Länderebene 
vorgelegt hatten. Ich denke dabei auch an eine Po-
diumsdiskussion im Oktober 1984, an der unter an-
derem Frau Dr. Kübler-Ross und Vertreter des Bun-
des und der Länder Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen teilgenommen hatten. Diese öffent-
liche Diskussion damals war ein Wendepunkt und 
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Frau Kelly 
brachte Abhilfe für einige Kinderkliniken in Nord-
rhein-Westfalen. 

Rechtzeitig zum Jahresbeginn kam eine gute Bot-
schaft über den nordrhein-westfälischen Minister 
für Wissenschaft und Forschung, der verkünden 
ließ, für die überlasteten Kinderkrebsabteilungen 
sei Personal in Aussicht. Die Ortskrankenkassen 
waren dann auch grundsätzlich bereit, für solche 
Einrichtungen einen Sonderpflegesatz zu zahlen. 
Damit soll nun mehr Personal finanziert werden. 

Doch in anderen Bundesländern wird weiterhin 
um diese Personalstellen gefeilscht. An den meisten 
Kinderkrebsabteilungen ist der Personalmangel 
weiterhin unvertretbar groß. 

Wir begrüßen — wie ich soeben durch die Bemer-
kungen und durch die Erklärung von Frau Kar-
watzki erfahren habe —, daß unter dem zunehmen-
den Druck von unten, von seiten der Eltern und der 
Ärzte, nun offenbar die Bundesregierung bereit ist, 
das Modellprogramm quantitativ und zeitlich von 
10 auf 20 Kinderkliniken zu erweitern. Das ist ei-
gentlich schon ein Erfolg für meinen Antrag, Frau 
Karwatzki. Ich möchte mich für diesen ersten 
Schritt bedanken. Doch reicht diese Bereitschaft 
noch lange nicht aus, um die von uns für erforder-
lich gehaltenen Verbesserungen in anderen Berei-
chen der Versorgung krebskranker Kinder entbehr-
lich zu machen. 

Wir fordern die Bundesregierung deshalb auf, 
nicht auf halbem Wege stehen zu bleiben, sondern 
auch die anderen Maßnahmen unseres Antrags, die 
Punkte 2 bis 10, zu unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es gibt weiterhin einen Notstand auf dem Gebiet 
der psychosozialen Betreuung, weil Ministerien auf 
Landes- und auf Bundesebene seit vielen Jahren 
einige Fakten schlicht übersehen oder ignoriert ha-
ben. Vor 20 Jahren war Kinderkrebs kaum heilbar. 
Fast alle Fälle verliefen tödlich. Doch konnten die 
Heilungschancen z. B. bei Kindern mit Leukämien 
seit den 70er Jahren verbessert werden. Über 60% 
können auf Dauer geheilt werden. Doch die aggres-
siven Behandlungsmaßnahmen wie Chemotherapie 
und Bestrahlung beeinträchtigen die Kinder über 
Monate und sind mit schwersten Risiken verbun-
den. Bei einem Besuch auf der Kinderkrebsstation 
in Mainz erklärte uns ein Onkologe diesen Diens-
tag: Zeitweise hat der kleine Körper der Kinder 
keine Abwehrkräfte mehr. Schwestern müssen mit 
der Stoppuhr neben dem Bett stehen, damit wir 
rechtzeitig ein Gegenmittel geben, weil die Mengen 
der Zellgifte so massiv sind. Dafür brauchen wir 
geschultes psychosoziales Personal. Das ist Inten-
sivmedizin. 

Zu diesen Behandlungsmethoden paßt der veral-
tete Personalschlüssel von 1969 schon längst nicht 
mehr. Man muß hinzufügen, daß viele Kinderkrebs-
stationen im Verband mit Universitätskliniken exi-
stieren und dadurch in den Zuständigkeitsbereich 
der Kultusministerien der Länder fallen, und diese 
haben bekanntlich fast kein Geld. Es fängt dann die 
Misere des Kompetenzgerangels an. In einer Not-
lage schieben sich Bund und Länder weiterhin den 

Schwarzen Peter auf Kosten dieser Kinder und auf 
Kosten der ständig überforderten Familien, der 
Ärzte und des Pflegepersonals zu. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Uner

-

hört!) 

Ich will mich aber nicht auf diese Universitäts-
kinderkliniken allein beschränken. Ich spreche 
auch über die städtischen Kinderkliniken, die eine 
Menge gute Arbeit leisten und die sich diesen For-
derungen angeschlossen haben. Viele Kinderkrebs-
ärzte haben uns in den letzten Monaten geschrie-
ben, daß ein Zusammenbruch der Krankenversor-
gung bislang dadurch verhindert wurde, daß einige 
befristete Fremdmittelstellen zur Verfügung stehen 
und daß die Eltern dieser Kinder in einem Ausmaß 
in die Betreuung mit eingeschaltet werden, das we-
der ärztlich noch juristisch verantwortbar ist. Der 
Ärzte- und Personalmangel ist so eklatant, daß ein-
zelne Gruppen mittlerweile dazu übergegangen 
sind, diese Planstellen selber zu finanzieren. Wenn 
es heute heißt, daß wir zehn Kinderkliniken dazu-
bekommen — vielleicht für ein weiteres Jahr; Frau 
Karwatzki, Sie haben in Ihrer Erklärung nichts 
vom zeitlichen Rahmen gesagt —, so fordere ich Sie 
auf, für alle 25 Kinderkliniken weiterhin Stellen für 
psychosoziale Betreuung bereitzustellen. Die Hin-
weise auf die 26 Millionen DM, die der Bund für die 
Krebsbekämpfung ausgibt, sind kein Trost. Die 
Hinweise, daß die Deutsche Krebshilfe im Jahre 
1983 knapp 40 Millionen DM Einnahmen hatte, 
doch nur eine Million DM für Kinderkliniken aus-
gegeben hat, sind auch kein Trost. Es kann kein 
Trost sein, daß in einem angeblich kinderfreundli-
chen Land die Bundesregierung das Engagement 
und die Selbsthilfe der Eltern begrüßt. In anderen 
Bereichen ist der Bundesregierung diese Selbsthil-
fe, diese Selbstbestimmung der Eltern und Bürger 
eigentlich nicht ganz geheuer, ganz unheimlich. 
Aber dann, wenn Eltern Stellen bezahlen, ist die 
Selbstbestimmung, die Selbsthilfe der Eltern in 
Ordnung. Das ist ein bißchen zynisch. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Elterngruppen haben ihr politisches Gewicht 
sehr stark in die Waagschale geworfen und haben 
deutlich gemacht, daß sie nicht länger zusehen wer-
den, wie ihre Kinder zu Opfern der Sparpolitik des 
Bundes und des Landes werden. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Wie ist es eigentlich zu verstehen, wenn Vertreter 
des Deutschen Bundestages von der CDU, der CSU 
und zum Teil von der FDP, ohne mit der Wimper zu 
zucken, für einen Leopard-2-Panzer 4,2 Millionen 
DM, für ein Tornado-Kampfflugzeug 87 Millionen 
DM und für das War Time Host Nations Support 
Program 600 Millionen DM ausgeben? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Werden wir es weiterhin ertragen können, wenn 
der NATO-Oberbefehlshaber Rogers das Verhältnis 
von Militär- und Sozialausgaben in den NATO-Staa-
ten von bisher 1 :7 auf 1 :3 verändert sehen möchte? 
Am Bundeshaushalt läßt es sich vorrechnen, was es 
heißt, eine Politik des Sozialabbaus, die menschen- 
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Frau Kelly 
unwürdig ist, und eine Politik der Aufrüstung zu 
betreiben. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Warum diese 
Polemik?) 

Der Bundeskanzler erklärte am 13. Oktober 1982: 
Wir müssen alle beitragen, um wieder ein kinder-
freundliches Land zu werden. — Damit kann man 
heute abend konkret anfangen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der Abg. 
Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

Vielleicht müssen die Herren von der Regierungs-
bank erst einmal vor Ort die Situation der krebs-
kranken Kinder kennenlernen. Ich würde gern 
Herrn Blüm und Herrn Geißler — und wie sie alle 
heißen — auffordern, doch um die Ecke in die Kli-
nik in der Adenauerallee zu gehen oder vielleicht 
nach Essen oder nach Mainz zu fahren, wo die 
Eltern Teile der Schwestern- und Pflegearbeit über-
nommen haben, weil es weiterhin kein psychosozia-
les Personal gibt. Auch diese weiteren Stellen, Frau 
Karwatzki, lösen dieses Problem nicht. 

Die Kinderkrebsstationen müssen die Anerken-
nung als Intensivobservationsstation bekommen, 
und das Modellprogramm muß mit psychosozialen 
Stellen erweitert werden, bis es eine endgültige 
Dauerregelung für die Länderebene gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Ein Ausgleich des Personaldefizits der Stationen 
durch Umsetzungen von Personal innerhalb dieser 
Kliniken ist absolut ausgeschlossen, da die Situa-
tion in zahlreichen anderen Abteilungen ange-
spannt ist. 

Die fehlenden psychosozialen Stellen bringen mit 
sich, daß, laut einer amerikanischen Studie, 70 
aller Familienmitglieder krebskranker Kinder 
akute Folgeprobleme haben, 75% der Geschwister 
haben Schulprobleme oder weisen Störungen auf, 
70% der Eltern haben Partnerprobleme, 75% der Fa-
milienmitglieder müssen in irgendeiner Weise psy-
chiatrische Hilfe in Anspruch nehmen. 

Eine engagierte Journalistin in diesem Bereich, 
Katharina Zimmer, schrieb vor kurzem in der 
„Zeit": 

Die erschreckende Situation auf den Stationen, 
wo Kinder unter äußersten Belastungen ums 
Überleben kämpfen, duldet keinen Aufschub, 
keine weiteren Bittgänge, keinen Hinweis auf 
Nichtzuständigkeit. 

Zum Schluß heißt es: 

Sie hat sich im Laufe der Jahre zu einer Kata-
strophe ausgewachsen, und nicht anders als bei 
irgendeiner Katastrophe ist die Bundesregie-
rung selber aufgerufen, mit einem Notpro-
gramm Soforthilfe bereitzustellen. 

Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich weiter das Wort erteile, gebe ich 
zuerst das von den Schriftführern ermittelte Ergeb-

nis der Abstimmung über die Nr. 2 des Entschlie-
ßungsantrags zu Tagesordnungspunkt 5 auf Druck-
sache 10/3200 bekannt. Das vorläufige Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung über Nr. 2 des Ent-
schließungsantrages der GRÜNEN zur Großen An-
frage „Risiken des Schnellen Nicht-Brüters in Kal-
kar" auf Drucksache 10/3200 lautet: 429 abgegebene 
Stimmen, davon keine ungültigen Stimmen. Mit Ja 
haben gestimmt 32 Abgeordnete, mit Nein haben 
gestimmt 247 Abgeordnete, 150 Abgeordnete haben 
sich der Stimme enthalten. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 427; davon 

ja: 	31 Abgeordnete 

nein: 	246 Abgeordnete 

enthalten: 149 Abgeordnete 

ungültig: 	1 

Ja 

DIE GRÜNEN 
Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Frau Hönes 
Horacek 
Frau Kelly 
Kleinert (Marburg) 
Lange 
Mann 
Dr. Müller (Bremen) 
Schily 
Schmidt 
(Hamburg-Neustadt) 

Schulte (Menden) 
Senfft 
Ströbele 
Suhr 
Tischer 
Vogel (München) 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

fraktionslos 
Bastian 

SPD 

Frau Blunck 
Catenhusen 
Conradi 
Jansen 
Klose 
Frau Simonis 

Nein 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 

Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Boroffka 
Braun 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dolata 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. George 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Götzer 
Günther 
Dr. Hackel 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
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Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Dr. Marx 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr. Olderog 
Pesch 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Probst 
Rawe 
Repnik 
Dr. Riedl (München)  

Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Schlottmann 
Schmidbauer 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stommel 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

SPD 
Dr. Haack 
Haase (Fürth) 

Nagel 
Stahl (Kempen) 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Hoffie 
Hoppe 
Kohn 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Enthalten 

SPD 
Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Bernrath 
Bindig 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Billow 
Buschfort 
Collet 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 
Egert 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Haar 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 

Hauck 
Dr. Hauff 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löffler 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Matthöfer 
Meininghaus 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nehm 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Purps 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Reimann 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Schlaga 
Schlatter 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schröder (Hannover) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stockleben 
Dr. Struck 
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Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 

Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Zander 
Zeitler 
Frau Zutt 

FDP 

Dr. Hirsch 

Ungültig 

SPD 
Kühbacher 

Nr. 2 des Entschließungsantrages ist damit mit 
Mehrheit abgelehnt worden. 

Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat die 
Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesmini-
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit, Frau 
Karwatzki. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Frau Kollegin Kelly, ich habe ganz viel Ver-
ständnis für Ihre Betroffenheit und insbesondere 
für Ihr Engagement in der Sache. Ich habe auch 
viel Verständnis für Ihren Wunsch nach Auswei-
tung des Stellenkegels, aber wir müssen dann auch 
sagen, wie dies alles finanzierbar ist. 

Mit der gleichen Betroffenheit und mit dem 
gleichen Engagement, mit der Sie sich hier für die 
krebskranken Kinder einsetzen, gibt es viele Kolle-
gen im Hause, die sich für geistig behinderte Kin-
der einsetzen, gibt es andere Kollegen, die sich wie-
der für eine andere Gruppe betroffener Eltern oder 
Kinder einsetzen. Dies alles, so meine ich, müssen 
wir miteinander insgesamt betrachten und dann 
versuchen, auch die Finanzierungsquellen mitein-
ander zu erschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Frau Kollegin Kelly, ich möchte zumindest für 
die Bundesregierung sagen, daß ich nicht weiß, wie 
Sie zu der Ansicht kommen, wir hätten Elterninitia-
tiven zynisch betrachtet. Mitnichten! Vielmehr 
möchte ich mit großer Dankbarkeit den vielen, vie-
len Eltern hier Dank sagen für das, was sie als 
selbstverständlichen Dienst für ihre Kinder, aber 
damit auch für die Gesellschaft geleistet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, Krebs bei Kindern ist 
die zweithäufigste Todesursache im Kindesalter. 
Daran hat sich seit Jahren nichts geändert, jedoch 
sind die Heilungschancen insbesondere für be-
stimmte Krebserkrankungen im Kindesalter erheb-
lich gestiegen, für manche Krebsarten bis zu 80 %. 
Die onkologische Pädiatrie der Bundesrepublik 
Deutschland nimmt damit einen internationalen 

Spitzenplatz ein. Mit den Voraussetzungen, die für 
solche Therapieerfolge notwendig sind, und mit den 
daraus zu ziehenden Konsequenzen befaßt sich die 
Große Anfrage. 

Bei ca. 1300 Neuerkrankungen pro Jahr muß eine 
Konzentration der zu behandelnden Kinder in einer 
nicht zu großen Zahl von Einrichtungen erfolgen. 
Nur so kann gewährleistet werden, daß ausrei-
chende Erfahrungen bei der sehr aggressiven und 
nebenwirkungsreichen Therapie gesammelt und 
auch eingesetzt werden. Für diese Einrichtungen 
und damit für die Kinder ist ein enger Bezug zu 
Forschung und Lehre von erheblichem Vorteil. Das 
haben gerade die im letzten Jahrzehnt erreichten 
Heilerfolge gezeigt. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
wird in diesem Jahr zehn weitere Kinderkliniken, 
die von der Arbeitsgemeinschaft Pädiatrische On-
kologie benannt wurden, in das laufende Modell-
programm aufnehmen. Die Mittel in Höhe von 
1 Million DM werden aus Umschichtungen des Bun-
deshaushalts 1985 gewonnen. Damit erhalten auch 
diese onkologisch-pädiatrischen Einheiten an Uni-
versitätskliniken eine personelle Verstärkung um 
eine bis drei Stellen. 

Folge der Behandlung an solchen hochspeziali-
sierten Abteilungen ist jedoch oft eine erhebliche 
Entfernung vom Heimatort der jungen Patienten, 
ihre Eltern eingeschlossen. 

Noch vor zehn Jahren waren für den Großteil 
krebskranker Kinder wenig aussichtsreiche Thera-
piemöglichkeiten vorhanden. Kliniken bzw. Kran-
kenhäuser konnten also auch nicht allzusehr in An-
spruch genommen werden. Heute ist eine intensive 
Behandlung mit Aussicht auf Erfolg und Heilung 
vielfach möglich mit der Folge einer längeren Ver-
weildauer und gegebenenfalls auch häufiger statio-
närer Behandlung unter personalintensiver Pflege. 
Hinzu kommt die psychische Belastung der schwer-
kranken Kinder und ihrer Eltern, die nicht so ohne 
weiteres aufgefangen werden kann. Dies bedeutet: 
Die enorm gestiegenen Heilungschancen und Ober-
lebenszeiten krebskranker Kinder haben die Be-
handlungseinrichtungen vor erhebliche Probleme 
gestellt, die gelöst werden müssen, sollen die Er-
folge nicht wieder in Frage gestellt werden. Hierzu 
gehört auch die Frage der Ausbildung von onkolo-
gischen Fachkrankenschwestern, die im Rahmen 
des Gesamtprogramms der Krebsbekämpfung auf-
gegriffen wurde und sich noch in der Beratung be-
findet. 

Die Bundesregierung unterstützt die Erforschung 
von neuen Therapiemaßnahmen in der pädiatri-
schen Onkologie großzügig durch Förderung einer 
ganzen Anzahl von Studien, die meist überregional 
angelegt sind. 

Meine Damen und Herren, dies darf jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß die Aktivitäten des 
Bundes auf Modellmaßnahmen beschränkt sind, 
die nach einer begrenzten Zeitdauer ablaufen. Das 
Hauptproblem, die im Rahmen des Modellpro-
gramms zusätzlich geschaffenen Stellen in die Re-
gelfinanzierung einzubeziehen, versucht die Bun- 
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desregierung einerseits dadurch einer Lösung 
näherzubringen, daß Gespräche mit den Kranken-
kassen sowohl auf Bundes- als auch in einzelnen 
Bundesländern auf Landesebene aufgenommen 
wurden. Eine generelle Zusage, das Programm fort-
zusetzen, bis andere Kostenträger gefunden wer-
den, würde nicht nur dem Wesen von Modellpro-
grammen widersprechen, sondern auch eine Dauer-
lösung gegebenenfalls auf unabsehbare Zeit hin-
ausschieben. Hierbei haben die Kassen, insbeson-
dere in Nordrhein-Westfalen — dies haben Sie, 
Frau Kollegin Kelly, schon ausgeführt —, die Be-
reitschaft erkennen lassen, den erhöhten Personal-
bedarf bei der Behandlung krebskranker Kinder in 
gewissem Maße anzuerkennen. Andererseits hat 
die Bundesregierung im Referentenentwurf zur Än-
derung der Bundespflegesatzverordnung die Bil-
dung eines besonderen Pflegesatzes für die Be-
handlung von Kindern mit Krebserkrankungen 
vorgeschlagen. 

Wir alle, die Bundesregierung, die Länder, die So-
zialversicherungsträger und alle anderen, die einen 
Beitrag leisten können, haben uns zu einem Ge-
samtprogramm zur Krebsbekämpfung zusammen-
gefunden und bemühen uns, hier Verbesserungen 
zu erreichen. Wir denken dabei an die krebskran-
ken Kinder — jährlich 1300 Neuerkrankungen —, 
wir denken aber auch an die insgesamt ca. 250 000 
neuen Krebsfälle pro Jahr. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Von einer mathematischen Mittelaufteilung auf 
Kinder und Erwachsene, von der die Fraktion DIE 
GRÜNEN sprach, kann bei derzeit zehn und dem-
nächst 20 geförderten pädiatrisch-onkologischen 
Einrichtungen für krebskranke Kinder überhaupt 
keine Rede sein. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gilges. 

Gilges (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Zu der Großen Anfrage und 
der Antwort der Bundesregierung sowie zum Ent-
schließungsantrag der GRÜNEN mache ich für die 
SPD-Fraktion sechs Bemerkungen: 

Erstens. Es war bisher Tradition im Deutschen 
Bundestag, daß das Thema Krebs, Krebsbekämp-
fung und -behandlung nicht zum Gegenstand par-
teipolitischer Auseinandersetzungen werden soll 
oder gemacht wird. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Ge

-

nau das machen Sie jetzt aber!) 

— Nein. 

Ich sage das ausdrücklich. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich bin etwas traurig, 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Dann grin
-

sen Sie bitte nicht dabei!) 

daß Redner hier an das Pult gehen und daraus par-
teipolitisches Kapital schlagen wollen. Die Sache ist 
zu ernst; sie ist zu wichtig. Wer das Leid, die seeli-
sche und körperliche Not, die vielfach mit dieser 
Krankheit verbunden sind, kennt, der weiß, daß 
dies auch nicht angemessen wäre. 

(Vorsitz : Vizepräsident Cronenberg) 

Wer die Verantwortlichkeiten kennt, die Bund, 
Länder, Gemeinden und freien Verbänden gemein-
sam sind, der weiß, daß wir zum Nutzen der Patien-
ten auch nur gemeinsam etwas bewegen können. 
Dabei ist parteipolitische Auseinandersetzung nur 
schädlich. Wir sollten daher dieser Versuchung 
nicht erliegen. 

(Zustimmung bei der SPD, der CDU/CSU 
und der FDP — Dr. Müller [Bremen] 

[GRÜNE]: Aber es geht um Geld!) 

Zweitens. Im Hause herrscht zwischen allen 
Fraktionen Einigkeit, daß die Versorgung krebs-
kranker Kinder verbesserungswürdig und verbes-
serungsbedürftig ist. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Wir freuen 
uns über die Zustimmung Ihrer Fraktion!) 

Auch die Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage der Fraktion der GRÜNEN hierzu 
räumt dies ein. Die gemeinsame Sicht der Dinge 
läßt also nur noch die Prüfung der Frage zu: Auf 
welchem Weg erreichen wir die notwendigen Ver-
besserungen? 

Drittens. Die Fraktion der GRÜNEN hat in dem 
uns vorliegenden Entschließungsantrag eine Reihe 
von Vorschlägen unterbreitet, die wir inhaltlich mit-
tragen. Wir werden dies in der Abstimmung durch 
unsere Zustimmung zum Entschließungsantrag 
deutlich machen. Wir werden auch in der namentli-
chen Abstimmung über den Punkt 2 mit Ja stim-
men. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von den 
GRÜNEN: Sehr schön!) 

Viertens. In einem Sachpunkt muß ich für die 
SPD-Fraktion jedoch Vorbehalte zum Entschlie-
ßungsantrag anmelden. In Punkt 6 wird eine Fach-
krankenschwester für die pädiatrische Onkologie 
gefordert. Das heißt auf deutsch: für die Kinder-
krebsheilkunde. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wol-
len wir Sozialdemokraten uns noch kein abschlie-
ßendes Urteil über diese Forderung bilden. Das, was 
wie eine Detailfrage aussieht, ist eine Frage mit 
grundsätzlicher Bedeutung. Wollen wir wie im ärzt-
lichen Bereich nun auch im Bereich Medizinalfach-
berufe, hier also der Krankenpflegeberufe, eine 
Aufsplitterung nach Fachgebieten? 

Bisher war das Haus einheitlich der Meinung, 
daß dies nicht erstrebenswert sei. Sie alle wissen, 
daß uns anläßlich der eben abgeschlossenen Bera-
tung zur Neuordnung der Krankenpflegeausbil-
dung ähnliche Forderungen für den Bereich der 
Psychiatrie oder auch der Intensivmedizin — um 
nur zwei Bereiche zu nennen — vorgetragen wur-
den. Wir haben uns dazu bisher nicht entschließen 
können, und zwar einheitlich alle Fraktionen in die-
sem Hause. 
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Gilges 
Bevor wir uns nun in einem Einzelproblem an-

ders entscheiden, sollten wir gemeinsam noch ein-
mal die grundsätzliche Frage prüfen. Ich denke, 
dazu besteht im weiteren Verlauf unserer gesund-
heitspolitischen Arbeit hier im Hause ausreichend 
Möglichkeit. 
Fünfte Bemerkung: Wichtig für eine durchgrei-

fende Verbesserung ist nicht nur die schnelle, son-
dern auch die dauerhafte Abhilfe in der bisher un-
zureichenden Situation. Die schnelle Abhilfe ist 
durch den Weg von Modellmaßnahmen — mögen es 
zehn oder zwanzig sein — eingeleitet und möglich. 
Eine dauerhafte Abhilfe bringen diese Modellmaß-
nahmen allerdings nicht. Modellprogramme, auch 
wenn sie verlängert werden, laufen zu einem be-
stimmten Zeitpunkt aus. Es stellt sich die Frage der 
dauerhaften Absicherung für diese Modelle. Nur 
wenn dies gelingt, ist eine wirkliche Verbesserung 
erreichbar. 
Es ist daher bereits zum jetzigen Zeitpunkt unser 

aller Aufgabe, die für die Krankenversorgung ver-
antwortlichen Bundesländer dazu zu bewegen, zwi-
schen Krankenkassen und Krankenhäusern Ab-
kommen zustande zu bringen, die besondere Pflege-
sätze für Stationen für krebskranke Kinder einräu-
men. Nur Sonderpflegesätze oder Pflegesatzzu-
schläge auf allgemeine Pflegesätze machen es mög-
lich, daß die erforderliche personelle und materielle 
Verbesserung der Ausstattung von Krankenhaus-
stationen für krebskranke Kinder gesichert wird. 

Sechstens. In diesem Zusammenhang wird viel-
fach angemerkt, warum sich die Sonderregelung 
für Krebspatienten nur auf den Bereich der Kin-
derheilkunde beziehen soll. Wir halten dies für er-
forderlich, weil a) die Kinder in dieser Zeit einer 
besonderen psychologischen und psychosozialen 
Betreuung bedürfen, b) die Heilchancen für krebs-
kranke Kinder in der Regel bedeutend höher liegen 
als bei krebskranken Erwachsenen. Dies macht 
nicht nur die intensivere und damit teurere For-
schung möglich und notwendig, dies macht auch 
eine Krebskrankheit bei Kindern therapierbar, die 
bei Erwachsenen in dieser Form nicht mehr thera-
pierbar ist, c) intensive Protokollierung und Doku-
mentierung der Krebstherapie und der Therapieer-
folge erforderlich sind, nicht zuletzt deshalb, weil 
gesundheitliche Langzeitfolgen, die auch aus der 
Krebstherapie selbst entstehen können, eindeutig 
aufgeklärt werden müssen. Als Beispiel erinnere 
ich an die schwierigen Fragen, ob eine Chemo-The-
rapie mit krebshemmenden Medikamenten nicht 
langzeitig selbst krebsauslösend wirkt. 

Diesen sechs Bemerkungen möchte ich eine 
Schlußbemerkung anfügen. Ich möchte insbeson-
dere dem Land Nordrhein-Westfalen für seine Be-
mühungen auf dem Gebiet der Bekämpfung von 
Kinderkrebs herzlich danken, so wie das auch 
schon die Parlamentarische Staatssekretärin und 
Frau Kelly getan haben. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Werner. 

Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir befassen uns heute mit 
einem Teilbereich der Krebsversorgung, nämlich 
mit der pädiatrischen Onkologie. Diese Fragen der 
medizinischen Versorgung und Behandlung sind 
zunächst in der Zuständigkeit der Länder zu sehen, 
die auch in dem Bereich der Krebsbekämpfung ei-
gene Aktionsprogramme durchführen, um aufs eng-
ste die Zusammenarbeit aller mit der Onkologie be-
faßten Einrichtungen zu gewährleisten. 

Der Bund kann stets nur ergänzend über be-
stimmte Modellvorhaben mitwirken und unter Zu-
stimmung der Länder koordinierend handeln. In 21 
Abteilungen für Kinderheilkunde werden krebs-
kranke Kinder zur Zeit ambulant und stationär be-
handelt. Der Bund unterstützt elf pädiatrisch-onko-
logische Abteilungen und fördert darüber hinaus 
über den Bereich der Strahlentherapie weitere 
zehn Kliniken. Seit 1985 beteiligt er sich auch an 
der Förderung des Dokumentationszentrums in 
Mainz. 

Zwischen Bund, Ländern und Fachgesellschaften 
— das sind die Deutsche Krebshilfe, die Gesell-
schaft für pädiatrische Onkologie und die Gesell-
schaft für Kinderheilkunde — findet ein ständiger 
Fachdialog in den jeweiligen Arbeitsgruppen statt. 

Ausdrücklich möchte auch ich allen Mitarbeitern, 
allen Ärzten und Pflegepersonen in den Kranken-
anstalten für ihre aufopferungsvolle Arbeit für die 
Kinder danken, denn diese Arbeit geschieht oftmals 
unter schwierigen Verhältnissen, zumal Behand-
lung und auch Heilung bei Kindern in besonderem 
Maße komplex und recht langwierig verlaufen. 

Daß dennoch auf Grund der intensiven For-
schungsvorhaben der vergangenen Jahre die Hei-
lungserfolge bei frühzeitigem Therapiebeginn auf 
bis zu 70 % angestiegen sind, sollte man gleichfalls 
anerkennend anmerken. 

Jedes Kind hat, wenn es an Leukämie oder Krebs 
erkrankt ist, den Anspruch, die optimale Versor-
gung und Behandlung zu erhalten. Dies beinhaltet 
Behandlung durch entsprechend ausgebildete Ärzte 
in entsprechend eingerichteten medizinischen Zen-
tren und in entsprechend räumlich ausgestalteten 
Abteilungen, bei denen unter anderem insbeson-
dere die Frage der Isolation zur Abwendung von 
Infektionen berücksichtigt wird. 

Andererseits ist ein hohes Maß an Aufmerksam-
keit dem sogenannten psycho-sozialen Umfeld zu 
schenken. Gerade deswegen ist es notwendig, daß 
ausgewogene Gruppen von Ärzten, Schwestern, 
Psychologen und Sozialarbeitern in den jeweiligen 
Abteilungen verantwortungsbewußt mit den Eltern 
zusammenarbeiten. 

Vorrangig im Hinblick auf die Therapie ist also 
die personelle Ausstattung. Nur muß ich hier deut-
lich sagen, daß die Verwendung von sogenannten 
Personalschlüsseln etwas problematisch ist; denn 
man kann in diesem Bereich nicht verallgemeinern, 
da die jeweiligen Einrichtungen unterschiedlich 
strukturiert sind. 

Da gibt es selbständige Abteilungen für Pädiatri-
sche Onkologie, die über eigene Etats verfügen. Da 
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gibt es für die pädiatrische Onkologie Arbeitsgrup-
pen innerhalb der einzelnen Kliniken, die ihre Mit-
tel aus dem Gesamttopf der Klinik schöpfen müs-
sen. Da gibt es wiederum innerhalb der einzelnen 
Kinderkliniken, etwa im Rahmen der Universitä-
ten, besondere Pädiatrische Abteilungen für Onko-
logie bzw. zur Krebsbekämpfung. Überall gibt es 
spezielle Probleme, die man nicht einfach in einen 
Topf werfen darf. 

Die Bundesregierung hat deswegen mit Recht 
darauf hingewiesen, daß die immer wieder festge-
stellten Personalschlüssel in starrer Form nicht An-
wendung finden können. Sicherlich wäre es denk-
bar, einen Personalschlüssel 1:1 festzulegen. Aber 
der enorme Finanzaufwand für Pflegepersonal, Zu-
satzpersonal und Substruktur muß gleichfalls gese-
hen werden. Der Aufwand an Personal insgesamt 
ist sicherlich mit dem vergleichbar, was etwa bei 
der Intensivbehandlung und bei Intensivpflegesta-
tionen zu veranschlagen ist. Aber auch hier kann 
man nicht einfach gleichsetzen. 

Gesehen werden muß aber auch, daß eine soge-
nannte Überversorgung durch dauernden Wechsel 
von Ärzten, Pflegepersonal, Betreuungspersonal 
und Besuchern dem Heilungsprozeß gerade bei 
Kindern nicht immer förderlich ist. Gerade Kinder 
brauchen ständige Bezugspersonen, und sie brau-
chen auch die notwendige Ruhe. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, die Situation ist für 
das Kind vor allen Dingen in stationärer Behand-
lung besonders schwierig. Aber sie ist auch für das 
Kind schwierig, das ambulant behandelt wird oder 
sich in der Nachsorge befindet. Für all diese Berei-
che brauchen wir Betreuer, brauchen wir Personal, 
das sich in besonderem Maße diesen Gruppen von 
kranken Kindern zuwenden kann, und zwar, wie 
ich betone, in unterschiedlicher Weise. Im Hinblick 
auf die Kosten ist deswegen dringend zu wünschen, 
daß die Pflegesätze in Zukunft besondere Entgelte 
vorsehen; denn man sollte auch darüber nachden-
ken, eben Spieltherapeuten, Psychologen und Päd-
agogen in den Gesamtrahmen der Behandlung von 
Krebskranken einzubeziehen. Jede Privatinitiative 
ist zu begrüßen, kann aber insgesamt immer nur 
ergänzend wirken. 

Zu sehen ist vor allen Dingen, daß immer wieder 
Probleme im Bereich der Nachsorge auftreten, etwa 
wenn es sich um Kuren handelt. Bisher haben die 
Kassen, je nach ärztlich bescheinigter Dringlich-
keit, in solchen Fällen handeln können und entspre-
chend der Reichsversicherungsordnung und der 
Rentenversicherungsordnung freiwillig Leistungen 
übernommen. 

Es wurde schon gesagt, daß 1 300 Kinder pro Jahr 
behandelt werden. Diese Behandlung muß in regio-
nalen Zentren stattfinden, in denen das geeignete 
Fachpersonal zur Verfügung steht, in denen auch 
keine Verzettelung von Kräften und Finanzmitteln 
stattfindet, in denen es auch zu keiner Blockierung 
von Forschungsarbeit und Weiterentwicklung und 
damit — unter Umständen — zu Gefährdungen von 

Patienten kommen kann. Deswegen ist es richtig, 
den bestehenden Einrichtungen nur noch wenige, 
z. B. in Berlin und Hannover, anzufügen. Dort befin-
den sich auch die Fachleute, die die entsprechende 
Weiterbildung des Personals, das in der Fachausbil-
dung bereits vorbereitet wurde, durchführen kön-
nen. 

Wichtig ist, daß das Problem der Raumsituation 
gesehen wird. Dieses Problem ist besonders be-
drückend. Hier bestehen in der Tat Engpässe etwa 
im Bereich der Knochenmarktransplantation. Wir 
haben einfach zu wenige derartige Spezialabteilun-
gen. Aber, meine Damen und Herren, sehr verehrte 
Frau Kollegin Kelly, diese vorhandenen Engpässe 
dürfen nicht dazu führen, daß man das Ganze in der 
Art eines düsteren Horrorgemäldes darstellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen, meine Damen und Herren, schießen die 
GRÜNEN mit ihrem Antrag über das Ziel hinaus. 
Sie wollen den Bund praktisch in allen Einrichtun-
gen in eine finanzielle Dauerhaftung über Personal-
stellenvermehrung hineinbringen. Wenn überhaupt 
derartige Vermehrungen finanzierbar sind, dann 
sind zunächst die Länder gerufen. 

Die Novelle der Bundespflegesatzverordnung 
sieht für stationäre Behandlung in onkologischen 
Abteilungen in Zukunft Sonderpflegesätze vor. 
Schon heute — das wurde angesprochen — finan-
zieren die Versicherungsträger bei Reha-Fällen zu-
sätzliche Leistungen bei besonderem ärztlichen An-
raten. Die Versicherungsträger sind bereit, auch die 
Diskussion über die sogenannten Mischpflegesätze 
bei Kuren zu führen. Deswegen bedarf es auch da 
eines gesonderten Gesetzes nicht. 

Wir lehnen den Antrag der GRÜNEN ab, da er 
den Bund zusätzlich im Bereich der Länder ver-
pflichtet und Regelungen vorschlägt, die in der zu-
künftigen Pflegesatzverordnung bereits weitgehend 
enthalten sind. 

Unzureichend ist die Raumsituation. Ich habe 
dies gesagt und möchte es noch einmal betonen. 
Gleichwohl möchte ich aber darauf hinweisen, daß 
Vergleiche mit den Vereinigten Staaten nicht ange-
bracht sind, weil es sich jeweils um völlig unter-
schiedliche Voraussetzungen handelt. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bittet deshalb 
die Bundesregierung den eingeschlagenen Weg der 
engen Zusammenarbeit mit den Bundesländern, 
den Fachgesellschaften und den Elterninitiativen 
weiter zu beschreiten und — wie beschlossen — 
weitere Abteilungen in das laufende Programm auf-
zunehmen sowie auch in Zukunft im Rahmen der 
Krebsforschung gezielt Mittel für pädiatrische On-
kologie, für die medizinische Versorgung krebs-
kranker Kinder, zur Verfügung zu stellen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Segall. 
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Frau Dr. Segall (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Bei dem Problem der Versorgung 
krebskranker Kinder geht es im wesentlichen dar-
um, daß eine sinnvolle Behandlung relativ aufwen-
dig ist, ganz besonders in bezug auf die Personalko-
sten. Eine Station der pädiatrischen Onkologie be-
nötigt in ausreichendem Maße erfahrenes Personal. 
Zweifellos ist es auch richtig, daß der psychosozia-
len Betreuung von Kindern ein außerordentlich 
großer Stellenwert zukommt. Aber auch krebs-
kranke erwachsene Patienten durchleben schwere 
Krisen. Insofern können wir dem Entschließungs-
antrag der GRÜNEN nicht folgen, der eindeutig auf 
eine Konkurrenz bei der Verteilung von Geldmit-
teln zwischen krebskranken Kindern und krebs-
kranken Erwachenen hinausläuft. 

(Frau Dann [GRÜNE]: Schämen Sie sich!) 
Richtig ist — ich hoffe, hier stimmen mir die 

GRÜNEN zu —, daß die besondere psychische Si-
tuation aller Krebskranken mehr als bisher gewür-
digt werden muß. Hierzu ist selbstverständlich ein 
höherer Personalaufwand nötig. Trotz des Dilem-
mas, daß die Mittel für die Versorgung Krebskran-
ker noch sehr begrenzt sind — das muß man auch 
einmal sagen —, und der Probleme, die wir mit dem 
System der Finanzierung unserer Krankenhäuser 
haben, sollten wir gemeinsam nach Möglichkeiten 
suchen, die Versorgung zu verbessern. 
Ich erhoffe mir hierbei übrigens eine wesentliche 

Verbesserung durch die neue Bundespflegesatzver-
ordnung, die derzeit in Vorbereitung ist. So sollen 
zukünftig die Vertragspartner im Krankenhauswe-
sen besondere Pflegesätze für besondere Einrich-
tungen vereinbaren können, soweit sie sich aus-
schließlich oder überwiegend mit der Behandlung 
von Kindern mit Krebserkrankungen beschäftigen. 
Auch der von den GRÜNEN angesprochene Be-

reich der Transplantation von Knochenmark findet 
seine Berücksichtigung. Diese Leistungen sollen 
demnächst gesondert vergütet werden können. Da-
durch ist den Vertragspartnern die Möglichkeit ge-
geben, diesem Versorgungsbereich die Aufmerk-
samkeit zu geben, die ihm zukommt. 
Im Zusammenhang mit dem Programm der Bun-

desregierung zur Krebsbekämpfung gestatte ich 
mir den Hinweis, daß es der Initiative der Liberalen 
zu verdanken ist, daß das Programm um 25 Millio-
nen DM aufgestockt wurde. Angesichts der derzeiti-
gen Finanzlage der öffentlichen Kassen ist dies 
durchaus erwähnenswert. Die Liberalen haben die 
Notwendigkeit gesehen, daß in diesem wichtigen 
Leistungsbereich unseres Gesundheitswesens 
keine Verschlechterung der Versorgung hingenom-
men werden kann. 
Durch diese Mittelerhöhung wird es möglich sein, 

nicht nur Therapie und Nachsorge von Onkologie

-

patienten zu sichern, sondern auch zehn Einrich-
tungen zur Vorsorge krebskranker Kinder weiter 
zu fördern. Es muß allerdings auch gesehen werden, 
daß der Bund aus verfassungsrechtlichen Gründen 
nur auf einen begrenzten Zeitraum Modellvorha-
ben im Gesundheitswesen fördern darf. Es ist aber 
unbestreitbar, daß durch diese 25 Millionen DM alle 
Voraussetzungen geschaffen wurden, um nach Aus-

laufen des Programms eine nahtlose Überführung 
in andere Trägerschaften zu erreichen. Ich bin si-
cher, daß sich auch die Länder und andere Stellen 
dieses Problems annehmen werden. 

Dies gilt auch für die Krankenkassen. Vor 
kurzem haben die Ersatzkassen einen Modellver-
such mit der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
über die vertragsärztliche Behandlung von Krebs-
kranken vereinbart. Die Versorgungssituation 
krebskranker Kinder hat hierbei sicherlich auch im 
Hintergrund gestanden. 

Nach dieser Vereinbarung werden ab 1. Januar 
1985 erhöhte Honorare für besonders qualifizierte 
Ärzte gezahlt, die sich der onkologischen Versor-
gung widmen und darüber hinaus eng mit Tumor-
zentren und onkologischen Fachabteilungen an 
Krankenhäusern zusammenarbeiten. Hiervon ver-
spreche ich mir auch einen. guten Erfahrungs- und 
Meinungsaustausch im Bereich ambulanter und 
stationärer Versorgung. 

Im Bereich der RVO-Kassen werden nach mei-
nen Erfahrungen entsprechende Regelungen in den 
meisten Landesbereichen bereits auf Grund von 
Vereinbarungen zwischen den Kassenärztlichen 
Vereinigungen und Landesverbänden der Kranken-
kassen praktiziert. Eine Auswertung der Erfahrun-
gen steht noch aus. In diesem Zusammenhang zeigt 
sich übrigens einmal mehr, daß die Selbstverwal-
tungen durchaus in der Lage sind, vernünftige Re-
gelungen zu finden. 

Ein wichtiger Bereich, insbesondere für die Ver-
sorgung krebskranker Kinder, ist eine bessere 
Fortbildung der niedergelassenen Ärzte, aber auch 
der Krankenhausärzte. Ich kann die zuständigen 
ärztlichen Körperschaften nur darin bestärken, 
ihre jetzt begonnenen Bemühungen um eine Ver-
besserung des Wissensstandes der Mediziner zu 
verstärken. Mir ist bekannt, daß es in der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Niedersachsen erfolgreiche 
Bestrebungen gibt, an der Verbesserung der ambu-
lanten onkologischen Versorgung zu arbeiten. Dies 
kommt selbstverständlich auch der Betreuung 
krebskranker Kinder zugute. So ist in Niedersach-
sen Ende des vergangenen Jahres eine Arbeitsge-
meinschaft der Tumorzentren und onkologischen 
Arbeitskreise gegründet worden. Sie wird u. a. ein 
onkologisches Basiscurriculum mit Unterstützung 
der Akademie für Ärztliche Fortbildung in Nieder-
sachsen anbieten. Die Kassenärztliche Vereinigung 
unterstützt auch intensiv die Bildung und Aktivie-
rung onkologischer Arbeitskreise niedergelassener 
Ärzte. Sie hat dazu in der Vertreterversammlung 
besondere Richtlinien zur finanziellen Förderung 
solcher Schwerpunktpraxen beschlossen. Ich hoffe 
sehr und wünsche mir, daß auch andere Kassen-
ärztliche Vereinigungen diesem guten Beispiel fol-
gen. Entsprechende Anstrengungen verdienen mei-
nes Erachtens unser aller Unterstützung. 

Selbstverständlich muß in diesem Zusammen-
hang auch an die Krankenkassen appelliert wer-
den, ihren Beitrag zu einer besseren Versorgung 
Krebskranker und krebskranker Kinder zu leisten. 



9848 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. April 1985 

Frau Dr. Segall 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 

stehen bei der Diskussion um die Versorgung 
krebskranker Kinder an einem wichtigen Punkt. 
Heute werden die Weichen für die zukünftige Ver-
sorgungsstruktur gestellt. Wir müssen alle Institu-
tionen, nicht nur den Staat und damit den Steuer-
zahler, aufrufen und bewegen, ihren Beitrag zu lei-
sten. Alles andere würde zur Abdrängung dieses 
Problems führen. Genau dies darf aber nicht passie-
ren. 
Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich habe noch eine Wortmeldung vorliegen. Die 
Frau Abgeordnete Kelly hat um das Wort gemäß 
§ 31 unserer Geschäftsordnung gebeten. Frau Abge-
ordnete, ich möchte Sie darauf aufmerksam ma-
chen, daß Sie nicht einen erneuten Sachbeitrag lei-
sten, sondern nur eine Erklärung zur Abstimmung 
abgeben können. — Und ich möchte das Haus ein-
dringlich bitten, der Abgeordneten die Möglichkeit 
zu geben zu sprechen. Das heißt nicht, daß Sie nun 
unbedingt reden müßten. 
Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort. — 
Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort gemäß 

§ 28 der Geschäftsordnung, nachdem Ihr Geschäfts-
führer hier eine Ummeldung vorgenommen hat. 

Frau Kelly (GRÜNE): Ich möchte unseren Antrag 
noch einmal kurz begründen und auch richtigstel-
len, daß ich die Aussagen der Bundesregierung in 
der Beantwortung unserer Großen Anfrage deswe-
gen als ironisch bezeichnet habe, weil man das En-
gagement der Eltern, die Stellen bezahlen, begrüßt 
hat. Wenn die Bundesregierung es begrüßt, daß El-
tern Stellen bezahlen, dann finde ich das einen 
Skandal und werde es weiterhin einen Skandal 
nennen. 
Hier ist gesagt worden, wir hätten ein Horrorge-

mälde gemalt. 
(Unruhe) 

— Ich kann bei dieser Unruhe nicht sprechen. 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ersparen Sie es mir, die Sitzung unterbrechen 
zu müssen. Ich möchte Sie eindringlich bitten, die 
notwendige Ruhe im Hause zu halten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Frau Kelly (GRÜNE): Es ist gesagt worden, wir 
hätten ein düsteres Horrorgemälde gemalt. Ich 
möchte wirklich alle, jeden einzelnen, dazu auffor-
dern, eine Kinderkrebsstation in der Bundesrepu-
blik zu besuchen und einen Tag dort zu verbringen. 
Danach wird man mir dann wohl bestätigen müs-
sen, daß dieses angebliche Horrorgemälde die Wirk-
lichkeit dort nicht einmal erfaßt. 
Ich möchte auch betonen, daß ich immer versucht 

habe, diese Initiativen überparteilich zu gestalten. 
Die Mitglieder der Kinderkrebs-Vereinigung, die 
ich initiiert habe, sind Mitglieder aller Parteien, 
nicht allein Mitglieder der GRÜNEN. Wie gesagt,  

die Initiativen, die durchgeführt worden sind, zum 
Téil unterstützt von Franz Alt, der CDU-Mitglied ist, 
waren überparteiliche Initiativen. 
Ich möchte in der kurzen mir zur Verfügung ste-

henden Zeit einen Brief zitieren, den eine leitende 
Kinderkrebsärztin mir geschrieben hat. Ich möchte 
ihn zitieren, weil er eigentlich alles sagt. Es heißt 
dort: 

Dürfen wir unsere Sorgen an einem ganz kon-
kreten Beispiel schildern: 

— Sie schickte mir das Photo eines Kindes mit. — 
Auf dem Photo seht ihr Sabine, 14 Monate alt, 
an einem bösartigen Tumor erkrankt. Vater ar-
beitslos, Mutter behindert, 

(Unruhe) 
— ich glaube, ich dürfte schon ein bißchen um Ruhe 
bitten — 

zwei kleine Geschwister im Haushalt. 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich möchte Sie noch einmal sehr eindringlich 
bitten, die notwendige Ruhe herzustellen, damit die 
Abgeordnete ihre Zeit nutzen und zu Ende reden 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktio

-

nen) 

Frau Kelly (GRÜNE): Die Männer führen sich hier 
auf dieser Seite des Saales wie in einem Kindergar-
ten auf. — 

Die Eltern können ihr Kind nur kurz besuchen. 
Fahrtkosten werden nur ersetzt, wenn ein 
„wichtiges ärztliches Gespräch" bescheinigt 
wird. Sabines Tumor konnte entfernt werden, 
die Metastasen durch hochdosierte Chemothe-
rapie zurückgedrängt werden. Jedoch bestehen 
bei der Ausdehnung nur 10% Chancen auf Hei-
lung. Deshalb haben wir uns zur Knochen-
markstransplantation entschlossen. Spender 
war der 3jährige Bruder, auch dieser mußte 
eine Woche hier allein bleiben. Ein so kleines 
Kind wurde jedoch bisher nicht dieser körperli-
chen Belastung (Ganzkörperbestrahlung) aus-
gesetzt. Dazu kommt die psychische Depriva-
tion, allein im Isolierzelt. Die Schwestern tun, 
was sie tun können. 

— Aber sie können bald nicht mehr. — 

Den  ganzen Tag haben sie nicht Zeit. Welche 
Auswirkungen wird das alles auf die spätere 
Entwicklung von Sabine haben? Wir brauchen 
konkrete Hilfe im Fall Sabine, die Verlänge-
rung unserer Betreuungsschwesternstelle ... 
über das Jahr 1986 hinaus. Bis dahin wird die 
Stelle von der Krebshilfe finanziert, aber was 
dann? Und wir brauchen dringend eine Bein-
raumeinheit für leukämiekranke Kinder und 
für Knochenmarkstransplantationen. Könnt 
ihr uns helfen? 

Dieser Brief ist stellvertretend für so viele Briefe 
— ich habe sie heute auch mitgebracht —, die deut-
lich machen, daß es bis jetzt kein dauerhaftes Fi- 
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Frau Kelly 
nanzierungsmodell für den seit langem anerkannt 
größeren Personalbedarf der Kinderkrebsstationen 
gibt. Daß diese Arbeit nicht völlig zusammenbricht, 
daß sie ein menschenwürdiges Maß gerade noch 
mühsam halten kann, ist u. a. den begrenzten und 
jetzt glücklicherweise verlängerten Modellmaßnah-
men der Bundesregierung zu verdanken, in erster 
Linie aber der finanziellen und personellen Unter-
stützung durch die Eltern. 

Ich möchte betonen: Wenn Krebs — ich appel-
liere hier an das Gewissen jedes einzelnen Abge-
ordneten — eine überparteiliche Frage ist, dann 
darf hier kein Fraktionszwang herrschen. Und so 
möchte ich an das Gewissen des einzelnen Abgeord-
neten appellieren, doch zu sehen, daß gegen Perso-
nalknappheit, mangelnde Ausbildung und auch 
Hilflosigkeit gegenüber der seelischen und sozialen 
Situation krebskranker Kinder und ihrer Familien, 
die das Bild bundesweit kennzeichnen, heute abend 
konkret etwas getan werden kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

In unserem Antrag haben wir dazu aufgefordert, 
daß die Bundesregierung dieses erweiterte Modell-
programm, besonders für psychosoziale Stellen 
dringend erforderlich, jetzt durchführt, bis eine — 
ich betone: — in der Verantwortung der Länder lie-
gende dauerhafte Lösung gefunden werden kann. 

Darum bitte ich Sie, diesem Antrag doch zuzu-
stimmen. Jeden einzelnen bitte ich. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag auf Drucksache 10/3193. 

(Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte Sie Platz zu 
nehmen. Wir kommen noch nicht zur namentlichen 
Abstimmung. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat getrennte Ab-
stimmungen über die Nr. 1, die Nr. 2 und die Nr. 3 
bis 10 beantragt. Darüber hinaus verlangt sie eine 
namentliche Abstimmung über die Nr. 2 des Ent-
schließungsantrags. 

Wir kommen nun zunächst zur Abstimmung über 
die Nr. 1 des Entschließungsantrags. Wer ihr zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Damit ist 
die Nr. 1 abgelehnt. 

Wir kommen nun zu Nr. 2 des Entschließungsan-
trags, und zwar in namentlicher Abstimmung. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, mit „Ja" zu 
stimmen. Wer dagegen stimmen oder sich der 
Stimme enthalten will, den bitte ich, die entspre-
chende Abstimmungskarte abzugeben. 

Aber vorher habe ich dem Haus etwas bekannt-
zugeben. Es liegt eine Vereinbarung zwischen den 
Geschäftsführern der Fraktionen vor, daß wir wäh-
rend der Auszählung den Rest des Entschließungs-
antrags zur Abstimmung stellen und die Tagesord-

nungspunkte 9 a und 9 b mit Kurzrunden behan-
deln werden. Im Anschluß daran findet eine kontro-
verse Abstimmung statt, also in ca. 15 Minuten. 

Nun, meine Damen und Herren, können Sie Ihrer 
Pflicht, namentlich abzustimmen, Genüge tun. 

Ist noch ein Mitglied des Hauses im Saal, das 
seine Stimme nicht abgegeben hat? 

(Zurufe: Ja!) 

Nun bin ich überzeugt, daß ich die Abstimmung 
endgültig schließen kann. — Ich bitte die Schrift-
führer, mit der Auszählung zu beginnen. 

Ich bitte die Damen und Herren, wieder Platz zu 
nehmen, damit wir die weiteren Abstimmungen in 
Ruhe durchführen können. — Ich möchte nunmehr 
zur Abstimmung über die Nummern 3 bis 10 des 
Entschließungsantrags auf Drucksache 10/3193 
kommen, möchte das Haus aber noch einmal bitten, 
etwas ruhiger zu werden. Ich bitte die Damen und 
Herren, Platz zu nehmen oder den Saal zu verlas-
sen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Auch die Bundesregie

-

rung!) 

Meine Damen und Herren; wer nunmehr den 
Nummern 3 bis 10 des Entschließungsantrags auf 
Drucksache 10/3193 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Danke schön. Ge-
genprobe! — Danke schön. Enthaltungen? — Damit 
ist der Antrag abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun-
mehr, wie vereinbart, zum Tagesordnungspunkt 9: 

a) Beratung der Sammelübersicht 67 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über einen 
Antrag zu einer Petition 
— Drucksache 10/2841 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 72 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/3099 — 

Zu Punkt 9 a liegen auf den Drucksachen 10/3191 
und 10/3192 Änderungsanträge der Fraktion DIE 
GRÜNEN und der Fraktion der SPD vor. 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
bis zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. 

(Anhaltende Unruhe) 

Ich möchte Sie noch einmal bitten, für die Frak-
tionssprecher nun die notwendige Ruhe herzustel-
len. 

Abgeordneter Horst Peter (Kassel) hat das Wort. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es ist ja ganz schön, einen vollen 
Saal zu haben, aber ein voller Saal, der sich nicht 
auf die Diskussion konzentriert, wirkt natürlich im-
mer störend. Deshalb bitte ich schon, das zweite zu 
versuchen. 

Die vorliegende Petition ist in mehrfacher Hin-
sicht bemerkenswert. 
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Peter (Kassel) 

Erstens. Die Initiative „Bremer Abrüstungspeti-
tion" hat ein Petitionsverfahren von über einem 
Jahr in Gang gesetzt, in dem sich über 5 500 Peten-
ten mit den Kernforderungen der Massenpetition 
auseinandersetzten und an den Bundestag wand-
ten. Die Kernforderungen waren: Stopp und Rück-
nahme der Stationierung von Pershing II und 
Cruise Missiles auf dem deutschen Boden; atomare 
Abrüstung in Ost und West; ABC-freie Zone in Eu-
ropa; kontinuierliche Senkung des Verteidigungs-
haushalts; 

(Anhaltende Unruhe) 

Veränderung der NATO-Strategie; Schaffung eines 
Systems gemeinsamer Sicherheit in Europa. 

Diese Petenten haben mehr als 676 Zusatzforde-
rungen zur Friedenspolitik und Abrüstung formu-
liert, die die gesamte Breite der friedenspolitischen 
Diskussion in der Bundesrepublik dokumentieren. 

Die Initiative „Bremer Abrüstungspetition" hat 
damit das Verdienst zu zeigen, daß die friedenspoli-
tische Diskussion in der Bevölkerung nicht tot ist, 
daß das Thema den Fachleuten in den Institutionen 
nicht zurückgegeben worden ist, daß aber auch der 
Dialog mit dem Bundestag durch diese Petenten 
gesucht wird. Dafür verdient die Initiative „Bremer 
Abrüstungspetition" — meine ich — den Dank des 
ganzen Hauses, zumindest derjenigen, die zuhören. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Zweitens ist bemerkenswert: Die Initiative hat 
sich im Laufe des Petitionsverfahrens zunehmend 
mit dem Petitionsrecht als politischem Teilhabe-
recht der Bürger beschäftigt. Daraus entstanden 
Initiativen zum Petitionsverfahren, die im Aus-
schuß vom materiellen Inhalt der Petition abgekop-
pelt worden sind, die aber vom Petitionsausschuß 
weiterverfolgt werden. 

Ich meine, dieses Engagement wird weiter wir-
ken bei der Einschätzung des Petitionsrechts als 
politischem Teilhaberecht im Deutschen Bundes-
tag. 

Drittens hat die Initiative das Petitionsverfahren 
begleitend ausgewertet und damit den Berichter-
stattern die Möglichkeit gegeben zu beurteilen, wel-
ches der Diskussionsstand innerhalb der Friedens-
bewegung ist — eine Tatsache, die im Petitionsaus-
schuß nachzuvollziehen von der CDU und der FDP

-

Fraktion abgelehnt wurde. Wir meinen, daß das 
nicht die richtige Art ist, mit Petitionen umzuge-
hen. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Bemerkenswerter als die Petition ist allerdings 
noch der parlamentarische Umgang mit der Peti-
tion. Die Petenten erwarteten das Aufgreifen durch 
das Parlament. Logisch wäre hier die Überweisung 
an die Fraktionen gewesen, um zum Ausdruck zu 
bringen, daß der Petitionsausschuß die Anliegen für 
geeignet hält, daß die einzelnen Fraktionen des 
Hauses in den Bereichen, in denen sie den materiel-
len Inhalt teilen, eigene Initiativen starten. Das zu 
erfahren ist eben auch das Recht der Petenten. Die 
Petition wäre dann gewissermaßen zum Prüfstein  

für die Sensibilität der Fraktionen des Bundestages 
gegenüber Forderungen aus der Bevölkerung ge-
macht worden. 

Was passiert ist, ist allerdings genau das Gegen-
teil. Die Mehrheit des Ausschusses hat die Anträge, 
eine Analyse der 676 Zusatzforderungen mit ent-
sprechenden Äußerungen in die Begründung aufzu-
nehmen, die Eingabe den Fraktionen des Deut-
schen Bundestages zur Kenntnis zu geben, die Ein-
gabe der Ad-hoc-Kommission „Parlamentsreform" 
oder dem Bundestagspräsidenten zur Kenntnis zu 
geben, die Haltung der Fraktionen in der Antwort 
an die Petenten zu erläutern, mit Mehrheit abge-
lehnt und die Petition insgesamt für erledigt er-
klärt, gleichgültig, ob der Petitionsinhalt noch in der 
Diskussion ist oder nicht. 

Dieses Verfahren wird von der SPD-Fraktion 
entschieden kritisiert. Die SPD-Fraktion wird die 
materiellen Inhalte der Petition im zuständigen Ar-
beitskreis weiter verfolgen, so wie das heute bei der 
Diskussion um die Strategische Verteidigungsiniti-
ative bereits geschehen ist. Wir bitten die Regie-
rungsfraktionen, den Bürgern zu zeigen, daß ihre 
Anliegen als ernsthafte Anliegen aufgegriffen wer-
den, hier im Plenum des Bundestages eine entspre-
chende Korrektur vorzunehmen und unserem Än-
derungsantrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Zum Antrag der GRÜNEN: Der eine Punkt 
stimmt mit unserem Antrag überein. Der andere 
Punkt findet nicht unsere Zustimmung, weil dort 
von einer anderen Zuständigkeit für die Weiterbe-
handlung der Petition ausgegangen wird. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Bevor ich dem näch-
sten Redner das Wort gebe, möchte ich das von den 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung über Nr. 2 des Entschließungsan-
trages der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
10/3193 bekanntgeben. Abgegebene Stimmen: 444. 
Mit Ja haben gestimmt: 195 Abgeordnete. Mit Nein 
haben gestimmt: 230 Abgeordnete. Enthaltun-
gen 19. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 442 Abgeordnete; davon 

j a: 	194 Abgeordnete 

nein: 	228 Abgeordnete 

enthalten: 19 Abgeordnete 

ungültig: 	1 

Ja 
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Bahr 
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Bindig 
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Paterna 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Purps 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Reimann 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schlaga 
Schlatter 
Schluckebier 
Frau Schmedt 
(Lengerich) 

Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schröder (Hannover) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Stobbe 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
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Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

fraktionslos 

Bastian 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Boroffka 
Braun 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Conrad (Riegelsberg) 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Dörflinger 
Dolata 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Feilcke 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. George  

Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Dr. Göhner 
Götzer 
Günther 
Dr. Hackel 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Kiechle 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Magin 
Marschewski 
Dr. Marx 
Dr. Mertes (Gerolstein) 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Pfeffermann 



9852 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 18. April 1985 

Vizepräsident Cronenberg 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Probst 
Rawe 
Repnik 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stommel 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 

Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

FDP 
Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Hoffie 
Hoppe 
Kohn 
Mischnick 
Möllemann 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Enthalten 

CDU/CSU 
Clemens 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Glos 
Keller 
Linsmeier 
Frau Männle 
Frau Dr. Neumeister 
Regenspurger 
Dr. Riedl (München) 
Frau Rönsch 
Dr. Rose 
Tillmann 
Graf von Waldburg-Zeil 

FDP 
Baum 
Dr. Feldmann 
Dr. Hirsch 
Dr. Graf Lambsdorff 
Neuhausen 

Ungültig 

SPD 

Frau Schmidt (Nürnberg) 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Göhner. 
— Offensichtlich ist der Abgeordnete nicht im 
Saal. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist doch da!) 

Ich gebe dem Herrn Abgeordneten Ronneburger 
das Wort. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich weiß nicht, wie es den Antrag-
stellern geht. Ich glaube für das Hohe Haus insge-
samt, aber doch wohl auch für alle einzelnen Abge-
ordneten feststellen zu können, daß es in der Ver-
gangenheit, in der Geschichte des Deutschen Bun-
destages kaum irgendeine Entscheidung gegeben 
hat, die in diesem Hohen Haus und auch außerhalb 
mit den Vertretern von Bürgerinitiativen, Friedens-
bewegungen usw. mit einer derartigen Intensität 
diskutiert worden ist. Es bedarf also keiner Auffor-
derung an den Deutschen Bundestag, das damals 
aufgetretene und entschiedene Problem erneut zu 
behandeln. Ich sage das mit allem Respekt vor je-
der Bürgerbewegung und vor jeder Initiative, die 
sich um politische Entscheidungen bemüht. 
Es kann ja wohl kein Zweifel daran bestehen, daß 

die Entscheidung, die am 23. November 1983 getrof-
fen worden ist, von denjenigen, die damals zuge-
stimmt haben, nicht etwa leichten Herzens, Herr 
Kollege Peter, getroffen worden ist, sondern nach 
sorgfältiger, gewissenhafter und verantwortungsbe-
wußter Prüfung aller Umstände, die im Vorfeld die-
ser Entscheidung erwogen worden sind. Dies soll-
ten wir den Antragstellern in Bremen mit aller 
Deutlichkeit sagen und sollten es hier in diesem 
Hohen Hause auch einander nicht so darstellen, als 
hätten wir nicht mit genügender Sorgfalt erwogen, 
um was es bei dieser Entscheidung damals im Deut-
schen Bundestag gegangen ist. 
Die Zeit von fünf Minuten reicht sicherlich nicht 

aus, um die Hintergründe der damaligen Entschei-
dung hier erneut darzustellen und erneut zu bele-
gen, warum wir eine bestimmte Entscheidung ge-
troffen haben, bei der wir heute allerdings feststel-
len können, daß die damals negativen Voraussagen, 
die an unsere Entscheidung gebunden waren, sich 
nicht erfüllt haben, Herr Kollege Peter, und daß es 
nicht zu einem endgültigen Abbruch der Verhand-
lungen über eine Reduzierung von Mittelstrecken-
raketen gekommen ist, sondern daß diese Verhand-
lungen wieder in Gang sind und, wenn ich das rich-
tig verstehe, j a wohl vom ganzen Deutschen Bun-
destag mit besten und intensivsten Wünschen nach 
Erfolg begleitet werden. 
Ich sage noch einmal: Die FDP-Fraktion dieses 

Hohen Hauses hat hohen Respekt vor jenem Bür-
ger, der sich in seinem Verantwortungsbereich und 
in seiner Beteiligung an politischen Entscheidun-
gen um seinen Einfluß bemüht, aber die letzte Ent-
scheidung und Verantwortung kann verfassungs-
rechtlich und vom Verständnis unserer Aufgabe 
hier als Abgeordneter diesem Hohen Hause und 
keinem einzigen Abgeordneten, der hier in irgend-
einer entscheidenen Frage mit Ja oder Nein stimmt, 
nicht abgenommen werden. 

Vizepräsident Cronenberg: Sie gestatten eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Peter? 

Ronneburger (FDP): Bitte schön, Herr Präsident. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Kollege Ronneburger, 
sind Sie der Meinung, daß alle diese Ausführungen, 
die Sie gemacht haben, geeignet sind, die befriedi- 
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Peter (Kassel) 

gende Antwort auf 676 Einzelforderungen zu geben, 
die weit über die Diskussion der von Ihnen ange-
sprochenen Fragen hinausgehen? 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege, ich bin aller-
dings der Meinung, daß eine Petition, die davon aus-
geht, daß nach ihrem, der Petenten Eindruck hier 
im Bundestag eine Entscheidung gegen die Mehr-
heit der Bevölkerung getroffen worden sei, uns 
nicht aus der Verantwortung für unsere Entschei-
dung entläßt. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich glaube auch nicht, daß die zusätzliche Forde-
rung, einen solchen Eindruck etwa durch eine Mei-
nungsumfrage bei möglicherweise einigen tausend 
Bürgern zu erhärten, eine ähnliche oder vergleich-
bare Wirkung haben könnte. 

Bei allem Respekt vor denjenigen, die sich mit 
Ihrer Petition an uns gewandt haben, sei noch ein-
mal gesagt: Ich bin bereit, meine Verantwortung zu 
meinem Teil zu tragen und bitte jeden in diesem 
Hohen Hause, das in gleicher Weise zu tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Bürgerin-
nen und Bürger! Kolleginnen und Kollegen! Das 
Petitionsrecht, um das es im Moment geht, ist ein 
zentrales bürgerliches Grundrecht, das dem eigent-
lichen Souverän, dem Volk, die Mitwirkung er-
laubt. 

(Beckmann [FDP]: Aha!) 

Ich darf aus der Petition, von der hier die Rede 
ist, zitieren: 

Die Entscheidung vom 22. November 1983 im 
Deutschen Bundestag ist nach unserer Ein-
schätzung gegen den Mehrheitswillen des Vol-
kes zustande gekommen. Zwischen der Mehr-
heit der Abgeordneten Ihres Hauses und uns 
besteht nach dem 22. November eine Vertrau-
enskrise. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich meine, es ist ein glücklicher Zufall, daß wir am 
heutigen Tage, wo wir heute morgen über die soge-
nannte Strategische Verteidigungsinitiative disku-
tiert haben, über diese sogenannte Massenpetition 
zu befinden haben. 

(Seiters [CDU/CSU]: Sie sogenannter 
GRÜNER!) 

wir werden sehen, wie CDU und CSU, die so oft den 
Bürgerwillen bemühen, in der Praxis mit dem Bür-
gerwillen umgehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich darf weiter aus der Petition unter der Über-
schrift „Repräsentativer Absolutismus", vor allen 
Dingen an diese Seite des Hauses gerichtet, zitie-
ren: 

Selbst Massenproteste, von Millionen Bürgern 
getragen, prallen am repräsentativen System 

ab. Teilhabe, Kern jeder Demokratie, findet 
nicht statt. Kritiker des Bonner Regierungssy-
stems sprechen von der Aushöhlung des Ethos 
der Repräsentation, von der Schwundstufe re-
präsentativer Demokratie, von repräsentati-
vem Absolutismus. Die Freiheit des Mandats 
wird mißverstanden als Freiheit von Verpflich-
tungen gegenüber dem Volk. 

Und jetzt hören Sie weiter gut zu: 

Gutwillige Abgeordnete klagen, sie würden 
über wesentliche Fragen nicht oder aber zu 
spät informiert. Die schleichende Machtverla-
gerung von der Legislative zur Exekutive hat 
den Verfall des Ansehens des Parlaments be-
schleunigt. Zahlreiche Bürger erwarten vom 
Bundestag kaum etwas. 

Soweit das Zitat aus einer Petition, mit der sich 
Bürgerinnen und Bürger — der Kollege Peter hat 
es gesagt: über 5 000 — an uns, an ihre Volksvertre-
ter, wenden. Und wie gehen wir mit dieser Petition 
um? Was schlagen Sie vor? — Sie als erledigt zu 
behandeln. Das hätten Sie gerne! Die Probleme sind 
mitnichten erledigt. Das ist heute morgen deutlich 
geworden. Diese Bundesregierung ist absolut unfä-
hig, die Probleme, die mit der Strategischen Vertei-
digungsinitiative verbunden sind, realistisch, ehr-
lich zu benennen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Widersprüche innerhalb dieser Koalition sind 
für mich heute morgen in einer dramatischen Weise 
deutlich geworden, ebenso die Unverantwortlich-
keit, mit der Sie sich immer noch auf den 6. März 
1983 berufen. 

(Seiters [CDU/CSU]: Das ist nun mal so in 
einer Demokratie, mein Lieber! Das haben 
Sie noch nicht kapiert! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Warten Sie mal lieber ab, wer uns dann wählt! 

(Hornung [CDU/CSU]: Wollen sie die 
Mehrheit ignorieren?) 

— Ich referiere hier, was Bürger sagen, nicht, was 
GRÜNE sagen. Ich referiere nur. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sex mit Kindern!) 

Die Petenten bezeichnen den Umgang, den der 
Petitionsausschuß vorgeschlagen hat, als eine 
Schwundstufenpetition. Herr Kollege Peter hat auf 
die über 600 Forderungen, die angeblich erledigt 
sind, hingewiesen. Ich will nur einige zitieren, die 
hier in dem sogenannten Beschwerdeschreiben ste-
hen, das Sie vermutlich alle nicht gelesen haben; 
aber das ist ja nur typisch. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Hören Sie gut zu! Das ist am 14. Februar ge-
schrieben. Da sehen Sie mal, wie die Bürger aufpas-
sen und wie wenig Sie davon mitbekommen. 

Wodurch halten Sie Beschwerden und Bitten zu 
der Frage der Stationierung von Weltraumwaffen, 
insbesondere auch eine Beteiligung der Bundesre- 
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publik Deutschland an solchen Plänen, für erle-
digt? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unerhört!) 

— Ja, es ist unerhört, daß Sie das als erledigt be-
trachten. 

Oder, eine weitere nicht erledigte Forderung — 
das war 1977; da waren wir noch nicht da —: Wo-
durch halten Sie Beschwerden über die Hinaus-
schiebung der Ratifizierung der Zusatzprotokolle 
zur Genfer Rot-Kreuz-Konvention seit 1977 und, 
hieraus resultierend, die Bitte um einen endlich am 
Völkerrecht orientierten Verzicht auf die Andro-
hung des Ersteinsatzes atomarer Waffen für erle-
digt? 

Oder: Wodurch halten Sie Bitten und Beschwer-
den zu den geplanten neuen Zivilschutzgesetzen, Si-
cherstellungsgesetzen und zum Kriegsdienstver-
weigerungsverfahren für erledigt? Sind sie denn 
nicht direkt von den Gesetzgebungsverfahren be-
troffen? 

Ich kann diesem Petenten nur zustimmen: Diese 
Fragen sind mitnichten erledigt. 

Ich komme zum Schluß. Was ich jetzt sage, richte 
ich auch an die Adresse der SPD-Fraktion. Es han-
delt sich um die einzige im Moment anhängige so-
genannte Massenpetition, und es geht um die Fra-
ge, wie wir in einem solchen Verfahren mit den 
Bürgern direkt Kontakt aufnehmen können. Im 
April befaßt sich die Ad-hoc-Kommission mit genau 
diesen Fragen. Wir halten es für einen untragbaren 
Umgang mit den Zielen der Bürger, die in dieser 
Petition zum Ausdruck kommen, vor diesem April-
datum diese Petition für erledigt zu erklären. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Pesch. 

Pesch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Entscheidung 
zur Durchführung des NATO-Doppelbeschlusses ist 
im Herbst 1983 hier im Deutschen Bundestag gefal-
len. Eine große Mehrheit der Abgeordneten hat sich 
damals aus den wohlbekannten Gründen und im 
Blick auf die Notwendigkeiten für den Nachrü-
stungsbeschluß ausgesprochen. Das Procedere die-
ser Entscheidung ist nicht zuletzt durch höchstrich-
terliche Entscheidung in Karlsruhe bestätigt wor-
den. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Da irren Sie!) 

Die Rückkehr der beiden Großmächte an den 
Verhandlungstisch in Genf zeigt die Richtigkeit der 
Annahme, daß durch den Nachrüstungsbeschluß 
die Abrüstungsgespräche keineswegs abgebrochen 
wurden, und zeigt, daß es nicht zutrifft, daß, wie 
SPD und GRÜNE damals behaupteten, eine neue 
Eiszeit anbrechen würde. SPD und GRÜNE und 
alle, die sich an der Kampagne gegen den NATO-
Doppelbeschluß beteiligt haben, haben die damalige 
Diskussion um diesen Beschluß im Herbst 1983 ver-

loren, und zwar nicht durch einen bloßen Abstim-
mungsmechanismus in diesem Hause 

(Zuruf von den GRÜNEN: Natürlich!) 

— diesen Abstimmungsmechanismus will der Kol-
lege Peter von der SPD ja auch für den Petitions-
ausschuß geltend machen —, sondern durch die 
überzeugende Kraft der Argumente der Befürwor-
ter des Nachrüstungsbeschlusses. Meine Damen 
und Herren, diese Argumente wurden und werden 
von der Mehrheit des Volkes getragen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Stimmt ja gar 
nicht!) 

Es kann nicht angehen, daß nach dieser verlore-
nen Diskussion nun der Petitionsausschuß zum 
Austragungsort parteipolitischer Auseinanderset-
zungen gemacht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich halte es für sehr 
bedenklich, den Petitionsausschuß als Vehikel zu 
benutzen, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

um eine erneute Behandlung des Nachrüstungs-
beschlusses durch Regierung und Parlament zu er-
reichen. 

Die von den Petenten aufgeworfenen Fragen und 
aufgestellten Forderungen haben bis auf den heuti-
gen Tag eindeutige und wohlbegründete Antworten 
erhalten. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Es ist bedauerlich, wenn Kollegen in diesem Hause 
die Haltung der CDU/CSU-Mitglieder so darstellen, 
als ob bei ihnen grundsätzlich kein Interesse daran 
bestünde, Fragen der Abrüstung und Friedenssiche-
rung jetzt und in Zukunft zu diskutieren. Wir kön-
nen nur immer wieder betonen, daß diese Diskus-
sion nicht in den Petitionsausschuß gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Im Petitionsausschuß ist nichts, ist gar nichts vom 
Tisch gefegt worden, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

sondern der Ausschuß hat in einer umfassenden 
Begründung dargestellt, warum er die Bremer Ab-
rüstungspetition mit Mehrheit als erledigt ansieht. 

Zu den von den Petenten erhobenen Forderungen 
ist noch einmal festzuhalten, daß sich an den zu 
gebenden Antworten nichts geändert hat. Das Bei-
spiel der belgischen Regierungs- und Parlaments-
entscheidung zugunsten der Nachrüstung einein-
halb Jahre nach unserem Beschluß zeigt, daß nach 
wie vor ein dramatischer Rüstungsvorsprung der 
Sowjetunion besteht. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Die haben halt 
auch eine rechte Mehrheit!) 

Meine Damen und Herren, wenn, wie die Petenten 
behaupten, in der Bundestagsdebatte vom Herbst 
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1983 eine Reihe von Sachverhalten unbekannt ge-
wesen wären, die, wenn sie bekannt gewesen wä-
ren, die Stationierung von Pershing II und Cruise 
Missiles verhindert hätten, so hätten doch diese 
Sachverhalte, wenn sie tatsächlich existieren wür-
den, die Überlegungen des NATO-Partners Belgien 
maßgeblich beeinflussen müssen. 
Die CDU/CSU-Fraktion ist der Auffassung, daß 

Regierung und Parlament in Fragen der Nachrü-
stung wie in Fragen der Abrüstung und der Frie-
denssicherung ganz allgemein in Vergangenheit 
und Gegenwart alles nur Denkbare zur Sachaufklä-
rung beigetragen und eine korrekte Tatsachenfest-
stellung vorgenommen haben. 

Wir halten das Vorgehen des Petitionsausschus-
ses in dieser Frage für korrekt und werden den 
Änderungsanträgen von SPD und GRÜNEN nicht 
zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse zunächst 
über den Änderungsantrag der GRÜNEN auf 
Drucksache 10/3191 abstimmen. Wer diesem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über den Änderungsantrag 
der SPD auf Drucksache 10/3192 abstimmen. Wer 
diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses auf Drucksache 10/2841 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußemp-
fehlung ist angenommen. 

Meine Damen und Herren, zu Punkt 9 b der Ta-
gesordnung wird das Wort nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Petitionsausschusses auf Druck-
sache 10/3099 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung des Pe-
titionsausschusses ist angenommen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge

-

brachten Entwurfs eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 
— Drucksache 10/3079 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federfüh-
rend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache ein Beitrag bis zu zehn Minuten für 
jede Fraktion vereinbart worden. Wünscht jemand  

das Wort zur Geschäftsordnung? — Herr Abgeord-
neter Porzner hat das Wort. 

Porzner (SPD): Herr Präsident, Sie haben eben 
gesagt, daß der Ältestenrat die Debattenzeit für 
eine Kurzdebatte vereinbart hat. Als der Altesten

-

rat dies vor drei Wochen vereinbarte, wußten wir 
nicht, daß es heute eine zusätzliche dreistündige 
Aussprache gibt. Diese hatten wir heute vormittag. 

Nur deshalb und weil es auf Mitternacht zugeht und 
weil es sich bei den Tagesordnungspunkten 7 und 8 
um erste Beratungen handelt, beantrage ich, ohne 
mich mit irgend jemandem verständigt zu haben, aus 
Gründen, die ich nicht weiter zu erläutern brauche, 
diese beiden Tagesordnungspunkte ohne Aussprache 
zu behandeln. Wir werden Gelegenheit haben, in den 
Ausschüssen und bei der zweiten und dritten Bera-
tung im Plenum über diese Dinge zu reden. 

Mein Antrag hat also nichts mit der Bedeutung 
der Themen zu tun, die damit angesprochen sind. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Wünscht 
jemand, gegen den Geschäftsordnungsantrag des 
Abgeordneten Porzner zu sprechen? — Der Abge-
ordnete Bueb hat das Wort. 

Bueb (GRÜNE): Meine Damen und Herren, wir 
sind gegen den Geschäftsordnungsantrag der SPD, 
weil wir die beiden Punkte für so bedeutend halten, 
daß darüber beraten werden sollte. Mich wundert 
es eigentlich, daß die SPD einen solchen Antrag 
stellt, da sie doch immer betont, daß sie soziale Fra-
gen ordnungsgemäß und vor allen Dingen sehr ver-
antwortlich behandeln will. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. Ich lasse 
darüber abstimmen. Wer dem Geschäftsordnungs-
antrag des Abgeordneten Porzner zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Wir kommen also zur Abstim-
mung ohne Aussprache. 
Wir kommen nunmehr zur Abstimmung zu Punkt 

7 der Tagesordnung. Der Ältestenrat schlägt vor, 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 10/3079 an den 
Auschuß für Jugend, Familie und Gesundheit — zur 
federführenden Beratung —, an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung — zur Mitberatung — 
sowie an den Haushaltsausschuß — zur Mitbera-
tung und gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung — 
zu überweisen. Wer diesen Überweisungsvorschlä-
gen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? 
— Die Überweisung ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Müller (Schweinfurt), Wimmer (Neuötting), 
Frau Blunck, Dr. Enders, Immer (Altenkir-
chen), Kißlinger, Dr. Klejdzinski, Oosterge-
telo, Pfuhl, Sander, Dr. Schmidt (Gellersen), 
Frau Weyel, Wolfram (Recklinghausen) und 
der Fraktion der SPD 
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Sozial gerechte Verteilung der Bundeszu-
schüsse in der Altershilfe für Landwirte 
— Drucksache 10/2360 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Haushaltsausschuß 

Auch hierzu haben wir soeben beschlossen, ohne 
Aussprache zu verfahren. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag auf 
Drucksache 10/2360 an den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung — zur federführenden Bera-
tung —, an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten und den Haushaltsausschuß — 
zur Mitberatung — zu überweisen. Gibt es ander-
weitige Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann 
darf ich um Zustimmung für diese Vorschläge bit-
ten. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 10 und 11 der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung der Zivilprozeßordnung und ande-
rer Gesetze 
— Drucksachel0/3054 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Vogelsang, Lutz, Kuhlwein, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Absicherung des An-
spruchs auf Arbeitslosenhilfe für „einstufig" 
ausgebildete Lehrer und Juristen 
— Drucksache 10/3019 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Das Wort zu diesen Tagesordnungspunkten wird 
nicht gewünscht. Der Ältestenrat schlägt Ihnen die 
Überweisung der Gesetzentwürfe auf den Druck-
sachen 10/3054 und 10/3019 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vor. Gibt es ander-
weitige Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann 
darf ich davon ausgehen, daß das so beschlossen 
ist. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Standort des Seeamtes Flensburg 
— Drucksache 10/2839 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. Die SPD-Frak-
tion hat die Überweisung des Antrags auf Druck-
sache 10/2839 an den Verkehrsausschuß beantragt. 
Gibt es Widerspruch gegen diesen Antrag? — Das 
ist nicht der Fall. Dann darf ich dies als beschlossen 
betrachten. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr (14. 
Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Daubertshäuser, Duve, Dr. Apel, Glombig, 
Gobrecht, Klose, Paterna, Schmidt (Ham-
burg), Berschkeit, Buckpesch, Kretkowski, 
Hettling, Ibrügger, Kuhlwein und der Frak-
tion der SPD 
Abteilung Seeverkehr — Bundesministerium 
für Verkehr 
— Drucksachen 10/1884, 10/2848 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Bühler (Bruchsal) 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Verkehr auf 
Drucksache 10/2848 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Somit ist der Antrag abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 
Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über den Abschluß eines Abkommens 
in Form eines Briefwechsels zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
Spanien über eine spezifische Finanzhilfe 
zur Erleichterung und Beschleunigung der 
Kapazitätsanpassung in der spanischen Fi-
scherei 
— Drucksachen 10/2390 Nr. 5, 10/3061 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Eigen 

Das Wort wird offensichtlich nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten auf Drucksache 10/3061 zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — 

(Freiherr  von Schorlemer [CDU/CSU]: Die 
GRÜNEN sind gegen Spanien! Das ist in- 

teressant!) 

— Enthaltungen? — die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses ist damit angenommen. 

Ich rufe die Zusatztagesordnungspunkte 2 und 3 
auf: 

2. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes-
regierung 
Aufhebbare Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 6/84 — Erhö

- hung des Zollkontingents 1984 für Bananen) 
— Drucksachen 10/3002, 10/3198 — 
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Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schwörer 

3. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes-
regierung 
Aufhebbare Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 2/85 — Zoll-
kontingent 1985 für Bananen) 

— Drucksachen 10/3003, 10/3199 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Schwörer 

Der Ausschuß empfiehlt, die Aufhebung der Ver-
ordnung nicht zu verlangen. 

Ich lasse über die Vorlagen gemeinsam abstim-
men. Wer den Beschlußempfehlungen des Aus-
schusses für Wirtschaft auf den Drucksachen 10/ 
3198 und 10/3199 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. —  

(Zuruf von den GRÜNEN: Bananenre

-

publik!) 

Wer stimmt dagegen? — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die GRÜNEN 
stimmen gegen die Bananen!) 

Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist an-
genommen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Freitag, den 19. April 1985, für 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 23.16 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 19. 4. 
Dr. Enders ** 18. 4. 
Esters 19. 4. 
Franke (Hannover) 19. 4. 
Dr. Götz 19. 4. 
Grünbeck 18. 4. 
Hiller (Lübeck) 18. 4. 
Ibrügger *** 19. 4. 
Jaunich 19. 4. 
Dr. Kreile 19. 4. 
Menzel 18. 4. 
Metz 19. 4. 
Neumann (Bramsche) * 18. 4. 
Petersen 19. 4. 
Polkehn 19. 4. 
Poss 18. 4. 
Reddemann * 18. 4. 
Frau Roitzsch (Quickborn) 18. 4. 
Schmidt (Hamburg) 19. 4. 
Schmidt (Wattenscheid) 19. 4. 
Schmitz (Baesweiler) 18. 4. 
von Schmude 18. 4. 
Schreiner 19. 4. 
Stockhausen 19. 4. 
Dr. Stoltenberg 19. 4. 
Vogt (Kaiserslautern) 19. 4. 
Voigt (Sonthofen) 19. 4. 
Dr. Warnke 19. 4. 
Weirich 18. 4. 
Wieczorek (Duisburg) 19. 4. 
Dr. Wittmann 19. 4. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
*** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Ver-

sammlung 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Köhler auf die Fragen 
des Abgeordneten Duve (SPD) (Drucksache 10/3175 
Fragen 8 und 9): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Zunahme der staat-
lich sanktionierten Morde in Guatemala im Lichte ihrer Ab-
sicht, diesem Land verstärkte Entwicklungshilfe zukommen 
zu lassen? 

Erwägt die Bundesregierung die Absage des Besuchs von 
Bundesminister Dr. Warnke, oder welche anderen Maßnah-
men sind geplant, die geeignet sind dazu beizutragen, daß 
den grausamen Menschenrechtsverletzungen in Guatemala 
Einhalt geboten wird? 

Zu Frage 8: 

Über die Menschenrechtslage in Guatemala lie-
gen unterschiedliche Berichte vor. Nach dem Be- 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

richt des vom Ausschuß der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte eingesetzten Berichterstatters 
Lord Volville of Culross ist über die Urheberschaft 
und Täterschaft bei einzelnen Menschenrechtsver-
letzungen oft keine Klarheit zu gewinnen. Man muß 
jedoch davon ausgehen, daß es in diesem Land noch 
immer Gewaltanwendung und Menschenrechtsver-
letzungen durch staatliche und militärische Stellen 
wie durch linke und rechte Extremisten des Unter-
grunds gibt. 

Von einer verstärkten Entwicklungshilfe der 
Bundesregierung kann nicht die Rede sein. Bei der 
Finanziellen Zusammenarbeit stehen der Regie-
rung nur Mittel aus Zusagen der früheren sozial-
liberalen Koalition zur Verfügung. In der Techni-
schen Zusammenarbeit steht die Weiterführung ei-
nes Berufsausbildungsvorhabens an, das bereits die 
sozial-liberale Koalition begonnen hatte. 

Zu Frage 9: 

Herr Bundesminister Dr. Warnke wird seinen Be-
such dazu nutzen, sich weiter über die Lage in Gua-
temala zu informieren. Seine Gespräche werden 
entsprechend der politischen Zielsetzung der Bun-
desregierung dazu dienen, die Kräfte in Lateiname-
rika zu ermutigen und zu stärken, die sich für die 
Gewährleistung der Menschenrechte und demokra-
tischen Entwicklung einsetzen. Im übrigen bemüht 
sich die Bundesregierung auf verschiedenen Wegen 
um die Aufklärung von Menschenrechtsverletzun-
gen und bringt diese in geeigneter Weise zur 
Sprache. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Grünbeck (FDP) (Drucksache 
10/3175 Frage 23): 

Sieht die Bundesregierung konkrete Möglichkeiten, um 
das weitere Vordringen österreichischer Firmen im Bau- und 
Ausbaugewerbe im südbayerischen Raum einzugrenzen? 

Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte 
dafür, daß österreichische Firmen des Bau- und 
Ausbaugewerbes im südbayerischen Raum weiter 
vordringen. Vielmehr sprechen die Zahlen der in 
Südbayern im Rahmen von Werkverträgen einge-
setzten Arbeitnehmer österreichischer Firmen für 
einen nicht unerheblichen Rückgang der Tätigkeit 
von Unternehmen aus dem Nachbarland. So waren 
nach Angaben des Landesarbeitsamtes Südbayerns 
im Jahre 1984 durchschnittlich nur noch 320 Arbeit-
nehmer österreichischer Firmen in ganz Südbayern 
im Rahmen von Werkverträgen eingesetzt. 1981 wa-
ren es noch rund 1 400 Personen gewesen. Bei ei-
nem Teil dieser Verträge handelt es sich um Unter-
aufträge deutscher Baufirmen. 

Zu diesem Rückgang hat die restriktive Praxis 
bei der Erteilung der Arbeitserlaubnis für solche 
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Arbeitnehmer und die erfolgreiche Bekämpfung 
der illegalen Beschäftigung eigener Arbeitnehmer 
durch österreichische Firmen beigetragen. 

Für weitere Maßnahmen sieht die Bundesregie-
rung keine Notwendigkeit und Möglichkeit. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Weng (Gerlingen) (FDP) (Druck-
sache 10/3175 Frage 47): 

Ist die Bundesregierung bereit, in Zukunft dafür Sorge zu 
tragen, daß bei gastlichen Veranstaltungen, Empfängen und 
ähnlichen Anlässen des Bundeskanzlers, der Mitglieder der 
Bundesregierung sowie der Botschafter der Bundesrepublik 
Deutschland nicht nur Weißwein einheimischer Produktion, 
sondern entgegen der seitherigen Gepflogenheit auch Rot-
wein, z. B. der hervorragenden Sorten Trollinger, Burgunder 
und Lemberger, angeboten wird? 

Bei offiziellen Essen der Bundesregierung wer-
den in der Regel deutsche Weißweine, deutsche Rot-
weine und deutscher Sekt gereicht. So werden z. B. 
während der nächsten Wochen bei den verschie-
denen Essen und Empfängen aus Anlaß des Bonner 
Wirtschaftsgipfels, des WEU-Ministertreffens sowie 
bei bilateralen Veranstaltungen wie beim Besuch 
des amerikanischen Präsidenten und des japani-
schen Ministerpräsidenten ausschließlich deutsche 
Weine und Sekte gereicht, wobei die Bundesregie-
rung bemüht ist, ausgesuchte Erzeugnisse sämtli-
cher deutschen Weinanbaugebiete möglichst ausge-
wogen zu berücksichtigen. 

Nur in Ausnahmefällen wird gelegentlich auch 
ausländischer Rotwein angeboten. Die Bundesre-
gierung sieht darin eine Höflichkeitsgeste insbe-
sondere bei Besuchen in Ländern mit einer großen 
eigenen Weintradition. 

Die Leiter und Angehörigen der deutschen diplo-
matischen und konsularischen Vertretungen im 
Ausland sind seit langem angewiesen, soweit wie 
möglich bei gesellschaftlichen Veranstaltungen 
deutsche Nahrungsmittel und Getränke zu servie-
ren. Sie bemühen sich in diesem Rahmen, vor allem 
auch deutsche Weine zu servieren. Dabei kann der 
Preis des Weines jedoch nicht unberücksichtigt 
bleiben. Die Leiter und die Angehörigen der Aus-
landsvertretungen sind gehalten, die ihnen zur Ver-
fügung stehenden knapp bemessenen Mittel für ge-
sellschaftlichen Aufwand so sparsam wie möglich 
einzusetzen, damit ein möglichst großer Erfolg er-
zielt werden kann. Die Mittel konnten seit einigen 
Jahren nicht mehr erhöht werden. Das Auswärtige 
Amt ist nicht in der Lage, zusätzliche Mittel für 
gesellschaftlichen Aufwand bereitzustellen, damit 
stets — ohne Rücksicht auf die Kosten — deutsche 
Weine serviert werden können. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Hedrich (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3175 Frage 48): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage und die Ent-
wicklung im Sudan nach der Machtübernahme durch Gene-
ral Suwar El-Dahab? 

Die Machtübernahme durch General Suwar El-
Dahab ist eine innere Angelegenheit des Sudan, in 
die die Bundesregierung sich nicht einmischt. Die 
Bundesregierung verfolgt die weitere Entwicklung 
mit Aufmerksamkeit. 

Gut eine Woche nach den Vorgängen in Khar-
toum ist eine abschließende Beurteilung der Lage 
noch nicht möglich. Die ersten Erklärungen des mi-
litärischen Führungsrates sind jedoch ermutigend. 

Die Bundesregierung hofft, daß die neue Regie-
rung sobald wie möglich die Voraussetzungen 
schaffen kann, die für die Wiederherstellung der 
nationalen Einheit des Sudans und die Überwin-
dung der schwerwiegenden Wirtschaftsprobleme, 
die durch die Dürrekatastrophe noch verschärft 
wurden, erforderlich sind. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Frage des 
Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3175 Frage 65): 

Ist die Bundesregierung zu einer Gesetzesinitiative bereit, 
mit der § 142 Strafgesetzbuch (unerlaubtes Entfernen vom 
Unfallort) dahin gehend geändert wird, daß ein Unfallbetei-
ligter nicht bestraft wird, wenn er, eventuell eingegrenzt auf 
Sachschäden, den Unfall innerhalb von 24 Stunden meldet? 

Die Einführung eines besonderen Straf milde-
rungs-  oder Strafbefreiungsgrundes für den Fall der 
Unfallflucht bei einer verspäteten Meldung ist nach 
Ansicht der Bundesregierung nicht zu befürworten. 
Diese Frage ist bereits vom Sonderausschuß für die 
Strafrechtsreform vor der Neufassung des § 142 
StGB eingehend geprüft und mit Mehrheit verneint 
worden. 

Wenn Sie, Herr Kollege, eine nähere Begründung 
wünschen, bin ich gerne bereit, diese Ihnen schrift-
lich zu geben. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
10/3175 Fragen 66 und 67): 

Ist die Rechnung des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Häfele (Handelsblatt vom 22. Februar 1985) zutreffend, 
daß für Kauf- oder Bauwillige eines Einfamilienhauses bis zu 
einem Preis von 275 000 DM (ohne Kosten für das Grund-
stück) das geltende Recht günstiger ist als das von der Bun-
desregierung neu beschlossene? 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen, bei denen der 
unerfüllte Wunsch nach dem Erwerb von Wohneigentum be-
sonders groß ist, nach der Konzeption der Bundesregierung 
faktisch schlechter gesteilt werden als nach dem geltenden 
Recht? 

Es trifft zu, daß für Bau- oder Kaufwillige eines 
Einfamilienhauses oder einer Eigentumswohnung 
ohne Kinder bis zu Herstellungs- oder Anschaf-
fungskosten von 275 000 DM das geltende Recht 
günstiger ist. Denn in die Rechnung wurde der er-
weiterte Schuldzinsenabzug nach § 21 a Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes einbezogen. In einer 
Vielzahl von Fällen ist also dem Bauwilligen zu 
raten, nicht länger mit seiner Bau- oder Kaufent-
scheidung für ein Einfamilienhaus oder eine Eigen-
tumswohnung zu warten. 

Dabei ist aber zu bedenken, daß der erweiterte 
Schuldzinsenabzug ausschließlich mit dem Ziel der 
Anstoßwirkung für Wirtschaft und Beschäftigung 
durch das Haushaltsbegleitgesetz 1983 eingeführt 
worden ist. Er ist von vornherein auf 3 Baujahr-
gänge beschränkt worden. Er hat die Anstoßwir-
kung erreicht. 

Ein Vergleich der steuerlichen Förderung von 
Wohneigentum in Form des selbstgenutzten Einfa-
milienhauses oder der selbstgenutzten Eigentums-
wohnung nach heutigem Recht mit der von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Neuregelung, in 
den der erweiterte Schuldzinsenabzug nicht hinein-
gehört, kommt zu dem Ergebnis, daß kein Fall 
denkbar ist, in dem die neue Förderung ungünsti-
ger wäre. Dies ergibt sich aus der Tatsache, daß der 
Höchstbetrag für die geförderte selbstgenutzte ei-
gene Wohnung auf 300 000 DM angehoben und die 
Kinderförderung auf das erste Kind ausgedehnt 
werden soll. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/3175 Frage 68): 

Wird der Bundesminister der Finanzen dem Antrag des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung folgend un-
verzüglich weitere Haushaltsmittel aus Haushaltsresten von 
1984 und weitere Verpflichtungsermächtigungen für bau-
wirksame Verstärkungsmittel des Bundes für Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen freigeben, und über welche Beträge 
kann die Arbeitsverwaltung nach dieser Entscheidung in den 
nächsten Wochen verfügen? 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schrei-
ben vom 28. März 1985 zugestimmt, daß die in das 
Haushaltsjahr 1985 übertragenen Ausgabereste für 
die verstärkte Förderung von Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen (Kapitel 11 12 Titelgruppe 01) bis zur 
Höhe von 43,351 Millionen DM im Haushaltsjahr 
1985 verwendet werden. Er hat ferner seine Einwil-
ligung zur Inanspruchnahme des gesperrten Teils  

der Verpflichtungsermächtigung bis zur Höhe von 
12,5 Millionen DM erteilt. 

Die entsprechenden Haushaltsmittel sowie die 
Verpflichtungsermächtigung sind inzwischen der 
Bundesanstalt für Arbeit zur Bewirtschaftung zuge-
wiesen worden. Damit stehen der Bundesanstalt im 
Haushaltsjahr 1985 Ausgabemittel in Höhe von ins-
gesamt 93,351 Millionen DM sowie eine Verpflich-
tungsermächtigung in Höhe von 25 Millionen DM 
zur Verfügung. Ausgabemittel und Verpflichtungs-
ermächtigung können auch für bauwirksame Maß-
nahmen verwendet werden. Erfahrungsgemäß wer-
den die Verstärkungsmittel vornehmlich für inve-
stive Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen eingesetzt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage 
des Abgeordneten Grünbeck (FDP) (Drucksache 
10/3175 Frage 69): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um auf 
eine Verbesserung der wettbewerbsverzerrenden Freimen-
genregelung im deutsch-österreichischen Grenzverkehr hin-
zuwirken? 

Während die deutsche Zollregelung für den klei-
nen Grenzverkehr neben einer beschränkten Frei-
menge von Tabakwaren, Tee und Kaffee einen Frei-
betrag von 60,— DM für andere Waren vorsieht, 
kennt das österreichische Zollrecht eine Freigrenze 
nur insofern, als ein Abgabenbetrag bis zu 10 Schil-
ling nicht erhoben wird und damit Waren bloß bis 
zu etwa 7,— DM Wert abgabenfrei belassen 
werden. 

Durch die niedrige österreichische Freigrenze 
wird der deutsche Grenzhandel benachteiligt, da die 
österreichischen Besucher praktisch nichts einkau-
fen können. Außerdem wirkt sich diese Regelung 
ungünstig auf die kürzlich vereinbarten Erleichte-
rungen der Grenzkontrollen an der deutsch/öster-
reichischen Grenze aus, weil Reisende im kleinen 
Grenzverkehr von dem „Plakettenverfahren" ausge-
schlossen sind, sofern sie Waren mit einem Wert 
von mehr als 7,— DM mitführen. 

Die Bundesregierung hat bei verschiedenen Gele-
genheiten auf eine Änderung der unzeitgemäßen 
österreichischen Regelung gedrängt. Die österrei-
chische Seite hat mehrfach zu erkennen gegeben, 
daß eine Änderung der geltenden Bestimmungen in 
Aussicht genommen ist. Sie hat bereits bei den wirt-
schaftspolitischen Kontaktgesprächen 1981 den 
Entwurf einer Zollgesetznovelle übergeben, deren 
Inkrafttreten für Mitte 1982 erwartet worden war, 
die aber bis jetzt noch nicht verabschiedet werden 
konnte. Danach sollte für Bewohner des österreichi-
schen Zollgrenzbezirks für die Einfuhr von Waren 
aus dem gegenüberliegenden Zollausland die Zoll-
freiheit auf 500 Schilling (etwa 70,— DM), davon 50 
Schilling (etwa 7,— DM) für Lebensmittel, festge-
setzt werden. 
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Die Bundesregierung wird weiterhin mit allen ge-
eigneten Mitteln auf eine Änderung der österreichi-
schen Regelung drängen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Carstensen (Nordstrand) 
(CDU/CSU) (Drucksache 10/3175 Fragen 70 und 
71): 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob und 
wie das Referenzpreissystem für Karpfen beim Import aus 
Drittländern, insbesondere aus Ungarn und der CSSR, unter-
laufen wird? 

Welche Vorkehrungen sind unternommen worden, um die 
in Belgien grassierende Afrikanische Schweinepest von den 
Mast- und Zuchtbeständen in der Bundesrepublik Deutsch-
land abzuhalten? 

Zu Frage 70: 

Die Bundesregierung hat keine Nachweise dar-
über, daß das Referenzpreissystem für Karpfen un-
terlaufen wird. Die Einhaltung der Referenzpreise 
wird vom Bundesamt für Ernährung und Forstwirt-
schaft überwacht. Die Importeure teilen dem Bun-
desamt am Tag der Einfuhr per Telex Herkunfts-
land, die Menge, Wert und Durchschnittspreise frei 
Grenze mit. Binnen einer Woche sind die entspre-
chenden Originalbelege dem Bundesamt vorzu-
legen. 

Den in der Vergangenheit schon wiederholt vor-
getragenen Vermutungen der Erzeugervertreter, 
die Referenzpreise für Karpfen würden unterlau-
fen, ist die Bundesregierung schon mehrfach nach-
gegangen. Verschiedenartige Überprüfungen (z. B. 
Betriebsprüfungen bei Importeuren, Gewichtsüber-
prüfungen der Ladungen der Lastkraftwagen) ha-
ben keine Nachweise über Referenzpreisunter-
schreitungen ergeben. 

Zu Frage 71: 

Am 8. März 1985 wurde im Königreich Belgien 
Afrikanische Schweinepest in sechs Schweinehal-
tungen und am 17. März 1985 in weiteren drei 
Schweinehaltungen festgestellt. Die Seuchenherde 
lagen alle in einem umgrenzten Gebiet der Provinz 
Westflandern. Zwischen den betroffenen Betrieben 
bestanden Kontakte durch Personenverkehr und 
Tierhandel. Nach dem 17. März 1985 sind weitere 
Ausbrüche der Afrikanischen Schweinepest in Bel-
gien nicht mehr vorgekommen. 

Zum Schutze gegen eine Einschleppung der Seu-
che in die Bundesrepublik Deutschland wurden 
durch Rechtsverordnungen des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 
11., 14. und 21. März sowie vom 15. April 1985 jeweils 
der Lage angepaßte Einfuhrverbote und -beschrän-
kungen für lebende Schweine, Schweinefleisch und 
daraus hergestellte Erzeugnisse sowie für von 
Schweinen stammende Produkte, wie z. B. Borsten, 
Klauen und Häute, erlassen. Die Maßnahmen ent-
sprachen den Entscheidungen, die von der EG- 

Kommission nach Beratung im Ständigen Veteri-
närausschuß auf der Grundlage der anzuwenden-
den Veterinärrichtlinien der EWG erlassen wur-
den. 

Bis zum 24. März 1985 war die Einfuhr von 
Schweinen und Schweinefleisch sowie von Schwei-
nen stammender Produkte aus dem gesamten belgi-
schen Staatsgebiet verboten. Danach wurde das 
Verbot auf Herkünfte aus der belgischen Veterinär-
zone I, die die Provinz Westflandern und Teile der 
Provinzen Ostflandern und Hennegau umfaßt, be-
schränkt. Angesichts des günstigen Verlaufes wird 
mit Wirkung vom 18. April 1985 eine weitere Locke-
rung in Kraft treten. Ab diesem Datum wird das 
Einfuhrverbot für frisches Schweinefleisch und 
Schweinefleischerzeugnisse nur noch für das en-
gere Seuchengebiet, bestehend aus den betroffenen 
Gemeindebezirken, gelten. Wegen der besonderen 
Gefahr, die von mitgeführter Reiseverpflegung aus-
gehen kann, bleibt jedoch das Verbot der Einfuhr 
von Fleisch und Fleischerzeugnissen im Reisever-
kehr — wie bisher — aus ganz Belgien bestehen. 

Die zuständigen Veterinärbehörden der Bundes-
länder wurden über die Lage in Belgien ständig 
unterrichtet und auf die besondere Berücksichti-
gung dieses Geschehens bei den Diagnose- und 
Kontrollmaßnahmen aufmerksam gemacht. Dar-
über hinaus wurde die Bundesforschungsanstalt für 
Viruskrankheiten der Tiere in Tübingen angewie-
sen, auf die Labordiagnose der Afrikanischen 
Schweinepest, die besonderer Erfahrung bedarf, 
vorbereitet zu sein. Der Anstalt wurde zu diesem 
Zweck auch das Arbeiten mit dem Virus der Afrika-
nischen Schweinepest erlaubt, was wegen der Ge-
fahr einer eventuellen Verschleppung dieses ge-
fährlichen Erregers üblicherweise nicht gestattet 
ist. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/3175 Fragen 72 und 73): 

Welche Maßnahmen haben die Bundesregierung und die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft eingeleitet, um 
den Rindfleischmarkt zu stützen, und welche Auswirkungen 
werden gegebenenfalls davon erwartet? 

Wie schätzt die Bundesregierung die Entwicklung der 
Schweinepreise in den nächsten Wochen ein, und ist sie 
eventuell gewillt, in Brüssel eine Erhöhung der Exporterstat-
tung für Schweinefleisch zu beantragen? 

Zu Frage 72: 

Auf wiederholtes Drängen der Bundesregierung 
hat die EG-Kommission Anfang April 1985 die vor-
übergehende Wiedereinführung von EG-Beihilfen 
für die private Lagerhaltung von Rindfleisch be-
schlossen. Beihilfeanträge können in der Zeit vom 
15.-26. April 1985 für Hälften sowie Hinter- und 
Vorderviertel aller Rinderkategorien gestellt wer-
den. Die Frist für die Einlagerung dieses Fleisches 
beträgt 28 Tage, die Lagerdauer 9-12 Monate. Wie 
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bei der EG-Beihilfeaktion im Herbst 1984 kann das 
eingelagerte Rindfleisch nach 2monatiger Lager-
dauer exportiert werden. Obwohl die Beihilfebeträ-
ge um 10 % niedriger festgesetzt sind als bei der vor-
angegangenen Aktion, ist das Interesse an der 
neuen Beihilfeaktion im Bundesgebiet sehr rege. 

Zur weiteren Stützung des Rindfleischmarktes 
hat die EG-Kommission ab 23. März. 1985 eine An-
hebung der Exporterstattungen für lebende 
Schlachtrinder um durchschnittlich + 14 % und für 
Zuchtrinder um + 7,3 % vorgenommen. 

Aufgrund dieser Maßnahme kann damit gerech-
net werden, daß sich die Kuhpreise, die bereits An-
fang April 1985 eine leicht steigende Tendenz auf-
weisen, in den nächsten Wochen weiter erholen und 
auch bei Jungbullen eine Stabilisierung der Markt-
lage eintritt. 

Zu Frage 73: 

Die Marktpreise für Schlachtschweine waren im 
1. Quartal 1985 überraschend stabil und liegen im 
Bundesdurchschnitt — einschließlich Mehrwert-
steuer — zur Zeit noch um rund 5 Prozent über dem 
vergleichbaren Vorjahresniveau. In den nächsten 
Wochen sind saisonübliche Preisschwankungen je-
doch nicht auszuschließen. Sollte sich die Marktsi-
tuation wesentlich verschlechtern, wird sich die Bun-
desregierung bei der EG-Kommission kurzfristig für 
die Einführung einer Beihilferegelung für die private 
Lagerhaltung von Schweinefleisch einsetzen. Diese 
Maßnahme hat sich in den vergangenen Jahren zur 
Marktstabilisierung bewährt und meist schnelle Wir-
kung gezeigt. Auch die Möglichkeit einer verstärkten 
Ausfuhrförderung sollte in einer solchen Situation 
geprüft werden, obwohl die Exportmöglichkeiten in 
Drittländer nicht sehr groß sind. 
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